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Bemerkung zu dieſem Bande 

Das Erſcheinen dieſes Bandes der Zeitſchrift des Weſtpreußiſchen Geſchichts⸗ 
vereins hat ſich, allen Bemühungen der Schriftleitung zum Trotz, leider ſehr erheblich 
verzögert. Im Hinblick auf die gewaltigen Kraftanſtrengungen unſeres Volkes im 
Kampfe um ſeine Exiſtenz und Freiheit, womit ſelbſtverſtändlich auch gewiſſe leicht zu 
verſchmerzende Ausfälle und Anregelmäßigkeiten im Leben der Heimat zwangsläufig 
verbunden ſind, bedarf es aber wohl einer e een Ne Ber: 
zögerung nicht. 

Im Einvernehmen mit dem Vorſtand des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins hat 
der Herausgeber die Zeitſchrift einigen zweckmäßig erſcheinenden Anderungen ſowohl 
inhaltlicher Art als auch in der äußeren Geſtaltung unterzogen. Die Zeitſchrift bringt 
nunmehr im I. Teile größere Abhandlungen und Aufſätze, im II. Teile kleinere wiſſen⸗ 
ſchaftliche Mitteilungen und Beiträge und im III. Teile gewichtigere wiſſenſchaftliche 
Buchbeſprechungen. Ihren alten wiſſenſchaftlichen Geiſt wahrend, ſoll die Zeitſchrift 
in der Wahl der Mitarbeiter wie der Themen künftig in verſtärktem Maße den 
Belangen unſeres ganzen neuen Reichsgaus Danzig -⸗Weſtpreußen, namentlich auch 
den gegenwartsnahen Problemen unſeres e und ſeiner Nachbarſchaft, 
Rechnung tragen. 
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Das Danziger Akademiſche 5 
ne im Zeitalter der Aufklärung . 


Von 5 er 


l. 
Das akademiſche Ge in Danzig von 1558 bis 1758 


Das Gymnaſium im Zuſammenhang mit den Schulgründungen der Reformation 
die bevorzugte Stellung des Gymnaſiums — fein Verhältnis zum Collegium 
Scholarchale — das Collegium Scholarchale — die gehrziele. e 


Im Zuge der geiſtigen Bewegung der Reformation wurde in Danzig im 
Jahre 1558 das Gymnasium Academicum sive Illustre errichtet. Dieſen 
Namen, den es ſeiner Mittlerſtelle zwiſchen Aniverſität und Gymnaſium ver⸗ 
dankte, indem es die Studioſos auf die Aniverſität vorbereitete, ihnen aber 
auch eine im Gebiet des Oſtens anerkannte wiſſenſchaftliche Bildung vermit⸗ 
telte, die ſie zur Abernahme von Staatsämtern befähigte, erhielt die Anſtalt 
erſt ſeit etwa 1630. Bis dahin diente die Schule als „Partikular“, d. h. ihrer 
urſprünglichen Beſtimmung gemäß als Vorbereitung auf das Vollſtudium. 
Als Unterkunft wurde ihr das aus dem Anfang des 15. Jahrhunderts ftam- 
mende Franziskanerkloſter angewieſen, das nur noch wenige Mönche bewohn— 
ten und von dieſen nach gütlicher Abereinkunft mit m Rat der Stadt zur 
Verfügung geſtellt wurde ). i 

Das Gründungsjahr 1558 entſpricht Aſofern ber 3 0 Entwicklung, 
als die Reformation in den von der Krone Polen abhängigen Gebieten des 
deutſchen Oſtens erſt ſpäter zur Anerkennung gelangte als in dem Preußen 
des Markgrafen Albrecht, der bereits 1525 begonnen hatte, ſein Land der 
neuen Lehre zuzuführen. Zwar hatten die Danziger ſchon 1525, nachdem ihr 
Artikelbrief, der die rechtlichen und wirtſchaftlichen Forderungen der Bürger 
ſchaft enthielt, nicht ohne Widerſtand durch den Rat angenommen war, den 
Bau einer griechiſchen Schule in Angriff genommen. Als Raum hatte man ihr 
das Franziskanerkloſter zugewieſen. Der Ambau wurde begonnen, und in 
Briefen an Luther und Bugenhagen, in denen vorzugsweiſe kirchliche Einrich- 
tungen beſprochen wurden, war auch von der Entſendung eines Leiters für 
dieſe neue Schule die Rede. Aber die rückläufige Bewegung, die durch den 
Abereifer religiöſer Schwärmer in Danzig hervorgerufen wurde, und der Sieg 
der alten Obrigkeit ſetzten dem Plan vorläufig ein Ende. Erſt als Danzig 1557 
durch Sigismund II. die Religionsfreiheit beſtätigt erhielt, wurde die lange 
ähh g Schulgründung verwirklicht. Wenig ſpäter erhielten, auch die 


— 


9 In gleicher Weiſe batte der Bremer Rat für feine 1528 eröffnete evangelische 
gelehrte Schule die Raumfrage gelöſt, als er das von Dominikanern bewohnte 
Katharinenkloſter durch einen „Vordrachte twusken dem Rade unde den ſchwar⸗ 

ten Monneken“ an fi brachte. Vgl. Entholt: . d. Bremer nn bis dur 
Mitte des 18. Jahrhunderts. Bremen 1899, S. 1. N 
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beiden anderen großen Städte des Preußenlandes, Thorn und Elbing, das 
Recht der Religionsfreiheit. Thorn richtete 1568, alſo 10 Jahre nach Danzig, 
eine gelehrte Schule ein, während in Elbing bereits 1535/36 ein Partikular 
eröffnet worden war, zu deſſen erſten Rektor der Holländer Wilhelm Gnaphaeus 
berufen wurde. Die Anſtalt litt unter dem Mißtrauen der Kirche, deren hef— 
tigſte Angriffe ſich gegen ihren geiſtigen Führer, Gnaphaeus, richteten, der 1541 
Elbing verlaſſen mußte und in Königsberg ehrenvolle Aufnahme fand. 

In den mittleren Jahrzehnten des 16. Jahrhunderts vollzieht ſich eine für 
die Schulgeſchichte bedeutſame Entwicklung, von der beſonders das Gelehrten- 
ſchulweſen betroffen wird. Reformation und Humanismus ſuchen ihre Nach⸗ 
folge zu ſichern und ſehen in der Schule den geeigneten Ort, ihre Lehre zu 
feſtigen. Die Reformation wendet aus praktiſchen Aberlegungen der Schule 
ihre Aufmerkſamkeit zu. In ihr ſollen die künftigen Kirchendiener herangebildet 
werden, und da die kirchliche Aufſicht auf die Landesherrn übergeht, nimmt 
auch der Staat an dem Wachstum der Schule Anteil. 95 

In Preußen förderte Markgraf Albrecht eifrig den Neubau oder die Am⸗ 
geſtaltung vorhandener Schulen im Geiſte der Reformation. In Königsberg 
kam zu den bereits vorhandenen lateiniſchen Trivialſchulen auf dem Kneiphof 
und in der Altſtadt noch die Löbenicht'ſche Pfarrſchule (bis 1531) hinzu. Da 
ihre Leiſtungen anſcheinend nicht genügten, um dem Staat tüchtige Prediger, 
Richter und Beamten zu ſtellen, ordnete der Markgraf 1541 die Begründung 
eines Partikulars an, das unter ſeinen Lehrern auch den erſten Rektor des 
Danziger Gymnaſiums, Johannes Hoppe, zählte. Hoppe konnte ſeine dortigen 
Erfahrungen zuerſt als Rektor der Kulmer Akademie (1554), ſeit Dezember 
1555 als Rektor in Elbing und dann als Leiter der Danziger Anſtalt ver- 
werten. Schon dieſer Hinweis zeigt, daß Danzig, ungeachtet ſeiner politiſchen 
Sonderſtellung, mit dem geiſtigen Leben des nordoſtdeutſchen Raumes enge 
Fühlung hält. ö a 8 

Von Königsberg aus, wo 1544 die erſehnte Gründung der Aniverſität er⸗ 
folgte, ſpann Albrecht feine Fäden weiter. Die Gründung des Partikulars 
in Raftenburg geſchah auf ſeine Veranlaſſung, andere Schulen, die zur Ani⸗ 
verſität entließen, befanden ſich in Marienwerder, Rieſenburg, Hohenſtein, 
Neidenburg und Paſſenheim. Die in Tilſit, Lyck und Saalfeld 1586/87 gegrün⸗ 
deten Lateinſchulen, die 1599 in Fürſtenſchulen umgewandelt wurden, ver: 
dankten ihr Daſein ebenfalls dem Eifer des Landesherrn. N 
Ohne Anſpruch auf Vollſtändigkeit zu erheben, zeugt dieſe Aufzählung 
von der Lebendigkeit, mit der die oſtdeutſchen Lande an dem Ambruch der Zeit 
beteitigt waren. Die Geſchichte des Danziger Gymnaſiums hat an dieſem 
geſämkdeultſchen Erlebnis teil. N 
Während dle bf her genannten Gymnaſien und Lateinſchulen den Zwecken 
det Reſbrnition dienten, waren die Akademie in Kulm und das Seminar 
in Bräunsberg Einrichtungen der Gegenreformation. Die Kulmer Schule war 
bereits 1473 durch u ne Genehmigung entſtanden, konnte aber nicht in 

{ ee Air küchtigen Lehrern und den nötigen Mitteln fehlte. 
alt ſchien es, als oß nach ihrer Erneuerung im Jahre 1554 unter dem Rektor 
Johannes Hoppe ndie Reformation ſich durchſetzen wollte, doch konnte ſich Hoppe, 
der in Wittenberg ſtudiert hatte, gegen den Anwurf der Ketzerei nicht halten 
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und nahm eine Berufung nach Elbing an. Kulm geriet ſpäter ganz in die Ab- 
hängigkeit von dem 1651 dort errichteten Prieſterſeminar. Das Matrikel - 
verzeichnis von 1692 und den folgenden Jahren führt überwiegend polniſche 
Namen, während die deutſche Bevölkerung ihre Jugend nach auswärts ſchickte. 
Das Braunsberger Seminar wurde auf Veranlaſſung des ermländiſchen 
Biſchofs Hoſius gegründet, der zu den tatkräftigſten Eiferern der Gegenrefor⸗ 
mation zählt. Sein Ziel war eindeutig ausgerichtet „ad profectum et commu- 
nem utilitatem ecclesiae“ ). Das Seminar unterſtand der Aufſicht der Jeſuiten, 
und ſeine Schüler mußten ſich verpflichten, als Geiſtliche in der Diözeſe zu 
verbleiben. Die Entwicklung beider Anſtalten verläuft abſeits von den refor- 
matoriſchen Gründungen der deutſchen Städte. 

Von dieſen behielten viele, beſonders in den preußiſchen Städten, nur ört. 
liche Bedeutung und überdauerten mit Mühe den großen Ambau im Anfange 
des 19. Jahrhunderts. Bevorzugt waren naturgemäß die Schulen der volk; 
reichen Städte, weil hier die Mittel reichlicher floſſen und Einrichtungen ge- 
troffen wurden, die den Ruf der Schule über die Stadtgrenze verbreiteten. 
In Königsberg blieben die Lateinſchulen in dienender Stellung gegenüber 
der Aniverſität, auf deren Beſuch ſie ihre Schüler vorbereiteten. Elbings Ruhm 
wurde durch die mächtigere Nachbarſtadt Danzig verdunkelt, in Thorn dagegen 
verdankte das Gymnaſium ſein Anſehen der Wirkſamkeit des Bürgermeiſters 
und Protoſcholarchen Stroband, auf deſſen Veranlaſſung eine Suprema classis 
eingerichtet wurde, in der die Anfänge der Theologie, Philoſophie, Rhetorik, 
Mathematik, Phyſik und Medizin gelehrt wurden. Dieſe Klaſſe ſollte kein 
Erſatz für die Aniverſitätsſtudien ſein, ſondern in ſie einführen (ut cognoscant 
prima artium elementa) ). Infolgedeſſen war der Zuzug von auswärts bejon- 
ders ſtark, zumal Thorn als eine ſtreng evangeliſche Stadt angeſehen wurde. 
Stroband, der in Straßburg mit der Schule Sturms bekannt geworden war, 
beabſichtigte die Erhöhung ſeiner Schöpfung zu einer gemeinſamen Hochſchule 
der deutſchen Städte des Königlichen Preußens, um der fortichreitenden 
Gegenreformation durch dieſen Sammelpunkt aller deutſchen evangeliſchen 
Kräfte des Landes entgegentreten zu können. Die Ausführung ſcheiterte an 
der Aneinheitlichkeit und dem mangelnden Willen der Beteiligten ). 

So gewann allmählich das Danziger Partikular, begünſtigt durch die wirt- 
ſchaftliche und politiſche Lage der Stadt, einen Vorſprung vor den anderen 
Schulen. Sein deutſches und proteſtantiſches Gepräge blieb unbeſtritten und 
mußte nicht gegen äußere Feinde verteidigt werden. Die politiſche Anabhän⸗ 
gigkeit Danzigs geſtattete einen unbeeinflußten Ausbau nach dem Willen der 
Stadtväter. In natürlichem Wachstum entſtanden die Lehrſtühle für Theologie, 
mit der zugleich das Rektorat verbunden wurde, für Jura und Geſchichte, 
Phyſik und Medizin, für Philoſophie, Beredſamkeit und Poeſie, griechiſche 
und orientaliſche Sprachen und für Mathematik. Dieſe 7 Lehrſtühle waren 


) Braun, Geſch. d. Kgl. Gymn. zu Braunsberg während ſeines 300jährigen Be- 
ſtehens. Braunsberg 1865, S. 16. 

3) E. Waſchinski: Das T Thorner Stadt. und Landſchulweſen 1569 / 1779/3, Danzig 

1915. S. 23. 

) Vgl. Th. Schieder: Deutſcher Geiſt und ſtändiſche Freiheit im Weichſellande 
vom Beginn der Reformation bis . Ende der ee Herrſchaft, © S. 28 f., 
Königsberg 1940. = 
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ſtändig beſetzt, und der Rat wachte durch ſorgfältige Auswahl und Berufungen 
anerkannter Lehrer über das Anſehen der Schule. Das führte bald zu einer 
Trennung der unteren Klaſſen von den beiden Oberklaſſen, der Prima und 
Sekunda, deren Lehrbetrieb akademiſch war, während dort handwerkliche Schul⸗ 
arbeit getrieben wurde. Der Bedeutung des Gymnaſiums und der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Leiſtung der Profeſſoren entſprach auch ihre geſellſchaftliche und wirt: 
ſchaftliche Stellung. Während andernorts der Lehrſtand als eine drückende 
Laſt empfunden wurde, der man durch Übernahme einer Pfarrſtelle zu ent⸗ 
gehen ſuchte, galt in der Blütezeit des Gymnaſiums eine Berufung nach Danzig 
als Auszeichnung. Zudem waren die Profeſſuren neben dem Gehalt durch 
Nebeneinkünfte aus öffentlichen Verpflichtungen und Privilegien ſo reichlich 
ausgeſtattet, daß eine Anſtellung gleichzeitig eine wirtſchaftliche Verbeſſerung 
bedeutete. Häufig nahmen die Profeſſoren Anlaß, zu den religiöſen und poli- 
tiſchen Meinungen des Tages ihre Anſicht zu äußern; beſonders in den 
Streitigkeiten zwiſchen Reformierten und Lutheranern ſpielte das Gymnaſium 
eine ausſchlaggebende Rolle. Die Profeſſoren fühlten ſich nicht an die Schul⸗ 
ſtube gebunden, und ihnen war die. Klage ihrer Amtsgenoſſen über das 
„desudare in pulvere 'scholastico® unbekannt. Im Gegenteil ermunterte der 
Rat fie durch Geldgeſchenke zur Fortſetzung ihrer wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
und ſah es gern, wenn ſie ihm ihre Schriften widmeten. Dieſen Amſtänden 
und der glücklichen politiſchen und wirtſchaftlichen Lage Danzigs verdankte 
das Gymnaſium ſein Anſehen, das es weit über die Grenzen der Stadt neben 
der Aniverſität Königsberg zu der bedeutendſten Bildungsſtätte des Oſtens 
erhob. Geiſtesgeſchichtlich blieb es dem norddeutſchen Raum verbunden und 
erlebte den Ablauf von Blüte und Verfall wie alle Schulgründungen der Re- 
formation, die an dem überkommenen Lehrgebäude feſthielten an ne den 
Forderungen eines neuen Zeitalters nicht anpaßten. i 


Die bevorzugte Stellung des Gymnaſiums zeigte ſich auch in ſeinem Ver. 
hältnis zur Schulaufſichtsbehörde, dem Collegium Scholarchale. Seit etwa 
1600 beſtand dieſes Collegium aus einem Bürgermeiſter als Protoſcholarchen 

— ſpäterhin war er ſtets der Alteſte — und aus 3 Scholarchen, die dem Nate 
angehörten. Seit den Konkordaten von 1678, in denen das Verhältnis der 
Ordnungen zum Rat geklärt wurde, beſtimmte man: „Daß das Collegium 
Scholarchale aus allen Ordnungen beſetzet und denen aus dem Rath zwo Per- 
ſonen des Gerichts und vier aus der 3. Ordnung zugeordnet, dieſem Collegio 
die Annehmung aller Schullehrer, wie auch die Aufſicht über die Schulen auf⸗ 
a die an am en. aber allein vom Rath und 


den Profeſſoren und Lehrern die Gehälter aus und war für den Zustand des 
Gebäudes und der Wohnungen verantwortlich. Nur bei gußerordentlichen 
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Ausgaben erfolgte die Bewilligung über den Rat durch die Ordnungen. 
Die Profeſſoren ſahen in den Scholarchen ihre übergeordnete Behörde, der 
ſie ihre Wünſche und Klagen vorzubringen hatten)). 

Die Einrichtung des Collegium Scholarchale als Verwaltungsbehörde 
entſpricht nicht einer Eigenart der Danziger Verfaſſung, ſondern findet ſich 
auch in anderen Städten. In Bremen ſtanden an der Spitze des Gymnaſiums 
2 Scholarchen und zwar der jüngſte Bürgermeiſter und einer der Ratsherrn, 
in Thorn beſtand das Scholarchat aus einem Bürgermeiſter als Proto- 
ſcholarchen und je einem Vertreter des Rats und der Schöffen. Dazu traten 
der Rektor, ein Profeſſor und der Kollege der 3. Klaſſe, der bei den Sitzungen 
das Amt des Schreibers zu verſehen hatte). Für die 3 Fürſtenſchulen in T Tilſit, 
Lyck und Saalfeld war ein gemeinſamer Oberſcholarch in Königsberg einge⸗ 
ſetzt, während z. B. in Lyck der Erzprieſter den Anterricht zu überwachen hatte 
und der Amtshauptmann die äußeren Angelegenheiten der Schule beſorgte ). 

Neben dem Gymnaſium unterſtanden dem Collegium Scholarchale in Danzig 
auch die anderen Stadtſchulen, die ihrer Entſtehung nach Pfarrſchulen waren 
und bereits vor der Reformation beſtanden hatten. Dazu gehörten die Pfarr- 
oder Marienſchule, die Schulen an den Kirchen von St. Johann und St. Ka- 
tharinen, der Bartholomäi- und Barbarakirche, die alle coangeliſch waren, 
während die Reformierten an der Peter- und Paulkirche cine Schule unter- 
hielten. An dieſen Trivialſchulen fiel dem Unterricht im Lateiniſchen der Haupt⸗ 
anteil der Stundenzahlen zu. Das war nicht außergewöhnlich, ſondern entſprach 
den Bedürfniſſen der Zeit. Ein Abergang von den oberſten Klaſſen der en 
e auf das Gymnaſium war daher möglich. 

Zu den weiteren Aufgaben des Collegium Scholarchale dere die Aber⸗ 
wachung des Anterrichtes und die Sorge für die Erhaltung der einmal er— 
reichten Leiſtungsfähigkeit des Danziger Schulweſens. Die Scholarchen pflegten 
durch ihre Anweſenheit bei den Prüfungen ihre Teilnahme an dem Schulweſen 
zu beweiſen und überzeugten ſich an Ort und Stelle von den Ergebniſſen der 
Schularbeit. Bekannt iſt die Tagebuchaufzeichnung des franzöſiſchen Geſand— 
ſchaftsſekretärs Ogier aus dem Jahre 1635, in Danzig ſei die Geſandſchaft, 
die ſich einige Zeit hier aufhielt, mit einer lateiniſchen Anſprache empfangen 
worden, „ja von dem Augenblicke, daß wir nach Preußen gelangten, war es, 
als hätten wir das alte Latium betreten, denn Alles wurde lateiniſch ver- 
handelt“). Dieſe Anerkennung iſt zugleich ein Zeugnis für den Erfolg des 
Lateinunterrichtes, der an allen Danziger Schulen, nn N an dem 
Gymnaſium betrieben wurde. 

Der Hinweis Ogier's, daß die Verbande lateinisch geführt wurden, 
macht die Bevorzugung des lateiniſchen Sprachunterrichtes verſtändlich. Latein 
war in jener Zeit die Weltſprache, der ſich Gelehrte und Diplomaten be⸗ 
dienten, und auch die Kirche verlangte zum Verſtändnis ihrer Quellenſchriften 
die Kenntnis des Lateiniſchen. Danzig hatte ſchon auf Grund feiner beherr- 


0 Vgl. Gottfried Lengnich, Jus publicum Civ. Ged., Quellen u. Darſt. z. Geſch. 
Weſtpr., Hsgb. O. Günther, Bd. I., Danzig 1900, S. 314 ff. 

e) E. Waſchinski, das Thorner Stadt. u. Landſchulweſen, S. 17. 

5) E. Bernecker, Geſch. d. Kgl. Gymn. zu Lyck, Königsberg 1891, S. 4. 

‘) Löſchin, Beiträge zur: Geſchichte Danzigs, Danzig 1837, II, S. 19f. 
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ſchenden politiſchen Stellung und der damit verbundenen Notwendigkeit, häufig 
Verhandlungen, beſonders mit Polen, führen zu müſſen, auf eingehende Pflege 
des lateiniſchen Sprachunterrichtes zu achten. Das Gymnaſium war in erſter 
Linie berufen, die ſpäteren Staatsdiener zu erziehen und achtete daher auf die 
Erfüllung dieſer Forderung. | | 

Der Lehrplan entſprach im 16. und 17. Jahrhundert den Forderungen der 
Reformation und des Humanismus. Nach ihnen richtete ſich jede Schulordnung 
der Zeit. So gab die „Constitutio Scholae Thorunensis“ die religiöſe und fitt- 
liche Erziehung und die wiſſenſchaftliche Ausbildung“) als doppelten Zweck 
der Schule an. Johannes Sturm, der Schöpfer der berühmten Straßburger 
Schule, ſah dieſes Doppelziel in dem „vir bonus et doctus“ verwirklicht. 
Der Humanismus ſuchte den Wünſchen der Kirche entgegenzukommen. Daher 
ſtellte er die „pietas“ als wichtigſten Erziehungsgrundſatz auf. Dieſe „pietas“ 
mußte aber „sapiens“ und „eloquens“ ſein. Die Mittel ihrer Erwerbung 
waren rerum cognito, orationis elegantia und religio. Im Vordergrund der 
Schularbeit ſtand die eloquentia, während auf Aniverſitäten und Akademien 
die sapientia erworben wurde. Das unermüdliche Studium der Alten war 
die Vorausſetzung, um dem bewunderten Vorbild nahezukommen. Cicero und 
Demoſthenes waren die Lehrer der Redekunſt, Vergil, Horaz und Homer 
galten als die ſchönſten Beiſpiele echter Dichtung 1). Neben die Beherrſchung 
der lateiniſchen Sprache trat die Kenntnis des Griechiſchen, die zum Ber: 
ſtändnis des N. T. erforderlich war, aber auch das Gefühl für den Geiſt der 
Antike erſchließen ſollte. Auch die Anfänge des Hebräiſchen wurden gelehrt. 
Zu den weiteren Lehrgegenſtänden gehörte die Muſik. Hoppe, der erſte Rektor 
des Gymnaſiums, hatte ſie 1554 in das Programm aufgenommen, in dem er 
von der Erneuerung der Kulmer Schule Anzeige gab. Ein weiteres Hauptfach 
war ſelbſtverſtändlich der Religionsunterricht, in dem die Schüler nicht nur 
den Katechismus lernten, ſondern zu Disputierübungen über die Lehren der 
Kirche angeleitet wurden u). Häufig fand die Schule der Reformationszeit 
den Weg zur Gffentlichkeit und gab dabei den Schülern Gelegenheit, ihre 
Kenntniſſe und Fortſchritte zu beweiſen. Neben den jährlichen oder halbjähr- 
lichen Prüfungen, die vor Eltern und gelehrten Bürgern der Stadt abgehalten 
wurden, fanden die Aufführungen von Schulkomödien allgemeine Aufmerkſam⸗ 
keit. In Danzig wurde dieſer Brauch unter dem Rektor Heinrich Moller 
(1560/67) gepflegt, der jährlich eine lateiniſche und eine deutſche Komödie 
einüben ließ, deren Stoffe dem Terenz und der Bibel entnommen waren. 
Damit knüpfte Moller an eine reiche Aberlieferung an, denn gerade die Men— 
ſchen des 16. Jahrhunderts ereiferten ſich für das dramatiſche Geſchehen auf 
der Bühne und fanden eine urſprüngliche Freude an den derb-komiſchen und 
hitzig⸗polemiſchen Bildern der Komödien oder harrten geduldig bei den lang⸗ 
atmigen Dfter- und Paſſionsſpielen aus. Dieſe Schaufreude hatten ſich die 
ſtreitenden Religionsparteien zunutze gemacht und vertraten im Spiel ihre 
) A. Lehnerdt, Geſch. d. Gymn. zu Thorn, S. 27, Thorn 1868. N 
=) ne Au Die Schule Johann Sturms und die Kirche Straßburgs, München 


1) Aber Stoff und Methode des A. im 16. und zu Anfang des 17. < 3 
i 5 g des 17. Jahrhunderts 
berichtet H. Entholt: Geſch. d. Bremer Gymn., Bremen 1899. 
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Lehre oder ſuchten den Gegner herabzuſetzen. Auch Luther und Melanchthon 
hatten das Drama gefördert und in ihren Erziehungsplan aufgenommen. 
Doch ſcheint das Schuldrama in Danzig ſeit Moller weniger gepflegt worden 
zu ſein. Dafür wurden Redeübungen und Disputationen abgehalten, in denen 
die Schüler ihre Scheu vor fremden Zuhörern verlernten und eine Theſe mit 
Geſchick zu verteidigen hatten. 


Die Rektoren des Gymnaſiums als religiöſe und politiſche Kämpfer. 


Jacob Fabricius 1580— 1629. — Joh. Botſack 16311643. 
Abraham Calov 1643 1650. — Agidius Strauch 1670 — 1682. 


Auch das religiöſe und politiſche Leben der Stadt wurde durch das Gym— 
naſium weitgehend beeinflußt. Neben ihrer wiſſenſchaftlichen Arbeit ſahen ſich 
die Rektoren, die ſtets Doktoren der Theologie waren, als Wortführer in den 
Kampf der Bekenntniſſe geſtellt. Eine Reihe tüchtiger Rektoren haben inner- 
halb des Gymnaſiums und von der Kanzel hartnäckig ihre Aberzeugung zur 
Geltung gebracht. Als gute Kanzelredner hatten ſie den Zulauf der Maſſen, 
die ihnen bald feindlich, bald freundlich gegenüberſtanden. Anter Fabricius, 
der volle 49 Jahre, von 1580 bis 1629, an der Spitze des Gymnaſiums ſtand, 
gewann der Kalvinismus unter den vornehmen Geſchlechtern Danzigs an 
Boden. Fabricius, der ſelbſt der Richtung Kalvins angehörte, berief im Ein- 
vernehmen mit dem kalviniſtiſch geſinnten Rat Proſeſſoren dieſer Glaubens⸗ 
gemeinſchaft. Die Maſſe der Bevölkerung hielt dagegen an dem Worte Luthers 
feſt und ſtand dem „calviniſch Neſt“ mißtrauiſch gegenüber. Die Abneigung 
ging ſoweit, daß Bartholomäus Keckermann, einer der tüchtigſten Profeſſoren, 
die das Gymnaſium je beſeſſen hat, von den empörten Volksmaſſen angegriffen 
wurde und gezwungen war, ſich in Frauenkleidern durch eine Hintertür ſeiner 
Wohnung in Sicherheit zu bringen 1). 

Die Berufung Joh. Botſacks, eines ſtreng lutheriſch geſinnten Rektors, 
führte das Gymnaſium in das Lager der Orthodoxie. Während Botſack im 
Gymnaſium und von der Kanzel jede abweichende Lehre mit wiſſenſchaftlichem 
Ernſt verfolgte und in Streitſchriften und Disputationen für die Rechtgläu- 
bigkeit eintrat, war ſein Nachfolger, Abraham Calov (1643 1650), ein Pole- 
miker, der in ſeine Auseinanderſetzungen unſachliche Anſpielungen einflocht 
und ſie dadurch verſchärfte. Auch Calov war eine hervorragende Begabung 
und wurde deshalb bald nach Wittenberg berufen. 

Den Höhepunkt der inneren religiöſen Zwiſtigkeiten, an denen das Gym- 
naſium führend beteiligt war, bildete das Rektorat von Agidius Strauch 
(16701682), der in feinen vielbeſuchten Predigten nicht nur Reformierte, 
Katholiken und Polen angriff, ſondern bald durch ſeinen Starrſinn und ſeine 
jähzornige Veranlagung in Widerſpruch zum Rat trat und von den niederen 
Ständen als ihr Wortführer im Kampf um die Erweiterung ihrer politiſchen 
Rechte angeſehen wurde. Als der Rat ſich genötigt ſah, feine Entlaſſung aus: 
zuſprechen, nahmen die Handwerker, Strauchs treueſte Anhänger, eine dro- 
hende Haltung an und erzwangen ſeine Wiedereinſetzung. Doch Strauch, dem 
die Vorfälle der letzten Jahre den weiteren Aufenthalt in Danzig verleidet 
hatten, nahm 1675 einen Ruf nach der damals ſchwediſchen Aniverſität Greifs⸗ 


1) Th. Hirſch (jüd.), Geſch. d. Akad. Gymn. in Danzig, S. 21, Danzig 1837. 
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wald an, lehnte aber auch nicht das ihm angetragene Pfarramt an St. Jakob 
in Hamburg ab und verließ am 4. Oktober 1675 zu Schiff Weichſelmünde. 
Er iſt niemals nach Greifswald gekommen, ſondern wurde von Brandenbur- 
giſchen Truppen als Verbündeter der Schweden aufgegriffen und nach Küſtrin 
in Haft gebracht. Erſt nach dreijähriger Gefangenſchaft gelang es dem Danziger 
Rat, Strauchs Entlaſſung zu erwirken. Auf den dringenden Wunſch ſeiner 
Anhänger kehrte er nach Danzig zurück und übernahm wieder das Rektorat 
des Gymnaſiums und das Predigtamt der Trinitatiskirche. . 


Danziger Geiſtesleben im 17. Jahrhundert und das Gymnaſium. 


Im Verlaufe des 17. Jahrhunderts erreichte das geiſtige Leben Danzigs 
eine ſeltene Höhe und Eindringlichkeit, und ſeine Wirkungen ſind weit über die 
Stadtgrenzen in dem geſamtdeutſchen Raum ſpürbar. Nicht nur, daß außer den 
ſtreitbaren Rektoren eine Reihe von angeſehenen Gelehrten an dem Gymnafium 
wirkten und von weither Schüler nach Danzig zogen. Die politiſche Anabhän⸗ 
gigkeit der Stadt, ihr Reichtum, den auch kriegeriſche Auseinanderſetzungen 
nicht zu untergraben vermochten, die Sicherheit, der ſich Danzig während des 
30jährigen Krieges erfreute, zogen Dichter, Gelehrte und Künſtler hierher. 
Zwar unterſtand Danzig dem Namen nach der Oberhoheit des polniſchen 
Königs, aber deſſen Rechte beſchränkten ſich auf die Ernennung eines Stell- 
vertreters, den er aus den ihm vorgeſchlagenen deutſchen Ratsherrn zu wählen 
hatte, während die Stadt durch Militärhoheit, Geſandtſchaften und Vertrags- 
ſchlüſſe ihre Anabhängigkeit bekundete. Die deutſche Bevölkerung Danzigs 
fühlte ſich raſſiſch und völkiſch dem großen deutſchen Kulturbereich zugehörig. 
Die Lage an der See und die weltweiten Verbindungen hatten beſonders den 
führenden Schichten den Blick für das Große und Entſcheidende gegeben. 
Der Danziger Kaufmann beharrte nicht auf einem kleinlichen Krämerſtandpunkt, 
ſondern verſtand, den erworbenen Reichtum nutzbringend zu verwerten. Dafür 
zeugen die prächtigen Bauten der Stadt, die großen Kirchen und Gebäude, 
die mit erleſenem Geſchmack eingerichteten Patrizierhäuſer, in denen ſich eine 
feinſinnige Geſellſchaft zu heiteren Feſten und gelehrten Anterhaltungen zu 
ſammenfand. Auf weiten Reifen hatte der junge wohlhabende Bürgersſohn, 
nachdem er im Gymnaſium die Grundlagen ſeiner Bildung empfangen hatte 
und vielleicht in Wittenberg oder Leipzig einige Semeſter ſtudiert hatte, den 
Blick geweitet und die Vereitſchaft erworben, alle die berühmten Gäſte und 
aufſtrebenden Begabungen, die in Danzig zuſammenkamen, gaſtlich aufzu⸗ 
nehmen und zu fördern. Neben der amtlichen Stätte der Gelehrſamkeit, dem 
Gymnaſium, waren die Patrizierhäuſer gaſtliche Sammelpunkte der Gelehrten 
und Künſtler. Die umfangreiche Danziger Barockdichtung gibt ein reiches 
Abbild dieſes vielſeitigen Lebens. Der ſchon genannte Bericht Ogiers beweiſt 
die hohe Kultur, die damals hier heimiſch war und den Sinn für Kunſt und 
Wiſſenſchaft, durch den ſich die Danziger auszeichneten. ö e 
wee de e de ee, nen Bu ne 
e erfa r einige wiſſenſchaftliche Arbeiten und 
‚egarn die Verdeutſchung von Auguftinus’ De civitate Dei. Die Herausgabe 
= frühmittelalterlihen „Annolides“, das dem kunſtſinnigen Bürgermeiſter 

zierenberg gewidmet iſt, war feine letzte Arbeit, als ihn 1639 die Peſt hinweg · 
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raffte. Neben Opitz lebten in Danzig zwei andere bedeutende Dichter, die am 
Gymnaſium ihre erſte wiſſenſchaftliche Ausbildung erhielten, Gryphius und 
Hofmannswaldau. Gryphius verließ Danzig, kurz bevor ſich Opitz hier dauernd 
niederließ. Am Gymnaſium fanden ſie bei dem weitgereiſten Profeſſor für 
Beredſamkeit und Philoſophie, Johann Mochinger, reiche Anregung. Mochinger 
hatte nach vierjährigen Aniverſitätsſtudien eine Bildungsreiſe durch die weſt 
europäiſchen Länder unternommen, war dann 2 Jahre an der Aniverſität 
Straßburg geblieben und hatte ſchließlich den Ruf nach Danzig angenommen. 
Er gehörte mit Calov zu der Danziger Abordnung, die an dem ergebnisloſen 
Thorner Religionsgeſpräch von 1645 teilnahm. Mit Opitz ſtand er in lebhaften 
Verkehr und führte ihn in die Danziger Geſellſchaft ein. Amtsnachfolger 
Mochingers war Johann Peter Titz, der in der Danziger Varockdichtung 


nach dem Tode Opitz' die Führung übernahm, „er ſpielte Opitzens Neformwerk 


gegenüber dieſelbe Rolle, die Wolff gegenüber Leibnizens Werk übernahm“ 1). 
In einem Lobgedicht nennen ihn ſeine Schüler „der Preußen ihr Vergil“ und 
in einem anderen Carmen heißt es: 

„Du haſt, was Opitz hat erfunden, ausgeführt, 

In beſſern Stand verſetzt, was Tſcherning angerührt, 

Ein neuer Varro gibt an Dir ſich zu erkennen.“ 

Ein dritter Großer im Kreiſe der Danziger Barockdichtung war der Vogt: 
länder Johannes Plavius, deſſen „Trauer- und Treugedichte“ erſt kürzlich 
durch die Arbeit des früheren Danziger Literarhiſtorikers Kindermann in dem 
Sammelband „Danziger Barockdichtung“ zugänglich gemacht ſind. Zu dieſen 
Dichtern, deren Namen ſich durch manche weniger bekannte, wie etwa den 
Plavius⸗Schüler Michael Albinus, vermehren ließen, geſellte ſich von der 
naturwiſſenſchaftlichen Seite der berühmte Aſtronom Hevelius, deſſen Seleno- 
graphie und „Machina coelestis“ zu den bedeutendſten Werken aſtronomiſcher 
Forſchung gerechnet wurden. Am Gymnaſium lehrte ſeit 1655 Joachim Paſtorius 
von Hirtenberg, der durch ſeine Tätigkeit als Dichter und Geſchichtsſchreiber 
vorwiegend in höfiſchen Kreiſen verkehrte. Seine Studien in Leyden und Paris 
hatten ihn mit Hugo Grotius zuſammengeführt, der Kaiſer Leopold verlieh ihm 
den Adel, und von dem polniſchen König erhielt er den Titel eines Hofhiftoriv: 
graphen. Dieſes Amt zwang ihn nicht in die Dienſtbarkeit des Hofes, öffnete 
ihm aber die polniſchen Archive. Seine geſchichtlichen Werke behandeln daher 
vorzugsweiſe. Gegenſtände der polniſchen Geſchichte 1). 

Die Träger glanzvoller Namen, die noch heute in der Geijtes- und Kultur- 
geſchichte unſeres Volkes ihren Nang behaupten, fanden ſich um die Mitte 
des 17. Jahrhunderts in Danzig und verkündeten ihren Ruhm wie der Regens: 
burger. Georg Greflinger in ſeinem großen Lobgedicht auf „Das blühende 
Danzig“: f 

„Was nirgends Platz mehr hat, das zieht in dieſe Stadt, 
Dieweil ſie Künſte liebt und guten Frieden hat. = 


9 9. Kindermann, Die Danziger Barockdichtung, S. 21, Deutſche Literatur, Reihe 
Barock, Ergbd. Leipzig 1939. f 

14) Florus Polonicus seu Polonicae Historiae epitome nova, Leyden 1641; Bellum 

Scythico-Cosacicum, Danzig 1652; Historiae Polonae plenioris partes duae. 

> Danzig 1680 bzw. 1685; g. Schieder, Dt. Geiſt u. ſtänd. Freiheit im Weichſel⸗ 
lande, Königsberg 1940, 80 ff, 178 f. 
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Es ift verſtändlich, daß auch das Gymnaſium an dieſem blühenden Leben 
reichen Anteil hatte. Die Zahl der jährlichen Neueinſchreibungen läßt das An⸗ 
ſehen der Schule erkennen. 1600 — 1619 erreichte der Beſuch mit 110 jährlichen 
Einſchreibungen einen erſten Höhepunkt, fiel dann in dem Jahrzehnt von 1620 
bis 1630 auf nur 38 Zugänge. Verurſacht wurde der Rückgang durch die Peſt, 
die mehrmals die Stadt heimſuchte und verheerende Opfer forderte und durch 
die ſchwediſch⸗polniſchen Auseinanderſetzungen, die ſeit 1626 den Handel 
Danzigs empfindlich ſtörten und für die nächſten 4 Jahre die Sicherheit der 
Stadt bedroht erſcheinen ließen. Zwiſchen 1644—1674 war die frühere Blüte 
mit jährlich 110 Aufnahmen wieder erreicht, feit dem Beginn des 18. Jahr- 
hunderts machte ſich ein allmählicher Rückgang der Einſchreibungen bemerkbar ). 
Die Herkunft der Schüler beſchränkte ſich nicht nur auf Danzig und ſeine nähere 
Umgebung, ſondern bald ſtellten das Weichſel⸗ und Odergebiet einen ſtarken 
Hundertſatz. Aber auch der ganze weite Oſtraum ſchickte ſeine Söhne nach dem 
berühmten Gymnaſium. Aus Polen und dem Baltenlande, ſelbſt aus den ſkan— 
dinaviſchen Ländern, aus Angarn und Mähren finden ſich Eintragungen, ver— 
einzelt iſt auch England, Schottland und Holland als Heimat angegeben. 
Schleſier, Frieſen, Weſtfalen und Rheinländer lernten in Danzig die Kultur 
des deutſchen Oſtens kennen und verkündeten den Ruhm der ſtolzen Stadt in 
ihrer Heimat. Solche Eintragungen ſind natürlich ſeltener, in der Hauptſache 
iſt das Gymnaſium eine Bildungsſtätte des Oſtens geblieben. 


Pietismus und Aufklärung — ihre Wirkungen in Danzig — 
Schelwigs Kampf gegen den Pietismus. 


Es war darauf hingewieſen worden, daß das Gymnaſium als Hort des 
orthodoxen Luthertumes während des 17. Jahrhunderts lebhaften Anteil an 
den theologiſchen Auseinanderſetzungen der Zeit genommen hatte. Auch unter 
dem Rektor Schelwig, der die Schule in das neue Jahrhundert führte, erfolgte 
ein Zuſammenſtoß religiöſer Aberzeugungen. Diesmal richtete ſich der ortho- 
dore Eifer gegen eine Bewegung, die auf die inneren religiöſen Antriebe des 
Menſchen zurückgriff. Der Pietismus ſuchte die blutloſe Dogmatik durch 
den lebendigen Glauben zu erſetzen und den wiedergeborenen Chriſten in 
eine Gemeinſchaft von Menſchen zu führen, die ihr privates und öffentliches 
Leben nach den Grundſätzen der chriſtlichen Tugenden ausrichteten. Als reli— 
giöſe Erneuerungsbewegung griff die Lehre Phil. Jacob Speners auch in das 
Gebiet der ausübenden Pädagogik über und führte zu bedeutſamen Verände— 
rungen des Schullebens. Auch in Danzig fand der Pietismus Anhänger und 
Gegner, und Schelwig fühlte ſich zur Verteidigung des Dogmas berufen. 
Wenn der Kampf auch nicht die heftigen Formen wie vormals unter Strauch 
> 5 un iſt er doch bezeichnend für die Aberzeugungstreue, mit der 
n am Gymnaſium an der Aberlieferung feſthielt. Hierin liegt ein i 
Grund für das langſame Abſinken der . br sa 5 Oshe das fh 
ſeit Beginn des 18. Jahrhunderts in den geringeren Schülerzahlen äußert. 
Der Danziger Vorgang ſteht nicht vereinzelt da, ſondern überall, wo die alte 


) W. Quade, das Städt. Gymn. im Lichte der Sta ti i 
Bra . . tiſtik, in Feſtſchrift d. Städ 
Gymn. u. Realgymn. in Danzig zu ſeinem 375jährigen Beſchen, Danzig 1933 
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Form zu ſtarr geworden war und ſich nicht der fortſchreitenden Entwicklung 
anpaſſen wollte, ging dieſe über die Anhänger der überlebten Lehrverfaſſung 
hinweg. Pietismus, Aufklärung und Neuhumanismus waren die großen for- 
menden Kräfte, die an dem Gebäude der alten Schulwiſſenſchaft rüttelten und 
bald in Danzig Aufnahme fanden. Das Gymnaſium verſchloß ſich zu N 
Schaden den Anſprüchen der neuen Zeit. 


Erziehungslehren der Aufklärung und des Pietismus. 


Die Aufklärung iſt die beherrſchende geiſtige Bewegung des 18. Jahr- 
hunderts. Kant nannte ſein Zeitalter das Jahrhundert der Aufklärung. Als 
Bildungslehre bemächtigte ſich die Aufklärung der Pädagogik und verlangte an 
Stelle des Geiſteszwanges eine natürliche, vernunftgemäße Menſchenbildung, 
die der Eigentümlichkeit des Einzelweſens entſpricht. Dieſe Pädagogik iſt alſo 
individualiſtiſch beſtimmt, und bezeichnenderweiſe verlangte Nouſſeau in ſeinem 
„Emile oder über die Erziehung“ eine abgeſonderte ſtufenweiſe Bildung, die 
hauptſächlich in der Hand des Vaters oder eines Hofmeiſters liegen ſollte. 
Die Vernunftreligion mit ihren blutleeren Begriffen von Tugend, Glüdfelig- 
keit, Freiheit und Würde rührte nur an eine Seite der menſchlichen Natur, 
den Logos. Daher ſah ſie in dem Pietismus, der Religion des einfältigen 
Herzens, deſſen Kraft in der inneren Bewegung des Gemüts wurzelte, ihren 
erbitterten Gegner. Der Pietismus hatte unter Friedrich Wilhelm J. in 
Preußen Fuß gefaßt. Selbſt unter dem aufgeklärten Abſolutismus Friedrichs II. 
hatten ſich in dem General-Landſchulreglement von 1763 pietiſtiſche Züge be- 
hauptet. Jeder Anterrichtstag ſollte mit Geſang und Gebet eingeleitet werden, 
während der Lehrer „ſich jedesmal zur Information, durch herzliches Gebet 
für ſich“, vorzubereiten hatte und ihm auch während des Anterrichtes „das 
Seufzen aus Herzensgrund“ empfohlen wurde 5). Die pietiſtiſche Pädagogik, 
wie ſie durch Spener und Francke entwickelt wurde, umfaßte einen religiöſen 
und einen praktiſchen Erziehungsplan. Wichtig war für Spener die Aufgabe 
des Hauſes für die Erziehung durch gemeinſame Bibellektüre und Katechiſation. 
Das tätige Leben ſollte ſich dem religiöſen Erlebnis unterordnen. Francke 
entwickelte die nützlichkeitsbedingte Richtung. Auch er vertrat den Nutzen der 
alten Sprachen aus religiöſen und zweckdienlichen Gründen. Im Gegenſatz zu 
der üblichen Vorſtellung erkannte er den Wert handwerklicher Arbeit nicht nur 
für ein ſpäteres berufliches Fortkommen, ſondern für die gleichmäßige Aus- 
bildung der geiſtigen und körperlichen Kräfte. Die handwerklichen Abungen 
förderten die Verwendbarkeit des Zöglings im Dienſte des Gemeinwohls und 
wurden durch die Abſichten eines Zeitalters begünſtigt, das ſich durch den Auf⸗ 
ſchwung der Naturwiſſenſchaften der formgebundenen Bildung entfremdete. 

In Danzig hatte der Pietismus durch die Gegnerſchaft Schelwigs nur ge- 
ringe Erfolge; das Gymnaſium blieb ihm verſchloſſen, einzig die Errichtung 
von Freiſchulen in der Niederſtadt, Altſtadt und auf Neugarten entſprach 
dem Gedanken Franckes. Dafür wurde die Schulgründung des kurfürſtlichen 
Holzkämmerers Theodor Behr in Königsberg für den Aufbau des Volksſchul⸗ 
weſens in der oſtpreußiſchen Hauptſtadt von entſcheidender Bedeutung. Die 
von Gehr 1698 eröffnete Armenſchule, in der nach ee n 


* Die Preuß Volksſchule, Görlitz 1825, S. 6 ff. 
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unterrichtet wurde, war der Anfang der Königsberger Volksſchulen. Gegen 
Gehr eiferte von Danzig Schelwig, und ſein Itinerarium antipietiscum wurde 
in Königsberg eifrig geleſen und verſtärkte die orthodoxen Anfeindungen 
gegen Gehr 1). “er „ e „ „ a 


Der Vorrang der Naturwiſſenſchaften und der ſchönen Literatur — Geſell⸗ 
ſchaftsgründungen der Aufklärung in Danzig — Hanow als Wortführer der 
Aufklärung — die Naturforſchende Geſellſchaft in Danzig. 


Erfolgreicher und dauernder als der Pietismus blieben die Überzeugungs- 
kraft der Aufflärungsliteratur und der Aufſchwung der Naturwiſſenſchaften, 
die ſich die Führung eroberten. Am die Mitte des 18. Jahrhunderts gehörten 
neben Philoſophie, Mathematik und Altertumswiſſenſchaften die deutſche Li— 
teratur und die ſchönen Wiſſenſchaften zu den wichtigſten Bildungsgebieten. 
Das Gymnaſium Illuſtre in Zittau hatte ſchon unter ſeinem Rektor Joh. Chr. 
Weiſe 1678 Deutſch als Anterrichtsgegenſtand in den Anterrichtsplan aufge- 
nommen. Auch Geſchichte und Geographie wurden gepflegt. Hecker, der 1747 
feine Realſchule gründete, unterrichtete nicht nur in Geographie, Mathematik 
und Geſchichte, ſondern machte auch die Zeitung für die Schule nutzbar. An der 
Aniverſität Göttingen, die 1734 im Gegenſatz zu dem pietiſtiſchen Halle er- 
öffnet wurde, ſtanden die neuen Forſchungsergebniſſe in vorderſter Reihe. 
Die glänzenden Namen bedeutender Gelehrter wie Achenwall, Gatterer, 
Schlözer, Heeren, Käſtner und Lichtenberg zogen die Jugend beſonders der 
vornehmen Stände nach Göttingen. Durch Gesner und Heyne wurden den 
Altertumswiſſenſchaften neue Wege gewieſen. Damit wurde der althumani— 
ſtiſche Betrieb der Gelehrtenſchulen verdrängt. 

Auch in Danzig machte ſich die neue Zeit bemerkbar. Entſprechend der Ge— 
pflogenheit des Jahrhunderts äußerte fie ſich in der Gründung von Gejell- 
ſchaften 18). Auffällig iſt, daß bei der Begründung der Societas literaria 1720 
das Gymnaſium durch keinen Profeſſor vertreten iſt. Gottfried Lengnich, der 


zu den Gründern gehörte, wurde erſt 1729, als die Geſellſchaft nicht mehr be⸗ 


ſtand, an das Gymnaſium berufen. Zu den Mitgliedern gehörten vorwiegend 
Juriſten und Arzte, unter ihnen Johann Philipp Breyne, deſſen Arbeiten ihm 
die Mitgliedſchaft der Sozietät der Wiſſenſchaften in London und der Leopol— 
dina Carolina in Breslau eingetragen hatten und Georg Remus, der von 
ſeinem jahrelangen Aufenthalt in Rußland 1722 nach Danzig zurückgekehrt war. 
Die Societas literaria beſchäftigte ſich vornehmlich mit mathematiſchen und 
phyſikaliſchen Fragen; aber auch Geſchichte, Jura und Morallehre wurden 
behandelt. N 

Die „Deutſche Geſellſchaft der Wiſſenſchaften zu Danzig“, die nur wenige 
Jahre, von 1752—58 beſtand, war die Gründung junger Freunde der aufftre- 
benden deutſchen Dichtung. J. W. Weickhmann war noch Gymnaſiaſt und auch 
die übrigen Mitglieder hatten das 20. Lebensjahr nicht erreicht. Vorbild 


17) E. Hollack u. F. Tromnau Geſchichte des Schulweſens eh ns 
: a Sr SUAU, us der Königlichen Haupt- 
und Reſidenzſtadt Königsberg i. mit bei, dt j 3 
. Sp ue 1899, S. 210ff 9 3 Pr 2 5 d. niederen Schulen, 
16) Th. Hirſch, Lit. Geſellſch. in Danzig wä 180 SE 

Gesch. Vereins 180b. N Danzig während d. 18. Zahrhdes. Mitt d. Weſtyr. 
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ihrer Vereinigung war die Deutſche Geſellſchaft in Leipzig, und die Gedanken 
der Aufklärung ſprachen aus der Lobrede des jungen Weickhmann auf die 
Wolff'ſche Philoſophie oder aus der Abhandlung über „den großen Nutzen 
der Mathematik“. Gottſched und Gellert bildeten den Geſchmack der jungen 
Leute, die ſich außerhalb der Schule mit der Morallehre und dem Schrifttum 
ihrer Zeit beſchäftigten. Die Nachfolge dieſer Vereinigung übernahm die 
„Aſthetiſche Geſellſchaft zu Danzig“, die von 3 Danziger Gymnaſiaſten, unter 
denen ſich Philipp Ernſt Rauffseifen befand, deſſen Dichtungen feinen Namen 
über Danzig bekannt werden ließen, ins Leben gerufen wurde. Dieſer Kreis 
ſtellte ſich gegen Gottſcheds Auffaſſung von der lehrhaften Zweckbeſtimmtheit 
jeder Dichtung und ſah in Klopſtock den Verkünder eines neuen Lebensgefühls. 
Seit Bodmer das „Wunderbare in der Poeſie“ entdeckt hatte und die Bild⸗ 
und Geſtaltungskraft der Phantaſie ſtatt der lehrhaften Nutzanwendung das 
dichteriſche Schaffen beſtimmen ſollte, bereitete ſich in der jungen Generation 
eine Wandlung vor. Klopſtocks von tiefinnerſter Begeiſterung getragenen Oden 
durchbrachen die kühle Verſtandesbildung der Aufklärung, die Verſe des 
Meſſias wirkten durch die Kraft der Worte und den Schwung der Gedanken 
als eine Offenbarung. Dieſe neuen Gefühlstöne wurden im Oſten durch Hamann 
und Herder aufgenommen und leiteten die neue Zeit der deutſchen Dichtung ein. 
Auch in Danzig befaßte ſich die Jugend leidenſchaftlich mit den geiſtigen Strö- 
mungen ihrer Zeit, aber dieſe Auseinanderſetzungen fanden außerhalb des Gym— 
naſiums ſtatt. Doch ſtand der Rektor Ernſt Auguſt Bertling den Bemühungen 
ſeiner Schüler freundlich gegenüber, indem er den Ehrenvorſitz der Aſthetiſchen 
Geſellſchaft übernahm. 


Weit ſtärker als an dieſen Dingen war die Teilnahme an den naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fragen. Die Beſchäftigung hiermit entſprach der Sinnesart einer 
Bevölkerung, die dem Handel die Grundlage ihres Wohlſtandes verdankte 
und ſich durch dieſe Beſchäftigung einen klaren Blick und rechnenden Verſtand 
erworben hatte und daher mehr Verſtändnis für eine folgerecht entwickelnde 
Wiſſenſchaft als für die Dichtung beſaß. Die Danziger Barockdichtung wurde 
nicht von Danzigern beſtritten; Opitz und Titz ſind Schleſier, Plavius ſtammt 
aus dem Vogtland, aber der Geograph Philipp Clüver, der Aſtronom Hevelius 
und Daniel Gabriel Fahrenheit find gebürtige Danziger, die im 17. Jahr- 
hundert durch die Erfolge ihrer wiſſenſchaftlichen Leiſtungen ihre Vaterſtadt 
berühmt machten. Der geiſtigen Empfänglichkeit der Danziger Bevölkerung 
ſcheint die ſachgebundene und auf den Verſuch aufbauende Forſchung mehr zu 
entſprechen als die ſchöngeiſtige Betrachtung. Literariſche Vereinigungen ha⸗ 
ben in Danzig niemals den Erfolg gehabt wie philoſophiſche oder wiſſenſchaft⸗ 
liche Geſellſchaften. 

Von den Profeſſoren des Gymnaſiums beſchäſtigte ſich Hanow eingehend 
mit naturwiſſenſchaftlichen Fragen, die er in den von ihm ſeit 1739 heraus- 
gegebenen „Monatlichen Danziger Erfahrungen“ allgemeinverſtändlich beſprach. 
Die Zeitſchrift iſt in der Art der Aufklärungsſchriften gehalten und will das 
Bildungsverlangen der bürgerlichen Mittelſchicht befriedigen und auf fie be- 
lehrend einwirken. Die Statiſtik wird in ſtändigen Berichten berückſichtigt, 
die ſich aus den Bedürfniſſen der Kaufmannſchaft ergeben. Die ein- und aus⸗ 

laufenden Schiffe werden mit ihrer Ladung verzeichnet, der monatliche Getreide 
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umſchlag und die Preiſe für Getreide und Salz ſtehen neben dem Wetterbericht 
und den Anzeigen der Danziger Buchhändler. In jeder Folge werden in einem 
Aufſatz naturwiſſenſchaftliche Dinge betrachtet oder es wird verſucht, mit alten 
Vorurteilen, beſonders dem Aberglauben, aufzuräumen. 

Hanow war auch an der Gründung der Naturforſchenden Geſellſchaft be— 
teiligt. Das Bedürfnis zur Einrichtung einer societas physicae experimentalis 
war durch die Fortſchritte der auf Erfahrung und Verſuch gegründeten For— 
ſchung im 17. Jahrhundert gegeben. Die Anregung, die von Daniel Gralath, 
dem ſpäteren Bürgermeiſter, ausging, hatte mehr Erfolg als die früheren 
Verſuche. Bei der erſten wiſſenſchaftlichen Sitzung der neuen Vereinigung am 
2. 1. 1743 war das Gymnaſium außer durch Hanow durch den Mathematiker 
Kühn vertreten, ſpäter kam der Profeſſor für Phyſik und Medizin, Chriſtian 
Sendel, hinzu. Gralath, der Anreger dieſer Geſellſchaft, hatte als Schüler 
das Gymnaſium beſucht und war in Marburg mit Chriſtian Wolff in Be— 
rührung gekommen, deſſen an Leibniz angelehnte Lehre das philoſophiſche 
Rüſtzeug der Aufklärung bildete. Wolffs Aberzeugung von der erzieheriſchen 
Wirkſamkeit der Aufklärung ſollten die Titelkupfer ſeiner Hauptwerke verſinn— 
bildlichen, für die er die Sonne wählte, die mit ihren Strahlen düſtere Nebel— 
wolken durchbricht. Seine phyſikaliſchen Verſuche hatten Gralath ſtark beein— 
druckt, ſo daß in die Satzungen von 1743 als vorläufiges Arbeitsziel die 
Wiederholung dieſer Verſuche aufgenommen wurde ). 

Wie Gralath war Hanow ein treuer Gefolgsmann Wolffs, ſein Bekenntnis 
zu dem Meiſter enthält die Politica Wolfiana. Neben dieſen Männern zählte 
um die Mitte des 18. Jahrhunderts Gottfried Lengnich zu den bedeutendſten 
Gelehrten des Gymnaſiums. Wie Thomaſius die Philoſophie von der Theo— 
logie zu löſen ſuchte, wollte Lengnich deutſches Rechtsempfinden gegen das 
Römiſche Recht ſtellen. So ſah er in dem Corpus Juris eine Sammlung kaiſer— 
licher Reſkripte und Rechtsſprüche Juſtinians, die dem deutſchen Volksbewußt— 
ſein fremd ſind und nur für das Römiſche Recht Geltung haben. Es iſt das 
Verdienſt Schieders 20), dieſe ungedruckte Quelle im Auszug mitgeteilt zu haben. 
Auch in ſeinen hiſtoriſchen Schriften, wie der Geſchichte der preußiſchen Lande 
Königlich polniſchen Anteils, wies Lengnich die deutſchen Einflüſſe nach. 


II. 


Die Zweihundertjahrfeier 
des Akademiſchen Gymnaſiums am 13. Juni 1758 


Die Feſtreden als Bekenntnis der Profeſſoren zu den Forderungen der neuen 
Zeit. — Die Jubelfeier als Mittel zur Werbung für die Gelehrtenſchule. 


Dem Anteil, den das Gymnaſium an den geiſtigen Beſtrebungen der Zeit 
nahm, galten die Feſtreden anläßlich der Zweihundertjahrfeier der Schule im 
Jahre 1758. Gleichzeitig laſſen fie erkennen, welche Gedanken und Abſichten 
die Profeſſoren mit dieſer Feier verbanden. Im Vordergrund der Reden ſteht 
der Wunſch, die Bedeutung der Anſtalt in Vergangenheit und Gegenwart für 


„) E. Schumann, Geſch. d. Naturf. Geſellſchaft in Danzig, Danzig 1893. 
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die Stadt herauszuſtellen. Sichtlich wird für einen ſtärkeren Beſuch des Gym- 
naſiums geworben und, um die Teilnahme der Bürgerſchaft dafür zu gewinnen, 
wird an Gründen, die für den Nutzen der gelehrten Schulbildung ſprechen, 
nicht geſpart. Auffällig iſt, daß eine ethiſche Beweisführung kaum verſucht 
und nur mit den Mitteln aufgeklärter Nützlichkeitsphiloſophie gearbeitet wird. 
Immer wieder bricht auch der Stolz auf die ruhmreiche Vergangenheit durch, 
wenn Wernsdorf in ſeiner oratio saecularis anführt: 

Affirmo igitur, hancce scholam universae urbi et institutione doctrinaque 
et scriptis et eruditorum virorum fama et virtutum exemplis et humanitate 
civium perpolitione infinitisque aliis rebus plurimum emolumenti attulisse. 


Selbſt in dieſem berechtigten Lob gebraucht Wernsdorf den nüchternen 
Ausdruck emolumentum, obwohl ihm klangreichere zur Verfügung ſtanden und 
fährt dann fort, im einzelnen dieſen Gewinn nachzuweiſen, den er in der wirt— 
ſchaftlichen Erſparnis ſieht. Die Danziger Bürgerſöhne brauchten nicht mit 
großem Aufwand auswärts zu ſtudieren, ſondern könnten nach abgeſchloſſenem 
Beſuch des Gymnaſiums in den Staatsdienſt eintreten, ut ne valde necesse 
esset, amplioris doctrinae gratia maria transire, exteras adire nationes... 
parentum disciplina exui, periculis viarum, corruptionis, luxuriae... exponi. 
Mit deutlicher Anſpielung auf den Stadtſäckel heißt es: id unum dico, incredi- 
biles pecuniarum summas eo instituto in civitate fuisse retentas, opulentiam 
conservatam, patrimonia integra mansisse. 

Zum Beweis für die Leiſtungen des Gymnaſiums zählt er die berühmten 
Schüler und Lehrer auf, Keckermann, Hevelius, Clüwer, den Ratsſekretär 
Curicke, Verfaſſer der Chronik der Danziger Geſchichte, den ſchon genannten 
Joh. Peter Titius, die früheren Rektoren Hoppe, Botſack, Calow, Strauch 
und Schelwig. 

Der Schluß der Rede faßt nochmals die Möglichkeiten zuſammen, die das 
Studium den zukünftigen Kaufleuten bietet: die Kenntnis fremder Sprachen, 
den Anterricht in Mechanik, Geographie, Naturlehre, Phyſik und Medizin. 
Durch dieſe Aufzählung ſtellt Wernsdorf dem Gymnaſium eine neue Aufgabe, 
wurden doch bis dahin dieſe Fächer durch den alten humaniſtiſchen Lehrbetrieb 
wenig beachtet. Die Erklärung findet ſich in dem Hinweis, daß vormals der 
Beſuch des Gymnaſiums in den Kreiſen der Kaufmannſchaft üblich war, auch 
wenn ein wiſſenſchaftlicher Beruf nicht in Ausſicht genommen war. „Hanc 
consuetudinem ac disciplinam sensim minuebamus iam ante; hac aetate prorsus 
e manibus excussam amisimus.“ Dieſe nachdenkliche Feſtſtellung, mit der die 
amtliche Feſtrede ſchließt, zeigt die Sorge um den weiteren Beſtand des 
Gymnaſiums. 

Theodor Ludwig Gralath wendet ſich in feiner „commentatio de iucundo 
literarum ac mercaturae vinculo“ ebenfalls an die Danziger Kaufmannſchaft 
und ſucht mit wenig ſchlagenderen Gründen die innere Abhängigkeit wiſſen— 
ſchaftlicher Forſchung von dem Zuſtand der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eines 
Landes nachzuweiſen. In einer See- und Handelsſtadt wie Danzig ſieht er 
die beſte Gewähr für eine fruchtbare Verknüpfung von Wiſſenſchaft und Handel, 
indem hier die Verbindungen nach allen Teilen der Erde offenſtehen und für 
Geographie, Naturlehre und Völkerkunde die wertvollſten Ergebniſſe gefunden 
werden können. Wie der Fortſchritt der Forſchung von der Weite des Verkehrs 
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abhängig iſt, bedarf der Kaufmann gewiſſer Kenntniſſe, die ihm die gelehrte 
Bildung vermittelt. Dazu gehören: Arithmetik, Geographie, Geſchichte, 
Sprachenkenntnis, Mathematik und Logik. Eine ſolche glückliche Verbindung, 
in der ſich Wiſſenſchaft und Handel gegenſeitig befruchteten, hat einſt in Danzig 
beſtanden; es iſt die „aurea aetas“ des 17. Jahrhunderts, als Hevelius ſeine 
kühnen Forſchungen zur Aſtronomie niederſchrieb. 

Gralath beſchreibt dann die verſchiedenen Verſuche der Danziger ariſtokra— 
tiſchen und gelehrten Kreiſe zur Gründung wiſſenſchaftlicher Vereinigungen, 
aus denen die Naturforſchende Geſellſchaft hervorgegangen ſei, eine „societas, 
quae... scientias Mathematicas inprimis ac Philosophicas, plurimum excoluit.“ 
In ihr habe ſich der Gedanke einer wechſelweiſen Befruchtung von Wiſſenſchaft 
und Handel durchgeſetzt, arbeiteten doch hier Kaufleute und Gelehrte an dem 
Fortſchritt der Wiſſenſchaften. 

Gralaths Verbindung zur Aufklärung iſt durch den Gebrauch des Begriffes 


„summum numen“ feſtgelegt, den er bei der Beſprechung der wiſſenſchaftlichen 


Geſellſchaft verwendet. N 

Ein Schulbeiſpiel für den Einfluß der Aufklärung in Danzig iſt der Beitrag 
des Profeſſors für Mathematik Kühn über den „Einfluß der Mathematik und 
Natur-Lehre in die zeitliche Glückſeligkeit des menſchlichen Geſchlechtes“. Die 
Einleitung ſtellt als Grundſatz das Vermögen des Menſchen feſt, die natürlichen 
Wahrheiten mit Hilfe des Verſtandes zu erkennen. Der Erkenntnisdrang ſei 
ihm eingeboren, „falls nur dieſe ſeine naturgemäße Begierde nicht durch eine 
verkehrte Auferziehung, oder durch ſchlimme Geſellſchaft in ihm geſtöret und 
unterdrücket .. . wird“. Zeitgemäß iſt feine Meinung, daß der Fortſchritt der 
Wiſſenſchaften das alte umfaſſende Gelehrtenideal zugunſten einer Aufſpaltung 
der Wiſſenſchaften verdrängt habe. Dieſe Einſicht führte zu den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Geſellſchaftsgründungen des 17. und 18. Jahrhunderts, zu denen die 
Naturforſchende Geſellſchaft in Danzig gehört, die Kühn als das glückliche Er— 
gebnis verſchiedener Verſuche am Schluß ſeiner Abhandlung würdigt. 

Dieſe Reden und Aufſätze, die dem Sammelband der Acta Jubilaei secundi 
Gymnasii Gedanensis entnommen ſind, zeichnen die Lage des Gymnaſiums um 
die Mitte des 18. Jahrhundert. Die übrigen Beiträge halten ſich an den vor— 
gezeichneten Weg. Daniel Agidius Anſelt's Lobpreis der Wiſſenſchaften „als 
der wahren Krone einer freyen Hanſe- und Handelsſtadt“ ſteht in ſeinem Ge— 
dankengang der Rede Wernsdorfs nahe, andere Verfaſſer würdigen für ihr 
Fachgebiet die Leiſtungen ihrer Vorgänger wie Sendel „de meritis medicorum 
Gedanensium“, Hanow ſchreibt eine „memoria Protoscholarcharum et Proto- 
bibliothecarum“. 

ö Somit erſcheinen die Reden und Aufſätze der zweiten Jahrhundertfeier als 
eine abgewogene und zweckbeſtimmte Leiſtung. Die Grundregeln der Aufklärung 
ſind überall erkennbar, faſt hat es den Anſchein, als habe ſich das Gymnaſium 
ganz der naturwiſſenſchaftlichen Richtung verſchrieben und eine völlige Am- 
geſtaltung des Lehrbetriebes vorgenommen. Beharrlich wird der rechnende Ver⸗ 
ſtand des Kaufmannes angerufen, und ihm der wirtſchaftliche Nutzen gelehrter 
Bildung vorgehalten. Damit wird zwiſchen den Zeilen die zurückhaltende Ein⸗ 
ſtellung der handeltreibenden Kreiſe zu den Zielen gelehrter Bildung zu- 
gegeben. Die Profeſſoren ſahen in der Jubelfeier den willkommenen Anlaß, vor 
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die Bürgerſchaft mit ihren Sorgen und Wünſchen zu treten und für den Beſuch 
des Gymnaſiums zu werben. 


Der äußere Verlauf der Feierlichkeiten. 


Entſprechend dieſen Wünſchen, für die alte Bildungsſtätte neue Freunde zu 
werben, wurde die äußere Geſtaltung der Feier unter Aufwendung aller Förm— 
lichkeiten, über die das 18. Jahrhundert verfügte, ſorgfältig feſtgelegt. In Ver⸗ 
bindung mit dem Collegium Scholarchale wurden die Einzelheiten beſprochen. 
Lengnich bemerkt in feinem Jus publicum civ. Ged., daß „zur anſtändigen Feier 
des zweiten hundertjährigen Jubeljahres des Gymnaſii die Kaemmerei die 
Koſten hergeben ſollte“ ). So wurden für ein Feſtmahl der Profeſſoren 200 Fl. 
ausgeworfen und auch die übrigen Ankoſten von den öffentlichen Kaſſen be- 
ſtritten. Als Feſtredner waren der Rektor Bertling und Wernsdorf vor— 
geſehen. Sie erhielten die Mahnung, „daß erſterer in der Predigt und letzterer 
in ſeiner lateiniſchen Rede aller anzüglichen und verſehrlichen Expreſſionen gegen 
andere Religionen ſich enthalten mögen.“ Die weitere Veranſtaltung von 
„Disputationes und orationes in prosa oder ligata“ war den Profeſſoren frei— 
gegeben. Von dieſer Erlaubnis wurde im Laufe des Juni bis zum 1. Auguſt, 
an dem der Rektor durch eine dissertatio de vi convertrice Spiritus S. die Feier— 
lichkeiten abſchloß, reichlich Gebrauch gemacht. 


Am 13. Juni, dem Gründungstage, fand in der Trinitatiskirche in Anweſen⸗ 
heit der Ratsmitglieder, der Vertreter der Ordnungen und des Geiſtlichen 
Miniſteriums der Gottesdienſt ſtatt, zu dem die Studenten in feſtlichem Zuge, 
mit Fahnen an der Spitze, marſchierten. Vor die Kirche und das Gymnaſium 
waren Stadtſoldaten abkommandiert, um die Bedeutung des Tages für die 
ſchauluſtigen Bürger zu unterſtreichen. Die eigentliche Feier begann um 10 Ahr 
im Auditorium Maximum, wohin der Nat von Fahnenträgern und Studenten 
geleitet wurde und Gelegenheit nahm, jeden Profeſſor huldreich zu begrüßen. 
Wernsdorf, der zum Feſtredner beſtimmt war, erwartete in ſeiner Wohnung 
das Ehrengeleit der Studenten. Seine einſtündige oratio saecularis wurde durch 
einen Chor abgeſchloſſen, zu dem der Kapellmeiſter Freislich die Muſik ge⸗ 
ſchrieben hatte. 

Das Feſteſſen, an dem auch zwei frühere Lehrer des Gymnaſiums, der 
Syndikus G. Lengnich und der Pfarrer an der Bartholomäikirche, Johannes 
Fidalke, teilnahmen, entſchädigte die Profeſſoren für die Anſtrengungen des 
Vormittags. Anterdeſſen bereiteten die Studenten auf dem Hof des Gymna⸗ 
ſiums für den Abend einige Aberraſchungen vor. Sie empfingen ihre Lehrer mit 
Triumphbögen aus friſchem Grün und führten ſie mit Muſik zu ihren Woh⸗ 
nungen. In ſpäter Abendſtunde bereiteten ſie dem Protoſcholarchen, dem Burg— 
grafen und den Mitgliedern des Collegium Scholarchale eine Abendmuſik. 


Auch auswärts gedachte man des Ehrentages der Anſtalt, hatte doch der 
Rektor nicht verabſäumt, zeitig auf die bevorſtehende Jubelfeier hinzuweiſen. 
Die Zuſchriften von 13 Aniverſitäten und 9 Gymnaſien bezeugen die weit- 
reichenden Verbindungen der Schule. Alle dieſe Glückwünſche kamen aus dem 
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deutſchen Raum und beweiſen die ausſchließliche geiſtige Ausrichtung der Dan · 
ziger Wiſſenſchaft auf die deutſche Kultur. 8 

Zur Erinnerung an das Jubiläum hatte der 1757 verſtorbene Protoſcholarch 
Johannes Wahl eine Medaille entworfen, die auf Anordnung des Rates ge- 
prägt wurde. 

Die Reden und Abhandlungen, Briefe und Beiträge, die auf das Feſt 
Bezug hatten, wurden geſammelt und mit einem Vorwort, das den Verlauf 
der Feierlichkeiten ſchilderte, auf Koſten der Stadt in einem über 300 Seiten 
ſtarken Band gedruckt ??). 

N III. 


Die Reformverſuche von 1765 bis 1814 
1. Die Anterſuchung des akademiſchen Gymnaſiums durch Ehler, Zernecke 
i | und Lengnich 1765. 
Der Prüfungsbericht — die Vernehmung des Rektors — Gralath — Werns⸗ 
dorf — Sendel — Hanow — die Ausſagen der übrigen Lehrer — das Ergebnis 
der Vernehmung — die Leiſtungen an den Danziger Stadtſchulen. 


Entſprechend ſeiner alten Bedeutung hatte das Gymnaſium unter großem 
Aufwand das Jubelfeſt begangen, aber dieſe Feier zehrte doch mehr von Erin— 
nerungen an eine beſſere Vergangenheit, als daß ſie dem wirklichen Zuſtande 
entſprach. Wie die politiſche Kraft der Stadt ſeit Beginn des 18. Jahrhunderts 
infolge der Amgeſtaltung Oſteuropas im Schwinden begriffen war, zeigte auch 
die Entwicklung des Gymnaſiums gleiche Schwächeerſcheinungen. Seit 1720 
begannen die Klagen der Profeſſoren und der Bürgerſchaft über den drohenden 
Verfall zuzunehmen, mit der zweiten Hälfte des Jahrhunderts verſuchte man, 
durch Reformen den Rückgang aufzuhalten. Wie die erſte Teilung Polens 
Danzig zwar feine alte Verfaſſung ließ, die Stadt aber aus dem Wirtſchafts⸗ 
verbande, der auch der Quell ihres Wohlſtandes war, herauslöſte, und die 
Entſcheidungen über ihr Schickſal in Berlin und Moskau fielen, ſo glaubte 
auch das Collegium Scholarchale, dem Gymnaſium feine alte Verfaſſung be- 
laſſen zu können, obwohl neue Bildungsziele die alten verdrängt hatten. 
Der Reichtum, der in Jahrhunderten angeſammelt war, und die Wohlhabenheit 
der führenden Familien ließen die Veränderung erſt langſam fühlbar werden, 
und die alte republikaniſche Geſinnung konnte ſich nur zögernd der neuen Zeit 
und ihren Forderungen anpaſſen. Daher nahmen auch die Dinge am Gymnaſium 
einen ſchleppenden Verlauf, ein Jahrhundert brauchte es, bis die preußiſchen 
Behörden zugriffen und von Verſuchen zur Tat ſchritten, indem ſie das Gym- 
nasium academicum auflöſten und in Verbindung mit der Marienſchule eine 
neuzeitliche, anfangs ſechsklaſſige Lehranſtalt einrichteten. 

Das Jubiläum von 1758 liegt etwa in der Mitte dieſer vorgezeichneten 
Entwicklung. Konnte man bis dahin das Nachlaſſen der Schülerzahl und die 
Abnahme der auswärtigen Beſucher als eine Kriſe anſehen, deren Behebung 
durch geeignete und durchgreifende Maßnahmen möglich geweſen wäre, ſo 
mußten die Ausweiſe der folgenden Jahre zeigen, daß eine gänzliche Amſtellung 


*) Acta Jubilaei secundi Gymnasii Ged., Danzig 1758. 
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nötig war, um die Teilnahme auch der Bürgerſchaſt an dem Gymnaſium wieder 
zu beleben. Davor ſcheute aber die konſervative Geſinnung der Stadtväter zurück. 
Noch um 1715 waren die beiden oberen Klaſſen von 140 Schülern beſucht, 
1758 war die Zahl der Schüler auf die Hälfte heruntergegangen, 71 Sekundaner 
und Primaner wurden in dem Verzeichnis gezählt”). Schon 1753 hatte das 
Collegium Scholarchale die Rektoren der Marien- und Johannesſchule, Kemna 
und Ehwaldt, damit beauftragt, gutachtlich das Danziger Schulweſen, allerdings 
mit Ausſchluß des Gymnaſiums, zu unterſuchen und Vorſchläge zu ſeiner Ver— 
beſſerung zu machen. Doch konnte man ſich über die nötigen Maßnahmen nicht 
einigen. 1763 griff das geiſtliche Miniſterium die Frage wieder auf und for— 
derte eine neue Anterſuchung. Durch einen Schluß vom 14. 6. 1765 gab der Nat 
ſeinen beiden Mitgliedern Heinrich Zernecke, Carl Ludwig Ehler und dem 
Syndikus Lengnich Vollmacht zu einer eingehenden Prüfung der Danziger 
Schulen mit dem Ziel, geeignete Mittel zu ihrer Neugeſtaltung ausfindig 
zu machen. In der Zeit vom 23. 7. — 9. 8. 1765 wurde zuerſt das Gymnaſium 
beſichtigt 2). 

N In den oberen Klaſſen befanden ſich 65 Schüler und zwar in Prima 14, 
in Großſekunda 17 und in Kleinſekunda nur 4. Der Rektor Bertling, über 
die Arſachen befragt, die zu dem Rückgang der Schülerzahl geführt hatten, 
ſuchte ſie als eine allgemeine Erſcheinung zu erklären, unter der auch die 
deutſchen Aniverſitäten mit Ausnahme von Leipzig und Göttingen zu leiden 
hätten. Die geringe Beſoldung der Akademiker begünſtigte die Bevorzugung 
der praktiſchen Berufe, die Kriegsläufte und das Verbot für preußiſche Anter— 
tanen, an fremden Aniverſitäten und Gymnaſien zu ſtudieren, machten ſich 
fühlbar bemerkbar. Hinzu käme die Sitte der Privatinſormation — gerade 
in Danzig ließen angeſehene Familien ihre Kinder durch Hofmeiſter unter— 
richten — und die Bevorzugung der kaufmänniſchen Berufe, die bei der natür— 
lichen Richtung der Stadt auf Handel und Gewerbe beſonders ſtark ſei. Infolge 
der Geldentwertung ſtänden nicht in ausreichendem Maße Beihilfen zur Ver— 
fügung, um auswärtigen Schülern das Studium zu erleichtern. Die Beauf— 
tragten kamen dann auf die wiſſenſchaftlichen Leiſtungen des Gymnaſiums zu 
ſprechen. Es wurden „dem Hrn Rectori die ſchlechten profectus... beſonders 
in Latein zu Gemüthe geführet und er wurde gefraget woher es käme, daß die 
lateiniſche Sprache gäntzlich vernachläßiget worden und von einigen Profeffo- 
ribus ſo gar Deutſch geleſen würde..“ Bertling verwies auf die ungenügenden 
Vorkenntniſſe und den mangelnden Fleiß. Die Studenten wären „dem Müßig— 
gange ergeben und ſtudierten auch ſehr unordentlich.“ Ferner machte er dafür 
den Brauch verantwortlich, bei den jährlichen Verſetzungen die auf den drei 
erſten Bänken ſitzenden Großſekundaner — in den beiden nächſten Bänken ſaßen 
die Kleinſekundaner — ohne Rückſicht auf ihre Kenntniſſe nach Prima zu ver- 
ſetzen. Die Aufnahme nach Sekunda und Prima erfolgte nicht immer nach den 
Fähigkeiten, ſondern in Rückſicht auf Wünſche und Stand der Eltern oder 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der Schüler. So hatte der Rektor die beiden 
Söhne des Bürgermeiſters Renner, die aus „der Privat-Information“ kamen, 
>») W. Quade, das Städt. Gymn. im Lichte der Statiſtik, Feſtſchrift Städt. Gymn. 

1933, S. 26. 
20 N. A. Danzig 300, 42/07. 
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ſofort in die Prima geſetzt, „welches er theils weil es verlanget worden, theils 
aus natürlicher Furchtſamkeit, um nicht dem Herrn Vater mißfällig zu werden, 
hätte thun müſſen.“ In anderen Fällen wurden ganz ungeeignete Leute in die 
Schülerliſten eingeſchrieben, die nur die zahlreichen Vergünſtigungen anlockten. 
In den Portantenchor, für den der Rektor neben dem Kalendechor verantwort- 
lich war, mußte er oft unwürdige „propter humeros“ aufnehmen. Hanow ſagte 
dazu in feiner Vernehmung: „Das Portanten Chor hätte nur 11 Gantz 
Männer, der 12. mußte nachgeſucht werden, weshalb ſich 3 Kaufgeſellen, näm- 
lich Lau, Günther und Ruickward im Gymnaſio eingefunden und von dem 
Herrn Rectore nach Prima introduzirt worden.. Das Sing⸗Chor würde 
gänzlich eingehen, weil aus allen Cantoraten der Stadt keine Sänger nach dem 
Gymnaſium kämen, der Cantor Gymnaſii auch keine Singſtunden hielte.“ 

Bezeichnend für die geiſtige Einſtellung vieler Stipendiaten nannte der 
Rektor die Bewerber um das Voegedingianum, deſſen Inhaber die Ver— 
pflichtung zu Disputationen übernahmen. Dieſes Stipendium wurde in zwei 
Raten zu 60 fl. ausgezahlt, und viele Studenten verließen nach Empfang der 
erſten Hälfte die Stadt, ohne ſich an ihr Verſprechen zu halten. 

Der Inſpektor des Gymnaſiums und Profeſſor juris et historiarum, 
Daniel Gralath, bemängelte den Anfleiß, die Anaufmerkſamkeit und die An- 
kenntnis beſonders des Lateiniſchen bei ſeinen Schülern. Die akademiſche Sitte 
geſtattete die unentſchuldigte Verſäumnis des Anterrichtes, öfters ſah er ſich 
daher genötigt, Stunden ausfallen zu laſſen. Er hatte jetzt 14 juriſtiſche Zu⸗ 
hörer, unter die er auch einige Adlige rechnete, die bisweilen in feine Vor— 
leſungen kamen. Zu Privatdisputationen konnte er mit Mühe 3 Zuhörer über— 
reden, während früher wöchentlich ſolche Abungen ſtattfanden. Die Schüler ver- 
ließen ſich auf ihr ſpäteres Aniverſitätsſtudium, da fie den lateiniſchen Vor⸗ 
leſungen nicht folgen konnten, während an den Aniverſitäten deutſch geleſen 
wurde. Gralath ſchob die Unkenntnis im Lateiniſchen auf die mangelnde Vor— 
bereitung der unteren Schulen und las in Sekunda deutſch, um verſtanden 
zu werden. 


Den Profeſſor der Beredſamkeit und Philoſophie, Gottlieb Wernsdorf, 
vernahm der Ausſchuß eingehend über die Gründe für die mangelhafte Be- 
herrſchung des Lateiniſchen und machte ihm heftige Vorwürfe, daß er ſein Amt 
nicht mit der wünſchenswerten Sorgfalt verwalte. Selbſt ſein Sohn habe in 
der letzten Disputation verſagt, durch ſeine Nebenbeſchäftigung — Wernsdorf 
gab 14 bis 15 Kurländern Privatunterricht in ſeiner Wohnung — nehme er 
ſich für die Vorbereitung auf die eigentlichen Lehrſtunden nicht genügend Zeit. 
Die Sekundaner ſchrieben nicht genug pensa publica, und die wenigen ſeien 
fehlerhaft. Wernsdorf ſchob wie Gralath die Verantwortung auf die unge⸗ 
nügende Vorbereitung der Stadtſchulen und auf die Anaufmerkſamkeit der 
Studenten, die ſeine Vorleſungen aus Mangel an Hilfsmitteln, an Büchern 
und Karten, nicht nachſchrieben, ſondern ſich lieber mit den „deutſchen Luſt⸗ 
und Trauerſpielen“ beſchäftigten. Wernsdorf machte den Vorſchlag, die aus⸗ 
wärtigen Adligen ſofort nach Prima zu ſetzen, um ihnen die Teilnahme an 
den Vorleſungen beider Klaſſen zu ermöglichen. Die Primaner hatten das 
Recht, die Lehrſtunden der Sekunda mitzuhören. Bei den Adligen handelte 
es ſich vorwiegend um Kurländer, die nur 2 Jahre auf dem Gymnaſium blieben 
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und neben Latein beſonders Geſchichte, Geographie und Franzöſiſch zu lernen 
wünſchten. Der Prüfungsausſchuß lehnte dieſe Anregung mit dem Hinweis ab, 
daß auf dem Gymnaſium Wiſſenſchaft gelehrt werden ſollte, Fertigkeit im 
Lateiniſchen nötig wäre und mehr als Kenntniſſe verlangt werden müßten. 
Geographiſche Vorleſungen waren nach ſeinem Arteil weniger fruchtbar als 
„Exercitia in stylo“. Auch verlangte er, daß die „wider alles Herkommen ein- 
geſchlichene Gewohnheit, deutſche Vorleſungen zu halten“ aufzuhören habe. 

Auch der Profeſſor der Medizin und Phyſik, Sendel, gebrauchte in ſeinem 
Vortrag die deutſche Sprache, weil er ſonſt nicht verſtanden wurde. Aber Ana— 
tomie hatte er, da die Beteiligung gering war, ſeit Jahren nicht geleſen; nur 
2 Hörer waren für das Studium der Medizin eingeſchrieben, und die Barbier 
geſellen, die ſich an den anatomiſchen Abungen zu beteiligen pflegten, bezahlten 
ihn nicht. Auch hatte er nicht gern mit ihnen zu ſchaffen, da ſie ſich nach dem 
Sprichwort „chirurgi calumniatores medicorum“ aufführten. Aus dieſen Grün- 
den hielt er keine Disputationen; vor 2 Jahren hatte er in Prima privatim 
ein Collegium disputatorium angekündigt, aber die Studenten ſcheuten die 
Koſten. Dagegen war fein Collegium experimentale mit etwa 30 Zuhörern 
gut beſucht; hier zeigten beſonders die Danziger Kaufleute lebhafte Teilnahme. 
Sie hatten ihn gebeten, ihnen über die Experimentalphyſik Vorleſungen zu 
halten. Der Ausſchuß wünſchte aber, Sendel möchte ſich in Zukunft auf ſein 
eigentliches Lehramt beſchränken. 

Der Profeſſor der Philoſophie, Hanow, der als nächſter gehört wurde, 
hatte nur noch 2 bis 4 Zuhörer. Er ſah die Verfallsgründe in der Mißachtung 
gelehrter Bildung überhaupt und in der Verfaſſung des Gymnaſiums. Viele 
zogen dem Gymnaſium andere Schulen vor, „weil alhier das Studieren zu 
langweilig und auch zu viel Freyheit für ſie wäre, indem ſie hier nach ihrem 
Gefallen die Leſeſtunden frequentieren und auch nicht frequentieren könnten.“ 

Hanow meinte, durch Werbung den Beſuch der Anſtalt heben zu können, 
der Rektor ſollte in der Geſellſchaft für die Schule eintreten und in einer Schrift 
auf die Notwendigkeit akademiſcher Studien für den Staat hinweiſen. Eine 
Aufbeſſerung der Gehälter ließ ſich nicht umgehen, wollte man tüchtige Kräfte 
für den Schuldienſt gewinnen, da ſich die Kandidaten gern dieſer Tätigkeit ent⸗ 
zogen, weil fie von hier nur ſchwer Gelegenheit fanden, zu dem erſehnten Pfarr 
amt zu kommen. Die Schulzucht mußte ſtrenger gehandhabt, den Profeſſoren 
das Recht gegeben werden, die fehlenden Studenten zur Rechenſchaft ziehen 
zu dürfen und ſie jährlich vor Vertretern des Collegium Scholarchale prüfen 
zu können. Dieſe Anregung wurde als unzweckmäßig verworfen, „weil hierdurch 
die alte Verfaſſung des Gymnaſii verändert wurde und nicht nur Auswärtige 
ſondern auch Einheimiſche abgehalten werden könnten, ſich einer ſolchen 
Diſziplin zu unterwerfen und das hieſige Gymnaſium zu beſuchen.“ (1) 

Der Profeſſor für Mathematik, Heinrich Kühn, ein 75jähriger Greis, hielt 
ſeine Vorleſungen und Abungen in der Wohnung. Seit 1758 hatte er keinen 
Privatunterricht mehr erteilt, und von den Primanern belegte niemand ſeine 
Stunden. 

Benjamin Groddeck, der Lehrer für griechiſche und orientaliſche Sprachen, 
hatte ſeit dem Tode der Rektoren Kemna und Marx aus den Vorbereitungs⸗ 
anſtalten keine Schüler mit griechiſchen Vorkenntniſſen mehr erhalten; ebenſo 
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wußten ſeine Hörer den lateiniſchen Vorleſungen nicht zu folgen. „Er hätte 
ſich aber dem ohngeachtet hiedurch nicht abhalten laſſen, ſowohl in Prima als 
Secunda beſtändig in lateiniſcher Sprache zu leſen, es möchte verſtehen wer es 
könnte.“ Disputierübungen fielen aus, da ſich nur 4 Primaner bei ihm ge⸗ 
meldet hatten und ſein Privatkolleg von 5 Sekundanern belegt wurde, von 
denen ihn nur einer bezahlte. Aus Geſundheitsrückſichten las er zu Hauſe. 
Ebenſo unterrichtete der Lektor der polniſchen Sprache, der ſeit 1737 am Gym⸗ 
naſium tätig war, ſchon 15 Jahre in ſeiner Wohnung. Zur Zeit hörte niemand 
bei ihm. 

Im Anſchluß an die Profeſſoren wurden auch die Schulkollegen der unteren 
Klaſſen verhört, von denen beſonders der Lehrer der 3. Klaſſe, Sebaſtian 
Federowicz, Anlaß zu heftigen Vorwürfen gab. Er unterrichtete ſeine 5 Schüler 
zu Hauſe, weil ſie von den Sekundanern beläſtigt und geſchlagen wurden und 
die Klaſſe im Winter ſchwer heizbar war. Seine Lehrerfolge ließen zu wün— 
ſchen übrig. In der Quarta befanden ſich 32 und in der Quinta 22 Schäler, 
die als Nachwuchs für das Gymnaſium nicht durchgängig in Frage kamen, 
da viele in den kaufmänniſchen Beruf übertraten oder ein Handwerk erlernten. 

Die Anterſuchung hatte alſo zunächſt folgendes Ergebnis: Seit 1715 hatten 
die beiden oberſten Klaſſen die Hälfte ihres Beſtandes verloren. Dieſer Rück— 
gang erklärte ſich aus den allgemein ungünſtigen Verhältniſſen, die einen Zuzug 
von auswärts erſchwerten. Die mindere Einſchätzung des Gelehrtenſtandes, 
dem bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts alle höheren ſtaatlichen Laufbahnen 
offengeſtanden hatten, wirkte ſich im Verein mit der Neigung zu praktiſchen 
Berufen gerade in der Handelsſtadt Danzig hemmend aus. Eine Reihe von 
ſchwerwiegenden Mängeln hatte ſich in die Verſaſſung des Gymnaſiums ein— 
geſchlichen. Dazu gehörte die Rückſicht auf den Ehrgeiz der Eltern, ihre Söhne 
möglichſt früh auf die oberen Klaſſen zu ſchicken, die Verſetzungen erfolgten nicht 
nach den Leiſtungen, ſondern nach den Wünſchen vermögender Väter oder nach 
veralteten Bräuchen. Die akademiſche Freiheit der Prima und die Erwartung 
der Studenten, auf der Aniverſität denſelben Stoff in deutſcher ſtatt in latei— 
niſcher Sprache vorgeſetzt zu bekommen, verführte ſie zur Nachläſſigkeit. Die 
Sitte der lateiniſchen Vorleſungen, die aus vergangenen Jahrhunderten ge— 
treulich beibehalten werden ſollte, erwies ſich als undurchführbar. Disputa- 
tionen, die früher zu dem eiſernen Beſtand einer Gelehrtenſchule gehört hatten, 
fanden nicht mehr ſtatt. Dagegen hatte Sendel mit ſeinem Experimentalkolleg 
einen durchſchlagenden Erfolg. Hier hörten nicht nur die Gymnaſiaſten bereit- 
willig zu, auch die Beteiligung gebildeter Bürger ſprach für ſeinen Verſuch 
Dem Gymnaſium war dadurch eine Möglichkeit gegeben, ſeine alte Bedeutung 
als geiſtiger Mittler wiederzugewinnen. Aber gerade dieſem Verſuch und 00 
. in ihm lagen, verſagte der Anterſuchungsausſchuß ſeine 
Aberlteferung in 1715 2 16 ve ſonſtigen Außerungen hervorging, daß mit der 

igen Punkt gebrochen werden ſollte. 
an 1 19 5 bereitete ihm der Rückgang der lateiniſchen Kenntniſſe, den 
r bei dem Gymnaſium, ſondern auch an den anderen Stadtſchulen 
feſtſtellen mußte. Bei dem Beſuch der Marienſchule wurde den Primaner 
es Caeſartext vorgelegt. „Mit großer Befremdung“, vermerkten die Beauf. 
ragten, „daß ungeachtet der Rector ihnen eingeholfen und die Ordnung der 
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Conſtruction aufzeigte, ſie dennoch nicht fähig waren einen einzigen periodum 
zu exponiren und theils die Bedeutung der Wörter theils auch ihre flexiones 
nicht wußten, die unterſten Primaner aber nicht einmal im Stande waren 
lateiniſch zu leſen.“ 

In der Johannisſchule wurde von den Primanern aus dem Curtius über- 
ſetzt. „Da ſich dann ſand, daß keiner derſelben die Ordnung der Conſtruction 
anders als mit Beyhülfe des Con-Nectoris (Klatt) aufzuzeigen wußten.“ 
Eine Erklärung dafür ſuchte der Rektor der Bartholomäiſchule zu geben: 
„Die Eltern ſähen es auch nicht gerne, daß ihre Kinder in der latinität ange⸗ 
führet würden, und drängen nur darauf, daß ſie den Catechismum und gut 
rechnen und ſchreiben lernten...” 

Wie das Gymnaſium hatten auch die Stadtſchulen über den Rückgang der 
Schülerzahl beſonders in den oberen Klaſſen zu klagen. In der Marienſchule 
befanden ſich in Klaſſe J. 18 Schüler, in der Johannis- und Petriſchule je 9 
und in der Katharinenſchule nur 5. Die Eltern nahmen ihre Kinder frühzeitig 
aus der Schule, um ſie in die Lehre zu geben. Wie das Gymnaſium waren die 
Stadtſchulen verbeſſerungsbedürftig. Sie ſollten den Anforderungen der Hand— 
werker, Schreiber und der kleinen Kaufleute genügen, die für ihren Beruf 
nicht Latein oder gar Griechiſch, ſondern Kenntniſſe brauchten, die ſie ſpäter 
verwerten konnten. 


Die Vorſchläge der Profeſſoren zur Amgeſtaltung des Gymnaſiums. 
Bertlings „Gedanken über die Verbeſſerung des Gymnaſii“ — Die Aniver⸗ 
ſitätspläne Wernsdorfs und Hanows — Beurteilung dieſer Vorſchläge. 


Im Verlaufe der Anterſuchung des Gymnaſiums durch Zernecke, Ehler 
und Lengnich hatten die Profeſſoren ſchriftlich ausgearbeitete Berichte, in 
denen ſie zu den ihnen vorgelegten Fragen nach den Arſachen des Verfalls 
des Gymnaſiums Stellung nahmen, eingereicht. In ihnen verſuchten ſie neue 
Wege zu zeigen, die ihrer Meinung nach die Arbeit ergebnisreicher geſtalten 
konnten. Anter dieſen Berichten, die in den Akten nur zum Teil einzuſehen 
waren, zeichnete ſich beſonders der Plan Bertlings aus?), der den Forderun— 
gen der Zeit weit entgegen kam. Den philologiſchen Anterricht wollte er ſtatt 
der Philoſophie in die Mitte des Lehrbetriebes geſtellt wiſſen. Faſt jeder 
Rektor fühle ſich verpflichtet, eine neue Logik und andere Lehrbücher zu ſchrei— 
ben, „er unterhalte ſchon die kleinſte Jugend mit den ſogenannten altioribus, 
weil es ihm nicht gut deucht, ſich bis zum Latein herabzulaſſen.“ Dagegen ſollte 
das Gymnaſium niemand entlaſſen, der nicht „eine exacte notitiam auctorum 
classicorum und die beſte autores ſelbſt alle durchgeleſen.. Schon in Sekunda 
müßten die öberſten (Großſekundaner) Teutſch dictierte Exercitia gleich ohne 
vitiis lateiniſch niederſchreiben und in Prima müßten häufige Abungen im Ela- 
boriren, Peroriren und dgl. in der lateiniſchen Sprache ſeyn.“ Bisher lehrten 
5 Profeſſoren die Altiora und nur 2 Philologie, daher wäre eine Erhöhung 
der philologiſchen Stundenzahl nötig. Daneben durften nicht vergeſſen werden: 
„Franzöſiſche und engliſche Sprache, eine Bekanntſchaft mit der neueſten engli- 
ſchen und franzöſiſchen Literatur, eine Erfahrung in den neueſten deutſchen 


25) Gedanken über die Verbeſſerung des Gymnaſii. 


28 Bernhard Schulz 


Schriften, beſonders den deutſchen Dichtern, eine moderne Anweiſung zur 
neueſten deutſchen Beredſamkeit, z. B. nach dem Batteux u. dergl. auch eine 
Anführung zur Leſung der neueſten Journale... Zeichnen, Glasſchleifen u. dgl. 
wäre auch nicht uneben. Reit- und Fechtſchulen müßten vorzüglich angeleget 
werden.“ Zur Kenntnis der Phyſik ſind eine reichhaltige Inſtrumentenſammlung 
und Demonſtrationen erwünſcht. Die Studenten ſollten die akademiſche Frei- 
zügigkeit aufgeben und ſich unter den Profeſſoren einen „Directorem studiorum“ 
wählen, mit ihm einen perſönlichen Studienplan aufſtellen und gelegentliche 
Prüfungen ablegen, um ſich ſtändig von ihren Fortſchritten zu überzeugen. 

Einen noch weitergehenden Vorſchlag machte Bertling in ſeiner Schluß— 
bemerkung: 

„Wie wäre es, wenn eine Einrichtung hier könnte getroffen werden, daß 
mit Zuziehung verſchiedener anderer hieſiger geſchickten Gelehrten der Cursus 
Academicus hier ganz könnte vollendet werden.“ 

Anter Hinweis auf die Bevorzugung der kaufmänniſchen Berufe ſchlug er 
weiter vor: N 

„Wie wäre es, wenn wir den Hamburgern nachahmten und unſer Gym— 
naſium auch für Kaufleute brauchbar machten! Selbſt der Plan der Realſchulen 
hat etwas, wovon ſelbſt in unſerem Gymnaſio Gebrauch gemacht werden 
könnte.“ 

Auch Wernsdorf unterſtützte die Gedanken ſeines Rektors. Wie Bertling 
ſprach er ſich für den Vorzug der philologiſchen Fächer aus. Die Profeſſoren 
ſollten durch Prediger und Kandidaten entlaſtet werden, die Anſtellung eines 
Lehrers der franzöſiſchen Sprache und für Geſchichte wäre wünſchenswert. 
Das Gymnaſium mußte nicht einſeitig der Gelehrtenbildung dienen, ſondern 
als geiſtiger Mittelpunkt der Stadt auch anderen Berufen, beſonders den 
Kaufleuten, zugänglich gemacht werden, denen die Wahl der Stunden frei— 
ſtehen ſollte. Wernsdorf ſchlug wie Bertling den Ausbau des Gymnaſiums 
zu einer Aniverſität vor. Größere Veränderungen und Aufwendungen hielt er 
nicht für erforderlich; in den meiſten Fällen ließ ſich die Amſtellung durch Erlaß 
von oben ordnen, z. B. konnte „der studiosus theologiae in numerum candida- 
torum angenommen werden und zur Beförderung Hoffnung haben, wenn er 
dokumentieren kann daß er alle und jede Teile der Theologiae durchgehöret 
habe.“ Die Schüler lernten wenig, weil ſie bei den gegenwärtigen Verhälniſſen 
glaubten, daß fie denſelben Stoff auf der Aniverſität nochmals zu hören be- 


kämen. „Aberdem ſind die meiſten Stipendia vor das Gymnaſium geſtiftet, und 


die alumni haben auf dem Alumnatgang des palatii wohnen müſſen; nur in 
dieſem Jahrhunderte hat man angefangen, dieſelbe stipendia auf die Aniver— 
ſität zu reichen. Ehedem hat man auch gleich vom Gymnaſio ins Predigtamt 
befördert und deswegen unſeren Studenten als Candidaten erlaubet, in denen 
Kirchen der Stadt zu predigen.“ a 

Aus den Berichten geht eindeutig hervor, daß unter den Profeſſoren der 
Wunſch einer Rangerhöhung des Gymnaſiums vorhanden war und beſprochen 
wurde. Bertling und Wernsdorf ſtanden mit ihrer Anſicht nicht allein. Ihr 
Amtsgenoſſe Hanow war ein beredter Verfechter dieſes Gedankens. In ſeiner 
„Philosophia civilis sive politica”, Teil II, hatte er darauf einen ganzen Ab- 
ſchnitt verwandt. In dem Kapitel „de sapienti cura mentem civium perficiendi” 


| 
| 
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ſchildert er den Aufbau des Schulweſens und unterſcheidet bei den scholis 
superioribus gymnasia, gymnasia academica und academiae. Bei der Dar- 
ſtellung der akademiſchen Gymnaſien heißt es: 

„a superiorum voluntate pendet, utrum velint, ut studiosis omnia tradant, 
quae traduntur in academiis, itaque absolutis eorum studiis et examinibus 
publice institutis, digni reperti muneribus publicis adhibeantur. Rationes rem 
ita instituendi esse existimo, ne pecunia studiis academicis impendenda praeter 
rem exteris detur, nihil tale reddentibus, cum civium et Professorum commodis 
pro scopo civitatis habeatur.“ 

Zu den weiteren Gründen rechnet er die ſtändige Beaufſichtigung der Stu— 
denten durch ihre Familie, während auswärts die „licentia et seductio non 
paucos corrumpit”. Unter Bezugnahme auf das Danziger Beiſpiel ſchreibt er: 
varia quoque prostant exempla eorum, qui et Gedanensi Athenaeo et domi 
et foris, tum ad munera scholastica, tum ad iuridica minoris momenti, tum ad 
ecclesiastica fuere admoti, et pastores sacri in pagis et oppidis evasere.“ 

Die prima ratio für die Gründung von Univerfitäten ift für Hanow die 
Geldfrage. Er ftellt umſtändliche Berechnungen über ihre Wirtſchaftlichkeit an. 
„Praeterea cum docentes discentesque victu egeant, amictu, famulitio aliisque 
vitae praesidiis et ornamentis: tanto plus in illo loco consumetur, quanto plures 
sunt academiae cives .. . 20) 

Dieſe Wünſche fanden bei der traditionsgebundenen Einſtellung des Rats 
kein Gehör. Leider blieben auch die erfüllbaren Wünſche Bertlings unberüd- 
ſichtigt. In der dargebotenen Form bildeten fie ein Gemiſch der herrſchenden 
Erziehungslehren und hätten durch ihre vielgeſtaltige Zuſammenſetzung zuerſt 
mehr Verwirrung als Nutzen geſtiftet. Sie verlangten den völligen Ambau 
der Gelehrtenſchule im Sinne der Halleſchen Anſtalten und der Heckerſchen Real: 
ſchule an der Dreifaltigkeitskirche in Berlin, vermehrt durch Fächer der Ritter- 
akademien. Hecker, der ehedem Lehrer des Halleſchen Waiſenhauſes geweſen war, 
hatte 1747 eine „ökonomiſch-mathematiſche Realſchule“ eingerichtet, in der die 
Jugend der bürgerlichen Stände mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe des tätigen 
Lebens erzogen wurde. Der Anterrichtsplan enthielt Geographie, Zeitungs- 
lektüre, Briefeſchreiben, Zeichnen und Geometrie. In Halle gehörten zu den 
ſogenannten Rekreationsübungen Drechſeln, Glasſchleifen, Holzſägen, Beſuche 
der Schüler in Werkſtätten und Buchläden. Die ritterlichen Abungen wollte 
Bertling wahrſcheinlich im Hinblick auf den kurländiſchen Adel, der damals 
am Gymnaſium noch ſtark in Erſcheinung trat, aufgenommen wiſſen. Die An⸗ 
regungen Bertlings beweiſen, daß ſich die Profeſſoren nicht an die Aberliefe— 
rung der Gelehrtenſchulen gebunden hielten und die Brüchigkeit der alten 
Bildungsform überſahen. Abereinſtimmend hatten ſie ja darauf hingewieſen, 
daß ſich die Gewohnheit der lateiniſchen Vorleſungen nicht mehr halten ließ, 
nachdem die Aniverſitäten ſeit faſt einem Jahrhundert zur Mutterſprache zurück 
gekehrt waren und die deutſche Literatur in ſtürmiſcher Auseinanderſetzung 
mit Engländern und Franzoſen ihren eigenen Bahnen zuſtrebte. Gleichzeitig 
erſcheint die auswählende Verfahrensweiſe Bertlings als ein Merkmal der 
aufkläreriſchen Geiſteshaltung, die in ihrem Drange alle Seiten des Lebens 
zu ordnen, jede gegebene Anregung aufgriff und nutzbar zu machen ſuchte. 


20) Phil. civilis secunda pars, pag. 508. 
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Den Aniverſitätsplänen, wie ſie von Bertling, Wernsdorf und Hanow ver— 
treten wurden, konnte um 1765 eine gewiſſe Berechtigung nicht abgeſprochen 
werden. Die Reichweite der jungen Aniverſität hätte das proteſtantiſche 
Deutſchtum aus den polniſchen und den der polniſchen Krone unterſtellten 
deutſchen Landesteilen erfaßt. Damit hätte ſich die Stadt an dem Ausgange 
der Weichſel den ihr zukommenden Platz als Bewahrerin oſtdeutſcher Kultur 
nicht nur wiedererobert, ſondern würde in den Kämpfen um den Vorrang 
deutſcher oder ſlawiſcher Kultur eine Stellung errichtet haben, deren Würde 
und Anſehen die Bedeutung der hier geleiſteten Arbeit wirkſam unterſtützt hätte. 
Zudem war 1756 das Kulmer Gymnaſium zur Aniverſität ausgebaut worden, 
deren Rektoren in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Krakauer Aniverſität 
ſtanden, weshalb auch die dortige philoſophiſche und juriſtiſche Fakultät als 
colonia Cracoviensis bezeichnet wurde ?). Die Nangerhöhung des Danziger 
Gymnaſiums wäre alſo als Antwort auf die Kulmer Vorgänge aufzufaſſen 
geweſen. Eine wirkliche Bedeutung hätte die Danziger Univerfität auf die 
Dauer nicht bewahren können, da nach der erſten Teilung Polens dieſe Gründe 
hinfällig wurden und Danzig in ſeiner politiſchen Vereinſamung nicht in der 
Lage geweſen wäre, die wiſſenſchaftliche Leiſtungsfähigkeit der Aniverſität zu 
erhalten. Das preußiſche Studiumverbot für nichtpreußiſche Aniverſitäten hätte 
Danzig nach 1772 zu viele Schüler entzogen und damit die Neugründung zur 
Bedeutungsloſigkeit verurteilt. Allein für die Bedürfniſſe eines kleinen Stadt- 
ſtaates an akademiſchen Beamten ließ ſich eine ſolche Einrichtung nicht ver— 
antworten. Inter der Enge der Verhältniſſe wäre der Eifer der Profeſſoren 
und Schüler bald erlahmt. 


Die Natsverordnung zur Erneuerung des Gymnaſiums — ihre Aufnahme 
bei den Profeſſoren — Beurteilung der Ratsverordnung. 


Die Maßnahmen, die der Rat auf Grund der vorgefundenen Ergebniſſe 
ergriff, erwieſen ſich als dürftig und unzulänglich. Sie waren in keiner Weiſe 
geeignet, eine dauernde Wendung zum Beſſeren zu gewährleiſten. Neben eini- 
gen notwendigen Ausbeſſerungsarbeiten verfügte er die Amtsenthebung des 
Lehrers der 3. Klaſſe, Federowicz, und wies ihn einem Hoſpital der Stadt zu. 
Vor allem gab er am 13. 11. 1765 in längeren Richtlinien die neuen Lehrvor— 
ſchriften bekannt). Die Verordnung enthielt als wichtigſte Beſtimmung die 
Verpflichtung der Profeſſoren, in den Vorleſungen den Gebrauch der latei— 
niſchen Sprache beizubehalten. Nur in den als privatissimi bezeichneten Stunden 
durften ſie davon abweichen. Collegia disputatoria, öffentliche und private 
Prüfungen ſollten wie in früheren Zeiten abgehalten werden. Alle Vorleſungen 
waren jährlich zu Ende zu führen; das galt beſonders für den Rektor, der 
das umfangreiche Gebiet der Dogmatik behandelte und für den Inſpektor 
Gralath, der die Institutiones Justinianeas las. Dem Rektor wurde das Jus 
primae locationis entzogen, in Zukunft ſollten alle Schüler, die ſich für den Beſuch 
der Anſtalt meldeten, von 4 Profeſſoren geprüft und danach einer Klaſſe zu⸗ 
gewieſen werden. Die Profeſſoren durften Privatiſten nur aus den beiden 


en) Heine, Academia Culmensis, Ein Abriß ihrer Geſchichte 
V ß ih eſchichte, Z. d. Weſtpr. Geich.- 
50 R. A. Danzig, 300, 42/170. 
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oberen Klaſſen annehmen. Weiterhin führte die Verordnung Beſtimmungen 
an, die ſich auf die Verwaltung und die Anterrichtsgeſtaltung bezogen. Danach 
wurde die Wolf'ſche Philoſophie als anerkannte Lehrmeinung auch für das 
Gymnaſium zugelaſſen. Das Naturrecht gehörte zu den jährlichen Hauptvor— 
leſungen. Wernsdorf ſollte ſich auf die lateiniſchen Klaſſiker und die Rhetorik 
beſchränken, „keineswegs aber durfte in anderen Wiſſenſchaften als in der 
Geographie, historia litteraria etc.” unterrichtet werden. 

Die Verfügung erweckte den erregten Widerſpruch Bertlings, der in einigen 
Punkten einen Vorwurf für ſeine bisherige Amtsführung ſah. Es werde der 
Eindruck erweckt, als habe ſeine Tätigkeit den Verſall des Gymnaſiums ver— 
ſchuldet. Für die Schärfe ſeines Widerſpruches geben die Bemerkungen zu der 
Anordnung über das Halten von Privatiſten und über den Gebrauch der latei— 
niſchen Sprache ein Beiſpiel: „Durch dieſe Geſetze würde die natürliche Freiheit 
ſogar unſerer Haushaltung und unſerer Privatſtunden eingeſchränkt, nämlich 
was für Leute wir an unſere Tiſche und in unſere Häuſer nehmen ſollen, wie 
wir unſere Zeit außer unſern öffentlichen Arbeiten verwenden, was für 
lectiones privatas und in was für Sprache wir ſie anſtellen ſollen. Dadurch 
werden wir unter die geringſten Einwohner der Stadt erniedrigt... Das iſt 
gewiß unerhört in einer freien Republik, wo ſich wohl der geringſte Menſch 
ſeiner Freiheit rühmen kann, Professores ſo einzuſchränken, wie ſie von dem 
ſouveräneſten Monarchen weder auf Aniverſitäten noch Gymnaſien eingeſchränkt 
werden..“ Der Rektor weigerte ſich, dieſe Verordnung den Profeſſoren bekannt 
zu geben, da er auf Abänderung der beanſtandeten Punkte hoffte. Der Rat be— 
auftragte den Protoſcholarchen, dem Rektor ſein Mißfallen über „die in dieſer 
Schrift enthaltenen verſehrlichen Ausdrücke“ zu übermitteln; ſeine Bedenken 
dürfe er nach Bekanntgabe der Beſtimmungen an die Profeſſoren „in einer 
anderen auf eine beſcheidenere Art eingerichteten Schrift“ zur Kenntnis geben. 
Der Protoſcholarch konnte wenige Tage darauf dem Nat melden, daß Bertling 
„geſtehet, ſich in Abfaſſung dieſer Schrift übereilet zu haben und daß er dazu 
von anderen angereitzet und verleitet worden, ihm auch ſein begangener Fehler 
leyd ſey.“ 

In einer „beſcheidenen Vorſtellung und Anfrage“ trugen der Rektor und 
die Profeſſoren nochmals ihre Bedenken gegen die Verordnung vor. Wieder 
wandten ſie ſich gegen den anbefohlenen Gebrauch der lateiniſchen Sprache. 
Dieſe Sitte habe in früheren Zeiten, als viele Fremde aus Polen und Angarn 
nach Danzig kamen, ihre Brechtigung gehabt. Jetzt wurden auch wiſſen— 
ſchaftliche Abhandlungen deutſch geſchrieben, auf den Aniverſitäten habe ſich 
die Mutterſprache durchgeſetzt und der Gebrauch der lateiniſchen Sprache 
gelte als rückſtändig. Während der Nat in einigen unwichtigen Punkten nach— 
gab, dem Rektor das Jus primae locationis zurückgab und die Verpflichtung, 
die Hauptvorleſungen im Ablauf eines Jahres zu beenden, nur nach Möglichkeit 
eingehalten werden ſollte, beſtand er auf dem Hauptſtück, der Beibehaltung 
des Lateiniſchen als Anterrichtsſprache. 


Anter dieſen Amſtänden konnte der Erneuerungsverſuch von 1765 keinen 
dauernden Erfolg verſprechen. Mit einer faſt ängſtlichen Beharrlichkeit war 
jede grundlegende Neuerung vermieden. Den willkürlichen Verſetzungen war 
ein Riegel vorgeſchoben, ſie allein konnten für die ſinkenden Leiſtungen nicht 
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verantwortlich gemacht werden. An das Abel ſelbſt, die veraltete Lehrverfaſſung 
des 17. Jahrhunderts, hatte man ſich nicht herangetraut, ſie wurde ſorgfältig 
gehütet, und jeder Verſuch, durch Aufnahme zeitgemäßer Fächer den Anterricht 
zu beleben, wurde zurückgewieſen. 

Dieſes unverſtändliche Feſthalten an der Aberlieferung wird vielleicht 
durch die gefährdete politiſche und wirtſchaftliche Lage der Stadt erklärlicher. 
Danzig hatte ſeine einflußreiche politiſche Rolle ausgeſpielt. Innerhalb der 
großen und erſtarkenden Mächte war der kleine Stadtſtaat ein ſtaatliches Ge- 
bilde, das infolge ſeiner militäriſchen Ohnmacht die mächtigen Nachbarn zum 
Angriff herausforderte und nur der Eiferſucht der Beteiligten ſeinen Fort- 
beſtand verdankte. Der Wirtſchaftskampf, der Danzig 7 Jahre ſpäter, ſeit 1772 
durch Preußen aufgezwungen wurde, bewies, daß die Stadt aus eigener Kraft 
nicht lebensfähig war. Innerhalb der Großmächte mußte der Rat eiferſüchtig 
auf die Bewahrung ſeiner Rechte bedacht ſein, ſchien doch ihre Achtung eine 
Gewähr für die Erhaltung ſtaatlicher Anabhängigkeit zu ſein. Wie das poli⸗ 
tiſche Denken zwangsläufig auf Bewahren und Erhalten gerichtet war, mochte 
ſich dieſe Einſtellung auch bei anderen Gelegenheiten bemerkbar machen und 
jedem Verſuch einer großzügigen Neuordnung entgegenſtellen. 


Verſuche zur Verbeſſerung des Schulweſens in anderen Städten. 
Bremen — Leipzig — Marienburg — Elbing. 
Die Einrichtung deutſcher Bürgerſchulen in Danzig. 


Der Rückgang des Danziger Schulweſens und beſonders des humaniſtiſchen 
Anterrichts war nicht eine Einzelerſcheinung. Aberall war an den Schulgrün— 
dungen der Reformationszeit ein Abſinken der Schülerzahl und ein Nachlaſſen 
der Leiſtungen offenkundig. An vielen Orten bemühten ſich die Verwaltungs- 
behörden, die Arſache der Schäden zu entdecken und die Mängel abzuſtellen. 
In Bremen wurden 1749, 1758 und 1765 Verſuche unternommen, die dortige 
Schola illustris durch zeitgemäße Lehrpläne zu verjüngen 2). Die Geringfügig- 
keit der Gehälter hatte hier die Liebe der Lehrer zu Amt und Wiſſenſchaften 
ertötet, in ihrer Aufbeſſerung ſahen die Ratsbeauftragten, die den Zuſtand 
der Schule zu unterſuchen hatten, einen weſentlichen Fortſchritt zur Hebung 
des geſunkenen Anſehens von Lehrerſchaft und Schule. Ebenſo bedurfte der 
methodus docendi einer Anpaſſung an die Erkenntniſſe der Zeit. Anſtelle der 
lateiniſchen Grammatik, die für die Anfänger eine unverſtandene Gedächtnis— 
marter bedeutete, wurde die Einführung der deutſchen Grammatik vorgeſchlagen. 
Der Geſchichtsunterricht hatte bisher nur die Kirchengeſchichte des A. T., die 
Geſchichte der griechiſchen, römiſchen und türkiſchen Kaiſer erfaßt, Geographie 
wurde ohne Landkarte betrieben. Die Einführung franzöſiſchen und engliſchen 
Sprachunterrichtes wurde empfohlen. In Zukunft ſollte auch die Mutterſprache 
berückſichtigt werden, Aufſatzunterricht und Beſchäftigung mit der deutſchen 
Dichtung wurden zur Aufnahme vorgeſehen. Die Beauftragten wieſen auf 
Gottſched als Beiſpiel hin. Obwohl der Nat in ſeinem neuen Anterrichtsplan 
dieſe Anregungen befolgte und 1765 weitere Zugeſtändniſſe im Sinne einer 
Amgeſtaltung zur Realſchule machte, blieb der Erfolg aus. Wie in Danzig 


20) Entholt, Geſch. d. Bremer Gymn. 
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trug auch in Bremen das Gymnaſium akademiſche Merkmale. Die Jugend aber 
ſtrebte von dieſen kleinen Anſtalten fort zu den glänzender ausgeſtatteten Ani⸗ 
verſitäten, an denen ihr Bildungsdrang befriedigt wurde und eine größere 
Freiheit beſtand. 3 eg | 
In Leipzig beſtimmte 1767 eine NRatsverordnung für die Nikolaiſchule, 
„daß neben der griechiſchen und lateiniſchen auch die teutſche, franzöſiſche, ita- 
liäniſche und engliſche Sprache nach den Regeln der Grammatik gelehret... 
werden.“ Ebenſo find Mathematik und „die verſchiedenen Gattungen der 
Rechenkunſt“ vorzutragen vo). N £ 
Rektor der Nikolaiſchule war damals Joh. Jak. Neiske, ein bedeutender 
Gelehrter, beſonders auf dem Gebiet der ſemitiſchen Sprachen, der wie Gellert 
von Friedrich II. 1760 zur Vorſtellung befohlen wurde, worüber er an ſeinen 
Danziger Freund, Georg Wernsdorf, berichtet hat. Reiske ſuchte vor allen 
die Pflege des Deutſchen in der Schule zu fördern. In einer von ihm ausge: 
arbeiteten Rede heißt es: Die deutſche Sprache iſt „vor einen Deutſchen viel 
nötiger und nützlicher als die lateiniſche, oder irgend eine andere Sprache“ 55). 
In den Nachbarſtädten Danzigs, in Marienburg und Elbing, wurden 
Verſuche unternommen, den dortigen Schulen durch zeitgemäße Verbeſſerungen 
aufzuhelfen. In Marienburg hatte der Rektor der lateiniſchen Stadtſchule, 
Schuſterus (1748/1752), mit Anterſtützung des Rates den Lateinunterricht 
beſchränkt und dafür Geographie und Geſchichte eingeſetzt. Dem Deutſchunter⸗ 
richt wurden zwei Wochenſtunden eingeräumt, in Prima ſtand Franzöſiſch auf 
dem Lehrplan 35). ö N Er 
In Elbing übernahm 1781 Otto Ludwig Hartwig das Rektorat, der vorher 
Lehrer an der Berliner Realſchule geweſen war. Nach ihrem Muſter ſuchte er 
das Gymnaſium umzuformen, doch die überſtürzte Einführung brachte die 
Schule in Anordnung und zog ihm den Groll von Rat und Bürgerſchaft zu”). 
Es erwies ſich auch an dieſem Beiſpiel, daß alle pädagogiſchen Erneuerungs⸗ 
verſuche erfolglos blieben, wenn nicht die perſönliche Kraft eines hervorragen— 
den Schulmannes Schüler und Lehrer für das neue Werk zu begeiſtern ver- 
mochte. N j N 
Obwohl das 18. Jahrhundert auf dem Gebiet der Erziehung eine Fülle 
von Einfällen und fruchtbaren Gedanken bewies und als Ergebnis eine Reihe 
bedeutſamer Neugeſtaltungen aufzuweiſen hatte, bedurfte es doch erſt der 
ordnenden Hand des Staates, um die verſchiedenen Anſätze zuſammenzufaſſen 
und das Schulweſen auf eine Grundlage zu ſtellen, von der eine Ergänzung 
der Schularten nach den Bedürfniſſen des bürgerlichen Lebens möglich war. 
In Danzig zeigte ſich bald die Notwendigkeit, neben der Gelehrtenſchule 
eine Erziehungsanſtalt einzurichten, die den Bedürfniſſen einer Handelsſtadt 
90) O. Kaemmel, Geſch. d. Leipziger Schulweſens, Teubner 1909, S. 396f. 
1) „Es iſt ein Jammer und eine Schande und ein Verderb des gemeinen Weſens, 
daß man die kleinen Jungen mit dem Lateiniſchen plagt, was ihnen in ihrem 
gantzen Leben nichts hilfft, dagegen aber unterläßt, ihnen zu zeigen, wie ſie 
vernünfftig, zierlich, verſtändlich und richtig deutſch ſchreiben und ſprechen ſollen.“ 
Reiske trat für die Kenntnis des Mittelhochdeutſchen ein, das er „den Schlüſſel 
zu den alten Dichtern der mittleren Zeiten“ nannte, denen er „ſchöne feurige hoch; 
poetiſche Gedanken“ nachrühmte. (Kaemmel, Geſch. Leipz. Schulweſens, S. 404.) 


”) Th. Breiter, Die alte Lateinische Schule in Marienburg, 1864, ©. 2. 
28) E. Volckmann, Das Städt. Gymnaſium zu Elbing, Elbing 1882, S. 21. 
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angepaßt war, zumal in den Danziger Kirchſchulen ebenfalls Latein und 
Griechiſch getrieben wurde. Das Danziger Schulweſen war in ſeiner damaligen 
Verfaſſung nicht geeignet, die Anſprüche der Bürgerſchaft auf eine lebensnahe 
Ausbildung zu erfüllen. Infolgedeſſen hatten in Danzig die ſogenannte Privat- 
information, das Hofmeiſterweſen und die Winkelſchulen mehr noch als in an— 
deren Städten überhand genommen. ö 
Seit 1786 wurden die ſich aus dieſen Amſtänden ergebenden Fragen durch 
den Bürgermeiſter v. Conradi und den Quartiermeiſter Wichers geprüft. 
Ihre Anſtrengungen führten 1788 zu der Einrichtung deutſcher Bürgerſchulen. 
Amgeſtaltet wurden zuerſt die Barbara- und die Bartholomäiſchule. Ihnen 
folgte 1791 die Einrichtung der Anſtalt von St. Katharinen zu einer deutſch— 
lateiniſchen Bürgerſchule. Die Schulen waren zweiklaſſig, ein Oberlehrer be— 
ſorgte den bildenden Teil, ein Anterlehrer die Techniken des Anterrichtes. 


IV. 


Das Gymnaſium als Stätte der Wiſſenſchaft 

Wie in früheren Jahrhunderten war der Danziger Rat auch in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts bemüht, bei der Berufung der Rektoren und 
Profeſſoren auf wiſſenſchaftliches Anſehen und auf pädagogiſche Fähigkeiten 
zu achten. 

Obwohl die wirtſchaftlich ſorgenfreien Zeiten für die Proſeſſoren längſt 
vorüber waren, beſaßen ſie eine wenn auch beſcheidene Anabhängigkeit, die ſie 
in den Stand ſetzte, ihre Arbeiten fortzuführen. Oft brachte ihnen dieſe Arbeit 
einen erwünſchten Nebenverdienſt. So erhielt Bertling noch 1754 für die 
Herausgabe ſeiner „Evangeliſchen Andachten“ durch den Rat als Anerkennung 
800 fl. ). In Danzigs Blütezeit hatte der Rat durch ſolche klingenden Be— 
lohnungen den Arbeitseifer ſeiner Gelehrten anzuregen gewußt. Das wiſſen— 
ſchaftliche Anſehen war bei der Wahl der Bewerber um das einſt begehrte 
Lehramt an dem akademiſchen Gymnaſium häufig von entſcheidendem Einfluß. 
Durch dieſe weiſe Aberlegung ſicherte der Rat den Ruf und den Stand der 
Schule. Zwar wurde bei der Beſetzung der Stellen gern auf Söhne der Stadt 
zurückgegriffen, aber ſie mußten die gleichen Fähigkeiten wie ihre Mitbewer— 
ber aufweiſen. Infolgedeſſen überwogen noch in der Zeit von 17501817 die 
von auswärts berufenen Profeſſoren ihre in Danzig gebürtigen Amtsgenoſſen. 
Die meiſten von ihnen kamen aus Nord- und Oſtdeutſchland, aber auch der 
mitteldeutſche Raum und Schleſien waren vertreten. Als nach dem Tode 
Bertlings 1769 der Danziger Ver-Poortenn zum Rektor gewählt wurde, 
ſtand der Rat noch in Verhandlungen mit den Theologen Weickhmann aus 
Wittenberg, Körner in Leipzig, Quiſtorp in Greifswald und Müller in Göt— 
tingen. Bereits 25 Jahre ſpäter ließ ſich nur mit Mühe ein Nachfolger für den 
verſtorbenen Ver-Poortenn finden, obwohl das Rektorat die beſtbezahlte Stelle 
des Gymnaſiums war. Bedeutendere Gelehrte ſcheuten ſich, ihr Schickſal mit 
der daniederliegenden Schule zu verbinden oder ſtellten Forderungen, die der 
Rat bei der unſicheren Wirtſchaftslage nicht bewilligen konnte. Als 1799 der 
0 e von der älteſten bis zur neueſten Zeit. 2 Bde. Danzig 
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Prediger Asko aus Smyrna vorübergehend in Danzig weilte, ließ er ſich für 
die Annahme dieſes Amtes beſtimmen, verzichtete aber ſpäter, als ihm eine 
einträglichere Verſorgung geboten wurde. 

Wenn Zeit und Amſtände dem Gymnaſium in dem geſchilderten Abſchnitt 
ſeiner Entwicklung auch nicht günſtig waren, erhielten ihm doch die wiſſenſchaft— 
lichen Arbeiten ſeiner Profeſſoren den Anſchein verwichenen Glanzes. Es waren 
keine außergewöhnlichen Leiſtungen, die in der Fachwelt Aufſehen erregten, aber 
innerhalb ihres Kreiſes behaupteten dieſe Männer einen angemeſſenen Platz 
als Theologen, Hiſtoriker, Sprachwiſſenſchaftler oder Juriſten. In ihren Lebens⸗ 
läufen ſpiegelt ſich das beſcheidene, nur ſelten von Stürmen getrübte Daſein 
emſiger Gelehrten und Facharbeiter. Noch heute bewundern wir die Ergebniſſe 
dieſer Gelehrtengeneration, die in den ſtädtiſchen Büchereien als meiſt unbe— 
achtete Zeugniſſe fleißigen Forſchens und Vergleichens lagern. Sie ſind die 
ſtillen Zeugen der Kämpfe und Mühen ihrer geiſtigen Arheber und erwachen 
unter liebevoll forſchenden Händen zu wunderlichem Leben, das von längſt ver- 
klungenen Fehden, von mühſamem Suchen nach Wahrheit und Erkenntnis er— 
zählt. Nur ſelten reicht der Klang ihrer Namen bis in unſere Zeit hinüber, 
aber in dem Verſuch, ihre Träger zu beleben, erkennen wir die Kette, die uns 
mit jenen verbindet. Nicht alle Namen können genannt werden und vielfach 
fehlen die Lichter, die ihrer Vergangenheit Glanz und Farbe geben. Die ge- 
wählten Beiſpiele wollen das Gemeinſame der Lebensform und die beſondere 
wiſſenſchaftliche Leiſtung darſtellen. Gleichzeitig find fie ein Beitrag zur Dan- 
ziger Geiſtesgeſchichte in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. 


1. Ernſt Auguſt Bertling. 


Als Ernſt Auguſt Bertling 1753, erſt 31jährig, von Helmſtedt als Rektor 
an das Gymnaſium berufen wurde, hatte er bereits die erſte Auseinanderſetzung 
mit dem Katholizismus abgeſchloſſen und eben fein Lehrbuch über die Moral- 
theologie herausgegeben. 

Am 1. Dezember 1721 in Osnabrück als Sohn des Garniſon- und Hof⸗ 
predigers Rudolf Bertling und der Katharina Eliſabeth Schwender, einer 
gebürtigen Osnabrückerin, geboren, hatte er nach dem frühzeitigen Tode ſeiner 
Eltern 1741 die Aniverſität Jena bezogen und ſtudierte zunächſt weniger aus 
eigenem Antrieb als auf Wunſch der Familie Jura. Daneben belegte er 
mathematiſche und philoſophiſche Vorleſungen, die ſeiner Neigung entſprachen. 
Es konnte nicht ausbleiben, daß Bertling mit der Wolffſchen Philoſophie in 
Berührung geriet, die bald zu einer willigen Aufnahme dieſer Lehre führte, 
wenn er auch infolge feiner ſpäteren orthodoxen Richtung einen gewiſſen Ab⸗ 
ſtand zu wahren ſuchte. War Wolff doch eben erſt (1740) durch eine der erſten 
Amtshandlungen Friedrichs II. eine glänzende Genugtuung für die einſt in Halle 
widerfahrene Kränkung zuteil geworden, ſeine Anſichten hatten in ganz Europa 
Widerhall gefunden. In Jena war Bertling ein Schüler Wideburgs, der 
bereits 1725 die Kühnheit beſeſſen hatte, gegen den Willen der theologiſchen 
und philoſophiſchen Fakultät, die in 27 Punkten das Verdammungsurteil über 
Wolff geſprochen hatte, den Verfemten in Schutz zu nehmen ). In Jena 

3) H. Hettner, Geſch. d. deutſchen Literatur im 18. Jahrh. I, S. 145. Paul Liſt 

Verlag, Leipag 1928: # 8 
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machte Bertling eine Bekanntſchaft, die für fein ſpäteres Leben von entſchei— 
dender Bedeutung wurde. Er ſchloß ſich als Hausgenoſſe an einen jungen aka⸗ 
demiſchen Lehrer, Johann E. Schubert, an, der bald als Profeſſor der Theo— 
logie nach Helmſtedt berufen wurde. Auf ſeinen Einfluß entſchloß er ſich zu 
einem Wechſel des Studiums, den er in Göttingen vornahm, wo er ſich 1743 
in die theologiſche Fakultät einſchrieb. Vor ſeiner Abreiſe aus Jena hielt er 
die übliche Disputation „sub praesidio Schuberti... proprio Marte conscriptam 
de gradibus prohibitis secundum jus naturae d. 8. Octob.“ 

In Göttingen hörte er bei Feuerlein, der ein Gegner Wolffs war, Theo— 
logie. Bei Heumann belegte er Kirchengeſchichte und Exegeſe. Heumanns be— 
deutendſte wiſſenſchaftliche Leiſtung war die Aberſetzung des N. T., zu der 
eine 12bändige Erklärung gehört. Im übrigen war er einer der ſeltener wer— 
denden Polyhiſtoren und Vielſchreiber; die Aufzählung feiner gelehrten Ar- 
beiten durch den Biographen Caſſius umfaßt nicht weniger als 134 Seiten. 
Bei Ribow hörte Bertling Polemik, bei Boehmer jus canonicum und bei 
Wähner Philologie. = 

1744 beſtand Bertling die Prüfung zum Magiſter und fertigte dazu eine 
Disputatio inauguralis an, die ſich betitelte: meditationum de natura, sive 
Philosophiae theoreticae universalis specimen I. Schon im folgenden Monat 
erwarb er durch eine neue Disputation ?%) die jura magistri legentis. In raſch 
aufeinanderfolgenden Arbeiten?“ ſuchte er feine wiſſenſchaftliche Begabung 
nachzuweiſen, um zu dem erſehnten akademiſchen Lehramt zu kommen, zu dem 
ihn ſeine Neigung zog. Als Anerkennung ſeiner Tätigkeit wurde er 1745 zum 
Beiſitzer der philoſophiſchen Fakultät ernannt. Seine Berufung als a. o. Pro⸗ 
feſſor der Theologie nach Helmſtedt verdankte er der Fürſprache feines Freun— 
des Schubert, der ihn dort einführte und ihm auch bei der unumgänglichen 
Erwerbung des Doktorgrades behilflich war?). Nun erfolgte ein raſcher Auf⸗ 
ſtieg, 1749 als ordentlicher Profeſſor, 1750 als Adjunkt der Generalſuperin⸗ 
tendentur der Diözeſe Helmſtedt, 1752 als Profeſſor der Theologie in Gießen 
und Superintendent der Diözeſe Alfeld. Dieſe letzte Berufung mußte er auf 
höheren Wunſch ablehnen. N e 

1749 hatte Bertling, als er durch die Anſtellung zum ordentlichen Profeſſor 
ſeine wirtſchaftliche Grundlage geſichert ſah, Maria Dorothea Sprenger, die 
jugendliche Witwe des Phyſikus v. Stadthagen, Möebius, geheiratet. 1753 er⸗ 
reichte ihn der Ruf an das Gymnaſium nach Danzig. Da ſich der Rat an den 
regierenden Herzog mit der Bitte um ſeine Entlaſſung aus braunſchweigiſch⸗ 
lüneburgiſchen Dienſten gewandt hatte, erhielt Bertling den erbetenen Abſchied. 
55 18. Oktober führte ihn der Stadtſyndikus Lengnich in fein neues Schul- 
Amt ein. 


In Danzig gewann Bertling bald die Anerkennung ſeiner Vorgeſetzten und 
die Achtung ſeiner Gemeinde. Sein ausgleichendes Weſen und ſeine geiſtige 
ae) de iure parentum in liberos secundum leges cogentes. 

*) scripsit Goettingae de argumento Cartesiano pro existentia dei et contra quen- 

dam heterodoxum, qui in patria sua motus excitaret, scripsit defensionem Art. 8 
Ri Aug. Conf. contra quemdam Neo-Donatistam. 

) Solennis promotionis ritus d. X. Dez. in aede Academica a Decano S. V. Schu- 
berto, praeceptore illo et fautore antiquo... peractus est. Ne 
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Beweglichkeit fanden bei den ruhigen und ſelbſtſicheren Danzigern Anklang, 
und auch auf die Verhältniſſe am Gymnaſium wirkte die ausdruckfähige Art 
des neuen Rektors günſtig, ohne daß Bertling an den vorhandenen Einrich— 
tungen größere Anderungen vornahm. Als Kanzelredner wurde er gern gehört. 
Die Gefahr der Weitſchweifigkeit, die bei ihm nahelag, milderte er durch leben— 
digen Vortrag und durch raſche und einfallsreiche Wendungen, ſodaß ihm ſeine 
Zuhörer die Länge ſeiner oft einſtündigen Predigten nicht verübelten. Vor 
allem kamen ihm ſeine guten Beziehungen zu den Amtsgenoſſen im Geiſtlichen 
Miniſterium zuſtatten, deſſen Senior, den Hauptpfarrer von St. Marien, 
Jonathan Heller, er zum Mitarbeiter ſeiner „Theologiſchen Berichte“ gewann. 
Bertlings dogmatiſche Aberzeugung kam der orthodoxen Einſtellung Hellers 
weit entgegen, und damit war die Gefahr eines Zuſammenſtoßes zwiſchen 
dem geiſtlichen Leiter der evangeliſchen Kirche Danzigs und dem in Schrift 
und Wort für ſeinen Glauben ſtreitenden Rektor ausgeſchaltet ). Denn Heller 
führte ein 1 1 8 Regient. Die Tore Danzigs blieben der neuen Zeit ver— 
ſchloſſen, und ſorgfältig achtete der Senior, daß kein friſcher Wind die vor— 
ſchriftsmäßigen Perücken und die ſture Rechtgläubigkeit feiner Amtsbrüder 
in Verwirrung brachte oder gar der Geiſt der Neuerung und Auffſäſſigkeit ſich 
breitmachte. Johanna Schopenhauer erzählt in ihren Jugenderinnerungen ®): 
„nicht nur die Kandidaten, auch die ſchon angeſtellten Prediger, und ſogar ihre 
Frauen, durften an Theater, Konzert und ähnliche Vergnügungen garnicht 
denken; höchſtens wurde unter dem Siegel des Geheimniſſes im engſten, ver- 
traulichen Kreiſe einem beſcheidenen Partiechen L'hombre durch die Finger 
geſehen.“ N 

Von der erwünſchten rechtgläubigen Geſinnung gab Bertling gleich 
der erſten Ankündigung ſeiner Vorleſungen einen Beweis. Als Grundlage 
chriſtlicher Geſinnung forderte er den wahren Glauben an den Gottesſohn, 
„quod Jesus, filius Mariae verus, aeternus et essentialis Deus sit. Hoc funda- 
mento sublato omnis plane evertitur religio christiana, et ea, quae hanc gloriam 
Jesu negat, secta, et tamen aliquam huius nominis prae se ferre vult speciem, 
nihil aliud est, nisi Naturalismus larva Christianismi indutus.“ Gegen dieſe 
wahre Natur Chriſti richteten ſich in allen Zeiten die Angriffe der Gegner. 
Gleichzeitig nannte Bertling die geiſtlichen Strömungen, mit denen er ſich in 
ſeinen Streitſchriften auseinanderſetzte, „Naturalismus, Deismus, Socinianismus, 
Pelagianismus, et quae sunt venena reliqua...“#). Daher kündigte er eine 
Hauptvorleſung über. dogmatiſch⸗polemiſche Theologie an. In einer weiteren 
Vorleſung ſprach er über ſeine Moraltheologie, die gerade im Druck er⸗ 
ſchienen war. 

Das Verſprechen, die Hauptvorleſungen innerhalb Jahresfriſt zu beendigen, 
konnte er nicht einhalten. Infolgedeſſen hatte er ſpäter darüber mit dem 
Collegium Scholarchale eine unangenehme Auseinanderſetzung, da er ihre 
Anordnung zu pünktlicher Beendigung ſeines Anterrichtes als einen Eingriff 


v0) Heller wurde 1759 zum Senior des Geiſtlichen Miniſteriums aus Chemnitz be⸗ 
rufen, kam alſo erſt einige Jahre ſpäter als Bertling nach Danzig. 

0) Johanna Schopenhauer, Jugendleben u. Wanderbilder, Hsgb. Coſack, Danzig 
1884, S. 40. 

1) E. A. Bertlingius. Civibus Coll. Ged. Sectiones theologicas... ad eas audiendas 
convocat 1753. N f 
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in die Lehrfreiheit empfand. Tatſächlich gab die Schulbehörde nach und machte 
aus ihrer Verfügung eine Empfehlung. Abgeſehen von ſolchen vorübergehenden 
Trübungen geſtaltete ſich das Verhältnis zwiſchen Rektor und Behörde er- 
freulich. Als Bertling 1756 einen Ruf nach Hamburg an die Kirche von St. 
Jacob erhielt, gab ihm der Danziger Nat einen ſehr ſchmeichelhaften und nach⸗ 
haltigen Beweis feiner Gunſt, er verdoppelte ihm das Gehalt !). 


Bereits 1½ Jahre vorher hatte ſich der Rat in einer ernſteren Sache 
hinter den Rektor feiner Hauptſchule geſtellt und ihn vor dem Zorn des pol- 
niſchen Königs geſchützt. Bertling hatte in mehreren Streitſchriften heftige 
Angriffe gegen den Katholizismus gerichtet und dabei auch nicht vor der Perſon 
des Papſtes Halt gemacht. In einer ſeiner Predigten, die 1754 im Druck er— 
ſchienen, hatte er das Oberhaupt der katholiſchen Kirche mit dem Antichriſt 
verglichen ). Seine Gegner hatten dieſe Störung des Religionsfriedens, die 
Bertling noch durch andere Vorfälle verſtärkte, auf dem Amwege über die 
polniſchen Biſchöfe, vor den polniſchen König gebracht. Auguſt III. verlangte 
die Amtsenthebung und Ausweiſung des „Praedicanten“ Bertling. „Jedoch 
der Sturm wurde bald geſtillet; denn nachdem E. E. Rath den Hof informiret 
und Gegenvorſtellungen gemacht, gerieth die Sache in Stocken und die Pol- 
niſchen Biſchöfe, welche vorhin in corpore vor dem König um ſcharfe Ahndung 
dieſer vermeinten großen injurie gebeten, wurden mit ihren weiteren Klagen 
abgewieſen“ ). ö g ö 


- Bor allem der Diözeſanbiſchof von Leslau, Anton Dembowfli, dem die 
katholiſche Kirche in Danzig unterftellt war — er ließ ſich durch einen Offizial 
in Danzig vertreten — hatte eine heftige Beſchwerde gegen Bertling eingereicht, 
in der er ihm auch die Verunglimpfung der Gottesmutter vorwarf. Auguſt III., 
der die Beſchuldigungen durch katholiſche Theologen prüfen ließ und auch ſelbſt 
unterſuchte, kam zu dem Ergebnis, daß die Vorfälle aufgebauſcht waren und 
ernſthafte Schmähungen nicht vorlagen. In einem Handſchreiben an den Biſchof 
ließ er einfließen, „nur die ungenügende Kenntnis des Deutſchen ſei Schuld 
an dem Mißverſtändnis des Biſchofs“! 45). + BE 
Zu den erbittertſten Gegnern Bertlings gehörte der Generalvikar und 
Auguſtinerprobſt Heinrich Eickendorff bei Goslar. Den Anſtoß zu dieſer Feind- 
ſchaft hatte Bertling ſelbſt gegeben, als er 1749 in Helmſtedt eine Schrift gegen 
den. Ablaß herausgab, in der er die ſogenannten Jubeljahre der katholiſchen 
Kirche, die alle 25 Jahre ſtattfinden und für die Beſucher der heiligen Stätten 


42) Nach der Darftellung von Praetorius, Das evangeliſche Danzig, Ms. X. A. 
5 | 
) „Anter den Widerchriſten iſt beſonders der große Antichriſt zu merken.. Man 
plleget in unſeren Lehrbüchern von einem doppelten Antichriſt Erwähnung zu tun. 
Der eine iſt der morgenländiſche Antichriſt, der außer der Kirchen iſt, der Gog 
N e 1 5 Türke. Der andere iſt der abendländiſche Antichriſt, 
er in der Kirchen it... und dieſer iſt der Biſchof zu Rom.“ Erſte Gründe chriſt— 
licher Lehre, 1754, S. 392, | Lau en Este Ende ei 
ie Praetorius, Das evangeliſche Danzig. e N 
W. Lippert, König Auguſts III. von Polen Anparteilichkeit in Glaubensſachen, 
Neues Archiv f. ſächſ. Geſch. und Altertumskunde, Bd. 38, 1917, S. 301 ff., 
bier auch Quellenangaben. Eine Abſchrift des Briefwechſels zwiſchen dem König 
und dem Nat findet ſich in dem Ms. 2477 der Stadtbibliothek Danzig. N 
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in Rom mit einem Generalablaß verbunden ſind, angriff und dabei der katho⸗ 
lichen Kirche und dem Papſt einige biſſige Seitenhiebe verſetzte 56). 


In der Vorrede zu dieſer Schrift nannte Bertling das Papſttum den gefähr— 
lichſten Feind des evangeliſchen Glaubens. Die Congregatio de propaganda fide 
wäre eine ſtändige Bedrohung der proteſtantiſchen Welt. Zu ihren Mitgliedern 
gehörten „die verſchlagenſten und klügſten Männer“. Das Jubeljahr zeige, daß 
ſich die Mittel der Kirche, ſeit Luther gegen Tetzel predigte, nicht geändert 
haben. An die Religionskämpfe, die Luther als Werkzeug Gottes geführt hat, will 
Bertling ſeine Leſer erinnern, dann würden ſie nicht mit gleichgültigen Augen 
auf die Fortſchritte der „päpſtlichen Religion“ ſehen, „die aus dieſem hochwür— 
digen Sacrament ... Gaukelpoſſen macht und in Winkelmeſſen, Prozeſſionen 
uſw. Jeſum und feinen Leib und Blut... zum Geſpött und zu einem Schau: 
ſpiel macht.“ Der Papſt möge wohl ein Freund der Gelehrten und guter 
Religionskenner ſein, als weltlichem Fürſten dürfe man ihm die Ehre, die ihm 
als „Geſalbten Gottes“ zuſtände, nicht abſprechen, aber als Papſt ſei er eben 
doch ein „Verführer“. Seine Gläubigen werden „in ihrer Blindheit nach 
Rom laufen, alle verächtliche, niedrige und lächerliche Kleinigkeiten heilig 
und göttlich verehren, ſie werden in ihrer Andacht glühen wie ein Backofen.“ 
Mundus vult decipi, decipiatur ergo, läßt Bertling am Schluß den Papſt aus- 
rufen. Er ſelbſt wollte zur Aufklärung ſeiner Mitbürger in einer geſchichtlichen 
Aberſicht die Entwicklung des Ablaßhandels und eine Erklärung ſeiner Ge— 
bräuche geben. Die Töne, die Bertling angeſchlagen hatte, waren rauh und 
deutlich. Sie klangen den Katholiken unangenehm in den Ohren und wie nicht 
anders zu erwarten war, meldete ſich einer der ihren, Heinrich Eickendorff, zu 
Worte. Sein „Gegenbericht“ wandte ſich „an den catholiſchen hochgeehrteſten 
Leſer“ «). Bertlings Schmähungen können ihm den Namen eines „Calumnianten. 
und ſeinem Anterricht den Titel einer Laſter- und Schmäh -⸗Schrift beylegen“. 
Eickendorff ſchien es dabei weniger um den Angriſf gegen ſeine Religion zu 
gehen, ſondern er fühlte ſich offenſichtlich durch eine Anſpielung Bertlings auf 
den ſogenannten Hildesheimer Mittlerſtreit verärgert, bei dem er führend be⸗ 
teiligt geweſen war. Bertling hatte dieſen Streit ohne Namensnennung Eiden- 
dorffs in einer Anmerkung zur Erklärung herangezogen. Dieſe harmlofe Br 
merkung machte der ſtreitluſtige Probſt zum Hauptvorwurf und widmete dem 
Streit, den man für längſt begraben hoffte, ein umfangreiches Kapitel. Es 
handelte ſich dabei um den ſogenannten Gnadenſchatz der Kirche, der aus den 
Verdienſten Chriſti, Mariä und der Heiligen beſteht und nach katholiſcher Lehre 
den Sündern zur Ableiſtung zeitlicher Strafen zukommen kann. Damit war der 
Fortführung des Streites Tür und Tor geöffnet, Bertling gab neue Anmer⸗ 
kungen über die päpſtliche Jubelbulle heraus, Eickendorff fühlte ſich zu einer 
„Abgenöthigten“ und einer „Fortgeſetzten Vertheidigung der... Jubelbulle“ 
veranlaßt, und die Angriffe und Beleidigungen wurden von Mal zu Mal 
gröber. Wollte Eickendorff ſeinem Gegner wie „Paulus den Korinthern“ den 
a. in „und nicht nur den Keil nach dem at härten, ſondert n e die übe * 


0 E C. A. Bertling s Anterricht vom Päpſtlichen Jubel-Jahr und vom Ablas. Helm. 

N ſtede 1749. | | , ee 

#) Henrici Eickendorffs Gegenbericht auf D. E. A. Bertlings Anterricht vom Päpſt⸗ 
lichen Jubeljahr und vom Ablas... Grauhof 1750. 8 N 
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geſalzene Lauge, womit er ſeine Feder und Dinte wider die Päpſtliche Bulle 
vergället, in gewiſſer Maße ihm zurückſchicken“, ſo nahm Bertling die Anrede 
des Papſtes an ſeine „gläubigen Chriſten“ zum Anlaß, um ſeinen Widerſacher 
mit den Worten des Tridentiner Konzils zu ſchlagen, das auch „Hurer und 
Diebe“ gläubig nenne, „welches uns zwar fremd klinget, allein im Papſtthum 
kennet man keinen andern Glauben, als einen äußerlichen Mundglauben, den 
auch die Teufel haben .. .“ Das verſchlug ſelbſt Eickendorff die Sprache, er rief 
die Fürſten als Richter dieſer Welt an und wollte die Entſcheidung in ihre 
Hände legen. „Von feinen zaumloſen Gemüths⸗Bewegungen getrieben, und 
von blinden Vorurtheilen bezaubert, vergallopiret er ſich ins wüſte Feld hin- 
ein.“ „Genug iſt, daß ich nur ſage: Ihr ſeyd Richter auf Erden.“ N 
Es iſt ein farbiges Beiſpiel alter Streitſchriftenliteratur, das uns an die 
heftigſten Zeiten der religiöfen Auseinanderſetzungen des 17. Jahrhunderts 
erinnert. Auch die Sprache erreicht in ihren Höhepunkten vergangene Vorbilder 
und ſticht wohltuend gegen die ſonſt ſo blaſſe und umſtändliche Ausdrucksweiſe 
der Zeit ab. 2 
Dieſe theologiſchen Zänkereien können unſere Teilnahme nur noch als 
hiſtoriſche Merkwürdigkeit erregen, und auch die anderen wiſſenſchaftlichen 
und religiöſen Schriften Bertlings haben für uns keine Bedeutung. Wenn an 
dieſer Stelle auf ſeine Beiträge näher eingegangen wird, mag das die Tatſache 
entſchuldigen, daß die Rektoren des Gymnaſiums ſich ſtets als berufene Wahrer 
der proteſtantiſchen Lehre empfunden haben und ausgiebig von dieſer Stellung 
Gebrauch machten. Bertling ift der letzte ſtreitbare Theologe des Gymnaſiums, 
ein Nachläufer ſeiner berühmteren Vorgänger im 17. Jahrhundert. s 
Mehrere Jahre ſpäter, als Bertling ſchon in Danzig lebte, ſah er ſich noch 
einmal zur Verteidigung des wahren Glaubens aufgerufen. Diesmal blieb er 
ſachlich und verfuhr mit ſeinem Gegner vorſichtig und ſchonend. Es handelte 
ſich um eine Auseinanderſetzung im eigenen Lager. Bertling ſelbſt mag dieſer 
Vorgang ſchmerzlich und unangenehm geweſen ſein, mußte er ſich doch gegen 
ſeinen alten Lehrer und Freund Schubert ſtellen. N a 
Schubert hatte in dem „Anterricht von der Göttlichen Kraft der Heiligen 
Schrift“!) behauptet, „daß das menſchliche Herz, jo verderbt es auch immer 
von Natur iſt, dennoch eine Fähigkeit habe, durch eine höhere Kraft erleuchtet, 
bekehret und geheiliget zu werden.“ Dieſe Kraft ſchrieb er der Schrift ſelbſt zu. 
N Den Kern ſeiner Lehre bildete die Ablehnung der Mitwirkung des Heiligen 
Geiſtes, „der durch eine von der Kraft des göttlichen Wortes unterſchiedene 
Kraft der Begriffe von den Wahrheiten des Heils in uns wirke.“ Dann hätte 
die Schrift keine göttliche, ſondern eine bloß natürliche Kraft. Ebenſo beſitze 
der Menſch die natürliche Fähigkeit zur Bekehrung, die ſich als „beiſtehende 
und zubereitende Gnade“ äußere. Die Bewegungsgründe, die den Menſchen 
zur Bekehrung treiben, ſeien das Wort Gottes ſelbſt, „welches eine göttliche 
Kraft hat, die Herzen der Menſchen zu heiligen.“ Schubert gab die Ahnlichkeit 
ſeiner Lehre mit dem Pajonismus zu. Claudius ne 
hatte angenommen, daß die göttliche Gnade durch das Wort der Schrift auf 
den Menſchen wirke und von ihm durch Verſtand und Willen aufgenommen 
werde. In dieſen Worten verbarg ſich ein wichtiger Schluß, der das Lehr⸗ 


48) Jena, Leipzig 1753 
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gebäude der Kirche umzuſtoßen drohte. War der menſchliche Verſtand fähig; 
aus ſich die Wahrheiten der Schrift einzuſehen, ſo mußten ihre religiöfen Be⸗ 
griffe der Seele von Natur angeboren ſein und wurden aus dem gleichſam un— 
bewußten und ſchlummernden Zuſtand entwickelt und erweckt. Damit fiel die 
Lehre von dem als Folge der Erbſünde entſtandenen Anvermögen des Menſchen, 
fi) aus dem Zuſtande der Verderbtheit und Sündhaftigkeit zu löſen. Schubert 
nannte die Kraft der Heiligen Schrift eine „moraliſche“, weil ſie den Verſtand 
überzeuge und den Willen zum Guten lenke. Bertling hatte dieſe für die Ortbo- 
doxie gefährliche Anſicht ſofort entdeckt und ſtellte in feiner Antwort feſt: 
„Daß es die wahre pelagianiſche Ketzerey ſey, wenn jemand ſagen wolle, daß 
die Heilige Schrift mit dieſer moraliſchen, obgleich moraliſch⸗göttlichen Kraft, 
zu allen ihren nöthigen Wirkungen zulänglich ſey, und außer dieſer Kraft keine 
andere habe; daß dieſes einen Anterſcheidungspunkt unſerer Lehre mit aus- 
mache, daß letztere die göttlich-moraliſche Kraft der Heiligen Schrift für allein 
zulänglich halten, daß aber wider dieſe von unſeren Theologen bündigſt er- 
wieſen werde, daß die Heilige Schrift noch eine gantz andere Kraft habe, welche 
die Kraft des Geiſtes Gottes ſelbſt ift... Aus welchen Sätzen zugleich die Wich⸗ 
tigkeit der Streitfrage, welche fundamental ift, erhellet“ ®). 

Pelagius machte er zum Vorwurf, daß er die innere Gnade verwarf Me = 
und doctrina für hinlänglich zur Bekehrung halte. „Pelagius fatebatur tandem 
operis quidem boni initium ex gratia esse, sed initium fidei ex nobis ipsis.“ 
Neben der bloß moraliſchen beſitze die Schrift aber noch eine andere Kraft, die 
„virtus divina ex libera dei ordinatione sensui scripturae communicata.“ 
Dem Menſchen genüge nicht die nativa vis significandi verborum, er brauche 
die Erleuchtung des Hl. Geiſtes, um das Evangelium zu verſtehen und zu 
glauben. Am feine Behauptungen zu erhärten, führte Bertling in langen Aus⸗ 
zügen die Meinungen anderer Gelehrten an, um ſeiner Schrift das Anſehen 
eines Quellen⸗ und Nachſchlagewerkes zu geben. Offenſichtlich war er bemüht, 
ſeinen alten Lehrer und Freund zu ſchonen und richtete daher ſeine u 
gegen Enthuſiaſten, Sozinianer und Arminianer. 8 

Bei allem Feſthalten an den überlieferten Lehren der Kirche war Bertling 
nicht bildungsfeindlich. Dafür ſpricht ſeine Verbindung mit Wolff, der ihm 
die Herausgabe ſeiner theologia moralis ermöglichte und ſelbſt eine Vorrede 
dazu ſchrieb s). Dieſes dreiteilige Werk ſollte ſeinen Hörern in Helmſtedt 
zur Wiederholung und zum Nachſchlagen dienen. „id praeprimis negotii mihi 
datum esse credidi, ut omnia ea, quae ad fidem et pietatem ducunt, ipsis 
perspicue, ordinate et solide proponerem.“ Wolff hatte dem Werk eine Ab— 
handlung über das Verhältnis zwiſchen Philoſophie und Theologie vorgeſetzt, 
in der er beider Arbeitsweiſen erläuterte. „Nostro imprimis saeculo plurimum 
interest, in quonam conveniant, in quonam differant Philosophia et Theologia 
moralis, intimius perspici.“ Was die Philoſophie über das ethiſche Verhalten 
des Menſchen ausſage, lehre die Theologie auch, „non aliud respondet Theo- 
logus quam Philosophus.“ Nur in der Arbeitsweiſe ſeien beide von anderen 


20) Deutliche und mit den eigenen Worten orthodoxer Theologen ausgefertigte Vor⸗ 
ſtellung, was die lutheriſche Kirche von der Kraft der Hl. Schrift lehre und nicht 
lehre? Danzig, im Verlag Joh. Heinr. Rüdigers, S. 37. 1 

50) De officiis et virtutibus Christianorum libri tres sive Theologiae moralis elementa. 
Halae Magdeburgicae in officina Rengeriana 1753. 
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Vorausſetzungen abhängig. „Philosophus enim moralitatem actionum huma- 
narum deducit ex iis, quae de essentia et natura hominis experientia nobis 
innotescunt, ut pateat convenientia et disconvenientia earum cum natura hu- 
mana, cuius autor cum sit Deus, in voluntatem divinam illam resolvit. Theo- 
logus vero ex Scriptura sacra adducit verba, quibus Deus nos declaravit, velle 
sese ut hoc faciamus, illud non faciamus...“ 

In Danzig fand Bertling einen Kreis gelehrter Männer, die mit feinen 
Anſichten übereinſtimmten und unter ſeiner Führung eine „Geſellſchaft guter 
Freunde“ bildeten, die ſich die Fortführung des von dem verſtorbenen Senior 
des Geiſtlichen Miniſteriums, M. Fr. W. Kraſt, herausgegebenen „Neuen 
theologiſchen Bibliothek“ zur Aufgabe ſtellten. Zu den Mitarbeitern gehörten 
Jonathan Heller, der Hauptpfarrer von St. Marien, Wilhelm Paul Ver— 
Poortenn, Pfarrer an St. Katharinen, Johann Gottfried Ehwald, Prediger 
zu St. Salvator und der Profeſſor für Beredſamkeit und Dichtkunſt, Gottlieb 
Wernsdorf, der die Geſchäftsführung übernahm. In der Vorrede der Zeit— 
ſchrift von 1763 ˙)9 erklärte Bertling den Zweck des Unternehmens und grenzte 
feine Haltung zu den wiſſenſchaftlichen und literariſchen Erſcheinungen ſeines 
Zeitalters ab. Obwohl er wiederholt auf feine Verbindung mit der Wolffſchen 
Philoſophie hingewieſen hatte, hielt er ſich gegenüber dem Vernunftglauben 
und vor den verwäſſerten Gottesbegriffen der Aufklärung vorſichtig zurück. 
Die verſchiedenſten philoſophiſchen Bemühungen ſtifteten mehr Verwirrung 
als Nutzen, überall machten ſich Zeichen der Gärung und des Anfriedens be— 
merkbar. Das „Saeculum novaturiens“, wie er ſein Jahrhundert nennt, ſei auf 
dem Wege, die Vernunft als „einen pelagianiſchen Abgott“ zur Ehre der An- 
betung und Vergötzung zu erheben. Dem aus England eindringenden philo- 
ſophiſchen Geiſt, der als „Naturaliſterey und Deiſterey, oder ſoziniſtiſche und 
rationaliſtiſche Irrtümer“ in Deutſchland verbreitet werde, bieten einige „als 
neue Aſthetiker, einige als Philoſophen, einige als beſondere Sprachgelehrten 
und Kritiker die Hand.“ Die Geiſtlichen als die berufenen Führer und Warner 
des Volkes müßten mit dem Inhalt dieſer verderblichen Schriften vertraut 
ſein, um die Gläubigen vor Irrtum und Abfall bewahren zu können. Am ihnen 
dieſe Arbeit zu erleichtern, ſollen die theologiſchen Berichte ihre Leſer von den 
Neuerſcheinungen auf dem Gebiet der Kirchengeſchichte und Dogmatik unter— 
richten und in ausführlichen Beſprechungen die Irrlehren und philoſophiſchen 
Mißdeutungen zurechtweiſen. 5 

Die Berichte wandten ſich hauptſächlich an den in der Seelſorge tätigen 
Geiſtlichen, dem die Arbeit für die Gemeinde zur Beſchäftigung mit wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fragen wenig Zeit ließ. Die Herausgabe dieſer Zeitſchrift entſprach 
einem vorhandenen Bedürfnis. Das anſchwellende Schrifttum der Aufklärer 
machte auch dem Gebildeten eine Aberſicht über die Neuerſcheinungen ſchwieri 
Nach dem Tode Krafts hatte, ſehr zum Sieger der Danziger, Joh. Au Sie 
das Erbe der „Neuen theologiſchen Bibliothek“ übernommen die er 115 1 
bei Breitkopf in Leipzig erſcheinen ließ. Das Aufleben der 000 Be⸗ 
e die Tatkraft eines Danziger Gelehrten wurde daher in Danzig 
mit Genugtuung begrüßt. g 
51) Theologiſd Nor N 2 22 

) en neuen Büchern und Schriften von einer Geſellſchaft 
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Die Beiträge Bertlings zu den Berichten ſind nicht umfangreich, er hat 
etwa 20 Bücherbeſprechungen verfaßt. Dafür machte ſich ſein Einfluß in den 
Verſammlungen der Geſellſchaft bemerkbar, in denen die etwa monatlich er— 
ſcheinenden Stücke vorbereitet wurden. 

Bertling iſt verhältnismäßig jung bereits 1769 geſtorben. Sein Lebenslauf 
iſt von Gottlieb Lange?) beſchrieben. Ein Verzeichnis feiner Schriften findet 
ſich in dem 73. Stück der Theologiſchen Berichte, die ſeinen Nachruf enthalten. 


2. Michael Chriſtoph Hanow. 


Ein Menſch ganz anderer Lebensart als Bertling war der Profeſſor für 
Philoſophie, Michael Chriſtoph Hanow. Als Junggeſelle führte er ein zurüd- 
gezogenes und genügſames Leben; feine ganze Kraft wandte er auf die vielfäl- 
tigen wiſſenſchaftlichen Anterſuchungen, deren Ergebniſſe er in zahlreichen 
Schriften veröffentlicht hat. Der Kreis ſeiner Arbeiten und Kenntniſſe war 
weit geſpannt, er kannte nicht nur die klaſſiſche Literatur, ſondern hatte ſich 
mit der franzöſiſchen, engliſchen, italieniſchen und polniſchen Sprache beſchäftigt. 
Daneben verfolgte er aufmerkſam die neuen Erkenntniſſe der Naturwiſſen— 
ſchaften, ihre Verſuche wurden von ihm wiederholt und fortgeführt. In ſeinem 
Hauſe hatte er ein kleines Verſuchszimmer eingerichtet, und bald brachten ihm 
ſeine Freunde und Bekannten, Leſer der „Erläuterten Merkwürdigkeiten der 
Natur“, einer Zeitſchrift, die von ihm herausgegeben wurde, ihre Funde, die 
ſie nicht zu deuten wußten oder die ſie einer Anterſuchung durch den Gelehrten 
für wert hielten. Seine Zeitgenoſſen wagten den Vergleich mit Origenes; wie 
jener griechiſche Kirchenſchriftſteller ſich durch die Vielheit ſeiner Kenntniſſe 
und den Amfang ſeiner Werke ausgezeichnet habe, ſei auch an Hanow das um— 
faſſende Wiſſen und der unermüdliche Fleiß, dem er ſeine Erfolge verdankte, 
zu rühmen. Mit dem gleichen Eifer verwaltete Hanow ſein Lehramt; oft unter— 
richtete er 5—7 Stunden täglich, ſeine Privatſtunden, die eine wichtige Neben- 
einnahme darſtellten, erteilte er minderbemittelten Schülern unentgeltlich. 
Das kleine Vermögen, das er bei ſeiner genügſamen Lebensweiſe angeſammelt 
hatte, und ſeine Bibliothek hat er dem Gymnaſium, an dem er 45 Jahre Lehrer 
geweſen war, vermacht. 

Sein Leben iſt ſtill und ohne Veränderungen verlaufen. Hanow war von 


Geburt ein Pommer. 1695 wurde er in Zamborſt bei Neuſtettin als Sohn eines 


Landpredigers geboren. Die Mutter war eine Tochter des Konitzer Bürger— 
meiſters Hoppe, der früher als Profeſſor in Thorn gelehrt hatte. Das Ein— 
kommen eines Landpredigers war ſchmal, Hanow mußte als Schüler und Stu— 
dent den entſagungsreichen Weg eines Hofmeiſters gehen, der auf die Gunſt 
ſeiner Gönner, auf Freitiſche und Stipendien angewieſen war. Sein Vater be- 
hielt ihn möglichſt lange zu Hauſe, um die Koſten für den Aufenthalt in einer 
entfernten Schulſtadt zu ſparen. Als in Landsberg ein Gymnaſium eröffnet 
wurde, ließ ſich Hanow in der neuen Schule, die ihm einen Freitiſch gewährte, 
eee mußte aber bald erkennen, daß ihre Leiſtungen ſeine Erwartungen 


>) G. Lange, zwo Predigten bey Gelegenheit des ſeligen Abſterbens des Herrn E. 
A. Bertling, Danzig 1769. Vgl. auch: Inspector et Professores ad supremum 
pietatis officium viro E. A. Bertling, Gedani: Schreiber 1769 (enthält ebenf. 


Schriftenverz.). 
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nicht befriedigten. Mit einem Schulkameraden ließ er ſich durch einen Kandi⸗ 
daten unterrichten, verließ aber Landsberg, da er preußiſchen Werbern in die 
Hände zu fallen fürchtete. Pe r 

1714 kam er nach Danzig und wurde nach vorheriger Prüfung durch 
Schelwig in die Prima des Gymnaſiums aufgenommen. Durch Freitiſche, Haus- 
unterricht und als Mitglied des Kalendiſtenchores ſuchte er den elterlichen 
Haushalt zu entlaſten. Später erhielt er eine Freiſtube im Palatium und aus 
dem Voegedingianum, einem der zahlreichen Stipendien des Gymnaſiums, einen 
Zuſchuß. In der Prima blieb Hanow 2 Fahre, vorübergehend ging er nach 
Königsberg, um an der Aniverſität zu hören. Bei einem erneuten Aufenthalt 
in Danzig verfiel er in eine ſchwere Krankheit, die einen faſt völligen Gedächt⸗ 
nisſchwund zur Folge hatte. Die alte Gedächtniskraft hat er nicht mehr wieder⸗ 
erlangt, deshalb entſchloß er ſich zu einem Berufswechſel. Auf Wunſch des 
Vaters hatte er Theologe werden ſollen. Als Kanzelredner verſagte er aber, 
da ſich ihm als Folge ſeiner Krankheit die Zuſammenhänge während der Rede 
verwirrten. N N . 

Seit 1718 ſtudierte er in Leipzig ohne feſtes Ziel. In dieſer Zeit entwickelte 
ſich feine Neigung zu umfaſſenden Studien auf allen Wiſſenſchaftsgebieten. 
Wie in Danzig mußte Hanow auch in Leipzig durch anſtrengende Nebenarbeit 
ſeinen Anterhalt ſelbſt verdienen. Durch Vermittlung eines Lehrers erhielt er 
in einer Leipziger Familie eine Stelle als Hauslehrer, einen Landsmann be⸗ 
reitete er gegen eine Vergütung von 40 Talern auf die Magiſterprüfung vor. 
Anter dieſen Amſtänden blieb für Jugendfreude, frohes Wanderleben und 
luſtige Abende mit Altersgenoſſen wenig Zeit. Die Neigung zum Einſiedlertum 
hat ſich bei Hanow ſchon früh entwickelt. Auch ſeine Eltern müſſen ihn von der 
Berührung mit der heimatlichen Dorfjugend ängſtlich ferngehalten haben, da er 
das pommerſche Platt niemals gekonnt hat. 

Das Magiſterexamen legte er 1720 ab, die jura legentis erwarb er ſich 
durch eine Disputation gegen ein eben erſchienenes Buch: Dubia juris naturae, 
in dem ein ungenannter Verfaſſer die Grundſätze des Naturrechtes angegriffen 
hatte. Der angekündigte Gegenſtand, über den Hanow zu disputieren gedachte, 
wurde daher allgemein beachtet und lockte zahlreiche Zuhörer zu der Dispu- 
tation. Neben Studenten und Magiſtern hatten ſich einige Profeſſoren ein- 
gefunden, die zu Hanows Darſtellung ihre Meinung äußerten. 

In der nächſten Zeit ſuchte Hanow als akademiſcher Lehrer weiterzukom⸗ 
men, nahm dann aber eine Hofmeiſterſtelle bei dem Erbherrn auf Schleinitz 
Joachim Dietrich v. Boſe, an; er hoffte dadurch auf Reifen feine Kenntniſſe 
durch Anſchauung erweitern zu können und durch die Beziehungen, die ſeinen 
Brotgeber mit dem ſächſiſchen Adel und mit dem Hof verbanden, eine günſtige 
Anſtellung zu finden. Dieſe Hoffnungen erfüllten ſich zwar nicht dafür fand 5 
in dem Hauſe des Herrn v. Boſe eine größere Bücherei, die ihm zur Beauf⸗ 
ſichtigung übergeben wurde. 1724 kehrte Hanow nach Danzig zurück, als ihm 
in der Danziger Patrizierfamilie v. Weickhmann eine Hauslehrerſtelle ange⸗ 
boten wurde. Obwohl er hier weniger als früher verdiente entſchloß er ſich 
auf den Wunſch ſeiner Eltern zu dem Wechſel, den er nicht 30 bereuen hatte. 
— —— — 

ügung, in dem er den Söhnen einiger Danziger 
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Familien kleine Vorleſungen über neue Wiſſensgebiete halten konnte. 
Weickhmann riet ihm auch mit Erfolg zur Bewerbung um die Stelle des Pro- 
feſſors für Philoſophie am Gymnaſium; 1727 wurde er in ſein neues Amt, 
mit dem die Aufſicht über die Bibliothek verbunden war, eingeführt. 
Hanows wiſſenſchaftliche Tätigkeit war vielſeitig und läßt ſich im einzelnen 
nicht würdigen. Seine Arbeiten erſtreckten ſich auf 3 große Wiſſensgebiete, 
die Philoſophie, die Beiträge zu den naturwiſſenſchaftlichen Fächern und die 
Sammeltätigkeit zur preußiſchen Geſchichte. Daneben gab er mehrere Wochen 
ſchriften heraus, und in der Statiſtik hat er als Erſter die wiſſenſchaftliche und 
praktiſche Ausnutzung ihrer Ergebniſſe gefunden. In der Philoſophie zeigt ſich 
Hanows Abhängigkeit von der Schulwiſſenſchaft. Er hat einige mehrbändige 
Lehrbücher verfaßt, die ſich an die vorgezeichneten Wege der Wolffſchen Philo⸗ 
ſophie halten. Neben der 4 bändigen Philosophia naturalis sive physica dogma- 
tica ſchrieb er eine gleichitarfe Philosophia civilis sive politica. In ihr bekennt 
er ſich zur ratio als Führerin forſchenden und grübelnden Lebens. Als Ziel 
der „Politica“ bezeichnet er die „ars prudenter feliciterque et regnandi et pa- 
rendi.“ Sein Buch wendet ſich daher an Regierende und Regierte, 
es zeigt das ſtaatliche Leben in allen Ordnungen und Verhältniſſen, 
in die es geraten kann. Hanow ſchildert den Wohlfahrtsſtaat der Auf- 
klärung. „Finis civitatis est commune illud bonum, quod aut non melius, aut 


non nisi coniunctis illius viribus parari potest, illiusque tuta fruitio (cap. I, 


$ 35)... est salus publica, seu augenda salus, quousque per societatem plurium 


- fieri potest.“ Aber die Vielheit der Staaten erhebt ſich als zuſammenfaſſender 


Aberbau die civitas maxima. Dieſer Aberſtaat iſt die civitas Dei in his terris 
conspicua, cui ipse tamquam Rex Regum sapientissime praeest. Der Aberſtaat, 
den Hanow auch die „isocratia“ nennt, iſt die Gemeinſchaft des Menſchen— 
geſchlechtes, ihre Aufgabe das Wohlergehen der Weltgemeinſchaft. 

Seine philosophia civilis und naturalis gehören zu den zahlreichen natur— 
rechtlichen Lehrbüchern des 18. Jahrhunderts, die ſich mit dem Zweck des 
Staates, ſeinem Verhältnis zu den Staatsbürgern beſchäftigen und Rechte 
und Pflichten gegeneinander abwägen. So unterſucht auch Hanow die verſchie— 
denen Staatsformen, Demokratie, Ariſtokratie und Monarchie und beſtimmt 
Zweck, Notwendigkeit und Arſprung des Staates. 


Während ſich Hanow in ſeinen philoſophiſchen Schriften an ed 
Vorgänger anlehnte, iſt er in ſeinen naturwiſſenſchaftlichen Arbeiten und in 
der Auswertung ihrer Ergebniſſe ſelbſtändig und ergiebiger. In den „Merk: 
würdigkeiten der Natur“, die von ihm wöchentlich herausgegeben wurden, 
trug er ſeine Beobachtungen, Funde, die Erfolge vergleichender Betrachtung 
den Danzigern vor. Allein die wöchentliche Ausarbeitung dieſer Berichte, die 
mehrere Seiten umfaſſen und faſt ausſchließlich von ihm ſtammen, ſtellt eine 
beachtliche Leiſtung dar. Die Gebiete, mit denen er ſich auseinanderſetzt, ſind 
ein Abbild ſeiner wechſelnden Beſchäftigungen. Häufig werden ſie zuſammen⸗ 
hängend beſprochen. Mehrere Aufſätze beſchäftigen ſich mit der Beſtimmung 
von Kälte und Froſt, mit den Erſcheinungen des Eiſes, dem Gletſchereis, mit 
der wirtſchaftlichen Auswertung des Eiſes und der Anlegung von Eiskellern. 
Kulturhiſtoriſch reizvoll ſind die Beweiſe gegen die Anmöglichkeit der Beherr⸗ 
ſchung des Luftraumes durch die Menſchen. „Warum die Kunſt nichts eigentlich 
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fliegendes machen könne?“ Die einfallsloſe aufkläreriſche Abſicht verrät ſich in 
den Aberlegungen über „die Abſicht und den Nutzen der Krähen.“ Auch die 
letzten Erfahrungen der Phyſik und ihrer verwandten Anwendungsgebiete 
wurden beſprochen, die Magnete und ihre Wirkungen in zahlreichen Verſuchen 
beſchrieben, das Weſen und die Erſcheinungsweiſe der Elektrizität zu erklären 
verſucht. 
Dieſe Aufſätze waren für die gebildete Danziger Bevölkerung beſtimmt 
und ſtellten in der dargebotenen Form einen wertvollen Beitrag für die bil⸗ 
dungshungrige Leſerſchicht des 18. Jahrhunderts dar. Das Bedürfnis nach 
ſolchen Darſtellungen war vorhanden, ſuchten doch die Gebildeten als Erſatz 
für die großen politiſchen Gedanken, die dem deutſchen Kleinſtaatleben fehlten, 
in der Liebe zur Wiſſenſchaft die Zeit und Kraft, die der Staat von ihnen nicht 
forderte, nutzbringend und befriedigend anzuwenden. Hanows Verſuche waren 
nicht neu, zeichneten ſich aber durch Sachkenntnis vor ähnlichen Anternehmen 
aus, die ebenfalls für die bürgerliche Schicht beſtimmt waren und in platten 
Nützlichkeitsbegriffen jede Welterſcheinung zu zergliedern trachteten und damit 
ihre natürliche Schönheit zerſtörten. In den „Danziger Erfahrungen“, die 
Hanow ſeit 1739 monatlich, von 1741 ab aber ſchon wöchentlich erſcheinen ließ, 
brachte er überwiegend ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen. Dieſe Sammlertätigkeit 
war nicht neu, überraſchend war aber die Nutzanwendung, die Hanow aus 
dieſer Arbeit zog. B. Porten hat in einem kleinen Aufſatz über „Michael 
Chriſtoph Hanow und die Anfänge der kommunalen Statiſtik“ s) darauf auf- 
merkſam gemacht, daß die Geſchichte der Statiſtik dem Dänen Acherſen die Er— 
findung der Tabellenform für ſtatiſtiſche Veröffentlichungen zuſpreche, während 
Hanow bereits 2 Jahre früher als der Däne, 1739, dieſes Verfahren anwendet. 
In dem Vorbericht zu dem erſten Stück der „Danziger Erfahrungen“ ſchrieb 
Hanow: ü 
„Man hoft ſowohl den Lebendigen hiedurch zum Erkenntnis der Arſachen 
ſolcher Dinge, die täglich vorgehen, und im Menſchlichen Leben zur Erhaltung 
der Geſundheit, auch im Handel und vernünftige Vermuthung des künftigen 
wohl oder übel gerathene der Gewächſe, u. ſ. f. nützliche Anweiſung zu geben: 
als auch den Nachkommen zur Erweiterung des Erkenntniſſes und Gebrauchs 
der natürlichen Dinge den Stof zu ſammeln und verſtändlich zu hinterlaſſen.“ 


Die gefundenen Zahlen betrachtete er nicht als unfruchtbaren Wiſſensſtoff 
ſondern gab zu ihrer Verwertung Anregungen und zeigte ihre Anwendung 
auf den ſtädtiſchen Haushalt, zur Beurteilung der Bevölkerungsverſchiebungen 
und auf die geſundheitliche und wirtſchaftliche Betreuung des ſtädtiſchen 2 
weſens. Die Beobachtung des gewerblichen Lebens und des Handels, zu der 
ihm die von dem Güterumſchlag abhängige Seeſtadt Danzig reiche Gelegenheit 
gab, brachte Hanow auf den Gedanken, die Anwendung der Statiſtik auf die 
Güterlehre auszudehnen. Daher verfolgte er in ſeiner Zeitung die Veränderun— 
gen des Danziger Getreideumſchlages und die ſchwankende Preisbild Iſt 
die Abnahme des Danziger Getrayde-Handels aus ſolchen Ver eichniſſer A 
augenſcheinlich zu ſehen, und kan Gelegenheit geben, auf Mittel in oe 
ſelben, ſo Wiel wie möglich wieder aufzuhelfen.“ In den Jahren, in een 


) Sonderdruck der Bergiſchen Poſt, Opladen, 1929. 
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Hanow ſeine Mitteilungen über den Danziger Getreidehandel veröffentlichte, 
hatte die Stadt einen empfindlichen Rückgang dieſer für ihre Wirtſchaft wich- 
tigſten Einnahmequelle zu beklagen. In den beſten Jahren wurden in Danzig 
jährlich 100.000 Laſt Getreide umgeſchlagen, in den guten Durchſchnittsjahren 
hatte die jährliche Ausfuhr gegen 50.000 Laſt betragen. Seit 1730 ging ihre 
Menge infolge der politiſchen Wirren in den Oſtſeeländern und der wirtſchaft— 
lichen Amgeſtaltung Oſteuropas auf 14 18.000 Laſt zurück). Der Niedergang 
des Hafenverkehrs, der in den Aufzeichnungen Hanows zum Ausdruck kam, 
erfüllte die Kaufmannſchaft mit großer Sorge, ein Mittel, um ihre Befürch— 
tungen zu zerſtreuen, konnte auch Hanow nicht ausfindig machen. 

Zu der preußiſchen Geſchichtsſchreibung hat Hanow wertvolle Beiträge ge⸗ 
liefert. Innerhalb der Landesforſchung bildet ſein „Jus Culmense“ (1767) 
wohl die bekannteſte Veröffentlichung. Im Vergleich zu der politiſch betonten 
Betrachtungsweiſe Gottfried Lengnichs zeigt ſich in dieſer und in anderen ge— 
ſchichtlichen Arbeiten Hanows zunächſt die wiſſenſchaftliche Einſtellung, mit 
der er die Ergebniſſe auswertet. Erſt an zweiter Stelle ſteht für ihn die poli— 
tiſche Nutzanwendung im Dienſte der Gemeinſchaft. Die Beſcheidenheit Hanows, 
mit der er nur das wiſſenſchaftliche Ergebnis, nicht aber den wirtſchaftlichen 
Vorteil ſeiner Arbeiten betrachtete, zeigte ſich bei der Veröffentlichung des 
Jus Culmense. Am die Herausgabe des umfangreichen Werkes, deſſen erſte 
Auflage auf 500 Stück beſchränkt wurde, zu ermöglichen, übernahm er die 
Hälfte der Herſtellungskoſten. | 

Bemühungen, das Kulmiſche Recht in einer endgültigen Faſſung nieder- 
zuſchreiben, waren ſchon ſeit einiger Zeit vorhanden. Die Erörterungen hatten 
zu einer verſtärkten Beſinnung auf das heimiſche Recht und die eigene Art 
Anlaß gegeben. Der junge Lengnich hatte in einer Sitzung der Societas literaria 
gegen die deutſche Abhängigkeit von dem römiſchen Recht Sturm gelaufen. 
„So wie ein jedes Volk feine beſonderen Sitten und feine beſondere Regiments- 
verfaffung hat, alſo pflegen auch die Geſetze danach eingerichtet zu werden. 
Dieſe ſind alsdann möglich, wenn ſie mit den erſteren Stücken übereinkommen 
und behalten ihre Güte, wenn jene dadurch keine merkliche Veränderung 
leiden; auf Völker aber auszudehnen, die ganz andere Sitten, andere Ge— 
bräuche und ganz beſondere Regiments-Arten haben, ſcheinet nicht wenig 
ungereimt zu fein“ 5). 

Die Societas literaria hatte ſeit einiger Zeit das Kulmiſche Recht unterſucht 
und beſchloſſen, „über das Jus Culmense Collationes anzuſtellen und da, wo es 
nötig, Verbeſſerungen und Anmerkungen zu machen“ 5%). Innerhalb dieſer 
Verſuche bildet die Ausgabe Hanows durch die Sorgfalt der Quellenbenutzung 
und die Menge der verarbeiteten Arkunden einen Höhepunkt. Die geſchicht⸗ 
liche Aberſicht, die Hanow der Niederſchrift des Rechtes voranſtellt, berichtet 
über ſeine Ausdehnung und Anwendung, die Verbindung mit den deutſchen 
Rechtsbüchern und über den Gang feiner Entwicklung. 

Zunächſt hat Hanow die verſtreuten und mannigfaltigen Quellen geſammelt 
und Ber, die Urkunden zur Gefchichte des Rechtes zuſammengetragen 
0 Vgl. E. Keyſer, Geſch. Danzigs, 2. Auflage, S 164f. 

500 Schieder, Dt. Geiſt u. ſtänd. Freiheit im Weichſellande, S - 15, essbar 1940. 
so) ebda, S. 116. nn 
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und geordnet. Als Beiſpiele nennt er die Schöppenbücher, das Magdeburger, 
Sächſiſche und Heilsberger Recht, Gerichts- und Wechſelordnungen z. B. der 
Stadt Elbing, die Willküren der Dorfſchaften, Geſindeordnungen u. ſ. f. Aus 
dieſen Anterlagen gewann er die Zuſätze und Anmerkungen, die das Recht 
ſelbſt erläutern und einen weſentlichen Teil der Arbeit bilden. „Folglich findet 
man hierin den Inbegrif alles deſſen, was vom Preußiſchen Rechte zu wiſſen 
dienlich iſt.. Man könnte es alſo füglich für eine Concordanz der Preußiſchen 
Rechte halten.“ In den Schlußſätzen der geſchichtlichen Einleitung ſpricht Hanow 
über den Anwendungsbereich des Kulmiſchen Rechtes: „Obgleich unſer vor- 
habendes Culmiſches Recht eben jo wenig eine beſondere Königliche Beſtäti⸗ 
gung vor ſich hat, als irgend ein anderes: ſo kann man doch mit Grunde der 
Wahrheit ſagen, daß es darum nicht ungiltig ſey. Vielmehr gilt es erſtlich 
allenthalben in dem Polniſchen Preußen, in ſo weit es mit allen übrigen ein⸗ 
ſtimmig iſt, oder dieſelben in ſich hält.. Was iſt es alſo Wunder, daß es nicht 
nur in den Danziger Gerichten zu Rathe gezogen wird, ſondern auch in den 
kleinen Preußiſchen Städten deutſcher Zunge, in den deutſchen Dorfſchaften 
derer Werder und Königliche Gebieter zur Richtſchnur in den Gerichten ge— 
braucht wird.“ „ 
Damit wurde die Frage nach der landſchaftlichen Zuſammengehörigkeit 
dieſer Gebiete aufgeworfen. Die Namen der deutſchen Städte und Dörfer, 
die ſich dieſes Rechtes bedienten, brachten den Zeitgenoſſen das Bewußtſein 
der deutſchen Kulturleiſtung, der Ritter, Bauern und Bürger, die das Land 
fruchtbar und volkreich gemacht hatten, wieder nahe. Hanow ſah dieſes Ergebnis 
zunächſt als nüchterne Tatſache: „So erhellet ſchon daraus, es ſey das Cul⸗ 
miſche Recht urſprünglich kein bloßes Stadt- ſondern zugleich ein Landrecht.“ 
Jetzt fand auch er wärmere Worte, die bei ſeiner ſonſtigen Zurückhaltung un- 
gewöhnlich ſind: „dabey wünſche ich, daß die Aufrechthaltung der Culmiſchen 
oder Preußiſchen Rechte bis auf die ſpäteſten Nachkommen fortdaure, und von 
Gott gnädiglich alles verhütet werde, was dieſelben ferner ſchmälern und min⸗ 
dern könnte.“ * 2% 
Die Ouellenſammlungen, von denen Hanow 1747 den erſten Band als 
„Preußiſche Sammlung“ und 1755 eine neue Folge als „Preußiſche Lieferung“ 
erſcheinen ließ ), ſtellten innerhalb der preußiſchen und Danziger Geſchichts⸗ 
ſchreibung eine beſondere Leiſtung dar. Neben Hanow lebte als Stadtſyndikus 
der bedeutendere Hiſtoriker Lengnich, deſſen Forſchungen zur preußiſchen und 
polniſchen Geſchichte eine ungleich größere politiſche Bedeutung zukam. Auch 
in Königsberg, wo Lilienthal das „Erläuterte Preußen“ ſeit 1724 herausgab 
und in Thorn waren ähnliche Ausgaben veranstaltet worden. Was Hanows 
Arbeit bedeutend macht und ihr den Vorrang vor anderen Verſuchen einräumt 
iſt die wiſſenſchaftliche Zielſetzung. Der Danziger Lengnich iſt Politiker ib 
Hiſtoriker, Hanow iſt Gelehrter aus Forſchertrieb. Deshalb bleibt er nicht 
an die Grenzen feines Faches gebunden; dagegen ſpricht der Umfang ſeiner 
Beſchäftigungen. Wie Lengnich fieht er feine Tätigkeit im Dient der G ener 
„ nr eit im Dienſte der Gemein- 


) Preußiſche Sammlung allerley bisher ungedruckten Arkunden Nac i 
„ t d 
Abhandlungen, Bd. I, 1747, Danzig, Schreiber. — Preußiſche 8 aer 


Rund neuer Urkunden... zur Erläuterung der Preußiſchen | 
Bd. I, 1755, Leipzig g der Preußiſchen Geſchichte und Rechte, 
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ſchaft, ihm fehlt aber die politiſche Leidenſchaft des Hiſtorikers. Den gemein⸗ 
ſchaftsbildenden Gedanken der Aufklärung, der die Handlungen des Menſchen 
nicht nach dem perſönlichen Vorteil allein bemißt, ſondern auch den allgemeinen 
Nutzen berückſichtigt wiſſen will, nahm Hanow in der Vorrede der „Preußi⸗ 
ſchen Sammlung“ auf und bezeichnete ihn als Vorausſetzung der Quellen- 
forſchung. „Aber das ſind uns alle Güter nicht bloß zu unſerem eigenen, ſon⸗ 
dern auch zu anderer Nutzen gegeben.. Verlieren wir doch dadurch nichts, 
wenn wir andern davon eines und das andere mitheilen, was wir mit Ver— 
gnügen uns bekannt gemacht haben, und es an ſeinem Ort zu brauchen wiſſen. 
Vielmehr reizen wir dadurch andere, daß fie uns auch von ihrer Einſicht, Be⸗ 
leſenheit, Scharfſinnigkeit und Erfahrung wiederum was Angenehmes zufließen 
laſſen. So wuchern wir recht mit dem uns anvertrauten Pfunde.“ 


In der Vorrede der „Preußiſchen Lieferung“ entwickelt Hanow eine 
Quellenkritik, die ſeine Grundſätze bei der Prüfung von Nachrichten und Ar— 
kunden enthält. Die kleine gelehrte Abhandlung entſpricht den Bedürfniſſen 
ſorgfältiger und ſicherer Forſchungsarbeit und iſt ein Zeugnis für den hohen 
Stand der Hanowſchen Veröffentlichungen. Dieſe Ausgaben waren Stoff 
ſammlungen, in denen Arkunden zur preußiſchen Landesgeſchichte, ihrer geiſti⸗ 
gen Kultur und zur Kirchen- und Gelehrtengeſchichte veröffentlicht und be- 
ſprochen wurden. Auch geographiſche, topographiſche, heraldiſche und genealo— 
giſche Mitteilungen wurden aufgenommen. Hanows Sammlung hat „auf dieſe 
Weiſe manche dokumentariſchen Belege für die Stadt- und Landesgeſchichte 
zum erſtenmal an die Offentlichkeit gebracht.. Für die „Gelehrtengeſchichte“ 
Preußens.“ leiſtet fie mit zahlreichen Lebensläufen und Schriftenverzeichniſſen 
preußenländiſcher Schulmänner und Schriftſteller noch heute unſchätzbare 
Dienſte“ ). 


In der Danziger Gelehrtengeſchichte gehört Hanow zu den fähigſten und 
ſelbſtändigſten Forſchern. Das Gymnaſium beſaß in ihm einen Lehrer, deſſen 
vielſeitiges Wiſſen und Erkenntnisdrang, der allen neuen Gedanken offenſtand, 
für die Schülergenerationen, die im Verlauf feiner 45jährigen Amtstätigkeit 
von ihm unterrichtet wurden, eine Quelle ſtändiger Anregungen geweſen ſein 
muß. Seine Zurückhaltung und ſein geringes Mitteilungsbedürfnis erſchwerten 
wohl eine Annäherung, aber die fortlaufenden Verſuche und häufigen Ver- 
öffentlichungen mußten ſich auch in der Schularbeit bemerkbar machen. Hanow 
fühlte ſich mit dem Gymnaſium, dem er ſeine Bücher vermachte, und mit ſeinen 
Schülern eng verbunden. Für ſie ſtiftete er aus den Zinſen ſeines Vermögens 
das Hanovianum. 


Ein Verzeichnis feiner Schriften findet ſich in dem Nachruf des Gymna— 
ſiums ») und bei Meuſel ). 
58) Schieder, Dt. Geiſt u. ſtänd. Freiheit im Weichſellande, S. 124. 
59) Rector et professores ad funus M. Chr. Hanovii; Gedani 1773. 
60) J. G. Meuſel, Lexikon der von 1750-1800 verſtorbenen 1 et 


15 Bde. Leipzig: G. Fleiſcher iun. 1802—1816; vgl. auch A. Chr. 
Strodtmann, Beyträge zur Hiftoria der Gelahrtheit, 1750 T. 6. S. u. 
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3. Gottlieb Wernsdorf. 


Gottlieb Wernsdorf hat die Geſchichte ſeines Lebens für ſeine Kinder ſelbſt 
niedergeſchrieben. Der Stolz auf ſeine Familie und die Liebe zur alten Heimat 
Wittenberg, wo er 1717 geboren wurde, iſt den ſchlichten Worten ſeines Be⸗ 
richts ſichtlich anzumerken. Herkunft und Umwelt mußten dem jungen Werns- 
dorf das akademiſche Lehramt als einzig mögliches Lebensziel erſcheinen laſſen. 

Die Familiengeſchichte überliefert, daß die Wernsdorfs aus Böhmen zu— 
gewandert waren und den früheren Adel abgelegt hatten. Nur das Wappen — 
ein weißer geharniſchter Arm mit einem Degen im roten Felde, auf dem ein 
ſchwarzer Hundekopf zwiſchen blauen und roten Blättern ſteht — deutete auf 
die frühere adlige Herkunft hin. Der Vater Wernsdorfs war in Wittenberg 
als Profeſſor der Theologie und Superintendent ein angeſehener, vielbeſchäf— 
tigter Mann, der ſich bei den Studenten, die ihn „Vater Wernsdorf“ nannten, 
großer Beliebtheit erfreute. Die Mutter Margareta war eine Tochter des 
Lübecker Konſiſtorialpräſidenten Nitzſch. 

Der frühe Tod des Vaters, er ſtarb 1729, hatte eine völlige Amſtellung 
des bisherigen Lebenszuſchnittes zur Folge. Der Haushalt mußte verkleinert 
werden, die Dienerſchaft wurde entlaſſen, große Teile der Bibliothek gingen 
durch die notwendige Verſteigerung verloren. Für die ſorgfältigſte Erziehung 
der Kinder ſorgte die Mutter auch unter den veränderten Amſtänden. Ein 
Bruder Wernsdorfs wurde nach Schulpforta gegeben, ihn ſelbſt brachte man 
erſt nach vielen Aberlegungen und auf Beſchluß des Familienrates in Merſe— 
burg unter. Zunächſt hatte der Plan beſtanden, ihn nach Danzig auf das Gym— 
naſium, das „in gutem Ruf ſtand“, zu geben, und der Rektor Ver-Poortenn, 
ein Verwandter der Familie, wurde deshalb um Rat gefragt. Ver-Poortenn 
riet ab, nun wurde zunächſt in Hamburg und Zerbſt Amſchau gehalten, bis die 
Wahl auf Merſeburg fiel, wo Wernsdorf bei dem Superintendenten Charitius 
untergebracht wurde. Die Namen der zur Wahl geſtellten Schulen beweiſen, 
daß der Mutter die tüchtige Erziehung ihres Sohnes, unabhängig von Ent- 
fernung und Koſten am Herzen lag. 

Nach zweijährigem Aufenthalt in Merſeburg kehrte er 1735 nach Witten— 
berg zurück und begann ſein Studium an der Aniverſität. Aber dieſe Zeit hat 
er anſchaulich berichtet und die unerfreulichen Zuſtände des Lehrbetriebes dar— 
geſtellt, die jeden lernbegierigen und auffaſſungsfähigen Studenten vor wei— 
teren Verſuchen abſchrecken mußten. „Ich war juſt in die elendeſte Zeit der 
Aniverſität nach Wittenberg gekommen, als die Frequentz ſehr ſchwach.. und 
als unter den Lehrern beſonders der theologiſchen Facultät wenig Wahl zu 
machen..“ Berger, der die Profeſſur für Geſchichte vertrat, las über die Vor— 
rede zum Sleidanus *) ¼ Jahre, für die Geſchichte der aſſyriſchen Monarchie 
brauchte er 2 Jahre. Noch andere Erlebniſſe verdarben die urſprüngliche Freude 
Wernsdorfs an dem akademiſchen Betrieb. Die Wolffſche Philoſophie wurde 
von der Orthodoxie noch immer heftig befehdet, und Wernsdorf, der bei Bau— 
meiſter über ſie Vorleſungen belegt hatte, mußte ſich deshalb von ſeinem 
Beichtvater die heftigſten Vorwürfe anhören. Zunächſt hatte er aus eigenem 


ö1) Johannes Sleidanus 1506/56. Seine Hauptwerke: „De statu religionis et rei 
publicae Carolo V. Caesare commentarii; de quatuor summis imperiis.“ 
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Antrieb und auf Wunſch der Familie Theologe werden wollen. „Meine Nei- 
gung zur Theologie wurde noch mehr geſchwächt, als ich der Wittenberger 
Theologen Chriſt⸗lutheriſche Vorſtellung wider Spenern und andere Streit— 
ſchriften zu leſen bekam.“ Die Inhaltsloſigkeit dieſer Zänkereien und die Weit- 
ſchweifigkeit der Vorträge verleideten ihm die Aniverſität. „Die meiſte Zeit 
brachte ich alſo mit privat Studiren zu, legte mich anfänglich auf die Weltliche 
Hiſtorie, las den Herodot, Plutarch u. a., wobey ich mehr Griechiſch lernte.. 
ich ſtudirte fleißig vor mich, verſchloß mich zwiſchen 4 Wände..“ 

1738 und 1739 beſtand er die vorgeſchriebenen akademiſchen Prüfungen und 
hielt einige Vorleſungen über Kirchengeſchichte, Philoſophie und zur ſächſiſchen 
Geſchichte. Der Verkehr mit den Forſchern und jüngeren Dozenten gab ihm 
viele Anregungen, in der Freizeit erweiterte er ſeine Kenntniſſe durch eifrige 
Lektüre alter und neuer Schriftſteller. 

Zu ſeiner näheren Bekanntſchaft gehörte ein junger Danziger Patrizier, 
J. S. Weickhmann, der ſich in Wittenberg auf das wiſſenſchaftliche Lebr- 
amt vorbereitete. Ihm ſollte er ſeine Berufung an das Danziger Gymnaſium 
verdanken. Der Nat hatte zunächſt bei Weickhmann angefragt, ob er ſich um 
ein Lehramt an der Schule ſeiner Vaterſtadt bewerben wolle; da Weickhmann 
dazu keine Neigung verſpürte, ſchlug er Wernsdorf vor, der ihm im Geſpräch 
ſcherzhaft angedeutet hatte, daß er eine ſolche günſtige Gelegenheit nicht aus⸗ 
ſchlagen würde. 

1743 erfolgte die Aberſtedlung nach Danzig. Die Reiſe führte ihn über 
Berlin; hier blieb er eine Woche, um ſich die preußiſche Hauptſtadt gründlich 
anzuſehen. Vor allem ſuchte er Zutritt zu den wiſſenſchaftlichen Vereinigungen 
zu erhalten. Durch Vermittlung einiger Bekannten, an die er empfohlen war, 
erhielt er eine Einladung zu einer Sitzung der Akademie der Wiſſenſchaften, 
„wo rund 40 Gelehrte beyſammen waren, wo ich zwiſchen Herrn d' Achard 
und Profeſſor Euler zu ſitzen kam. In dieſer Geſellſchaft ſahe ich auch den 
Ritter d'Argent und den Cabinets-Miniſter von Bord... Man erwartete 
auch daſelbſt den König, aber er blieb aus. Der Marquis d'Argent las 
eine Franzöſiſche Schrift vom Theater, davon ich aber wegen ſeiner geſchwinden 
Ausſprache wenig verſtand.“ Auch dem 98jährigen Alphonſe de Vignoles, 
dem Direktor der mathematiſchen Klaſſe der Sozietät der Wiſſenſchaften, 
ſtattete er einen Beſuch ab, „welcher erſt gantz leblos ſchien“ und erſt ſpäter, 
als die anderen Beſucher ſich verabſchiedet hatten, geſprächiger wurde. 

In Danzig machte er zunächſt dem Bürgermeiſter v. Dieſſeldorf Beſuch 
und überreichte ihm ſein erſtes größeres wiſſenſchaftliches Werk, „de Republica 
Galatarum“. Der vertraute Verkehr mit dem Rektor des Gymnaſiums, Albert 
Meno Ver-Poortenn, mit dem ihn verwandtſchaftliche Bande verknüpften, 
führte bald zur Heirat mit ſeiner Tochter Eliſabeth Johanna. 

Wernsdorf wurde zunächſt als Profeſſor der griechiſchen und orienta— 
liſchen Sprachen eingeführt, ſeit 1749 übte er die Tätigkeit eines Profeſſors 
der Eloquenz und Poeſie aus. „Der Anfang dieſes Amtes wurde mir ſehr 
ſauer, erſtlich konnte ich das Collegium stili in Sec., welches doch meine beſte 
Einnahme war, nur mit 6 Perſonen anfangen, weil die Sec. ſich fälſchlich 
einbildeten, ich würde Schulmäßig tractiren. Doch dieſes gab ſich. Zweytens 
wolt ich auf die Weiſe meines Vorfahren die Auct. nach Acad. Art erklären 
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und ſchrieb mit großer Mühe phrases synonymos . .. zuſammen. Hernach 
wurde ich klüger und las weniger gelehrt, aber ohn Zweifel nutzbarer.“ 

Während der Wittenberger Studienzeit hatte Wernsdorf geſehen, wie 
der Lehrer dem Verlangen ſeiner Schüler nach Abwechſlung und Spannung 
entgegenkommen müſſe. Deshalb bemühte er ſich, durch die Aufnahme neuer 
und naheliegender Bildungsgebiete die Aufmerkſamkeit ſeiner Schüler zu er⸗ 
halten. Er führte geographiſche Vorleſungen ein und beſprach in ihnen die 
Schweiz, die nordiſchen Länder und die preußiſche und polniſche Landes- 
geſchichte. Auf ſeine Veranlaſſung wurde der Brauch der öffentlichen Redeakte 
wieder aufgenommen. Am die Schüler damit vertraut zu machen, beſchrieb 
er ſie in einer kurzen Abhandlung und übte die erſten Verſuche ſorgfältig 
mit ihnen ein. 

Die freie Zeit, die ihm das Lehramt ließ, hat Wernsdorf auf feine For- 
ſchungen verwandt. Seine Arbeiten gingen wegen der Schwierigkeit der 
Stoffſammlung nur langſam vonſtatten. Durch die Herausgabe ſolcher grie- 
chiſchen Schriftſteller, deren Werke nur bruchſtückhaft überliefert waren und 
erſt mühſam aufgeſucht werden mußten, war ſeine Tätigkeit für ihn reich an 
Spannungen und den Zufällen des Forſcherglücks überlaſſen. Infolgedeſſen 
hat er zwar weniger veröffentlicht als ſeine Vorgänger, aber ſeine Schriften 
ſind ſelbſtändige Beiträge zur Geſchichte der griechiſchen Literatur. 

Sein wiſſenſchaftliches Erſtlingswerk handelte über den keltiſchen Volks⸗ 
ſtamm der Galater, der ſich ſeit vorchriſtlicher Zeit in Kleinaſien angeſiedelt 


hatte. Seine Veranlaſſung verdankte es einer Preisfrage der Pariſer Ani⸗ 


verſität über Herkunft und Wanderungen dieſes Volkes. Wernsdorf er- 
weiterte die Arbeit zu einer Volks⸗ und Staatsgeſchichte. Im Anſchluß hieran 
gedachte er eine Darſtellung der kleinaſiatiſchen Staaten zu geben, doch iſt er 
ſpäter auf dieſe Pläne nicht zurückgekommen. Dagegen ſind die beiden von 
ihm herausgegebenen Schriftſteller Manuel Philes und Himerios Eleinafia- 
tiſcher Herkunft. Von Philes, der in Epheſus gegen Ende des 13. Jahr— 
hunderts geboren wurde, war nur das Lehrgedicht de animalibus befannt- 
geblieben. Der Hamburger Reimarus, der Verfaſſer der „Fragmente eines 
Angenannten“, überließ Wernsdorf einige Texte des Philes, die ſich in ſeinem 
Beſitz befanden. Die übrigen Carmina mußte er aus entlegenen Ausgaben und 
Handſchriften zuſammenſtellen. Das Lehrgedicht de animalibus ſchloß er von 
der Aufnahme aus. Anter den veröffentlichten Gedichten ſcheint nur das 
zweite größere Lehrgedicht des Philes, „de elephante“, wertvoll zu ſein. 
Die Sammlung enthält mehrere Epigramme und dreizehn Gedichte, von 
denen Wernsdorf drei erſtmalig veröffentlichte; an den Anfang der Ausgabe 
ſtellte er das „carmen ignoti poetae antiquioris in S. Theodorum“. Wernsdorf 
hat ſich um ſorgfältige Wiedergabe der Gedichte bemüht und neben den grie— 
chiſchen Text ſeine lateiniſche Aberſetzung geſtellt. 

Da die Verleger den koſtſpieligen Druck einer ſolchen Arbeit, die wenig 
Ausſichten auf Erfolg verſprach, ſcheuten, übernahm Wernsdorf ſelbſt die An⸗ 
koſten der Herſtellung. 85 

Noch ſchwierjger geſtaltete ſich die Veröffentlichung ſeiner Lebensarbeit, 
des dickleibigen Himerios. Aber zwanzig Jahre iſt er den Spuren dieſes 
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bythiniſchen Sophiſten nachgegangen und hat keine Koſten geſcheut, um die 
Texte zuſammenzubringen. In der Vorrede begründete er die Wahl dieſer 
abſeitigen Arbeiten, die zwar für Fleiß und Gelehrſamkeit ihres Verfaſſers 
ſprachen, aber nur einen kleinen Kreis von Liebhabern berühren konnten. 
„Quaerebam talem (scriptorem), qui vulgo minus esset notus et qui totus mihi 
deberi videretur. Hic enim optime vires meos tentare posse existimabam, 
si ea via, in qua quem sequerer ducem haberem nullum, sine graviore lapsu 
procederem.“ 


Am ſich Unterlagen und Abſchriften zu verſchaffen, trat er mit den bedeu— 
tendſten europäiſchen Bibliotheken in Verbindung, mit Paris und Lyon, Mai- 
land, Florenz, Venedig und Neapel, mit Wien, mit ſpaniſchen und engliſchen 
Büchereien. Der Kardinal Angelo Maria Quirini ließ die Handſchriften der 
Vatikaniſchen Bibliothek durchſehen und überſandte zwanzig Reden. Ins— 
geſamt konnte Wernsdorf 36 Reden aufnehmen, die teilweiſe nur als Bruch— 
ſtücke zu erhalten waren. 

Erſt ſechzehn Jahre nach ſeinem Tode, 1790, fanden die Erben nach er 
Suche einen Verleger, der die Arbeit übernahm. 

In der Hauptſache hat ſich Wernsdorf auf ſein Lehramt beſchränkt. Als 
Folge ſeiner Schularbeit und aus den Vorbereitungen ſeiner Schüler auf 
Redeakte und Disputationen find einige kleinere Schriften entſtanden. Seine 
Bedeutung beruht auf der Tätigkeit als Herausgeber der genannten grie- 
chiſchen Schriftſteller. 

Nur in einem Falle hat er in Danzig auf Veranlaſſung einiger Freunde 
in politiſche Auseinanderſetzungen eingegriffen, als die Frage nach der Rechts⸗ 
ſtellung der Diſſidenten in Polen im Verlauf der innerpolniſchen Kämpfe, 
die der erſten Teilung Polens vorangingen, lebhaft beſprochen wurde. Die 
Schrift erſchien ohne Verfaſſerangabe 1772 in Berlin?). In ihr e 
er aus der polniſchen Geſchichte die Anſprüche der Diſſidenten. 

1745 wählte ihn die Berliner Akademie der Wiſſenſchaften zu ihrem 
Mitglied, wiederholt erhielt er Angebote nach Wittenberg, Koburg und Er- 
langen, als Superintendent nach Helmſtedt. Obwohl ihn die Ausſicht einer 
Rückkehr in die Heimat lockte, hat er dieſe Aufforderungen abgelehnt. Die 
Entſcheidung überließ er dem Nat, der ihm ſeine Zufriedenheit aus ech 
und ihn auf Lebenszeit zu behalten wünſchte. 
Wernsdorf iſt nach 30jähriger Dienſtzeit für das Gymnaſium geſtorben ). 
Seine Witwe, die Tochter des früheren Rektors am Gymnaſium Ver-Poor- 
tenn, reichte 1774 das übliche Geſuch um das Gnadenquartal ein. Es wurde 
abgelehnt, die Kämmerei überwies ihr als Geſchenk 75 fl. und die Gymnaſial⸗ 
kaſſe ſtiftete 200 fl. 


oe) Eines evangeliſchen Mitgliedes der ehemal. Conföderation zu Thorn ausführ- 
licher Erweis der Gerechtſamen der Diſſidenten in Polen.. Berlin, 1772. 

bea) Lebensbeſchreibung und Schriftenverzeichnis find von Joh. Chr. Wernsdorf der 
Ausgabe des Himerios vorgeſetzt, weitere Angaben finden ſich in der ADB. 
und bei Meuſel, Bd. 15. Die Hauptquelle iſt das Ms. 975 der Danziger Stadt⸗ 
sucerel: „Abſchrift des Lebenslaufs M. Gottlieb Wernsdorfs.“ 
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Seine Hauptwerke ſind: 

Manuelis Philae Carmina Graeca . . latine interpreta et annotationibus 
illustrata, 1768, Leipzig, Breitkopf. 

Himerii Sophistae Eclogae et Declamationes, Göttingen 1790. 


4. Daniel Gralath. 


Daniel Gralath iſt der Abkömmling einer angeſehenen Danziger patri— 
ziſchen Familie. Sein Vater war der Bürgermeiſter Daniel Gralath, auf 
den die Anpflanzung der ſchönen Lindenallee, die Danzig mit dem Vorort 
Langfuhr verbindet, zurückgeht. Die Mutter war eine Tochter des Stadt— 
ſekretärs Theodor Klein, der als Botaniker und Ornithologe bekannt war, 
während der Bürgermeiſter Gralath in Verſuchen zur Elektrizitätslehre ſeine 
wiſſenſchaftliche Neigung befriedigte. 

Gralaths äußeres Leben verläuft im ſchlichteſten Rahmen. Seine Vater: 
ſtadt hat er nur während der Königsberger Studienzeit verlaſſen. 1752 gab 
ihn der Vater auf das Gymnaſium, nachdem er durch einen Gymnaſiaſten 
und ſpäter durch einen Kandidaten auf den Beſuch vorbereitet worden war. 
Zu ſeinen Lehrern gehörten Hanow, Wernsdorf, Sendel, Kühn und Groddeck, 
die ihn auch bei ſeinen erſten Lehrverſuchen beraten haben. 

In Königsberg war er ein Schüler Kants; 1759 kam er dorthin, vier 
Jahre ſpäter promovierte er zum Doktor beider Rechte und erhielt ſofort 
die juriſtiſche Profeſſur in Danzig, da fein Vorgänger, Dr. Pauli, nach Wit— 
tenberg berufen war. Bertling führte ihn in ſein neues Amt ein; in ſeiner 
Rede: „indigenas optimos esse legum patriarum interpretes“, erinnerte er 
an die Verdienſte der Familie um die Stadt. Sein Vater beglückwünſchte 
ihn als erſter zu der neuen Würde. 

Die Nachrichten über ſein weiteres Schickſal ſind dürftig. 45 Jahre hat 
er ſein Amt verſehen, die letzten zehn Jahre, von 1799 bis 1809, führte er 
als Rektor die Geſchäfte des Gymnaſiums. 

Sein wiſſenſchaftliches Werk iſt die dreibändige Geſchichte ſeiner Vater— 
ſtadt 63), als Fortſetzung der Schütziſchen Chronik, der Arbeiten Curickes und 
Lengnichs verdient ſie unſere Aufmerkſamkeit. 

Gralath wandte ſich an die breite bürgerliche Leſerſchicht. Deshalb be⸗ 
freite er ſeine Geſchichte von „dem veralteten Gewand der Chroniken“, ver- 
zichtete auf gelehrte Anmerkungen und Vergleiche. Mit Rückſicht auf die 
Geduld der Leſer fühlte er ſich verpflichtet, „ſeinem Geſchichtsbuche eine ſich 
durch Deutlichkeit und Kürze empfehlende Einkleidung zu geben“. Die ge⸗ 
ſchichtliche Darſtellung bedeutete für Gralath nicht Aneinanderreihen von Tat— 
ſachen, ſondern ihre innere Verbindung und Auswertung. Den Wertmeſſer 
fand er in der Stellungnahme für die ſtädtiſche Bürgerkultur, die in der 
unabhängigen Verwaltung des ſtädtiſchen Gemeinweſens den Nachweis ihrer 
zn, bereits erbracht hatte. „Mein vornehmſter Zweck iſt demnach, N 


65) Verſuch einer Geſchichte Danzigs aus awer n Quellen und Handſchriften, 
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den Bürgerſtaat Danzigs in allen Situationen ſeiner Staatsverfaſſung und 
Landesverknüpfung, unter dem Gewebe politiſcher Theilnahme und Mitwür- 
kung zu betrachten, und dadurch den Wert desſelben ins Licht zu ſtellen, 
den Welt und Vorwelt niemals verkannt haben, und der nur ſeit den neueſten 
Zeitläuften in geſchwächtem Anſehn auf die Nachwelt überzugehen ſcheinet.“ “) 


Dieſe Beſinnung erfolgte in dem Augenblick der Auseinanderſetzung 
Danzigs mit der preußiſchen Monarchie; das bürgerliche Selbſtbewußtſein 
ſträubte ſich gegen die Aufgabe der republikaniſchen Freiheit zugunſten einer 
ſtraffen Staatsführung. Deshalb ließ Gralath die große Vergangenheit der 
Stadt im 16. und 17. Jahrhundert erſtehen; ſie ſollte ſeine Leſer überzeugen, 
„wie ſehr dieſe berühmte See- und Handelsſtadt, in den Augen Europens, 
jederzeit als ein erheblicher Gegenſtand politiſcher Theilnahme ſey angeſehen 
worden“ “s). Mit Schärfe wies er jede Vermutung zurück, als ſei Danzig 
jemals ein Beſtandteil des polniſchen Reiches geweſen. In dem Augenblick, 
als Thorn und Danzig infolge des Teilungsvertrages ihr beſonderes Ver— 
hältnis zu Polen verloren hätten, ſeien die Städte „nach den Regeln des 
Völkerrechts in einen natürlichen Freiheitszuſtand zurückgetreten, worin fie 
ſich auf einmal aller Staatsverbindung oder politiſchen Landeskonnexion ent⸗ 
ledigt fanden, und auf keine preußiſche, noch weniger polniſche Mitſtand⸗ 
ſchaft mehr Anſpruch machen konnten “e). 


Zu den wirtſchaftlichen und politiſchen Kämpfen, die der Rat ſeit der 
Abſchnürung Danzigs von ſeinem Hinterland und gegen die preußiſchen 
Wünſche auf Erwerbung der Stadt führte, lieferte auch Gralath einige Vei- 
träge. In Danzig beſtand zwar eine ſtarke preußiſche Partei; einſichtige 
Kaufleute erkannten die Nutzloſigkeit politiſcher und wirtſchaftlicher Verein— 
ſamung und den Vorteil, den der Schutz des mächtigen Nachbarſtaates geben 
konnte. Gralath wollte dieſe Gründe nicht gelten laſſen und empörte ſich 
über die Erſchwerungen des Danziger Wirtſchaftslebens. 


In einem Aufſatz, den er in den Schlözerſchen Staatsanzeigen erſcheinen 
ließ“), ſchilderte er die Maßnahmen, die Danzig gegen den preußiſchen 
Wirtſchaftskrieg und ſeine Abſchnürung von dem Hafen ergriffen hatte, und 
ſuchte ihre Berechtigung nachzuweiſen. Die heftigen Worte, die er für die 
Verurteilung der preußiſchen Maßnahmen findet, ſind ein wirkungsvolles 
Beiſpiel für die Spannung, die zwiſchen den ſtolzen Danziger Bürgern und 
den preußiſchen Beamten beſtand. 


Die Mißhelligkeiten waren bald nach der Abernahme a in den 
preußiſchen Staat vergeſſen, als ſich die belebenden Folgen dieſer Vereini- 
gung auf Handel und Wirtſchaft bemerkbar machten. Wer ſie als Ablehnung 
der Danziger gegen die Verbindung mit der deutſchen Kultur und dem 
deutſchen Raum auslegen wollte, würde die Tatſachen völlig mißdeuten. Rat 


64) Band II, Vorrede, S. XXVII. 

6s) Aus dem Vorbericht zum 2. Band. 

66) Geſchichte Danzigs, III, Vorbericht S. XIV, vgl. Schieder, Deutſcher Geiſt und 
ſtändiſche Freiheit im Weichſellande, S. 166. 

7) Aber die jetzigen ee der Stadt an im November 1783, 
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und Bürgerſchaft haben niemals über ihre Geſinnung einen Zweiſel gelaſſen 
und ſich nicht geſcheut, für ihr deutſches Lebensrecht einzuſtehen. 

Gralath hat ſich ſpäter auf die Erfüllung ſeiner Dienſtpflichten als Rektor 
zurückgezogen. Sein zunehmendes Alter und Kränklichkeit hinderten ihn an 
der Fortführung ſeiner Arbeiten und an geräuſchvollem Hervortreten. Wäh⸗ 
rend Danzigs ſchwerſter Zeit hat er getreulich ſeinen Poſten verſehen und, 
als die ſtädtiſchen Kaſſen vorübergehend die Zahlungen einſtellten, aus eigenen 
Mitteln die dringendſten Ausgaben der Schule zu decken verſucht. 1809 erbat 
er feine Entlaſſung und iſt noch Ende desſelben Jahres geftorben ““). 


V. 


Einrichtungen und Zuſtände des Gymnaſiums 
1. Verfaſſung und Aufbau des Gymnaſiums. 
Die Hörſäle — die Vorleſungen — der Rektor — die Profeſſoren — 
der Schuldiener — die Schüler. 


Der Eindruck einer Schule wird zunächſt durch Außerlichkeiten beſtimmt, 
das Gebäude, die Schüler, durch das Ziel, das dem Bildungsgang vorgeſetzt 
iſt, und nicht zuletzt durch die Ordnung. Dieſe Dinge find häufigen Schwan- 
kungen und Veränderungen ausgeſetzt, die Kräfte der Gegenwart beſtimmen 
vor allem das äußere Anſehen. Aber jeder alten Schulgründung lagert als 
ſchützende Decke die Kraft der Überlieferung, die feſter iſt als die Verſuche, 
das Alte wegzuleugnen und nur aus der Zeit das Gute zu ſchaffen. Nicht 
etwa als ob das helle Licht einer neuen Welt vom Schulſtaub verdunkelt 
würde und das neue Ziel bald über dem alten Trott verloren ginge. Dafür 
ſorgt der Menſch, daß das Alte fällt und das Beſſere zu Ehren kommt. 
Aber die Spuren einer vielhundertjährigen Vergangenheit laſſen ſich nicht 
ganz verwiſchen und führen in den alten Stuben und Gängen unſichtbar ihr 
Leben weiter. Vielen Schülern mag die Vergangenheit ein totes Ding 
bleiben, nachdenklichere finden die Brücke, die ſie mit ihr verbindet. Das 
Schulleben der Gegenwart ſteht nicht im vollkommenen Gegenſatz zur Ver— 
gangenheit. Die ſchauſpieleriſchen Abungen der Tertianer und Sekundaner 
erinnern an die Aufführungen des 16. und 17. Jahrhunderts, die gelegent. 
lichen Reden und Vorträge der Primaner in der Klaſſe oder vor der Schul⸗ 
gemeinſchaft haben ihre Vorgänger in den Deklamationen und Disputationen 
des 17. Jahrhunderts, und die Einhaltung der Schulordnung iſt noch immer 
Gegenſtand ernſter Mahnungen. Neben dieſen oberflächlichen Vergleichen 
bleibt als unwägbarer Reſt das Bewußtſein von der eigengearteten Be- 
ſchaffenheit einer alten Schule. 

Die innere Verfaſſung des Akademiſchen Gymnaſiums gegen Ende des 
18. Jahrhunderts und die dort geübten Bräuche hat einer der letzten Rek- 
toren, Daniel Gralath, in feinem Bericht an die preußiſchen Behörden über- 


6s) Quellen: actus solennis quo... Daniel Gralath... in locum Iurium et Historiarum 
professoris inaugurabitur Gedani: Schreiber 1764. Memoria... Danielis Gralath... 
rectoris Athenaei Gedanensis... Ged. 1809. 
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liefert. Mit liebevoller Sorgfalt hat er jede Einzelheit auch aus früheren 
Zeiten zu bewahren geſucht. Daher iſt ſeine Ausarbeitung eine wertvolle 
Ergänzung anderer Nachrichten über das Leben am Gymnaſium. 

Das Gymnaſium 68) beſaß vier Hörſäle, das Auditorium maximum, das 
Ordinarium, das Auditorium minus und das honorarium oder anatomicum. 
Dieſes letzte wurde bereits 1752 wegen Baufälligkeit aufgehoben. In dem 
Auditorium maximum veranſtaltete man die öffentlichen und feierlichen actus, 
wie Disputationen, Feſtreden, Einführungen der neuen Profeſſoren und 
Prüfungen. Das Ordinarium und das Auditorium minus dienten dem öffent- 
lichen und privaten Anterricht. Das Ordinarium wurde auch für weniger 
feierliche Veranſtaltungen benutzt. In dem Auditorium minus hielten die 
Sekundaner ihre Redeübungen. 

Bei den Vorleſungen unterſchied man publicas, privatas und privatissimas. 
Für die öffentlichen Vorleſungen bezogen die Profeſſoren ihr Gehalt. Da- 
neben ſchrieben ſie oft auf Wunſch ihrer Schüler Privatkollegs aus, mit deren 
freiwilliger Anterzeichnung die Verpflichtung zur Zahlung einer vierteljähr⸗ 
lichen Vergütung verbunden war. Privatissime fand Anterricht nur auf per— 
ſönlichen Wunſch und gegen ein angemeſſenes Entgelt ſtatt. Dieſe Stunden 
wurden nicht in den Klaſſen, ſondern in der Wohnung des Profeſſors erteilt. 

Offentlicher Anterricht wurde in den Vormittagsſtunden von 7 bis 10 und 
nachmittags von 2 bis 4 Ahr gegeben. Am Mittwoch und Sonnabend war 
nachmittags unterrichtsfrei, dafür wurde die Bibliothek zur Benutzung für die 
Gymnaſiaſten geöffnet. Der Profeſſor für Theologie hatte in Prima drei 
und in Sekunda zwei Wochenſtunden, der Profeſſor für Recht und Geſchichte 
las viermal wöchentlich in Prima Jura und Geſchichte und gab in Sekunda 
zwei Geſchichtsſtunden. In den naturwiſſenſchaftlichen Fächern wurden drei 
Wochenſtunden in Prima gegeben, eine Stunde war in Sekunda angeſetzt. 
Die philologiſchen Fächer hatten je vier Wochenſtunden in beiden Klaſſen, 
für Philoſophie waren drei Stunden in der 1. und vier in der 2. Klaſſe 
vorgeſehen, Mathematik ſollte viermal in I, zweimal in II geleſen werden, 
der Profeſſor der Beredſamkeit und Dichtkunſt hielt den Primanern drei 
Wochenſtunden und den Sekundanern fünf. Der Lektor der polniſchen Sprache 
hätte die Gymnaſiaſten beider Klaſſen in vier Stunden von 7 bis 8 Ahr 
unterrichten müſſen. Im Anterricht gebrauchten die Profeſſoren in der Regel 
die lateiniſche Sprache. Dagegen unterſchieden ſich beide Klaſſen in der Lehr- 
weiſe. In Sekunda hielt man ſich etwa an die Anterrichtsform der lateiniſchen 
Stadtſchule. Ein zuſammenhängender Vortrag wäre hier nicht angebracht 
geweſen, da die Neulinge nicht gut Latein konnten und der Stoff ihnen nicht 
ohne weiteres zugänglich war. Daher wurde katechetiſch unterrichtet, indem 
Fragen eingeſchaltet, erläuternde Beiſpiele angeführt und Wiederholungen ein- 
gelegt wurden. In Prima galt der akademiſche Gebrauch des fließenden 
Vortrages mit gelegentlichen Hinweiſen auf das Lehrbuch. Die Privatſtunden 
wurden meiſt in den Ferien fortgeſetzt wie auch Ferienarbeiten, Wieder- 
holungen und Stilübungen üblich waren. Ferien gab es zu Faſtnacht, Oſtern, 
Pfingſten, Martini und Weihnachten je vierzehn Tage, die Dominiksferien 
dauerten drei Wochen. N 
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Der Rektor war für den Geſamtzuſtand des Gymnaſiums verantwortlich. 
Er ſetzte die Zuſammenkünfte der Profeſſoren an, die in ſeinem Hauſe ſtatt⸗ 
fanden, und zu denen er durch den Famulus, der als Hilfe des Rektors 
und des Inſpektors, aber auch für die Dienſtgeſchäfte der übrigen Profeſſoren 
öffentlich angeſtellt wurde, einlud. Er hatte weiter im Auditorium maximum 
die Profeſſoren mit einer lateiniſchen Rede in ihr Amt einzuführen; die 
neuen Schüler meldeten ſich bei ihm zur Aufnahmeprüfung und wurden von 
ihm in die Matrikel eingetragen und einer ihren Kenntniſſen entſprechenden 
Klaſſe zugewieſen. Der Rektor hatte die Diſziplinargewalt unter den Gymna— 
ſiaſten; größere Verfehlungen, die vor die ordentlichen Gerichte gehörten, 
oder Übertretungen der Polizeiverordnungen wurden nach Anzeige an den 
Protoſcholarchen den zuſtändigen Behörden übergeben. Ebenſo geſchah es 
mit Entſchädigungs⸗ und Schuldforderungen an die Studenten, falls ſich der 
Kläger nicht mit dem Spruch des Rektors einverſtanden erklärte. Die Ord- 
nung im Palatium übte der Inſpektor des Gymnaſiums aus. 

Als Paſtor der Trinitatiskirche hatte der Rektor an jedem Sonn- und 
Feiertag die Predigt zu halten. Er war Mitglied des geiſtlichen Minifte- 
riums AAC., in welchem er den Rang unmittelbar nach dem Senior be— 
anſpruchte. ö 

Das Inſpektorat war mit der zweiten juriſtiſchen Profeſſur verbunden. 
1799 wurde das Rektorat, das bis dahin nur Theologen bekleiden durften, 
dem Profeſſor für Recht und Geſchichte verwaltungsweiſe übertragen. In 
früheren Zeiten führte der Inſpektor auch die Bezeichnung „Oeconomus“, 
weil ihm die Aufſicht über die Freitiſche und über die Alumnen zuſtand, 
die in dem Palatium in den früheren Mönchszellen im oberen Teil des 
alten Kloſtergebäudes freie Wohnung hatten. Nachdem Ende des 17. Jahr— 
hunderts die Freitiſche eingegangen waren, blieb ihm nur die Aufſicht im 
Palatium. 

Mit der Profeſſur für Philoſophie wurde die Stelle eines Bibliothekars 
der Ratsbibliothek vergeben. Dieſe Dienſtgeſchäfte waren unabhängig von dem 
Gmnaſium zu verwalten. Wenn die Bibliothek auch nicht unmittelbar zu dem 
Gymnaſium gehörte, ergaben ſich doch Beziehungen genug, die einen wärmeren 
Anteil der Profeſſoren an dieſer Einrichtung rechtfertigten, der ſich gelegent⸗ 
lich in Zuwendungen von Geldmitteln oder Büchern äußerte. 

Der Profeſſor der Eloquenz mußte alle feierlichen und öffentlichen Reden 
im großen Auditorium halten, die ihm durch den Rat aufgetragen wurden; 
ferner ſollte er öffentliche Redeübungen veranſtalten. 

Das Kollegium der Profeſſoren hatte im ganzen die Pflicht, an den an— 
geſetzten Beſprechungen zu erſcheinen, die Lehrer im einzelnen waren gehalten, 
die Verwaltung von Kaſſen zu übernehmen und darüber Jahresrechnung ab— 
zulegen, gegebenenfalls beſondere Aufgaben, wie die Anfertigung von Auf⸗ 
ſätzen, die für dienſtliche Zwecke der Anſtalt nötig wurden, durchzuführen. 
Ordentliche Zuſammenkünfte der Lehrer fanden gewöhnlich dreimal jährlich 
zur Feſtſetzung der Zeugniſſe für die Sekundaner ſtatt. Sie waren kurze, 
lateiniſch abgefaßte Arteile über Fleiß und Betragen der Schüler in dem 
vergangenen Vierteljahr. Zwei weitere Sitzungen dienten der as an 
für die Verwalter der verſchiedenen Stipendienkaſſen. 
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Die Tätigkeiten eines Schuldieners waren dem „Calefactor“ übertragen 7°). 
Er hatte von Martini bis Oſtern die Ofen zu heizen, den Kloſterhof und 
den Kreuzgang zu fegen und ihre Tore zur beſtimmten Zeit, und zwar das Hof- 
tor um ½11, den Kreuzgang um 10 Ahr abends, zu ſchließen und mit dem Tor— 
läuten wieder zu öffnen. Rektor und Inſpektor unterſtützte er bei ihren 
Dienſtgeſchäften für die Gebäude der Anſtalt. Seit 1792, als die Stelle eines 
Aufſehers und Bauſchreibers beim Gymnaſium einging, hatte er auch die 
Aufſicht über alle Bauarbeiten der zu der Schule gehörenden Grundſtücke, 
den Ankauf der Bauſtoffe und des Brennholzes zu übernehmen. Später 
wurde ihm die Einziehung der Miet- und Grundzinſen übertragen, die der 
Gymnaſialkaſſe aus den durch Kauf oder Erbſchaft erworbenen Mietshäuſern 
und ſonſtigen Liegenſchaften zufloßen. ö 

Wie an allen anderen Schulen beſtanden am Gymnaſium Schulgeſetze, in 
denen die Rechte und Pflichten der Gymnaſiaſten geregelt wurden. Freiheit 
des Schulbeſuches und freie Wahl der Vorleſungen durften ſich nur die Pri- 
maner erlauben, wie überhaupt die Prima die eigentliche akademiſche Klaſſe 
war, die in Einrichtung und Brauch der Aniverſität glich. So ſtand den Pri— 
manern der Beſuch der öffentlichen Vorleſungen in Sekunda frei, auch wenn 
ſie dadurch ihre eigenen Stunden verſäumten, ebenſo waren ſie weder Zeug— 
niſſen noch einer öffentlichen Prüfung unterworfen. Die Sekundaner mußten 
ſich gleich bei der Aufnahme verpflichten, die öffentlichen Lehrſtunden fleißig 
mitzuhören, ſie erhielten dreimal im Jahr Zeugniſſe und hatten eine jährliche 
Prüfung zu beſtehen. Dazu waren neben den Scholarchen auch andere ange— 
ſehene Bürger der Stadt oder die Eltern der Schüler eingeladen. 


Die Primaner zeigten ihre Kenntniſſe mehr in Disputationen oder ver- 
anſtalteten actus oratorii unter Leitung des Profeſſors der Beredſamkeit. 
Doch gerieten dieſe Gewohnheiten in dem geſchilderten Zeitraum in Ver— 
geſſenheit. In Gralaths 1806 verfaßten Bericht an die Regierung in Marien- 
werder heißt es: „Ehedem machten die Söhne der honorationum in der Stadt 
ſich eine Ehre daraus, nach einer damit abgelegten Probe ihrer erlangten 
Reife, die hohen Schulen zu beziehen und ihr Studium dort zu beenden.“ 

Es war beſonders in den beſten Zeiten des Gymnaſiums Sitte, daß die 
Danziger Jugend nach der Vorbereitung in den lateiniſchen Stadtſchulen 
oder durch Privatunterricht die beiden erſten Klaſſen der Anſtalt beſuchte, 
hier etwa 5 bis 6 Jahre blieb und dann erſt auf die auswärtigen Aniverſi⸗ 
täten ging. Viele nutzten die Vorteile und Freiheiten, die ſich ihnen boten, 
einſeitig aus, indem ſie die Vorleſungen allein nach ihren Neigungen belegten 
und oft auch in der Wahl der Profeſſoren perſönliche Rückſichten entſcheidend 
waren. Dies war bei dem Adel aus Polen, Livland und Kurland häufig der 
Fall. Andere lockten die reichlichen Stipendien und Benifizien. Manche Eltern 
erwarteten vom Gymnaſium ſo weitgehende Anterſtützung ihrer Kinder, daß 
ſie davon ohne weitere Beihilfe die Koſten ihrer Ausbildung zu decken hofften. 
Daneben betätigten ſich die Schüler als Hausinformatoren oder Hofmeiſter. 
„Auch fremde Halb⸗Studierte haben ſich auf den Grund ſolcher günſtigen Erwar⸗ 
tungen hier immatriculieren W und der Name eines Danziger Studenten hat 
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ihnen in ihren Abſichten zur Empfehlung gedienet.“ In Danzig wurde zudem 
der Privatunterricht in vielen Familien dem öffentlichen Schulbeſuch vorge- 
zogen. „So mancher iſt in folder Qualität bis in fein männliches Alter hie⸗ 
ſelbſt Gymnaſiaſt geblieben.“ Der Student konnte durch Empfehlungen leicht 
als Schullehrer, als Organiſt und Muſiker an der Kirche oder als Schreiber 
in den Kanzleien und bei den Zünften unterkommen. Die Predigterlaubnis 
für Studenten der Theologie, die für einige Stadtkirchen und die Landkirchen 
erteilt wurde, erhöhte das Anſehen der Primaner. Zum Predigen mußten ſie 
die Erlaubnis des Rektors einholen und ihm die ſchriftlich en 
Predigt zur Durchſicht vorlegen. 


2. Innere Einrichtungen und Bräuche des Gymnaſiums. 
Die Schulgeſetze — die Schulſtrafen — neue Geſetze — die Chöre der Portanten, 
Sänger und Kalendiſten — Schulgebräuche — die Redeübungen — 
die Prüfungen. 


Nicht immer war wiſſenſchaftlicher Eifer für den Beſuch des Gymnaſiums 
ausſchlaggebend, oft verbarg ſich dahinter der berechnende Wunſch, die zahl- 
reichen Vergünſtigungen auszunutzen. Unter dieſen nach Herkunft und Veran⸗ 
lagung ſo verſchiedenartigen jungen Leuten Ordnung zu halten, mag für die 
Profeſſoren, beſonders für den kränklichen Inſpektor Gralath, nicht immer 
einfach geweſen ſein. Wohl gab es Schulgeſetze, auf die ſich jeder Gymnaſiaſt 
verpflichten mußte, aber ihnen konnte man nur bedingten Wert beimeſſen. 
„Als Grundlage für die Darſtellung von Schulgeſchichten dürfen ſie nur mit 
Vorſicht benutzt werden. Bei dem Vergleich mit den Schulzuſtänden ſinkt 
die Bedeutung der Schulordnungen häufig auf den zweifelhaften Wert latei- 
niſcher oder deutſcher Stilübungen ihrer Verfaſſer herab“). So waren auch 
die „leges Gymnasii gedanensis“ faſt in Vergeſſenheit geraten. Zum erſten 
Mal 1650 gedruckt, kamen ſie in mehreren Auflagen von 1655, 1670, 1679, 
1736, 1752 und 1769 wieder heraus. Da fie kaum abgeändert wurden, ent- 
hielten ſie um die Mitte des 18. Jahrhunderts Vorſtellungen, die 100 Jahre 
früher gegolten hatten, Kleidervorſchriften und Verbote, die längſt überholt 
waren. Sie wurden wie manches andere auch getreulich übernommen und 
aus Achtung vor dem Herkommen oder weil man für Veränderungen zu be- 
quem war, übernommen, ohne daß man ſich an ſie zu halten brauchte. Im 
Aufbau und Inhalt unterſcheiden fie ſich nicht von den Schulordnungen an- 
derer Gymnaſien. 

Die Vorſchriften (nach dem Druck von 1736) enthalten 12 Geſetze, ein 
Prooemium, die poena transgressorum und die pollicitatio, die jeder Neuling 
abzulegen hatte. Das erſte Geſetz de pietate verpflichtet die Schüler zu den 
täglichen Andachtsübungen, das zweite handelt de reverentia et oboedientia 
erga superiores. Lex 3, de diligentia in discendo fordert Aufmerkſamkeit in 
den Lehrſtunden und ihren regelmäßigen Beſuch. Alumnen und Benificianten, 
die ihre Abungen verſäumen, werden vorübergehend die Freitiſche entzogen, 


71) P. Schwartz, Die Gelehrtenſchulen Preußens unter dem Oberſchulkollegium, 
(17871806) und das Abiturientenexamen. 3 Bde. Berlin 1910—12 = Mon. 
Germ. paed. Bd. 46, 48, 50. I, S. 3. Anmerkung. 
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oder die Vergünſtigungen gekürzt. Niemand ſoll das Gymnaſium ohne vor- 
herige Prüfung verlaſſen. Zur „Beſcheidenheit“ gehört ein ſchlichtes und ein- 
faches Auftreten, keine wallenden Hutfedern und gekräuſelten Locken; ohne 
Degen und Stock ſoll der Student ruhig und geſetzt durch die Straßen gehen, 
im Hauſe nicht mit den Türen ſchlagen oder durch die Bänke des Auditoriums 
laufen. 

Die nächſten Tugenden eines Gymnaſiaſten ſind die sobrietas, temperantia 
und castitas. Der Beſuch von Gaſthäuſern und jeder Alkoholgenuß iſt verboten. 
Dazu kommen fromme Ermahnungen über die castitas. Im Gegenſatz dazu 
ſind die Vorſchriften über die „justitia“ recht anſchaulich abgefaßt. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt eine verfeinerte Nützlichkeitsmoral. „Semperque ita vivito, ut, quod 
tibi fieri non vis, alteri ne feceris.“ Daher wird die pünktliche Zahlung des 
Honorars für den Privatunterricht und des Mietzinſes zur Pflicht gemacht 
(pretium Institutionis Privatae, ut et pro Victu, itemque locarium stato tempore 
solvito). Die Gymnaſiaſten ſollen nicht Fenſter und Türen aufbrechen, mut⸗ 
willig Tiſche und Stühle beſchädigen oder ſich Nachſchlüſſel für die beiden Tore 
des Gymnaſiums anfertigen. In jedem Falle darf der Gymnaſiaſt ſich nicht 
durch Lügen und Verleumdung entehren, ſondern muß die Wahrheit geſtehen. 
Bewegt dieſer Abſchnitt (de veritate) ſich wieder in blaſſen moraliſchen Vor— 
ſtellungen, find die Vorſchriften „über die Sauberkeit“ bis ins einzelne ge- 
ordnet. Für die Körperpflege werden eingehende Verhaltungsmaßregeln ge— 
geben. Das Zimmer iſt täglich in Ordnung zu bringen, Schmutz und Abfälle 
dürfen nicht durch das Fenſter in den Garten oder in die Gänge geworfen 
werden. Auch der Freizeit iſt ein Abſchnitt gewidmet und über ihren rechten 
Gebrauch wird mit Ermahnungen nicht geſpart. Das 10. Geſetz, de praecavendis 
et evitandis periculis verbietet das Baden in Flüſſen und Seen und das Schlitt— 
ſchuhlaufen (per glaciem calopodiis, vel simili modo ne vehitor). Waffen 
dürfen im Palatium nicht geführt werden. Der Beſuch von Schauſpielen wird 
nicht gern geſehen, andere Zerſtreuungen ſind möglichſt zu meiden, Licht iſt 
vorſichtig und ſparſam zu gebrauchen uff. 

Der nächſte Abſatz enthält die Beſtimmungen für die Bewohner des Pa- 
latiums. Sie dürfen nach Torſchluß das Gymnaſium ohne beſondere Erlaubnis 
nicht verlaſſen, um auswärts zu übernachten oder gar zur Nacht lärmend mit 
dem Degen in der Stadt herumzulaufen. Oftere gegenſeitige Beſuche der 
Alumnen ſind möglichſt einzuſchränken. Hausmuſik und gemeinſame Arbeit oder 
Disputierübungen werden erlaubt. Auch Fechtübungen in den Zimmern und 
das Kleinmachen von Brennholz auf dem Fußboden mußten verboten werden. 

Die Neulinge waren gehalten, ſich zuerſt bei dem Rektor vorzuſtellen, 
um von ihm geprüft zu werden. Erſt dann und nachdem ſie ſich auf die Schul⸗ 
geſetze verpflichtet hatten, durften fie bei den Profeſſoren belegen. Nach Mög- 
lichkeit ſollten ſie ein Sittenzeugnis ihrer früheren Lehrer oder angeſehener 
Bürger ihrer Heimat vorlegen. Auch die erſten Ermahnungen gegen den Pen— 
nalismus ſind ſchon in dieſe frühen Geſetze, die ja kaum von dem erſten 
Druck von 1650 abweichen, aufgenommen. Die älteren Gymnaſiaſten, beſon⸗ 
ders die „Pädagogen“ oder Hofmeiſter, ſollten die Hilfe ihrer jüngeren Ra- 
meraden beim Waſſertragen, Bierholen, in der Beſorgung des Brennholzes, 


beim Heizen, Reinigen, Bettmachen, zum Leuchten mit der Fackel und zu 
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ähnlichen Dienſten nicht mißbrauchen. Primanern, die ein Hofmeiſteramt be⸗ 
kleideten, war verboten, den ene de Klaſſen Schüler zu entziehen, um 
ſie privat zu unterrichten. 

Der Anhang über die Schulſtrafen iſt allgemein gehalten. Es wird mit 
Ermahnung, hartem Tadel und Karzer gedroht, bei ſchweren Vergehen kann 
durch das Collegium Scholarcharum auf Entfernung von der Anſtalt erkannt 
werden. Eingehender äußerte ſich dazu Gralath in ſeinem Bericht von 1806 
über die Einrichtung des Gymnaſiums “). Nach ihm war die gewöhnliche 
Schulftrafe die Einſetzung in den Karzer. Seine Zeitdauer war verſchieden. 
Ebenſo konnte ſie durch Einſchränkung der Mahlzeiten, durch das Verbot, 
Licht zu brennen und Betten in den Karzer hineinzunehmen, verſchärft werden. 
Doch wurde davon in den letzten Jahrzehnten des Gymnaſiums nur wenig 
Gebrauch gemacht. Die größte Strafe war die Ejection oder Verweiſung vom 
Gymnaſium, die nur mit Genehmigung des Protoſcholarchen geſchah und die 
der Rektor durch lateiniſchen Anſchlag an das Schwarze Brett bekannt gab. 
Bei Durchſicht der Schülerliſten feit 1758 fand ſich ein oder zweimal ein 
ſolcher Vermerk. Da ihre Führung aber in dem Ermeſſen der Rektoren ſtand 
und nur der Tag der Aufnahme, der Name des Schülers und ſeine Klaſſe 
ſtets feſt angegeben ſind, ſpricht dieſer Hinweis nicht für die Häufigkeit oder 
Seltenheit jener Strafe. Neben der Ejection gab es die ſtillſchweigende Ex— 
cluſion oder das Consilium abeundi; dieſes war nicht als Strafe gedacht, 
ſondern wurde ſolchen Schülern erteilt, die ſich für wiſſenſchaftliche Arbeit 
ungeeignet zeigten. Die Degradation war die Strafe für nachläſſige und faule 
Schüler, indem teils Primaner nach Sekunda zurückverſetzt wurden oder Se— 
kundaner auf einer niederen Bank Platz nehmen mußten. Geldſtrafen haben 
in der Regel nicht ſtattgefunden. Als wirkſamſtes Mittel gegen Faulheit war 
die Verleihung der Benifizien gedacht. Die Deprecation wurde als Er— 
ziehungsmittel bei Beleidigungen und Raufereien verhängt. In ſchweren Fällen 
mußte fie vor den Profefforen in Gegenwart des Famulus und einiger Gym— 
naſiaſten geleiſtet werden. 

Ob dieſe Strafen auch wirklich und wie häufig und ſtreng ſie angewendet 
wurden, ließ ſich nicht ermitteln. Gralath war ein liebevoller Geſchichtsſchreiber, 
der in ſeinem Bericht mehr die Aberlieferung ſeiner Anſtalt beachtete und die 
Regierung wohl auf Sitten und Einrichtungen des Gymnaſiums, die deſſen 
eigengewachſenen Zügen gerecht wurden, aufmerkſam machen wollte, als daß er 
die Dinge zeigte, wie ſie wirklich waren. 

Ganz ſicher waren die Schulgeſetze in der alten Form unbrauchbar und 
blieben wenig beachtet. Daher wurde dem Nat am 21. März 1791 eine neue 
Schulordnung zur Annahme als „Leges Gymnasii Gedanensis recognitae et 
repetitae vorgelegt“). Statt 12 Paragraphen find hier nur noch 7 aufgeführt, 
und dieſe ſind weſentlich friſcher gehalten als die früheren. Sie ſind wichtig, 
weil in ihrem Mittelpunkt die vielfachen Verbote gegen den Pennalismus 
ſtehen, und wir ſo, da die Quellen für das innere Schulleben ſpärlicher fließen, 
hier ein recht klares Bild von dem . in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts erhalten. 

72) N. A. Danzig, 300, K. S. 64. 
78) R. A. Danzig, 300, 42/169. 
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Auch die neuen Geſetze gehen von einer religiöſen Grundhaltung aus. Aber 
im Gegenſatz zu den früheren Verordnungen regeln fie die religiöfe Betätigung 
nicht ins Einzelne. „Denn dieſe kann nicht durch Geſetze erzwungen werden, 
ſondern muß dem Gewiſſen überlaſſen bleiben; aber wir wollen unſere Schule 
frei von allen Gottesleugnern wiſſen, die durch die Erklärung ihrer Mißachtung 
des göttlichen Geiſtes eine gottferne Geſinnung fördern..“ Verurteilt wird 
nicht nur die nachläſſige Auffaſſung der Studienpflichten, ſondern die Eitelkeit 
der Primaner, ohne rechtes Wiſſen ſich als Pädagogen und Theologen zu ver— 
ſuchen oder als Schriftſteller und Dichter literariſchen Ehrgeiz zu haben. 
Bekämpft wird die Beſchäftigung mit dem ungenügenden und verwirrenden 
Schrifttum der Aufklärung. 

Haben die Schüler dem Rektor etwas vorzutragen, ſoll es durch wenige 
Beauftragte geſchehen; es darf nicht vorkommen, daß die übrigen die Wohnung 
des Rektors umlagern, im Atrium und auf dem Vorhofe lärmend umherziehen. 
Die Verächtlichmachung der Karzerſtrafe wird unterſagt. Beſonders werden 
die angemaßten Rechte der älteren Schüler gegen die jüngeren für ungültig 
erklärt. Beſchimpfungen und Schlägereien und der „grobe und garſtige Brauch“ 
der Einführung der neuen Schüler mit ſeinen Quälereien müſſen aufhören. 
»Itemque ne primani secundanos atrio Gymnasii aliove loco publico prohibe- 
ant, minime omnium solennibus lustrationum, sive censurae diebus pertur- 
bent“ '). Für jede ſchwere Beleidigung durch Wort oder Tat waren Strafen 
angedroht. Der Schuldige mußte vor Zeugen Abbitte leiſten. Geldſammlungen, 
die von den Gymnaſiaſten öfters zu gemeinſamen Anternehmungen angeſtellt 
wurden, und bisweilen zu Beſchwerden und Streitigkeiten Anlaß gaben, werden 
zwar nicht verboten, unterfagt wird aber „unbillig und herriſch zu fordern“, 
da die Beiträge freiwillig ſind. Die Verantwortlichen haben vor dem Rektor 
oder vor dem Kollegium über Ausgabe und Einnahme Rechnung zu geben. 
Anter Strafe geſtellt werden Beläſtigungen der Bürger und Beſchädigungen 
ihrer Häuſer, die Störung öffentlicher Verſammlungen, von Hochzeiten, Be— 
gräbniſſen und anderer Feierlichkeiten; das Herumſtreifen auf den Wällen 
und Befeſtigungen wird verboten. Für Amzüge durch die Stadt hatte der 
Rektor die Genehmigung des Rates einzuholen. 

In den Beratungen ging dieſe Schulordnung nicht durch, der Rat beſchloß 
„ſeine Erklärung über inliegenden Entwurf noch auszuſtellen.“ Man blieb bei 
den alten Zuſtänden, d. h. es wurden weder die alten noch die neuen Geſetze 
gedruckt und der Rektor ließ nur die Pollicitatio von den Schülern unter— 
ſchreiben “?). Erſt mit der Amſtellung des Gymnaſiums auf eine ſechsklaſſige 
Lehranſtalt wurden Schulgeſetze herausgegeben, die den Anſprüchen der Zeit 
genügten 7°). 

Zu den bekannteſten Einrichtungen des Gymnaſiums gehörten die Chöre 
der Portanten und der Sänger und Kalendiſten, die einen bedeutenden Beitrag 
zur Anterſtützung bedürftiger Schüler abwarfen. Dieſe Chöre gingen freilich 


740 Anders! drückten nicht nur die Primaner auf die Sekundaner, ſondern dieſe traten 
ihrerſeits wieder die Tertianer; Federowicz erklärte 1765 dem Anterſuchungs⸗ 
ausſchuß, daß er ſeinen Anterricht zu Hauſe halten ll weil feine Schüler durch 
die Sekundaner beläſtigt und geſchlagen würden. Vgl. S. 36. 

75) R. A. Danzig, 300, K. S. 64. 

26) Geſetze für die Schüler des Gymnaſiums zu Danzig, o. J, gedrudt 1 bei Wedel. 
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nicht auf einen beſonderen Brauch des Danziger Gymnaſiums zurück, ſondern 
waren eine allgemeine Schuleinrichtung. Das Weſentliche hierzu iſt von Hirſch 
bereits in ſeiner Geſchichte des Akademiſchen Gymnaſiums geſagt worden. 
In den letzten Jahrzehnten ihres Beſtehens waren dieſe Chöre in ihrer Wirk— 
ſamkeit ſehr behindert, da die geringere Schülerzahl ſich auch bei ihnen be- 
merkbar machte. 1802 wurde der Portantenchor, da es ihm an Mitgliedern 
fehlte, aufgehoben. Noch einmal, im Dezember 1806, trat er in Tätigkeit, 
als 2 Kinder des Prinzen Wilhelm auf der Flucht von Berlin nach Königs— 
berg in Danzig geſtorben waren und hier einſtweilig auf dem Heilig-Leichnams⸗ 
kirchhof beigeſetzt werden ſollten“). Das Kalendieren blieb dagegen länger 
im Gebrauch, Löſchin erzählt, daß es zu feiner Schulzeit (ſeit 1805) an Geld- 
ſpenden noch gegen 600 Taler einbrachte”). Daneben beſtanden viele andere 
Gebräuche und Gewohnheiten, die ſchon damals in Vergeſſenheit zu fallen 
drohten, wie die Redeübungen, die Wernsdorf, als er fie wieder einführte, 
in einer Schrift erklären mußte. Anders beſaß das Gymnaſium in den Augen 
ſeiner Bürger den Ruf einer weit berühmten Anſtalt, zu der aus dem ganzen 
weiten Oſten, von Angarn und aus den Baltiſchen Ländern die Schüler kamen, 
und noch lagen die Zeiten nicht weit zurück, in denen friſcher Geiſt und wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Eifer geherrſcht und berühmte Gelehrte dort gewirkt hatten. Da 
das Gymnaſium auf der Stufe des 17. Jahrhunderts ſtehengeblieben war, 
beſtanden auch die alten feierlichen Sitten weiter. Immer noch als Mittelpunkt 
des geiſtigen Lebens der Stadt angeſehen, nahm das Gymnaſium wichtige 
Ereigniſſe zum Anlaß, wie bei der Hundertjahrfeier des Friedens zu Oliva *), 
oder anläßlich des Todes Auguſt III., 1763, um in Reden und Vorträgen 
die Bedeutung ſolcher Ereigniſſe zu würdigen. | 

Die Einführung der Profefforen in ihr neues Amt erfolgte bis in die 
letzten Jahre nach den alten Vorſchriften. Während dem Rektor durch den 
Protoſcholarchen ſelbſt die Schule übergeben wurde, hatte der Rektor durch 
ein gedrucktes Programm die Einführung der Profeſſoren anzuzeigen und 
dazu einzuladen. Der Rat, der an dieſer Feier teilnahm, verſammelte ſich in 
der Bibliothek. Begab er ſich zum Auditorium Maximum, wurde er von den 
Profeſſoren im Atrium empfangen und beim Betreten des Großen Hörſaals 
mit Muſik begrüßt. Der neue Profeſſor ſaß vor dem Rednerpult, das er nach 
einer lateiniſchen Begrüßungsrede des Rektors betrat, um in einer lateiniſchen 
Rede ein Gebiet ſeines Faches vorzutragen. Muſik ſchloß die Feier. 

Zu den wichtigſten Gebräuchen gehörten die Deklamationen oder Rede— 
übungen, die ſich ſeit dem Humanismus auf den deutſchen Aniverſitäten in 
verſchiedenen Formen eingebürgert hatten. In die lateiniſche Sprache ſollte 
ſich auf dieſe Art der Student einleben, ſie mit Ohr und Mund erfaſſen lernen. 
Auch die Disputationen und Redeakte gehören hierher, und oft waren die 
Profeſſoren für Dialektik und Rhetorik zu ihrer Abung verpflichtet. Sie 
wurden ergänzt durch feierliche Reden zu hohen Gelegenheiten, Antritts- 
vorleſungen, Begrüßungen des Landesherrn, ferner durch Grab- oder Leichen— 


) G. Löſchin, Aus dem Leben eines Amtsjubilars, Danzig: Wedel 1865, S. 14. 

78) Ebda., S. 14. 

”) Wernsdorf, m saecularem pacis olivensis memoriam. . .. oratio saecularis 
iussu magnifici Senatus in memoriam pacis Olivensis. Danzig, 1760. 
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reden auf die Lehrer der Hochſchulen und Standesperſonen ). In Danzig 
waren dieſe Redeübungen beſonders unter Mochinger (1630—1652) und von 
ſeinem Nachfolger Titius (Johann Peter Titz) lebhaft gefördert worden. 
Als Gottlieb Wernsdorf 1757 an dieſe Sitte wieder anknüpfte, mußte er ihre 
Bedeutung erſt erläutern s). Danach gab es 3 Arten ſolcher Abungen, private, 
die an Sonnabenden, öffentliche, die monatlich ſtattfinden ſollten, und die feier- 
lichen Redeakte, die nur jährlich oder auch vierteljährlich die Schularbeit ab- 
ſchloſſen. Die privaten Abungen veranſtalteten befreundete Schüler unter ſich 
auf ihren Zimmern. Die öffentlichen Abungen fanden in den Klaſſenräumen, 
die feierlichen in dem Großen Hörſaal ſtatt. Während bei den öffentlichen 
Veranſtaltungen nur die Schüler jeder Klaſſe, einige Freunde und Bekannte 
der Vortragenden anweſend waren, wurde zu den feierlichen Akten ein größerer 
Kreis eingeladen. An den Abungen waren beide Klaſſen beteiligt. Der Inhalt 
der Deklamationen ſtand frei, und die Aufgabe konnte aus der Geſchichte, der 
Ethik oder der Theologie, den Rechtswiſſenſchaften oder den übrigen freien 
Künſten genommen werden. Am häufigſten wurde lateiniſch geſprochen, doch 
hatte Roßteuſcher 1658 zur Hundertjahrfeier des Gymnaſiums auch einen 
griechiſchen Redeakt mit den Sekundanern eingeübt. Vereinzelt fanden ſich 
Beiſpiele für den Gebrauch der deutſchen Sprache. Die Reden pflegte der Pro— 
feſſor vorher durchzuſehen und zu verbeſſern. Es war üblich, dieſe Proben 
durch ein gedrucktes Programm anzukündigen, das als Einladung an die vor- 
nehmſten Bürger verteilt wurde. Auch der Rat beteiligte ſich an dieſen Auf- 
führungen und verſammelte ſich wie üblich vorher in der Bibliothek. Die Pri- 
maner ſprachen von einem erhöhteren Platz als die Sekundaner. Es wurde 
aus dem Gedächtnis vorgetragen. Gefiel ein Redner, hatte er auch wirtichaft- 
liche Förderung zu erwarten ®). 

Neben dieſen vorbereiteten Abungen hatten die Sekundaner bei der jähr. 
lichen Prüfung Gelegenheit, ihre Fortſchritte unter Beweis zu ſtellen. Die erſte 
öffentliche Prüfung hatte 1583 im Gymnaſium ſtattgefunden und 5 Tage ge— 
dauert. Außer dem Scholarchen waren mehrere Ratsherren, der Syndikus und 
andere Zuhörer zugegen geweſen ®). Seit 1689 wurde die Prüfung in die Zeit 
der Dominiksferien verlegt und allmählich bis auf einen Tag verkürzt. Neben 
den Sekundanern wurden auch die Schüler der unteren Klaſſen geprüft. An 
die Prüfung im Gymnaſium ſchloſſen ſich in Abſtänden von 8 zu 8 Tagen die 


65 5 1% Von der Myſtik zum Barock, S. 103/104, Epochen der dt. Literatur 

81) Wernsdorf, ad actum oratorium de 1 0 18 5 . . . 4 sex politiss. athenaei 
civibus in acroaterio maximo habendum. Gedani: Schreiber 1757. 

62) Titius quidem id testatur ... et merito laudat ... ut Patroni et maecenates bonis 
litteris gratiose faventes, nomina eorum qui alacriores in palaestra hac visi, notare 
benevolentiaque eos singulari et favore prosequi optatissimo ac patrocinia 
dignarentur ... Das Coll, Schol. ſetzte 1704 aus den Mitteln des Aerariums 
Belohnungen aus „ad augenda exercitia publica elevandasque eorum impensas, 
in singulas plagulas disputationis typis exscripta numerentur quaterni floreni, 
declamanti ꝓrimano octodecim et secundano in actibus oratoriis graecis et latinis 
sex floreni.“ 

83) R. A. Danzig, 300, K. S. 348. 
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Prüfungen der übrigen Schulen an. Die Profeſſoren fragten den Stoff des 
vergangenen Jahres. Fragen und Antworten erfolgten lateiniſch, dazu legten 
die Gymnaſiaſten den Scholarchen ihre lateiniſchen Ausarbeitungen vor. 


3. Danziger Schülerleben im 18. Jahrhundert. 
Akademiſche Gewohnheiten — zeitgenöſſiſche Zeugniſſe: Gerber — Sörmans — 
Falk — Coſak — der Einbruch weſtlichen Geiſtes: Mnioch und Bartholdi. 


Anter den Gymnaſiaſten ſelbſt hatten ſich manche Gebräuche herausgebildet, 
die bis in die letzte Zeit Anwendung fanden, teils aber auch in Vergeſſenheit 
zu geraten drohten. Dazu gehörten die Nachtmuſiken mit oder ohne Fackel 
in den Straßen der Stadt; die Profeſſoren wurden zu Pferde bei ihrer Ankunft 
eingeholt und ebenſo aus der Stadt geleitet, wenn ſie einem neuen Rufe folgten. 
Auch die zur Aniverſität abreiſenden Studenten erhielten ein feierliches Ehren— 
geleit. Zu den Sitten, die ſich bis in die letzte Zeit gerettet hatten, gehörten 
die glückwünſchenden Begrüßungen der Lehrer bei freudigen Veranlaſſungen, 
zu Geburtstagen, bei ihrer Heirat oder aus Anlaß der Geburt eines Kindes. 
Für gewöhnlich wurde ein in Lateiniſch oder in deutſcher Sprache gedrucktes 
Carmen, das die Schüler verfaßt hatten, überreicht. Auch Grabreden und 
Trauergeſänge fehlten nicht. Löſchin berichtet von der Tracht der Studenten, 
die fie zu feſtlichen Gelegenheiten trugen: große Klapphüte — für die Sekun⸗ 
daner mit ſchwarzer, für die Primaner mit weißer Feder — ſchwarz⸗ oder 
weißſeidene Strümpfe und die Stahldegen mit weißen Scheiden, die nur von 
den Primanern und adligen Sekundanern getragen werden durften und Anlaß 
häufiger Klagen waren. 

Aber die innere Artung der Schüler, ihren Verkehr und ihren wiſſenſchaft— 
lichen Eifer ſind wir aus unmittelbaren Quellen weniger unterrichtet. 

Daniel Falk hat in ſeinem Briefroman des „Johannes von der Oſtſee“, 
der die Geſchichte ſeines Lebens erzählt, eine recht anſchauliche Schilderung 
des Gymnaſiaſtenlebens, vor allem auch des Pennalismus und des Hochmutes 
der Patrizierſöhne gegeben, die ſich durchaus mit dem Geſamtbilde deckt, das 
die Akten ergeben. Sind ſeine Erfahrungen bei aller humorvollen Verklärung 
durch die Erinnerung wenig erfreulich, ſo ſtellte der Oberlehrer an dem ſeit 
1790 in Königsberg eingerichteten pädagogiſchen Seminar, A. S. Gerber, 
in einem Bericht von 1796 an das OSK. über die mangelhaften Leiſtungen 
der Seminariſten und ihre Arſachen dem Danziger Gymnaſium ein glänzendes 
Zeugnis aus. „In der Schule, in der ich erzogen bin (dem Danziger Gymnaſio), 
herrſchte ein ganz anderer Geiſt (im Gegenſatz zu ſeinen Schülern, die er als 
urteilslos, unwiſſend und teilnahmslos bezeichnet). Die Primaner ſuchten 
neben den Lehrſtunden ſich wenigſtens in Philologie und Literatur durch 
eigenes Studium für die Akademie zu bilden, und die dortigen Lehrer mögen 
es bezeugen, wie oft fie von den Primanern befugt und um Rat oder An- 
weiſung in dieſer oder jener Sache gebeten worden ſind. Aber ſelten ging auch 
ein Danziger, zumal die Stipendiaten (davon immer die größte Anzahl war) 
vor dem 21. Jahr auf die Akademie.“ 
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Eine andere wichtige Quelle iſt das „Journalbüchlein 1776“ 89 des Sekun⸗ 
daners Sörmans, aus dem zwar wenig für das Schulleben ſelbſt zu erſehen iſt, 
das aber während mehrerer Monate getreulich den Tageslauf in kurzen Stich— 
worten aufzeichnet. Der erſte übelverlaufende Rauchverſuch, Gewinn und 
Verluſt in der Zahlenlotterie werden mit derſelben Treue gebucht, wie die 
Beſuche innerhalb des zahlreichen Freundeskreiſes. Eines Mittageſſens beim 
Rektor, das durch Geſpräche „von gelehrten Sachen“ gewürzt wird, gedenkt er 
ausführlich. Spaziergänge vor die Stadttore und die ſonntägliche Ausfahrt auf 
ein außerhalb der Stadt gelegenes Landgut gehören zu den ſtändigen Bemer— 
kungen. Aberraſchend iſt der rege Anteil an den literariſchen Neuerſcheinungen. 
Bei den Buchhändlern Wedel und Flörke wird deshalb oft vorgeſprochen. 
„Das Leben und die Meinungen des Herrn Sebaldus Nothanker“, Nikolais 
1773 veröffentlichter Aufklärungsroman gegen die Orthodorie, und das „Deut- 
ſche Muſeum“ von Boie ſeit 1776 in Leipzig herausgegeben, werden verlangt; 
auch Goethes „Stella“ (1775) und die Aniverſitätshiſtorie des Göttinger Ani⸗ 
verſitätslehrers Schlözer, die für den Gang der Geſchichtsſchreibung neue Wege 
zeigte, ſind genannt. 

Ausnahmslos konnten die harten Arteile über die Anwiſſenſchaftlichkeit 
und Faulheit der Gymnaſiaſten, die auch Hirſch in ſeine Geſchichte aufnimmt, 
nicht gelten. Das Gymnaſium verſchloß ſich vielen Bildungseinflüſſen der Auf- 
klärung und den neuen Zielen der Stürmer und Dränger; da die Jugend 
aber nach vorwärts drängt und wohl erkennt, ob ihre Lehrer Schritt zu halten 
vermögen, war es natürlich, daß die ſchöngeiſtigen Schriften des 18. Jahr— 
hunderts mehr lockten als langweilige Abhandlungen über theologiſche Spitz 
findigkeiten. Bis in die Vorleſungen beſchäftigte man ſich mit den befann- 
teſten Schriften der Zeit. Während der Rektor Kolleg hielt, „hörten die 
jungen Leute umher, die unter dem Katheder ſaßen, ... wenig auf ſeinen 
Vortrag, und ſchienen mit ganz anderen Dingen beſchäftigt zu ſein. Der Eine 
las Trencks Leben, der Zweyte Bahrdts Bibel im Volkston, der Dritte 
wieder ein anderes Buch“ss). Die Profeſſoren verurteilten allgemein die 
Beſchäftigung mit dieſen Büchern. In einer Einladungsſchrift zu einem Rede⸗ 
akt vom 10. September 1782 nahm Coſak als Lehrer der Beredſamkeit da- 
gegen Stellung und ordnete das Schrifttum der Zeit nach beſtimmten Gat— 
tungen in die atheiſtiſche und weltliche Literatur und in die chriſtlich getarnten 
Schriftſteller, deren zerſetzender Geiſt überall in den Tageserſcheinungen der 
Almanache, in den Erinnerungen und Gedichten, in den Epigrammen und 
Satiren zu finden wäre se). Den größten Erfolg bei der Jugend hätten die 
Anterhaltungsſchriften: nempe vivimus in ea aetate, qua virtus et indoles 
hominis precipua, et quasi summa humanitatis ponitur in sensibus mollibus 
ac teneris; quibus qui facilius moventur, bellae, humaniores et sentientes 
animae egregia cum laude dicuntur. Damit war die Haltung der bürgerlich 
empfindſamen Literatur, die aber nur einer Richtung der Zeit entſprach, zu 
Recht getroffen. Dieſe Bücher verführen die Jugend zu Trägheit und Träu⸗ 
mereien, die Schüler ſchlafen während des Anterrichtes oder ſind mit ihren 
84) Mi. Stadtbibliother Danzig. 
85) J. D. Falk, Leben ... des Johannes v. d. Oſtſee, S. 148, Tübingen 1805. 
86) C. B. Coſak, ad audiendas orationes . . . - convocat. Gedani: Wedel 1782. 
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Gedanken bei anderen Dingen. „Anſere Buchläden find voll von dieſen ſchwatz⸗ 
haften und unnützen Erzeugniſſen und auf ſie ſtürzt ſich die Jugend, während 
die gute Literatur unbeachtet bleibt.“ 

Auch von den Gedanken der Franzöſiſchen Revolution wurde das Gym— 
naſium berührt. Bereits in der Deklaration vom 24. Februar 1793 zur 
Abernahme Danzigs durch den preußiſchen Staat waren der Stadt deshalb 
heftige Vorwürfe nicht erſpart geblieben. Es habe „ſich auch jetzt jene boS- 
hafte und grauſame Rotte dortſelbſt eingeniſtet, die von Verbrechen zu Ver. 
brechen fortſchreite ...“ Vor allem die wirtſchaftlich weniger begünſtigten 
Schichten der Bevölkerung hatten den republikaniſchen Schlagworten Gehdr 
geſchenkt. Zu den Wortführern dieſer Geſinnung gehörte der frühere Rektor 
der Schule in Neufahrwaſſer, Johann Jakob Mnioch, der ſich 1794 bei dem 
OSK. um eine Profeſſur am Gymnaſium bewarb 8”). Er hatte, als die 
Schule in Neufahrwaſſer einging, in Danzig eine Winkelſchule aufgetan, 
die ſich eines guten Zulaufs erfreute, da Mnioch nicht nur vielſeitig gebildet 
war, ſondern auch den Anſprüchen der Eltern nach einer praktiſchen und den 
Bedürfniſſen der Zeit entſprechenden Erziehung entgegenkam. 

Der Danziger Magiſtrat ſtellte ihm ein ungünſtiges Führungszeugnis 
aus. Er bemängelte ſeine ſittliche Haltung, weil Mnioch für ſeine Ehe erſt 
nachträglich den kirchlichen Segen erbeten hatte und aus ſeinen „Kleinen ver- 
miſchten Schriften“ führte er einige Stellen an, die für ſeine aufwiegleriſche 
Geſinnung ſprachen. Dieſes Buch iſt aus dem Geiſte der Aufklärung ge- 
ſchrieben; es wird durch ein Lehrgedicht über ſittliche Aufklärung eingeleitet, 
das über dieſen Gegenſtand „einige Gedanken .. . vorzüglich in Betracht der 
Mittel, wodurch dieſelbe praktiſch fruchtbar zu machen ſei, oder wie die Sinn— 
lichkeit zu moraliſchen Zwecken könne gebildet werden,“ abhandelt. Ein anderer 
Abſchnitt iſt „über die Aufklärung des großen Haufens“ überſchrieben. Seine 
Meinung von der Franzöſiſchen Revolution deckt ſich mit der Erkenntnis 
vieler Zeitgenoſſen, die zuerſt von der neuen Bewegung Befreiung von dem 
politiſchen Druck erhofften und durch ihre Taten enttäuſcht wurden. Wohl 
billigt er ihre Grundſätze der Freiheit und Gleichheit, aber ihre Handlungen 
muß er verurteilen. So ſteht er auf der Seite der verbündeten Heere treu 
zu feinem König. Mnioch iſt ein revolutionärer Schwärmer, der für Wahr- 
heit und Recht kämpfen will. Seine politiſchen Gedichte entſprechen der pole- 
miſchen Lyrik, wie ſie von Schubart, Voß, Stolberg, Schiller und in den 
Schriften Moſers vorgetragen wurde. 

Die Regierung lehnte in ihrer Antwort das Geſuch Mniochs ab, „weil 
Ihr Euch ſchon in verſchiedenen Stellen Eueres Buches: Kleine vermiſchte 
Schriften 1794 ſtrafbar und eines öffentlichen Amtes ganz und gar unmöglich 
gezeigt habt. Abrigens verweiſen wir Euch hiemit alles Ernſtes die durch 
die gedachte Schrift verbreitete demokratiſche Grundſätze und Eure ungebühr⸗ 
liche Arteile über Landesherrliche Einrichtungen und verbieten Euch nicht nur 
alles Schulhalten, ſondern auch alle fernere dergleichen Außerungen.“ 

War das Gymnaſium durch Mniochs Tätigkeit auch nicht unmittelbar in 
Mitleidenſchaft gezogen, ſo ging aus dem Kreiſe ſeiner Schüler der Träger 


7) R. A. Danzig, 300, R. R. 3474. 
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einer Verſchwörung hervor, welche die preußiſchen Behörden anfangs in 
größte Anruhe verſetzte und ihnen Anlaß zu ſcharfem Durchgreifen gab. Die 
Verſchwörung des Danziger Gymnaſiaſten Bartholdy im Jahre 1797 iſt von 
Keyſer in einem längeren Aufſatz eingehend unterſucht worden ss). 


Bartholdy war am 28. Auguſt 1793 in die Sekunda des Gymnaſiums ein- 
getreten. Die franzöſiſchen Ereigniſſe und die Erinnerung an die republi— 
kaniſche Vergangenheit Danzigs verwirrten ihn, ſo daß er mit Hilfe meh— 
rerer hundert Verbündeten, die ſich über ganz Preußen verteilen ſollten, die 
früheren Zuſtände wiederherſtellen wollte. Doch fand er nur wenig Gefolg— 
Ihaft. Aber den Kreis von zehn bis fünfzehn Mitwiſſern iſt feine Verſchwö⸗ 
rung nicht hinausgelangt. Infolge eines Zerwürfniſſes mit dem Rektor ver- 
ließ er 1795 das Gymnaſium, ohne ſeinen Plan, für den er auch unter den 
Gymnaſiaſten geworben hatte, aufzugeben. Am Gründonnerstag, dem 
13. April 1797, dem Jahrestag des Einzuges der preußiſchen Truppen, hoffte 
er ihn auszuführen. Außer Bartholdy zählte der Bund noch fünf Köpfe, die 
bis zuletzt bei ihm geblieben waren. Das Vorhaben ſcheiterte kläglich und 
wurde durch einen Zufall entdeckt. Obwohl es durch einen ſeiner Kameraden, 
Schweitzer, aus Beſorgnis vor den Folgen den Behörden mitgeteilt worden 
war, hätte Bartholdy verborgen bleiben können, da niemand glaubte, daß 
jemand fo töricht gegen die feſtgefügte Macht eines mächtigen Staates an- 
rennen würde. Ein Auflauf der Sackträger vor Bartholdys Wohnung, die 
er für feine Ziele vergeblich zu begeiſtern unternahm, führte zu ſeiner Ent- 
deckung. Eingehende Anterſuchungen überzeugten die Behörden bald von der 
Geringfügigkeit der Sache. So iſt „die ganze Verſchwörung lediglich als der 
kindiſche Einfall einiger unreifen Jünglinge zu betrachten“). 


Zwar wurden zunächſt empfindliche Strafen verhängt. Bartholdy verur— 
teilten die Richter zur Enthauptung mit dem Schwerte, ſeine Genoſſen zu 
langjährigen Freiheitsſtrafen. Bartholdy gab man ſeine Begnadigung zu 
lebenslänglicher Feſtungshaft erſt auf der Richtſtätte bekannt. Auch die üb- 
rigen Verurteilten erhielten bald Straffreiheit. Nach der Thronbeſteigung 
Friedrich Wilhelms III. wurde Bartholdys Haft auf zehn Jahre berabgeſetzt 
und 1802 kam er ganz frei. 


Sofort wandte er ſich an den Rektor des Gymnaſiums, Gralath, mit dem 
er ſich 1795 überworfen hatte, und erbat ſeine Zulaſſung zur nächſten Prüfung 
mit den übrigen Abiturienten. „In Rückſicht feiner unverkennbaren Fähig- 
keiten und in gegründeter Hoffnung auf ſeine moraliſch nach ſo vielem Leiden 
völlig gebeſſerte Sinnesänderung iſt Ihm ſolches in Conventu Professorum 
d. 18. Novbr. a. c. (1802) einſtimmig zugeſtanden worden“, berichtete Gralath 
an das Kirchen- und Schulkollegium und bat um die Beſtätigung dieſer 
Entſcheidung. Außerdem richtete Bartholdy an das Königliche Stadtgericht 
die Bitte um Anterſtützung durch ein Stipendium. Ihm wurde nicht nur die 
Teilnahme an der nächſten Prüfung erlaubt, ſondern auch der Beſcheid ge— 


68) E. Keyſer, Die Verſchwörung des Danziger Gymnaſiaſten Bartholdy i. 9. 
1797. Z. Weſtpr. Geſch.⸗V., H. 2 

50) Keyſer, Die Verſchwörung des Danziger Gymnaſiaſten Bartholdy i. J. 1797, 
a. a. O. 
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geben, daß man nicht abgeneigt ſei, „ihn bei befundener Tüchtigkeit mit 
Stipendiis zu unterſtützen“ 9). 

Am 25. 1. 1803 fand die Prüfung ſtatt, die er mit den Primanern Coſak 
und Frommholtz beſtand. Das Zeugnis hob beſonders ſeine Kenntniſſe in der 
lateiniſchen Sprache und Mathematik hervor und rühmte ihm „vorzügliche 
Verſtandesfähigkeiten“ nach. Bartholdys Mithelfer hatten ſich bereits früher 
um die Wiederaufnahme in das Gymnaſium bemüht. Am 6. 8. 1798 und am 
27. 11. 1799 reichten Kapitzky und Krampitz entſprechende Geſuche ein. Zwei Jahre 
ſpäter baten Schweitzer und Zyliegan gemeinſam um die Erlaubnis zur Fort- 
ſetzung ihrer Studien. Sämtlichen Bittſtellern wurden die Geſuche bewilligt. 
Auch aus dieſen Tatſachen geht hervor, daß die Behörden ſich bald beruhigten 
und die Verſchwörung als eine unreife Dummheit anſahen, hinter der in Wirk⸗ 
lichkeit keine ſtaatsfeindliche Geſinnung ſtand und der daher irgendeine poli— 
tiſche Bedeutung auch nicht zukommt. So legten fie den jugendlichen Revolu— 
tionären für ihr weiteres Leben keine Hinderniſſe in den Weg, ſondern be— 
wieſen durch die Bereitwilligkeit, mit der ſie ſelbſt den Anführer unterſtützten, 
ihre völlige Ausſöhnung. N 


VI. 
Die Schülerliſten des Gymnaſiums“) 


Von einer anderen Seite zeigen die Ausweiſe der Schülerliſten die abſtei⸗ 
gende Entwicklung des Gymnaſiums. Der Geſamtbeſuch iſt ſelten überliefert, 
dagegen geben die Matrikeln jährlich über die Zahl der Neuaufnahmen 
Auskunft. Nur von 1757 —1768 haben fie eine Lücke. Unter Hinzuziehung der 
Angaben von Quade »), die freilich vorwiegend die Zeiten vor 1750 und 
nach 1817 umfaſſen, konnten folgende Geſamtzahlen ermittelt werden: 
1715 befanden ſich noch 140 Sekundaner und Primaner auf dem Gymnaſium. 
1758 war ihre Zahl um die Hälfte geſunken; in beiden Klaſſen befanden ſich 
71 Schüler. 

1758 in Sekunda und Prima: 71 Schüler 

1765 „ Pr 2 65 

1769 „ 15 15 15 82 „ 
1798 „ 12 BA PR 38 
1802 „ 15 5 5 25 
1804 „ 75 
1805 „ 5 1 5 11 
1806 „ 5 x 14 


Zweimal werden die Zahlen für ſämtliche Schüler des Gymnaſiums, alſo 
auch die unteren Vorbereitungsklaſſen, angegeben. 1765 beſuchten insgeſamt 126 
und 4 Jahre ſpäter 179 Schüler die Anſtalt. Es hat danach den Anſchein, als 
ob ſich ſeit der Verbeſſerung des Gymnaſiums von 1765 das Vertrauen zu ihm 
vorübergehend gehoben hat. Gerade für dieſe Jahre ſind die Schülerliſten 
nicht geführt. 
5b) R. A. Danzig, 300, K. S. 63. N 
i) Quade, Das Städt. Gymn. im Lichte der Statiſtik, Feſtſchrift 1933, S. 24ff. 


) Anmerku ng: Vergl. für dieſen Abſchnitt R. A. Danzig, 300, 42/93 Schüler- 
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Die jährlichen Aufnahmen in die beiden oberen Klaſſen ergaben folgendes 
Bild: Es wurden verhältnismäßig mehr Sekundaner als Primaner aufge⸗ 
nommen, was den natürlichen Bedingungen entſprach. Seit 1785 machte ſich 
in immer ſtärkerem Maße das Sinken der Beſucherzahl bemerkbar, Primaner 
wurden nur noch ſelten eingeſchriebenz 1808 iſt keine Neuaufnahme zu ver⸗ 
zeichnen, 1811 ließ ſich ein Sekundaner und ein civis honorarius als Primaner 
eintragen. Von 1803 werden die Matrikeln der Bürgerſchule und des Gym⸗ 
naſiums zuſammen geführt. Dabei ſind die Eintragungen nicht immer deutlich 
genug geſchieden; ſo erweckt es den Eindruck, als ob ſich 1809 zur Aufnahme 
in die Sekunda 18 Schüler gemeldet haben, eine Zahl, die im Vergleich zu 
den früheren und folgenden Jahren unwahrſcheinlich hoch iſt. Während vor 1750 
faſt immer auch die Heimat der Schüler angegeben wurde, fehlt dieſer Hinweis 
ſeit 1769 häufig. Beſonders unter dem Rektorat Ver-Poortenns iſt er bis 
auf wenige Ausnahmen verſäumt worden. Daher laſſen ſich hier nur vorſichtige 
Schlüſſe ziehen. Es ſteht feſt, daß ſeit 1770 die Schüler aus dem weiteren 
Auslande gänzlich wegblieben. Seit etwa 1770 wurde aus den Oſtſeeſtaaten 
und ſelbſt aus Polen kein Beſucher mehr gezählt (1774 wird in Mitau ein 
akademiſches Gymnaſium eingerichtet). Die meiſten fremden Schüler kamen aus 
der Provinz, vorwiegend aus Pommerellen und Pommern, gelegentlich von 
Oſtpreußen und aus den Städten Marienburg und Elbing. Verhältnismäßig 
ſtark war naturgemäß der Anteil der Danziger; aus der Statiſtik geht er 
wegen der mangelhaften Angaben nicht immer klar hervor. Die in dem Ver- 
zeichnis ohne Heimatsangabe angeführten Namen ließen ſich öfters als Dan⸗ 
ziger Familiennamen erkennen. Endlich ſei noch auf die Tafel der Geſamt⸗ 
einſchreibungen von 1769—1808 verwieſen, in der auch die unteren Klaſſen 
enthalten find. Für fie fanden ſich in der ganzen Zeit nur dreimal Gejamt- 
zahlen: 

1765 in Tertia bis Quinten 61 Schüler 
1769 „ „ 8 e 97 5 
1810 in der zweiklaſſigen Bürgerſchule. 55 = 


VII. 


Die Einkünfte der Profeſſoren 
und die Wirtſchaftsführung des Gymnaſiums 

Die ſeit 1750 ſtändig ſich verſchlechternde wirtſchaftliche Lage der Profeſſoren 
ergänzte von dieſer Seite das Bild des allgemeinen Niederganges. Auch hier 
verflechten ſich die Arſachen. Das Ausbleiben der fremden Schüler und die 
ſinkende Schülerzahl beraubten die Lehrer einer wichtigſten Nebeneinnahme, 
der Honorare für den Privatunterricht. Der wirtſchaftliche Verfall der Stadt, 
der ſich ſeit der politiſchen Amgeſtaltung Oſteuropas bemerkbar machte und die 
zunehmende Teuerung wirkten mittelbar auf die Kaufkraft des Geldes. Die 
verringerten Einnahmen erſchwerten die Berufung auswärtiger Gelehrter, 
die unter dieſen drückenden Amſtänden auf die früher begehrte Anſtellung am 
Gymnaſium häufig verzichteten. Seit 1800 gelang es dem Nat nur mit Mühe, 
tüchtige Gelehrte für die Anſtalt zu gewinnen. Häufig wurden ſeine Anträge 
ausgeſchlagen oder Gehaltsforderungen geſtellt, die von den erſchöpften Kaſſen 
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nicht getragen werden konnten. Auch das wirkte ſich für den Ruf des Gym- 
naſiums, die beſten Lehrkräfte des Oſtens zu beſitzen, ungünſtig aus. 

Bereits 1757 hatten die Ordnungen auf wiederholte Bitten durch einen 
Schluß den Gehältern der Profeſſoren 2100 fl. zugelegt und damit eine Er- 
höhung ihres Einkommens um 300 fl. jährlich bewirkt). An der Gehalts- 
verbeſſerung von 1766 waren ſie nicht beteiligt. Seitdem blieb ihr Gehalt trotz 
verſchiedener Eingaben um Erleichterungen unverändert. Mit der Abernahme 
Danzigs durch die preußiſchen Behörden hofften ſie eine günſtige Gelegenheit 
gefunden zu haben, um ihre Wünſche vorzutragen. Bei der Anweſenheit des 
Miniſters v. Schroetter traten ſie deshalb an ihn heran und forderten vor 
allem die Wiederherſtellung ihrer alten Rechte, eine dem tatſächlichen Wert 
entſprechende Ablöſung des Deputatholzes und die Vergütung der Akziſe⸗ 
freiheit. 

Früher hatte jeder Profeſſor 20 Faden Buchenholz als Teil ſeines Ge— 
haltes geliefert bekommen. Seit den Schwedenkriegen, unter denen die Forſten 
der Stadt gelitten hatten, wurde dieſe Naturallieferung 1671 durch die jähr- 
liche Zahlung von 100 fl. abgelöſt. Nach den Berechnungen der Profeſſoren 
betrug jetzt der Wert dieſes Holzes gegen 600 fl. Ferner waren ſie laut ihres 
Anſtellungsvertrages von allen gewöhnlichen Abgaben befreit. Deshalb for- 
derten fie auch Befreiung von der Akziſe, die ihnen 1795 zugeſtanden wurde, 
und zwar erhielten ſie für ihre Perſon jährlich 6, für ihre Frau 2 und für 
das Geſinde 1 Taler; auch für die Kinder wurde nach dem Verhältnis ihres 
Alters ein kleiner Betrag gezahlt. 

Das „Einquartierungs- und Servisreglement für die Stadt Danzig“ vom 
26. 12. 1793 befreite ſie von der Zahlung des Verpflegungsgeldes und auch 
von der Einquartierung blieben fie verſchont, da die Nutzung ihrer Wohnung 
einen Teil ihres Dienſteinkommens bildete und der Boden einer Anſtalt ge— 
hörte, die mit Einquartierung nicht belegt wurde. 

1796 erneuerten ſie ihre auch von dem Magiſtrat als berechtigt anerkannten 
Wünſche, daß in dem „anzufertigenden Salarien-Etat für die Stadt Danzig 
uns eine dem Verhältnis der Zeiten und dem theuern Lebens-Anterhalt an— 
gemeſſene Erhöhung oder Verbeſſerung unſerer Salarien ausgemacht werden 
möge“ ). Im Mai 1798 wurde ihr Einkommen um 25% erhöht. Da dieſe 
Regelung nur für die Städt. Kaſſen galt und einzig der Profeſſor für Mathe— 
matik aus der Kämmerei ſein ganzes Gehalt bezog, die übrigen Profeſſoren 
aber ihrer Bezüge aus der Gymnaſialkaſſe erhielten, enttäuſchte dieſe Re⸗ 
gelung, bis auf ihr dringendes Verlangen auch dieſer Teil ihres Einkommens 
eine entſprechende Vermehrung erfuhr. 

Der zu dieſem Zwecke von dem Scholarchen Weickhmann aufgeſtellte Etat 
der Gymnaſialkaſſe und der Bericht Gralaths von 1806 an die Regierung über 
die Einrichtung des Gymnaſiums geben einen Aberblick über die Einnahmen 
und Ausgaben des Gymnaſiums und die jährlichen Beſoldungen der Lehrer. 

Aus der Kaſſe des Gymnaſiums und aus der Kämmerei wurden die Ge— 
hälter der Profeſſoren gezahlt. Aus der Städt. Kaſſe erhielt jeder Profeſſor 
75 Taler, den Reſt durch die Gymnaſialkaſſe. Der Mathematiklehrer zog ſein 


2) RN. A. Danzig, 300, 42/159. 
9) R. A. Danzig, 300, R. N. 3477. 
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ganzes Gehalt, der Profeſſor für Beredſamkeit 100 und der Profeſſor für 
Medizin und Phyſik 50 Taler aus der Kämmerei. Die Gymnaſialkaſſe zahlte: 


A den . rd ers 200 Taler 
deim Inſpekkoo :::: ne le DD: 4 
dem Profeſſor für Phyſik und Medizre n 50 „ 
dem Profeſſor für griechiſche und orientaliſche Sprachen 200 „ 
dem Profeſſor für Philo ſop hie 200 „ 
dem Profeſſor für EloquenninmQmmgg. 215 „ 


Seit 1798 trat dazu eine Erhöhung von 25%. 

An Nebeneinnahmen wurden 25 Taler Holzgeld und die Akziſevergütung 
gezahlt; jeder Profeſſor bekam eine freie Dienſtwohnung angewieſen, nur dem 
Mathematiklehrer wurden dafür 50 Taler angerechnet. Für die Verwaltung 
des Rektorates waren dem Profeſſor der Theologie 100 Taler bewilligt. 

Der Profeſſor der Philoſophie bezog für ſeine Tätigkeit als Verwalter der 
Ratsbibliothek jährlich 75 Taler, der Mathematiklehrer hatte durch die Ab— 
löſung eines alten Privilegs für die Anfertigung von Kalendern von dem 
Buchbindergewerbe ebenfalls 75 Taler zu beanſpruchen. 

Der Lektor der polniſchen Sprache erhielt 75 Taler aus der Kämmerei 
und 175 Taler als Prediger an St. Annen. Seit dem neuen Kämmereietat 
von 1798 betrug fein Gehalt mit der 25% Erhöhung 312 Taler. Dem Famulus 
wurden 54 Taler ausgezahlt und dem Calefactor gab man bis 1785 jährlich 
nur 54 fl. Seitdem wurde fein Einkommen allmählich auf 112 fl. geſteigert “). 
Für feine Mithilfe beim jährlichen Kalendeumgang erhielt er 18 und als Licht. 
geld 6 fl. Er hatte freie Feuerung und freie Wohnung, eine Stube mit Kammer 
und Boden. Danach betrugen ſeine Bezüge jährlich etwa 34 Taler; wollte er 
dabei nicht verhungern, war er auf Nebenerwerb angewieſen. Für die ver— 
hältnismäßig niedrigen Gehälter ließen ſich nur ſchwer angeſehene Gelehrte 
beſtimmen, einen Ruf an das Gymnaſium anzunehmen. Als daher 1797 die 
Profeſſur für Eloquenz und Poeſie durch Morgenſtern beſetzt werden ſollte, 
forderte er eine Erhöhung ſeiner Einkünfte um 100 Taler, die ihm bewilligt 
wurden, da man hoffte, daß ſein Name das Anſehen des Gymnaſiums ſteigern 
würde. 

Von 1794-1799, als Gralath die Geſchäfte übertragen wurden, blieb die 
Anſtalt ohne Rektor, da ſich kein geeigneter Bewerber finden wollte, der ſich 
mit dem beſcheidenen Gehalt begnügte. Der Profeſſor Gräf aus Königsberg, 
den der Magiſtrat gern auf dieſem Poſten geſehen hätte, forderte 1250 Taler, 
das Doppelte der vorgeſehenen Summe; ſo mußte ſeine Wahl unterbleiben. 
Der Prediger Asko aus Smyrna, der bereits für dieſes Amt gewonnen war, 
trat wieder zurück, als ſich dort feine Verhältniſſe gebeſſert hatten d»). Auch 
das Kirchen- und Schulkollegium mußte 1806 zugeben, daß die geringen Ge— 
hälter nicht zureichten, um den Profeſſoren ein notdürftiges Auskommen zu 

Ebenſo war die Sorge für die Hinterbliebenen der Profeſſoren unzu- 
reichend. Wiederholt wurde ſogar das Gnadenquartal abgelehnt und durch 
einen Beitrag aus der Armen oder Gymnaſialkaſſe erſetzt. Seit 1748 beſtand 


94) R. A. Danzig, 300, K. S. 78. 
5) R. A. Danzig, 300, R. N. 3478. 
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eine Profeſſoren⸗Witwenkaſſe, die einen ehemaligen Beitrag von 100 fl. oder 
dafür jährlich 5 fl. Zinſen verlangte. Aber Umfang und Höhe ihrer Leiſtungen 
wurde nichts bekannt be). 

Die Gymnaſialkaſſe hatte bei der Kämmerei Gelder in Höhe von 26 978 
Talern ſtehen, deren Zinſen 1970 Taler ausmachten. Dazu hatte ſie aus 
Wohnungs- und Kellermieten an Grundzinſen, den ſogenannten Vikarien⸗ 
Kapellen⸗ und Rollengeldern, einer Spende des Stadtgerichtes „ex donatione 
antiqua“, von den geringen Mieten der Studentenwohnungen auf dem Pau- 
latium (jährlich 1 Taler), aus einer Abgabe von jedem neuen ſtädtiſchen Höker 
(je 30 fl.) und aus einem kleinen Anteil an den Strafgeldern der Danziger 
Akziſe eine ungewiſſe Einnahme, die Gralath mit 236 Talern berechnete. 

Davon waren zu beſtreiten: die Anterhaltung und Ausbeſſerungen der 
Schulgebäude und der Profeſſorenwohnungen, die teilweiſe Beſoldung von 
6 Profeſſoren und 3 Schulkollegen, des Famulus und des Calefactors, der 
Ankauf des Brennholzes für die Klaſſenzimmer und für den Calefactor, eine 
jährliche Abgabe an die Ratsbibliothef von 25 Talern, die Auszahlung einiger 
Stipendien und mehrere geringfügige Verpflichtungen. | 

Aus früheren Zeiten beſaß das Gymnafium eine Reihe von Stiftungen 
und Vermächtniſſen, die für die Anterſtützung der Gymnaſiaſten oder während 
ihres Aufenthaltes auf der Aniverſität beſtimmt waren und zu feinen bejon- 
deren Vorzügen zählten, weil durch fie erſt vielen Schülern ein längeres Stu— 
dium in Danzig möglich wurde. Hirſch hat in ſeiner „Geſchichte des Danziger 
Gymnaſiums ſeit 1814“ ihr Verzeichnis mit einer kurzen Inhaltsangabe ihrer 
Höhe und der jeweiligen Beſtimmungen gegeben. 

Seit 1750 kamen folgende Stiftungen hinzu: 

1. Das Aerarium novum, aus einer Aberweiſung rückſtändiger Zinſen des 
Aerarium vetus in Höhe von 4000 fl., 1752. Aus ihm ſollten die Privatkollegia 
bedürftiger Schüler bezahlt werden. Seit 1800 wurden von den Zinſen wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bücher zum Gebrauche der Lehrer angeſchafft. 

2. 1765 das Reimannianum; 2500 fl. wurden für zwei Gymnaſiaſten be⸗ 
ſtimmt. Bei der Verleihung dieſes Stipendiums, die auf 3 Jahre erfolgte, 
ſollten die Verwandten des Stifters und Studenten ſeiner Vaterſtadt Fried— 
land an erſter Stelle berückſichtigt werden. 

3. Das Hanovianum 1773. Der Profeſſor der Philoſophie Michael Hanow 
beſtimmte den Reſt ſeines Vermögens, der nach Auszahlung verſchiedener 
Legate verblieb, zu Stipendien für Studenten in Danzig oder auf Aniverſitäten. 
Seine und ſeiner Haushälterin Verwandte waren bevorzugt zu berückſichtigen. 

4. Fand ſich unter den Papieren des 1790 verſtorbenen Profeſſors der 
Philoſophie Strauß ein Geldpaket von 1100 fl., das als Plantarium novum 
für ein dreijähriges Stipendium an einen Gymnaſiaſten eingerichtet wurde 7), 

In den unruhigen Notjahren von 1806/14 entwerteten dieſe Legate und 
für längere Zeit mußte von ihrer Verteilung Abſtand genommen werden, bis 
die Verluſte ſich ausgeglichen hatten. ; 

Die Studenten nahmen dieſe Stiftungen rege in Anſpruch. Das Acrarium 
bezahlte nach den vorhandenen Quittungen 1762 20 Teile zu 9 fl. und 1763 


os) Bol. Hirſch, Geſch. d. Danziger Gymn. ſeit 1814, Progr. 1858 a. a. O. 
7) Vgl. Hirſch, Geſch. d. Danziger Gymn. feit 1814, S. 25 f. 


Das Danziger Akademiſche Gymnaſium 73 


21 Teile zu 9 fl. aus “s). Gelegentlich wurden mehrere Teile an einen Bewerber 
vergeben. Der Höchſtbetrag war 45 fl. Das Plantarium gab an den einzelnen 
Schüler 40 fl. und das Lueschnerianum (ſeit 1709) 50 fl. An Danziger Stu- 
denten an auswärtigen Aniverſitäten kamen durch den kaſſenführenden Scho- 
larchen, dem über einen Teil der Stiftungen das Verfügungsrecht zuſtand, 
Beihilfen zur Verteilung. Meiſt erhielten die Stipendiaten 3 Jahre hindurch 
eine Anterſtützung von 60 fl.; auch Reiſezuſchüſſe konnten auf Antrag gewährt 
werden. In ſolchen Fällen wurden 30 fl. gezahlt o). 


VIII. 


Das Gymnaſium 1793 bis 1817 
1. Das Gymnaſium in der Zeit der erſten preußiſchen Herrſchaft. 


Die vorbereitenden Maßnahmen — die Einrichtung des Kirchen⸗ und Schul⸗ 
kollegiums — die Beſichtigung von 1802 — das Lehrerſeminar Trendelenburgs. 


Als Danzig 1793 feine politiſche Selbſtändigkeit einbüßte, die ſeit meh⸗ 
reren Jahrzehnten nur noch ein Schatten des früheren Glanzes und der ein— 
ſtigen Stärke geweſen war und endlich unter dem Schutz des preußiſchen 
Staates neuen Aufgaben zuſtrebte, nahm die Regierung ſofort die Ordnung 
des Schulweſens in die Hand und ließ ſich bereits im Juli 1793 einen vor- 
läufigen Bericht erſtatten. Infolge dringlicherer Arbeiten blieb die Angelegen⸗ 
heit vorerſt liegen, bis 1797 ein Gutachten über die frühere Tätigkeit des 
Collegium Scholarchale, das in Erwartung einer anderweitigen Regelung 
ſeine Amter zur Verfügung geſtellt hatte, angefordert wurde. Solange ſollten 
ſeine Befugniſſe den Kriegsräten Groddeck und Weickhmann übertragen bleiben. 

Am genaue Einſicht in die Danziger Verhältniſſe zu bekommen, wünſchte 
die Regierung eine „ganz ausführliche und umſtändliche Anzeige, die ſowohl 
die innere Verfaſſung als die äußeren Verhältniſſe vollſtändig enthalten muß“ 
über das Schulweſen in Stadt und Land. Dieſer Bericht, der am 11. 4. 1798 
nach Marienwerder abging, umfaßte in 15 Anlagen ſämtliche Stadtſchulen 
und das Gymnaſium, die Pauperklaſſen, Freiſchulen und die Anſtalten der 
Vorſtädte, die Dorfſchulen im Werder, auf der Nehrung, Scharpau, Danziger 
Höhe und die Schulen von Hela und Heiſterneſt. 

Eine Kabinettsordre vom 18. Juli 1798 verfügte für Preußen „eine 
zweckmäßige und den Bedürfniſſen des gegenwärtigen Zeitalters angemeſſene 
Einrichtung des Schulweſens.“ Hierzu wurde eine Aberſicht aller Provinz 
ſchulen mit einem gutachtlichen Bericht von den Verwaltungen angeſordert. 
Dieſe Aberſicht, die am 9. 1. 1799 als 3. Bericht der Regierung zugeſtellt 
wurde, umfaßte in 74 Nummern das Danziger Schulweſen in Stadt und Land. 
Ein zweites Verzeichnis enthielt die Schulen bei den Armenhäuſern, die katho⸗ 
liſchen Schulen und die Penſionsanſtalten für Mädchen. Auch die Winkel- 
ſchulen wurden aufgenommen. Es beſtanden in der Rechtſtadt 16, in der Alt⸗ 
ſtadt 16, in der Vorſtadt 13, auf Langgarten und Niederſtadt 10, in den Vor- 
ſtädten 15 ſolcher Winkelſchulen. 


58) N. A. Danzig, 300, 42/185, 186. 
50) R. A. Danzig, 300, R. N. 5708. 
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Nach dieſen Vorbereitungen ſchritt die Regierung zu Maßnahmen und 
verfügte die Einſetzung eines Kirchen- und Schulkollegiums in dem „Reglement 
betreffend die Beſtellung und Amts-Verwaltung des Kirchen- Schul⸗ und 
Armen-Collegii für die See- und Handlungs-Stadt Danzig und das dazu— 
gehörige Territorium“ vom 31. 12. 1799. Dieſes Kirchen- und Schulkollegium 
hatte „alle ev. Luth. Kirchen. Schul- Stipendien- milden Gtiftungs- und 
Armen⸗Sachen in der Stadt Danzig und deren Territorio“ zu verwalten. 
Als beſtändige Mitglieder vermöge ihres Amtes gehörten ihm an: der Ober- 
bürgermeiſter, der Oberrichter, der erſte Lutheriſche Inſpektor, der älteſte 
Prediger der Reformierten Kirche und der Rektor des Gymnaſiums. Von 
dem Magiſtrat wurden zu Mitgliedern gewählt je 3 Stadträte aus dem. 
Magiſtrat und aus dem Stadtgericht, ein Mitglied des geiſtlichen Minijte- 
riums und ein Profeſſor des Gymnaſiums. Als Beiſitzer ſollten aus dem 
Kreiſe der Stadtverordneten alle 3 Jahre je 2 Angehörige der Kaufmannſchaft 
und der Hauptgewerke und ein Vertreter der Kramerzunft gewählt werden. 
In den Geſchäftsbereich dieſer Dienſtſtelle gehörten „die Wahl, Vokation, 
Prüfung, Verfügung der Ordination und Introduktion ſämtlicher Kirchen⸗ 
und Schul⸗Bedienten in der Stadt und auf dem Lande.“, die Aufſicht über 
die proteſtantiſchen Kirchen, das akademiſche Gymnaſium, über die Stadt- 
und Landſchulen, Hoſpitäler und Armenanſtalten und die Stiftungen. Sie 
beſaß die Zenſur über alle in Danzig herauskommenden theologiſchen und 
philologiſchen Schriften. Dagegen blieb die Beſetzung der erſten Predigerſtelle 
bei St. Marien und des Rektorates am Gymnaſium der Regierung vorbe- 
halten. Ebenſo ſollten die Prüfungen des Rektors und der Profeſſoren des 
Gymnaſiums durch das Oberſchulkollegium in Berlin erfolgen. 


Im Oktober 1800 erließ der Vorſitzende des Kirchen- und Schulkollegiums, 
Grützmacher, die erſten Anordnungen der kommenden Reformen. Die öffent- 
lichen Schulprüfungen, die ſeit 1793 faſt aufgehört hatten, ſollten wieder auf- 
genommen werden. Den Profeſſoren Gralath und Trendelenburg und dem 
Kirchenrat Bertling wurde Auftrag erteilt, hierüber und über die Einrichtung 
der Gelehrten- und Bürgerſchulen, beſonders des Gymnaſiums, einen Plan 
einzureichen. Dieſer „Schul-Verbeſſerungsplan“ von 1801 wurde dem Minifter 
v. Maſſow gelegentlich ſeiner Anweſenheit in Danzig zur Begutachtung vor— 
gelegt und ſpäter an die weſtpreußiſche Regierung eingeſchickt. In den Dan— 
ziger Akten iſt eine Abſchrift nicht erhalten. 

Im Auguſt 1802 beſichtigte der Miniſter v. Maſſow in Begleitung des 
Oberſchulrats Zöllner das Gymnaſium 10). Seit 1799 verwaltete Daniel 
Gralath das Rektorat, für das ſeit dem Tode Ver-Poortenns (1794) trotz 
mancher Bemühungen kein geeigneter Nachfolger hatte gefunden werden 
können. Der Miniſter gewann die Aberzeugung von der Notwendigkeit einer 
durchgreifenden Amgeſtaltung „ſowohl in Anſehung des Lehrplans als des 
Lokals.“ Faſt alle Lehrzimmer waren finſter und dumpfig, der Lehrplan der 
Sekunda entſprach den Anfangsklaſſen einer Lateinſchule, der Anterricht in 
Prima war wiſſenſchaftlich und akademiſch, die Schulzucht mangelhaft. 


100) P. Schwartz, Die Schulen der Provinz Weſtpreußen unter dem Oberſchulkol⸗ 
legium 1787/1806, Zeitſchrift für Geſch. d. Erziehung u. d. Anterrichts, XVI, 1928. 
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Dagegen hinterließ eine andere Einrichtung bei dem Miniſter einen guten 
Eindruck. Schon wiederholt war auf die Dringlichkeit einer Vorbereitungs— 
ſchule für Volksſchullehrer bei den Behörden ohne Erfolg hingewieſen worden. 
Seit Oſtern 1801 hatte der Profeſſor Trendelenburg, unterſtützt durch pri— 
vate Förderung, ein ſolches Schullehrerſeminar eröffnet, deſſen Anterricht 
Trendelenburg ſelbſt, der Prediger Röhr und einige Kandidaten unentgeltlich 
erteilten; auch Zeichnen und Gartenarbeit waren in den Lehrplan aufge— 
nommen. 

Zu dem Seminar gehörten im erſten Berichtsjahr 12 Schüler, denen freie 
Wohnung, Beköſtigung und Bücher geboten wurden. Die Grundſätze, nach 
denen Trendelenburg den Anterricht geſtaltete, entſprachen den jüngſten Er— 
fahrungen. Das zeigte ſich nicht nur in der Auswahl der Fächer, die den 
Lehrer befähigen ſollten, „den Kindern zugleich allerlei nützliche und fürs 
gemeine Leben brauchbare Kenntniſſe beizubringen“, ſondern in dem Er— 
ziehungsziel, das dem künftigen Jugendbildner geſtellt wurde. An Beiſpielen 
und Lehrſtunden konnten die jungen Seminariſten die ihnen vorgetragene 
Kenntnis erproben, „daß es beim Jugendunterrichte auf Weckung und Abung 
der Seelenkräfte vorzüglich ankomme“ 19), 

Im März 1806 beantragte die Regierung die ſtaatliche Anerkennung und 
Anterſtützung des Seminars. Seinen Leiter Trendelenburg nannte ſie „einen 
der einſichtsvollſten und tüchtigſten Männer, ebenſo achtungswürdig in Hinſicht 
ſeines Charakters als geſchätzt wegen feiner Kenntniſſe.“ Ein Jahr ſpäter 
mußte dieſe Anſtalt geſchloſſen werden, als Danzig von Preußen getrennt 
wurde. 


Pläne um das Gymnaſium. 
Handelsſchule oder Exerzierhalle — die Abſichten der Regierung: das Gymna⸗ 
ſium als einzige Gelehrtenſchule — die Berichte Gralaths und Trendelenburgs. 


In die Zeit der Beſichtigungsreiſe Maſſows fiel der Verſuch des Leiters 
der Berliner Handelsſchule, J. N. F. Schulze, ſeine Tätigkeit nach Danzig 
zu verlegen und das Gymnaſium in eine Handelsſchule umzuwandeln. Am 
10. 1. 1801 benachrichtigte er das O. S. K. von ſeiner Abſicht und bat um deſſen 
Anterſtützung. Ein Danziger Kaufmann habe ihm dazu geraten, da man der 
Anſicht ſei, „daß die Amwandlung des dortigen ganz in Verfall geratenen 
und faſt gar nicht mehr frequentierten Gymnaſiums in eine Handelsſchule ſehr 
zweckmäßig ſein würde.“ Das O. S. K. verſprach ihm zwar Berückſichtigung 
ſeines Wunſches, ließ ſich aber auf die vorgeſchlagene Amgeſtaltung nicht ein, 
ſondern ſprach von einer Angliederung an das Gymnaſium. Das weſtpreußiſche 
Schulkollegium verhielt ſich gegen die Pläne in der vorgetragenen Form ab— 
lehnend. Obwohl die Kaufmannſchaft eine Danziger Handelsſchule begrüßt 
hätte, mußte der Verſuch aus Mangel an Mitteln aufgegeben werden, da 
auch die öffentlichen Kaſſen nicht die Koſten für die ſpätere Erhaltung der 
Anſtalt übernehmen wollten. 

In dieſen Zuſammenhang gehört als Anekdote der Verſuch des Majors 
v. Schaikowski, der das III. Bataillon im Regiment v. Beſſer befehligte, das 
101) Nachricht an das Publikum über die Einrichtung und die Fortſchritte des biefi- 

gen Schullebrer-Seminarti. Danzig, 1803, S. 12 f. ö 


78 f Bernhard Schulz 


Gymnaſium in eine Exerzierhalle umzuwandeln 152). Obwohl fein Antrag, 
„im Kreutzgange des Gymnaſii Rekruten exerzieren zu dürfen“, von dem 
Kirchen- und Schulkollegium abgelehnt wurde, erſchienen nach dem Bericht 
Gralaths am 25. 11. 1805 ein Gefreiter mit 11 Mann zum Exerzieren. Der 
Gefreite behauptete, dazu von dem Major v. Schaikowski Anweiſung erhalten 
zu haben. Am folgenden Tage unterſuchten einige Offiziere ohne vorherige 
Anmeldung die Örtlichfeiten des Gymnaſiums auf ihre Eignung. Wenig ſpäter 
wurde der Kreuzgang von 30 bis 40 Soldaten mit mehreren IUnteroffizieren 
zu Exerzierübungen belegt. Das Kirchen- und Schulkollegium verwahrte ſich 
gegen dieſen Abergriff, weil ein geordneter Anterricht dadurch unmöglich 
wurde. Es erwartete von dem Major, er werde den Verantwortlichen, „der 
ſich eigenmächtig den unzuläſſigen Gebrauch dieſes einer öffentlichen Lehr— 
anſtalt gewidmeten Gebäudes erlaubt, zur Verantwortung und Strafe ziehen.“ 

Mag hier auch nicht mehr als eine Reiberei zwiſchen Zivil- und Militär- 
behörden vorgelegen haben, ſo ſpricht die Wahl des Ortes deutlich für das 
geſunkene Anſehen des Gymnaſiums. | 

Am 5. Juni 1805 gab der Miniſter v. Maſſow der weſtpreußiſchen Re- 
gierung den allgemeinen Plan bekannt, nach dem in Zukunft der öffentliche 
Unterricht gehandhabt werden ſollte 1). Die Grundlage hierfür bildete der 
durch Gralath, Trendelenburg und Bertling 1801 eingereichte „Schul-Ber- 
beſſerungsplan“. Danach wurde eine faſt gänzliche Amformung des Danziger 
Schulweſens befohlen. Das bisherige akademiſche Gymnaſium ſollte die ein- 
zige gelehrte Schule bleiben. „Jene Anſtalt aber iſt, wie ſchon aus der Durch— 
ſicht ihres Lehrplanes ergibt, ſehr fehlerhaft eingerichtet und es iſt dringend 
nötig, daß demſelben eine andere, den beſten inländiſchen Gymnaſien homo— 
gene Einrichtung gegeben werde.“ Die Regierung bezog ſich „auf das Euch 
von dem unterzeichneten Chef bei ſeiner Anweſenheit in Marienwerder den 
12. Oktober 1802 communicierte Protokoll, von welchem Ihr Abſchrift für 
Eure Noten zu nehmen angewieſen worden ſeid.“ Dieſem Auftrag hatte man 
zwar genügt, aber die Bemerkungen und Anmerkungen des Protokolls nicht 
benutzt. Da der damals geforderte Bericht über das Gymnaſium nicht ein- 
gegangen war, wurde jetzt befohlen, ausführliche Vorſchläge und einen Lehr— 
plan einzureichen. Dabei ſollte auf die geplante Anknüpfung an die höheren 
Bürgerſchulen Rückſicht genommen werden. Drei Klaſſen wurden für das 
Gymnaſium vorgeſehen, für die Aufnahme in die III. Klaſſe galt als Vorbe— 
dingung eine gute Grundlage in der lateiniſchen, deutſchen und franzöſiſchen 
Sprache, während das Griechiſche dem Gymnaſium vorbehalten blieb. Die 
Grenzen der Anforderungen ergaben ſich aus den Fortſchritten der unteren 
Schulen, denen man ſich anzupaſſen hatte. Es war beabſichtigt, das Gymnaſium 
ſpäter mit einer Mittel- oder Realſchule zu verbinden; der Ausbau in eine 
vierklaffige Anſtalt war für die nächſte Zeit in Rechnung zu ſtellen. Selbſt⸗ 
verſtändlich hatten in Zukunft alle Erinnerungen an akademiſche Gebräuche 
wegzufallen, wie auch die Fakultätswiſſenſchaften nicht mehr gelehrt werden 
durften. Die Schüler ſollten einer vernünftigen Schulzucht unterworfen und 
entſprechende Schulgeſetze angefertigt werden. 


102) N. A. Danzig, 300, K. S. 82. 
103) N. A. Danzig, 300, KS. 348. 
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Die Regierung beſchrieb nochmals eingehend ihren Wunſch, nur eine ge- 
lehrte Schule in Danzig zu behalten „und die Elementar-, Bürger- und Mittel- 
ſchulen mit dem Gymnaſio als der einzigen gelehrten Schule zu Danzig der— 
geſtalt in Verbindung zu ſetzen, daß jene niederen Schulen zugleich als die 
unteren Klaſſen der gelehrten Schule anzuſehen ſind. Die Mittelſchule ſoll 
ſoweit zu der gelehrten Schule vorbereiten, daß der aus der erſten Klaſſe 
der Mittelſchule entlaſſene Schüler ſich zu dem Anterricht in der III. Klaſſe 
der gelehrten Schule völlig qualifizieren muß.“ Die Pfarrſchulen von 
St. Marien und St. Johann waren zu Real- und Mittelſchulen einzurichten; 
1803 hatte man bereits die drei unteren Klaſſen des Gymnaſiums zu einer 
ſelbſtändigen deutſchen Bürgerſchule umgebildet. 

Gralath, als geſchäftsführender Rektor, konnte den gewünſchten Bericht 
über „die Einrichtung des Gymnaſiums“ wegen ſeiner Kränklichkeit erſt Ende 
Juli an das Kirchen- und Schulkollegium geben. Trendelenburg verſah ihn 
mit einem Gutachten, bevor er nach Marienwerder weitergeleitet wurde 1c). 

Das Rektorat ſollte nach dem Tode des letzten Rektors jedem fähigen 
Profeſſor übertragen werden, während es bis dahin mit dem Amt des Pre— 
digers an der Trinitatiskirche verbunden war, alſo nur von einem Theologen 
verwaltet wurde. Im Gegenſatz zu früheren Zeiten wurde der Anterricht 
ſtrenger genommen. Die Primaner hatten zwar nicht über jede verſäumte 
Stunde Rechenſchaft zu geben, wurden aber bei öfterem Fernbleiben zur Rede 
geſtellt. Der Vortrag in Prima geſchah nicht mehr rein akademiſch, ſondern 
es wurden Fragen geſtellt und Wiederholungen aufgegeben. Die akademiſchen 
Sitten hatten ſich bis auf das Beiwort in der Bezeichnung der Anſtalt ver— 
loren. „Feierlicher Aufzüge der Studierenden wiſſen ſich vielleicht Wenige 
mehr zu erinnern und ſelbſt der Degen, dieſe tolle Zierde unſerer Hüfte nach 
Hallers Ausdruck, wird nicht mehr an ihrer Seite geſehen.“ 

Die von Gralath vorgeſchlagenen Verbeſſerungen erachtete Trendelenburg 
nicht für durchgreifend genug, auch entſprachen fie nicht der beſchloſſenen Am 
formung des Gymnaſiums in eine dreiklaſſige lateiniſche Lehranſtalt. 
Trendelenburg ſetzte bei ſeinen Vorſchlägen voraus, daß die Marien- und 
die Johannisſchule zu Mittelſchulen umgeformt würden, von denen das Gym— 
naſium gleichſam die oberen Klaſſen bildete. Eine Schwierigkeit ſah Irendelen- 
burg darin, daß, während jeder Profeſſor bisher ſein Fach geleſen hatte, 
nun mehrere von ihm zu übernehmen waren. In Latein und Deutſch konnte 
jeder Profeſſor zur Not unterrichten, der Mathematiklehrer hatte die Natur- 
lehre zu übernehmen. Wurde das Gymnaſium die einzige lateiniſche Lehr— 
anſtalt, war in drei Klaſſen von 8—12 und 2—5 Ahr zu unterrichten, was 
eine Verdoppelung der Lehrſtunden bedeutete. 


Folgende Verteilung der Lehrgegenſtände ſchlug Trendelenburg vor: 


1. Religion, Religionsgeſchichte, Rechtstugend, Klugheitslehre 
und Bibellektüre, wobei alle drei Klaſſen vereint werden 


Eine Ele a ee . 6 Stunden 
2. Mathematik und Naturkunde in drei Klaſſen je 6 Stunden .. 18 Stunden 
3. Latein in jeder der drei Klaſſen je 6 Stunden 18 Stunden 


10) N. A. Danzig, 300, RS. 64. 
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4. Deutſche Sprache mit Grammatik, Stilübungen, Deklamieren, 

Rhetorik, Aſthetik in jeder der drei Klaſſen je 6 Stunden. . 18 Stunden 
5. Das Hebräiſche nur für Theologen, in zwei Klaſſen 2 Stunden 4 Stunden 
6. Das Polniſche in 4 Stunden für alle Klaſſen war freiwillig 

gedacht und ſollte von dem Lektor in der Morgenſtunde 

von 7—8 oder mittags von 12—1 Ahr beſorgt werden. 


Für die Nachmittagsſtunden von 2—5 Ahr waren vorgeſehen: 
1. Geſchichte, Geographie und Statiſtik in jeder der drei Klaſſen 


FF VA ⁵ð 8 12 Stunden 
2. Philoſophie, Enzyklopädie mit Literaturgeſchichte in den drei 

Slanen 4 t 12 Stunden 
3. Griechiſch in den drei Klaſſen 4 Stunetrnnrngdgdnd 12 Stunden 


Insgeſamt ergab das 100 Stunden, auf jeden Profeſſor entfielen danach 
14/15 Stunden. Die Nachmittage am Mittwoch und Sonnabend ſollten für 
Zeichnen und Franzöſiſch vorbehalten bleiben, wofür beſondere Lehrer anzu— 
ſtellen waren. Die dritte Schwierigkeit lag in der Beſchaffung der Geldmittel, 
denn die Profeſſoren mußten für die vermehrte Arbeit auch eine höhere Be— 
ſoldung haben. „„daß die Profeſſoren von den bisherigen geringen Beſol— 
dungen nicht einmal notdürftig leben können, ergibt der Augenſchein.“ Auch 
wurden ihre Nebeneinnahmen durch die geplante Neuordnung erheblich be— 
ſchnitten. Als Mindeſteinkommen mußte man ihnen jährlich 500 Taler bieten. 
Aber ſchon dieſes mäßige Gehalt erforderte einen Zuſchuß von beinahe 1300 
Talern. Die Geldmittel der Marien- und Johannisſchule, auf die das Gym— 
naſium nach dem Vorſchlag der Regierung zurückgreifen ſollte, genügten kaum, 
um an dieſen Schulen die Lehrer beſolden zu können. Eine Schulgelderhöhung 
erſchien nicht ratſam, da die meiſten Schüler aus dürftigen Verhältniſſen 
kamen und vom Gymnaſium noch Zuſchüſſe erwarteten. Die vorhandene Gym— 
naſialkaſſe erhielt bereits einen jährlichen Zuſchuß von 1214 Talern aus der 
Kämmerei. Sollten die Gehälter auf 500 Taler erhöht und für einen Lehrer 
in Zeichnen und in Franzöſiſch ein Einkommen von 150 Talern beſtimmt 
werden, wurde ein weiterer jährlicher Zuſchuß von 1410 Talern erforderlich. 

Der Bericht ſchloß mit der Verſicherung, daß es nicht ſchwerfallen könnte, 
die Vorſchläge nach dem Sinn der Regierung im einzelnen auszuarbeiten, 
da aus den überſandten Plänen zu erſehen ſei, daß für das Gymnaſium die 
Vorſchriften für die gleichartige Elbinger Anſtalt maßgebend ſeien. 


2. Die Einführung der Reifeprüfung in Danzig 1802. 


Das Reglement vom 23. 12. 1788 — ſeine Vorausſetzungen — die Prüfung 

der Kantonpflichtigen — weitere Verordnungen — die Reifeprüfungen in 

Danzig von 1802—1806 — ihre Leiſtungen im Vergleich mit den Ergebniſſen 
in Jenkau — Thorn — Elbing — Stettin. 


Die wenigen Jahre der erſten preußiſchen Herrſchaft hatten die Pläne 
zur Erneuerung des Gymnaſiums nicht ausreifen laſſen. Während der fol- 
genden Zeit bis zur endgültigen Vereinigung Danzigs mit Preußen befand 
ſich das Gymnaſium in einem Abergangszuſtand. Dagegen war es durch die 
Einführung der Reifeprüfung 1802 feſt dem allgemeinen preußiſchen Gr- 
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ziehungsplan angeſchloſſen. Am 23. 12. 1788 war in Preußen „das Reglement 
für die Erziehung an den Gelehrten Schulen“ in Erfüllung eines Wunſches 
der Aniverſitäten nach gründlicher Vorbereitung der Studierenden veröffentlicht 
worden. Bisher hatte der Abgang zur Aniverſität in dem Ermeſſen der Schüler 
oder deren Angehörigen gelegen. Die Schule verlangte keine Abgangsprüfung, 
nur an der Aniverſität erwartete den Ankömmling eine Prüfung durch den 
Dekan der philoſophiſchen Fakultät, die eine bloße Formſache war und der 
man durch ein „beifälliges Testimonium“ des Schulrektors ausweichen konnte. 
Auch machten die zahlreichen Neueinſchreibungen den Aniverſitäten eine gründ⸗ 
liche Sichtung unmöglich, nur gelegentlich kamen Abweiſungen vor. Daher ent— 
ſprachen die Leiſtungen der Studenten häufig nicht den Anforderungen, die ge- 
ſtellt werden mußten. Das Abiturientenexamen konnte nur ein kurzer Beitrag 
zu der dringenden Verjüngung der Jugenderziehung ſein. Allgemein war 
das Schulweſen verfallen, gab die wirtſchaftliche und ſoziale Lage der Lehrer 
zu ernſten Vorſtellungen Anlaß, wurde immer dringlicher die Forderung einer 
Überprüfung der Lehrpläne und nach Einführung eines einheitlichen Bildungs— 
planes erhoben. Die Reifeprüfung brachte nur für den Augenblick Erleichterung. 
Ihr weſentlicher Zweck war vor allem, die Aniverſität vor dem Zuzug Anreifer 
zu ſchützen. Bezeichnend für die liberale Haltung der Zeit war die Einſchrän⸗ 
kung: „Es iſt jedoch hiebey Anſere Abſicht nicht, die bürgerliche Freiheit info- 
fern zu beſchränken, daß es nicht ferner jedem Vater und Vormund freiſtehen 
ſollte, auch einen unreifen und unwiſſenden Jüngling zur Aniverſität zu ſchicken; 
dies ſoll vielmehr nach wie vor dem Ermeſſen eines jeden überlaſſen werden“ 108). 
Das Zeugnis der Anreife — auch ein ſolches wurde auf den gelehrten Schulen 
erteilt — ſchloß alſo von dem Beſuch der Aniverſität nicht aus. Doch ſollten 
ſeinen Inhabern Stipendien und Benefizien verſagt bleiben. 


Eine weitere „Inſtruktion über die Prüfung der Cantonpflichtigen jungen 
Leute in Abſicht ihrer Fähigkeit zum Studieren“ vom 24. Mai 1793 ſollte 
ihon frühzeitig ungeeigneten Schülern den Zulauf zur Aniverſität er- 
ſchweren 1%). Sie erfolgte daher bereits vor dem 14. Lebensjahre, zur Zeit 
der Einſegnung oder bald hinterher, um den Abergang in einen anderen Beruf 
zu ermöglichen. Eine ſpätere Erinnerung ſchärfte den Fähigkeitsnachweis noch- 
mals ein: „Ideen ſchnell aufzufaſſen und ſchnell Aberlegungen anzuſtellen, ihr 
Scharfſinn, ihre Beurteilungskraft, ihr Kombinationsvermögen“ haben für die 
Beurteilung maßgebend zu ſein. 


In Danzig wurde dieſe Prüfung zum erſten Male auf Anforderung des 
Generalleutnants v. Hanſtein an dem aus Chriſtburg gebürtigen Gymnaſiaſten 
Gottlieb Großmann vollzogen, der Theologe werden wollte. Am 9. März 1799 
nahmen die Profeſſoren Trendelenburg und Morgenſtern die Prüfung ab. 
Großmann wurde in Arithmetik, Geographie, Geſchichte und in den Sprachen, 
beſonders in Latein, in der Theologie über „das Daſein und die Eigenſchaften 
Gottes“ gefragt. Die ſchriftliche Arbeit beſtand in einem kleinen Aufſatz über 


105) P. Schwartz, Die Gelehrtenſchulen Preußens, unter dem Oberſchulkollegium 
(17871806) und das Abiturientenexamen. 3 Bde. Berlin 1910—12. = Mon. 
Germ. paed. Bd. 46, 48, 50. 1 S. 123. 

106) R. A. Danzig, 300, K. S. 62. 
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„die Vorteile einer frühzeitigen Arbeitſamkeit“. Großmann genügte den an 
ihn geſtellten Anforderungen. 

In ähnlicher Abſicht wie die Anweiſung über die Prüfung der Kanton— 
pflichtigen wurde ein Reſkript vom 7. Februar 1797 über „die Abhelfung des 
Mangels der Wiſſenſchaften bei den ſtudierenden Jünglingen“ erlaſſen 17). Hier 
bemängelte die Verordnung beſonders die fehlenden Sprachkenntniſſe der jun- 
gen Theologen und Juriſten. Es ſollte daher den gelehrten Schulen zur Pflicht 
gemacht werden, „das Studium der ächten Latinität bey der ſtudierenden Ju— 
gend auf alle mögliche Art zu befördern“. 

Ende November 1804 wurde das Aniverſitätsſtudium auf drei Jahre ver— 
längert, da die bisherige kurze Ausbildung nachteilig auf die Kenntniſſe wirkte 
und viele Studierende „in der bey ihrer nachmaligen Anſtellung mit ihnen 
vorgenommenen Prüfung oder doch bey ihrer Amts-Verwaltung untüchtig oder 
nicht gehörig vorbereitet gefunden worden ſind.“ 

In Danzig wurde das Abiturientenexamen 1802 eingeführt. Erſt wieder— 
holte Mahnungen der Aniverſitäten und ein nachdrücklicher Hinweis aus 
Marienwerder veranlaßten Grützmacher, bei den Profeſſoren des Gymnaſiums 
auf die Einhaltung der Verordnung vom 23. Dezember 1788 zu dringen. Am 
25. April 1801 hatte die Aniverſität Halle dem OSK. gemeldet, daß die Dan- 
ziger Abiturienten zwar „Testimonia maturitatis“ beibrächten, die jedoch ſo 
unbeſtimmt gehalten wären, daß man im Zweifel ſei, ob dieſe Zeugniſſe ſür 
gültig angeſehen werden durften. Ahnlich äußerte ſich die Königsberger Ani— 
verſität. Das OSs. ſtellte die Angültigkeit der Zeugniſſe feſt, ließ fie aber 
in den gemeldeten Fällen durchgehen, „da ſie ausdrücklich als Testimonia 
maturitatis ausgefertigt find“ 8). Der Danziger Magiſtrat erhielt einen Ver— 
weis, daß die Vorſchriften über die Prüfungen der Abiturienten und Kanton— 
pflichtigen unbeachtet blieben, „indem nicht allein an der Aniverſität Halle, daß 
ein gewiſſer Bark und Krakau, ſondern auch an der Aniverſität Königsberg, 
daß ein gewiſſer Weiß daſelbſt, ohne vorſchriftsmäßige Zeugniſſe angefom- 
men“ 100. Grützmacher und der Senior des geiſtlichen Miniſteriums, Bertling, 
wurden zu Prüfungsleitern für die in Zukunft abzuhaltenden ordentlichen 
Examina eingeſetzt. Grützmacher beſtimmte für die zweimal jährlich ſtattfindende 
Prüfung nach preußiſchem Vorbild den Johannistag und Neujahr. 

Als erſter mußte der Abiturient Wilhelm Nump das Examen ablegen, der 
am 16. Oktober 1801 bei dem Kirchen und Schulkollegium um ein Zeugnis der 
Reife nachſuchte, ohne die erforderlichen Anterlagen beizubringen, da ihn „eine 
bekannte fortdauernde Anpäßlichkeit“ verhinderte, ſich einer Prüfung zu unter— 
ziehen. Als im Auguſt 1802 zwei Gymnaſiaſten die Aniverſität zu beziehen 
beabſichtigten, ohne die Prüfung pro maturitate abgelegt zu haben und ſich auch 
in den Danziger Familien um Beihilfen bewarben, ließ das Kirchen, und 
Schulkollegium in den „Danziger Nachrichten und Anzeigen“ ein Publikandum 
einrücken, das auf die geſetzlichen Beſtimmungen aufmerkſam machte. 


150 N. A. Dane 300, R. R. 3472. 

108) P. Schwartz, Die Gelehrtenſchulen ee unter dem Oberſchulkollegium, III, 
S. 516. 

100) N. A. Danzig, 300, K. S. 62. 
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Auf die Verordnung Grützmachers vom 29. März 1802 über die Durch— 
führung des Examens reichte Gralath ein Verzeichnis von 4 Abiturienten ein, 
die zu Johann geprüft werden wollten 11%). Von ihnen wählten 3 das juriſtiſche, 
einer das theologiſche Studium, 3 bewarben ſich um Stipendien. Nachträglich 
meldete ſich als fünfter Georg Havemann, Sohn eines früheren Feldwebels 
und Akziſekontrolleurs in Tiegenhof, der als Kantonpflichtiger bereits ein— 
gezogen war und erſt auf Veranlaſſung des Kirchen- und Schulkollegiums frei— 
gegeben wurde. Er wollte ſich fein juriſtiſches Studium durch Stipendien er- 
möglichen. 

Von den 5 Prüflingen wurde der Theologe Warneck für nicht reif befun— 
den, für Havemann wollte man ſich dagegen auf Grund ſeiner ausgezeichneten 
Fähigkeiten verwenden und ihm den Abſchied vom Militär erwirken. Das erſte 
ordentliche Abiturientenexamen in Danzig fand am 8. Juli 1802 unter dem 
Vorſitz des Kriegsrats Haag und im Beiſein Grützmachers ſtatt u). Der Bericht 
dieſer Prüfung iſt von Haag unterzeichnet. Aus ihm geht hervor und wurde 
auch von Grützmacher bemängelt, daß entgegen der Verfügung vom 23. Dezem- 
ber 1788 nur eine mündliche Prüfung abgenommen wurde. Die erſte Reife- 
prüfung in Danzig war alſo ohne ſchriftliche Prüfung. 

Zu der zweiten Prüfung am 25. Januar 1803 meldeten ſich 5 Bewerber, 
von denen der Primaner Thiel wegen Krankheit zurücktreten mußte und ſeine 
Prüfung ſpäter nachholte. Anter den Teilnehmern, von denen 3 Jura und 
2 Theologie ſtudieren wollten, befand ſich auch Gottfried Bartoldi, der durch 
ſeine verunglückte Verſchwörung von 1797 eine traurige Berühmtheit erlangt 
hatte. Drei Prüflinge erhielten das Zeugnis der Reife, einem wurde es 
verweigert 112), | 

Die Prüfungsprotofolle geben Aufſchluß über die Anforderungen, die an 
die Primaner geſtellt wurden. Gralath fragte über die Anfangsgründe der 
römiſchen Geſchichte, römiſches Recht und Naturrecht, die preußiſche Geſetz— 
gebung; aus der deutſchen und preußiſchen Geſchichte prüfte er Karl den Gro— 
ßen, die Reformationszeit, die Geſchichte des Hauſes Hohenzollern, beſonders 
des Großen Kurfürſten und über die preußiſchen Neuerwerbungen. Der Pro— 
feſſor für Medizin und Phyſik griff auf ſeine Vorleſungen zurück und ſtellte 
Fragen aus der Phyſiologie und der Wärmelehre, er prüfte die Lehre von der 
Kohäſion und Adhäſion, die Lichtlehre und die Schwerkraft. Trendelenburg als 
Profeſſor für Griechiſch und orientaliſche Sprachen ließ Stellen aus dem Hero— 
dot und Xenophon, aus der Ilias und den Dialogen Platos überſetzen, gelegent- 
lich legte er den Theologen auch hebräiſche Texte vor. 

Morgenſtern ließ eine Stelle aus Cicero: de finibus und Horaz, Ode 4, 
lib. II überſetzen, fein einſtweiliger Nachfolger Rind fragte ebenfalls Cicero 
de finibus, Horaz ep. 2, lib. II und aus der Andria des Terenz; als ſpäter 
Johann Schulz dieſe Profeſſur übernahm, verlangte er eine Aberſetzung aus 
der Georgica des Vergil. 


110) N. A. Danzig, 300, K. S. 63. 

11) An dem Conradinum in Jenkau wurde die erſte Prüfung am 21. 7. 1803 mit einem 
Abiturienten abgehalten. Vgl. Paul Schwartz, Die Gelehrtenſchulen Preußens 
unter dem Oberſchulkollegium, Band I, S. 273. ö 

112) Vgl. für die Reifeprüfungen vom 8. 7. 1802 bis 21. 8. 1806 die Tabelle. 
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Der Profeſſor für Philoſophie, Ewerbeck, fragte Logik, die Lehre von den 
Arteilen und Schlüſſen und enzyklopädiſches Wiſſen. Der Mathematiker ver- 
langte den pythagoräiſchen Lehrſatz, die Sätze von den Winkeln, der Kreislinie 
und Kenntnis der Logarithmen. 

Seit 1803 liegen auch ſchriftliche Arbeiten der Abiturienten vor, zuerſt 
kurze Aberſetzungen aus dem Deutſchen ins Lateiniſche, etwa 4 Sätze von dem 
Amfang einer Schreibſeite, die zudem recht fehlerhaft ſind. Wenig ſpäter lieferte 
der Primaner Thiel bereits 2 Aufſätze, einen lateiniſchen mit dem Thema: 
Specimen explicationis verborum Ciceronis: de officiis I, 28 $ 8 und eine 
deutſche Arbeit: „Aber Caeſars Betragen, als ihm zu Alexandrien des ermorde— 
ten Pompejus Kopf und Bildnis überreicht ward“. Seit der Juliprüfung 1803 
wurden die lateiniſchen und deutſchen Ausarbeitungen bereits umfangreicher n). 
Allgemein ſchwankte der Amfang der ſchriftlichen Arbeiten zwiſchen 4 bis 12 
Seiten. Bedeutende Anforderungen wurden an die Abiturienten nicht geſtellt, 
die naturwiſſenſchaftlichen und mathematiſchen Fächer waren wie an faſt allen 
höheren Lehranſtalten der Zeit am meiſten vernachläſſigt, auch die Geſchichts⸗ 
kenntniſſe gingen über beſtimmte Hauptgebiete nicht hinaus, in Religion be- 
gnügte ſich der Prüfungsleiter mit der Verſicherung, daß der Kandidat aus- 
reichend unterrichtet ſei. In den Sprachen wurde kaum mehr verlangt, als noch 
heute an den humaniſtiſchen Gymnaſien; die Zeiten, als die Schüler das La- 
teiniſche beherrſchten und ſich in dieſer Sprache ausdrücken konnten, waren 
längſt vorüber. 

Aus dem Verzeichnis der 25 Abiturienten (Brzoskowicz und Teſchner 
hatten ſich für die Juliprüfung 1803 gemeldet, dann aber ihre Bewerbung 
zurückgezogen und ſich erſt ein Jahr ſpäter prüfen laſſen) geht hervor, daß das 
Gymnaſium aus faſt allen Ständen beſucht wurde und keineswegs Vorrecht 
einer beſonderen Oberſchicht, etwa der Patrizier oder der Gelehrten war. Bis 
auf zwei Ausnahmen ſuchten alle ihr Studium durch Stipendien zu fördern, 
Jura und Theologie waren die begehrteſten Berufe, für die ſich die Abiturien⸗ 
ten entſchieden, 15 wählten Jura, 8 Theologie, ein Abiturient verband das 
juriſtiſche mit dem mathematiſchen Studium, und nur einer wollte Arzt werden. 
Königsberg und Halle gaben die meiſten als künftige Aniverſität an; ſeit 1804 
wurde in der Statiſtik danach nicht mehr gefragt; dafür ſtellte Gralath ſeit 1803 
regelmäßig die Frage nach der Glaubenszugehörigkeit. Faſt ausſchließlich be⸗ 
fanden ſich unter den abgehenden Primanern Proteſtanten, nur vereinzelt 
meldeten ſich Reformierte, dagegen fehlten Katholiken gänzlich. Den größeren 
Teil der Abiturienten ſtellten die Danziger; immerhin kam noch in dieſer Zeit 
eine erhebliche Zahl, etwa zwei Fünftel, von auswärts, aus der Provinz oder 
aus Preußen, wobei zu berückſichtigen bleibt, daß der Geburtsort allein nicht 


) Für die deutſchen Aufſätze wurden folgende Themen gegeben: „Wenn das Wort 
Triumvirat eine geſetzwidrig konſtituierte Geſamt⸗Regierung dreier Regenten be- 
deutete; ſind die Triumvirate weſentlich ſo beſchaffen oder voneinander verſchieden 
geweſen? ... Die Unruhen der Gracchen als die Grundlage der Römiſchen Bürger ⸗ 
kriege... Kurze Darſtellung der Amſtände, unter welchen Tullius Cicero er- 
mordet wurde... Kurze Darſtellung der hiſtoriſch angeblichen Veranlaſſungen des 
dreißigjährigen Krieges und der Gewalttätigkeit, welche den Ausbruch desſelben 
beſchleunigt hat . .. Aber Karls des Großen ruhmwürdige Eigenſchaften und 
Handlungen.“ uff. 
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maßgebend iſt, da die Väter mancher Schüler als preußiſche Beamte hierher 
verſetzt waren. Das Durchſchnittsalter der Abiturienten betrug 20 Jahre. 

Eine Beurteilung und Vergleichung der Ergebniſſe am Danziger Gym— 
naſium im Verhältnis zu anderen Anſtalten läßt ſich nur ſchwer erreichen. 
Wert und Zweck der Prüfung waren in der erſten Zeit überhaupt umſtritten. 
Aber ihre Handhabung und über die Anforderungen, die an die Schüler zu 
ſtellen waren, herrſchte zunächſt keine Einigkeit. Ein Vergleich ſchriftlicher 
Arbeiten muß daher die zur Verfügung ſtehende Zeit und die Art ihrer An— 
fertigung berückſichtigen. Darüber iſt in den wenigſten Fällen eine Nachricht zu 
erlangen. Vielfach durften Hilfsmittel benutzt werden, an einigen Schulen 
wurden die Prüflinge beaufſichtigt, häufig waren die Arbeiten vorbereitet 
oder die Lehrer halfen bei ihrer Abfaſſung, um ein gutes Ergebnis zu erzielen; 
die Arbeitszeit war nicht vorgeſchrieben. Es gibt alſo eine Menge Hinderniſſe, 
die einer abwägenden Beurteilung der an den einzelnen Schulen erzielten 
Leiſtungen entgegenſtehen. So läßt ſich am Danziger Gymnaſium ein merkbarer 
Fortſchritt in Hinſicht der Länge der Arbeiten und der darauf verwandten 
Sorgfalt feſtſtellen. 

In Jenkau, wo von 1803 bis 1805 ſich nur 3 Schüler zur Prüfung ſtellten, 
waren die Anforderungen beträchtlich höher als am Gymnaſium. Außer Horaz 
und Cicero wurden Tacitus Germania und Agricola, Livius und Homer geleſen 
und erläutert. Von den ſeltener geleſenen Schriftſtellern ſtanden die Institutio 
oratoria des Quintilian, der Panegyricus Plinius d. J., die Satiren des Per- 
ſius und Juvenals und Xenophons Memorabilien zur Verfügung. Der Ein- 


„Muß des Direktors Jachmann war bei dieſer Auswahl ſichtlich maßgebend 


geweſen. 

Im Franzöſiſchen kamen Stellen aus Delilles, „L'homme des Champs ou 
les Gèorgiques frangaises“, aus ſeinem Gedicht Les jardins, Rouſſeaus Emile 
und Voltaires Henriade zur Vorlage. Kleine franzöſiſche Aufſätze und Aber⸗ 
ſetzungen aus Shakeſpeare wurden angefertigt. Auch in Geſchichte war der 
Fragenkreis gegenüber dem Gymnaſium erweitert. Neben der Geſchichte des 
Altertums und den bekannten Fragen über Karl den Großen, die Reformation 
und den 30jährigen Krieg waren in einem Aufſatz die Gründe für den Verfall 
des deutſchen Kaiſertums und das „merkwürdigſte“ Jahr des ſiebenjährigen 
Krieges darzuſtellen, im Vortrag ſollten die engliſche Verfaſſung, die Revo- 
lution in England unter Cromwell und Wilhelm von Oranien, der Handel 
Europas, die nordamerikaniſche Revolution uff. behandelt werden 1). Die 
Lehrer in Jenkau ſtellten an die Kenntniſſe ihrer Primaner große Anſprüche, 
zumal berückſichtigt werden muß, daß der hier im Auszug wiedergegebene 
Prüfungsſtoff auf nur 3 Schüler Anwendung fand. Aber auch hier blieb die 
Frage nach der Art der Vorbereitung und der zur Verfügung geſtellten Zeit 
unbeantwortet. ä 

In Thorn, wo vorübergehend Süvern als Reftor tätig geweſen war 
(18001803), blieben die Leiſtungen mittelmäßig. Von lateiniſchen und 
griechiſchen Schriftſtellern wurden Texte aus Horaz, Salluſt, Tacitus, Cicero 
und Vergil, aus Homer, Odyſſee, Theokrit und Euripides vorgelegt; im 


1% P. Schwartz, Die Gelehrtenſchulen Preußens unter dem Oberſchulkollegium, 
Band I, S. 273 ff. 
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Franzöſiſchen mußten Aberſetzungen aus dem Deutſchen angefertigt und aus 
Voltaires Henriade überſetzt werden. Die Anforderungen in Geſchichte waren 
auffallend gering. Einteilung und Quellen der Geſchichte, Leben und Taten 
des Großen Kurfürſten, Einzelheiten aus der Brandenburgiſchen Geſchichte 
wurden verlangt, in Geographie ſollten die Flüße, Gebirge und Reichsſtädte 
Deutſchlands aufgezählt werden 115). 

In Elbing lag das Hauptgewicht auf den ſchriftlichen Arbeiten, während 
in der mündlichen Prüfung Fragen nur „im Anſchluß an die Arbeiten“ ge- 
ſtellt wurden. Vor anderen Schulen zeichnete ſich das Elbinger Gymnaſium 
durch die Aufgabenſtellung aus. Die Abiturienten hatten entſprechend ihrem 
künftigen Studium die Frage nach den wiſſenſchaftlichen Vorausſetzungen 
und nach dem Sinn ihres ſpäteren Berufes zu beantworten. Auch der Ge— 
ſchichtslehrer vertrat nicht den Standpunkt, mit der Entfernung und Fremd— 
heit der geſchichtlichen Ereigniſſe wachſe der Ruf ſeiner Gelehrſamkeit, ſondern 
fragte den Ritterorden und die Geſchichte des Preußenlandes. Dabei wich er 
von der üblichen Behandlung ab und wies ſeine Schüler einen Weg, der ſie 
zugleich geſchichtliches Denken lehrte. Außer wiſſenſchaftlichen Aufgaben wur- 
den den Primanern „Fragen zur Beurteilung ihres Faſſungsvermögens und 
ihrer Talente überhaupt“ vorgelegt. Recht aufſchlußreich für die Bewertung 
der Prüfung und für die Mißverſtändniſſe, denen ſie anfänglich unterworfen 
war, iſt das Zeugnis des Abiturienten Stiemer, dem beſcheinigt wurde, 
„daß er zwar zum Gelehrten unreif, zum Muſico aber, welchem Stande er ſich 
zu widmen Sinnes iſt, reif ſei“ n). 


Endlich noch ein Hinweis auf Stettin. Hier liegt über die erſte Prüfung“ 


von 1789 ein Bericht des Oberſchulrats Meierotto vor, der von dem OSK 
mit der Anterſuchung der pommerſchen Schulen beauftragt war. Von 7 Abitu— 
rienten mußten 6 für unreif erklärt werden, in der zweiten Prüfung waren 
es noch 7 von 12, erſt ſpäter trat eine Beſſerung ein. Die ſchriftlichen Aus- 
arbeitungen, beſonders in Latein waren ſo fehlerhaft, „daß des Corrigierens 
kein Ende geweſen wäre.“ Die Berichte der Profeſſoren ergaben, daß die 
Schüler nicht im Beſitz der vorgeſchriebenen Lehrbücher waren, häuslicher 
Fleiß und ſchriftliche Ausarbeitungen widerſprachen ihrem Ehrbegriff. Solche 
Außenſeiter wurden von ihren Mitſchülern gehänſelt und verfolgt. „Die 
Protocolle beſagen, daß einige in den Carcer ſind geſchickt worden, um dort 
die Ausarbeitung zu machen, welche ſonſt von ihnen nicht zu erhalten war“ u). 


Die Ergebniſſe dieſer Schulen im Vergleich mit den am Danziger Gym— 
naſium geſtellten Aufgaben zeigen, daß hier nicht mehr und nicht weniger ver— 
langt wurde als anderwärts auch. Die Leiſtungen entſprachen dem allgemeinen 
Durchſchnitt der größeren Schulen und die Anforderungen hielten ſich an das 
übliche Maß. Einzig die Fragen über Naturrecht und Römisches Recht deu— 
teten auf die urſprünglich weiteren Ziele des Gymnaſiums hin. Die Reife: 
160 P. Schwarg, Die Gelehrtenſchulen Preußens unter dem Oberſchulkollegium, 

Bd. I, S. 301 ff. 

116) Ebda., S. 334. 
N. Schwartz, Die Gelehrtenſchulen Preußens unter dem Oberſchulkollegium, II, 

S 25 
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prüfungen ließen von der früheren Bedeutung der Anſtalt und dem Ehrgeiz 


ihrer Lehrer, als Vermittler der Fakultätswiſſenſchaften zu gelten, nichts 
mehr erkennen. ö 


3. Das Gymnaſium in der Zeit der Fremdͤherrſchaft 1807 — 1814. 


Die Fortführung der preußiſchen Entwürfe in ſchwerer Zeit — 
Trendelenburg als Sachwalter der preußiſchen Regierung. 


Die Anglücksjahre von 1806/07 mit ihrem folgenſchweren Ausgang für 
das Schickſal Danzigs hatten die Entwürfe zur Neugeſtaltung des Gymna— 
ſiums wie viele andere Pläne zunächſt zum Scheitern verurteilt. Während 
der Kämpfe um die Stadt mußte das Gymnaſium zum Lazarett eingeräumt 
werden. Der Anterricht wurde in einem Privathaus gehalten. Der Tilſiter 
Friede trennte Danzig von Preußen und erhob es zu einem Freiſtaat. Jetzt 
ſtellte man das alte Scholarchat wieder her und beſtimmte zum 4. Scholarchen 
Trendelenburg, der die geplanten Verbeſſerungen des Kirchen- und Schulkolle⸗ 
giums durchführen wollte. Bereits 1810, als das Rektorat und 3 Profeſſuren er⸗ 


ledigt waren, beſchloß der Nat auf ſeinen Vorſchlag, die orientaliſche Profeſſur 


aufzuheben und mit ihrem Gehalt das Einkommen der übrigen Lehrer zu 
erhöhen. Hebräiſch ſollte in Zukunft der Profeſſor der Theologie, Griechiſch 
der Profeſſor für Beredſamkeit leſen. Dem neuen Inſpektor, Hans Carl 
Dippold, wurde nur der Anterricht in Geſchichte und Geographie, dem Pro- 
feſſor der Philoſophie der Anterricht in der deutſchen Sprache übertragen. 
Rinck erhielt als Profeſſor der Theologie das Rektorat, deſſen Geſchäfte 
Gralath bis 1809 geführt hatte. 

Schon in den nächſten beiden Jahren ſtarben Rind, Dippold und der 
Profeſſor für Phyſik und Medizin, Ephraim Wilhelm Blech. Der Profeſſor 
für Philoſophie, Ewerbeck, legte ſein Amt im Januar 1812 nieder, weil er ſich 
nach dem Tode ſeines Bruders Familiengeſchäften in Elbing zu widmen hatte. 
Bereits 1808 hatte der Profeſſor für Beredſamkeit und Poeſie, Johann 
Ludwig Schulz, ſeine Stelle aufgegeben, da er als Paſtor und Senior des geiſt ; 
lichen Miniſteriums nach Thorn berufen wurde. Seitdem war die Stelle 
nicht beſetzt worden. So kam es, daß vom 29. April bis 12. Oktober 1812 nur 
der Profeſſor für Mathematik, Philipp Adolf Lampe, das Gymnaſium ver- 
trat. Dieſe Gelegenheit benutzte Trendelenburg, um feine Pläne durchzu— 
führen ns). Die Fakultätswiſſenſchaften ſollten nicht mehr getrieben und die 
Zahl der Profeſſoren auf 4 beſchränkt werden, die alle auf die Aniverſität 
vorbereitenden Fächer zu lehren hatten. Die erſte und wichtigſte Profeſſur 
war für klaſſiſche Literatur und ſollte nicht geteilt werden. Bereits an zweiter 
Stelle kamen die Naturwiſſenſchaften in Verbindung mit der Mathematik. 
Die dritte Profeſſur war für alte und neue Geſchichte, Geographie und Sta— 
tiſtik. Die letzte Profeſſur ſollte Philoſophie und Deutſchunterricht umfaſſen 
und auch den Religionsunterricht übernehmen. Jeder der 3 letzten Profeſſoren 
mußte wöchentlich einige Stunden einen lateiniſchen und, wenn er dazu fähig 
war, einen griechiſchen Schriftſteller leſen, den er ſich aus ſeinem Fach wählen 
durfte. Die Profeſſur für orientaliſche Sprachen fehlte bei dieſer Einteilung. 


118) R. A. Danzig, 300, 42/152. 
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Aber dies Studium erſchien Trendelenburg zu fachgebunden, um dafür eine 
ordentliche Profeſſur vorzuſchlagen. Gewöhnlich wurde auch nur hebräiſch ge- 
lehrt, das Arabiſche und Syriſche nur in ſeltenen Ausnahmen. Daher ge- 
nügte ihm ein Lektor, der mit etwa 400 fl. beſoldet werden ſollte. Bisher 
hatten die Lehrer 6—8 Stunden öffentlich unterrichtet und in der übrigen Zeit 
Privatſtunden gegeben. Dieſe Nebeneinnahme hatte die ſinkende Schülerzahl 
erheblich beſchnitten. Nach der neuen Ordnung hatte jeder Profeſſor etwa 
18 öffentliche Stunden zu erteilen, die Privatſtunden mußten wegfallen, 
da täglich in jeder Klaſſe vormittags 4 und nachmittags außer Mittwoch und 
Sonnabend 3 Stunden zu unterrichten waren. An Gehalt hatten ſämtliche 
Profeſſoren aus der Kämmerei 5000 fl. und aus der Gymnaſialkaſſe 5350 fl. 
mit Einſchluß des Holzgeldes jährlich zu erwarten. Unter 4 Profeſſoren ver- 
teilt, erhielt jeder 2400 fl., der Rektor wie bisher eine Zulage von 400 fl., 
und für einen Lektor der hebräiſchen Sprache blieben 350 fl. 


Hauptſächlich nötig erſchien Trendelenburg die Anſtellung eines Lehrers 
für alte Literatur, der auch das Rektorat übernehmen ſollte, da Lampe aus 
Altersrückſichten verzichten würde. Geſchichte wurde aushilfsweiſe von dem 
Diakon Blech gegeben, der Kandidat Bärreyſen gab Hebräiſch und ſollte als 
Lektor beibehalten werden. Der Rat ſtimmte dieſen Vorſchlägen durch ein 
Senatsconſultum vom 29. 6. 1812 zu. Aber es fehlte der Anſtalt an den nö— 
tigen Räumlichkeiten. Nachdem das Kloſter ſchon 1806 während der Bela— 
gerung für Militärzwecke beſchlagnahmt war, räumten auch die franzöſiſchen 
Behörden nur wenige Zimmer zum Anterricht ein, während der größte Teil 
als Heumagazin benutzt wurde. 1811, als die Anſtalt wieder zum Kranken⸗ 
haus diente, mußten ſich Lehrer und Schüler in Privatwohnungen verſammeln. 
Zwar wurde die Profeſſur für alte Sprachen und damit das Rektorat am 
12. Oktober 1812 an den früheren Privatlehrer im Hauſe des Senators 
Frantzius, Dr. Nikolaus Gottfried Eckermann, übergeben, der aber ſchon im 
März 1813 den Folgen einer Krankheit erlag. Mit dem Beginn der Be— 
ſchießung der Stadt Mitte Oktober 1813 wurde der Anterricht bis zur Aber— 
gabe im Januar 1814 ganz ausgeſetzt und dann im Hauſe des Predigers Blech 
wieder aufgenommen, bis im Frühjahr neue Räume gegenüber der Trinitatis- 
kirche bezogen werden konnten. 


Während des geſchilderten Zeitraumes, ſeitdem die preußiſchen Behörden 
ihre Abſicht zu erkennen gegeben hatten, das akademiſche Gymnaſium den 
preußiſchen Gymnaſien gleichzuſtellen und während der Abergangsjahre der 
Franzoſenzeit hatte Trendelenburg unermüdlich an der Ambildung Danzigs 
hervorragendſter Vildungsſtätte gearbeitet. Bereits der erſte Entwurf von 
1806 bedeutete eine völlige Abſage an die überalterte Gelehrſamkeit, die bis 
dahin wenigſtens der Form nach an dem Gymnaſium üblich war. Schon bei 
der öffentlichen Bekanntgabe feines Erziehungsplanes für das von ihm ein- 
gerichtete Schullehrerſeminar hatte Trendelenburg ſeine Vertrautheit mit dem 
Neuhumanismus und den geiſtigen Zielſetzungen ſeiner Zeit bewieſen. Zwar 
äußerte er ſich in den Vorſchlägen von 1806 nicht über die in Zukunft einzu- 
ſchlagende Lehrweiſe und über das Lehrziel, aber die Beziehung zu den Neu— 
humaniſten war durch das Studium in Göttingen, von wo er 1779 nach Danzig 
berufen worden war, gegeben. Bemerkenswert an dem Plan Trendelenburgs 
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it die Hervorhebung der mathematiſchen und naturwiſſenſchaftlichen Fächer. 
Der Deutſchunterricht iſt erheblich verſtärkt, blieb aber weiterhin mit De- 
klamationsübungen, Rhetorik und Aſthetik belaſtet, Anhängſeln einer abſter⸗ 
benden Zeit, die in wenigen Jahren durch den Neubau des Gelehrtenſchul— 
weſens abgeſtoßen wurden. Für den fachwiſſenſchaftlichen Unterricht Tenn- 
zeichnend iſt der Zuſammenhang von Geſchichte, Geographie und Statiſtik. 
Im Verlaufe des 18. Jahrhunderts hatte das Geſchichtsbild eine weſentliche 
Erweiterung durch die Einbeziehung der neueren Staatengeſchichte erfahren; 
Geographie und Statiſtik ſtanden damit in unmittelbarer Verbindung. Die 
Aufnahme des Franzöſiſchen war ein Zugeſtändnis der humaniſtiſchen Schule 
an das Wunſchbild des Kavaliers und Höflings. Bei Ausführung dieſes 
Planes hätte das Danziger Gymnaſium den Anſchluß an das preußiſche 
Gymnaſialweſen gegen Ende des 18. Jahrhunderts erreicht, wobei hinzuzu⸗ 
fügen iſt, daß damals in Preußen eine Einheitlichkeit der Lehrpläne und 
Lehrziele noch nicht erreicht war. 

Während der Franzoſenzeit fühlte ſich Trendelenburg als Sachwalter der 
preußiſchen Regierung. 1807 wurde er unter Verzicht auf das Lehramt zum 
Senator ernannt und ſorgte von dieſer Stelle für die Fortführung des be— 
gonnenen Werkes. Er benutzte den günſtigen Augenblick, als das Gymnaſium 
faft alle feine Lehrer verloren hatte, zur Verwirklichung feiner Abſichten, 
die ſich mit den früheren Vorſchlägen deckten. 

Die großen geſchichtlichen Ereigniſſe der Befreiungsjahre überholten ſeine 
mit Liebe und Treue vorbereiteten Entwürfe. Anter glücklicheren Amſtänden 
ſollte Trendelenburg die endgültige Amgeſtaltung des Gymnaſiums erleben 
und er ſelbſt dazu berufen ſein, das vollendete Werk der Offentlichkeit zu 
übergeben. ü 


4. Die Vereinigung des Akademiſchen Gymnaſiums mit der Marienſchule 
und die Neugründung des Städt. Gymnaſiums 1817. 


Der Neuhumanismus und die Erneuerung des preußiſchen Staatsgedankens 

als Grundlage der Erziehung — Süverns Lehrplan — das Conradinum 

in Jenkau als erſte neuhumaniſtiſche Bildungsanſtalt in Danzig — die Aber⸗ 

gabe des Städtiſchen Gymnaſiums durch Trendelenburg — Auguſt Meineke, 
der erſte Rektor des Städt. Gymnaſiums. 


Die verſchiedenen ſeit 1765 unternommenen Verſuche zur Wiederherſtellung 
des Gymnaſiums waren an der ängſtlichen Vorſicht der Obrigkeit oder an der 
politiſchen Anſicherheit und der kampferfüllten Zeit geſcheitert. Mit der end⸗ 
gültigen Sicherſtellung Danzigs im Verbande des preußiſchen Staates gingen 
auch die lange vorbereiteten Pläne über die Zukunft des Gymnaſiums in Er— 
füllung. Während einer 50jährigen wechſelvollen und trüben Zeit hatte der Ruf 
der Anſtalt eine ſtarke Einbuße erlitten, ihre Schüler waren faſt auseinander- 
gelaufen. Jetzt erreichte ſie unter veränderten Bedingungen und unter der tat— 
kräftigen Führung eines jungen und begabten Schulmannes raſch das frühere 
Anſehen. 

Die Amgeſtaltung des akademiſchen Gymnaſiums in eine humaniſtiſche 
Bollanftalt erfolgte in Abereinſtimmung mit den wiſſenſchaftlichen Forderun- 
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gen des Neuhumanismus. Ein Hauch des deutſchen Frühlings, der Gedanken- 
welt Steins und Humboldts, der idealiſtiſchen Geſinnung, aus der ſich das 
erſchöpfte Preußen erneuerte, liegt noch auf der Neugründung von 1817. 
In dem erſt 27jährigen Auguſt Meineke hatte das Gymnaſium einen Direktor 
erhalten, deſſen überlegene Perſönlichkeit in wenigen Jahren die ſchwierigen 
Aufgaben, die mit der Neuordnung und dem Aufbau der Anſtalt verbunden 
waren, zu löſen wußte. Erſt kürzlich hat W. Faber die Vorgänge, die zu der 
Verſchmelzung der Marienſchule mit dem akademiſchen Gymnaſium im Jahre 
1817 führten, geſchildert und neben dem geiſtesgeſchichtlichen Hintergrund 
vor allem ein Bild des neuen Direktors gezeichnet 11. 

Trendelenburg hatte bei ſeinen Aberlegungen die veraltete Lehrverfaſſung 
der Schule und die überlebte Form einer ſolchen Einrichtung überhaupt als 
Hauptfehler erkannt und deshalb die Fakultäten beſeitigt. Eine Auseinander— 
ſetzung mit dem Neuhumanismus hatte bisher an dieſem Ort nicht ſtattge— 
funden. Etwaige Verſuche, ſeine Ergebniſſe für den Anterricht nutzbar zu 
machen, waren an der Ablehnung des Rats geſcheitert. 

Als nach dem Zuſammenbruch des preußiſchen Staates in der Anfrucht— 
barkeit der herrſchenden Regierungsform, die das Volk zur Antätigkeit und 
Teilnahmsloſigkeit am politiſchen Geſchehen erzogen hatte, die Arſache für 
den Sturz aus der Höhe des friderizianiſchen Zeitalters erkannt war, wandte 
ſich die Aufmerkſamkeit der Erneuerer auch dem vernachläſſigten Schulweſen zu. 
Der Baumeiſter des neuen Staates, Stein, erkannte in der Erziehung des 
Volkes zur Selbſttätigkeit und Selbſtverantwortung das wirkſamſte Mittel 
zur Belebung des Staatsgefühls. In dem ſogenannten politiſchen Teſtament 
von 1808 hieß es: „Am meiſten aber iſt von der Erziehung und dem Anter— 
richt der Jugend zu erwarten. Wird durch eine auf die innere Natur des 
Menſchen gegründete Methode jede Geiſteskraft von innen heraus entwickelt 
und jedes edle Lebensprinzip angereizt und genährt, alle einſeitige Bildung 
vermieden, und werden die bisher oft mit ſeichter Gleichgültigkeit vernach— 
läſſigten Triebe, auf denen die Kraft und Würde des Menſchen beruht, Liebe 
zu Gott, König und Vaterland, ſorgfältig gepflegt, ſo können wir hoffen, 
ein phyſiſch und moraliſch kräftigeres Geſchlecht aufwachſen und eine beſſere 
Zukunft ſich eröffnen zu ſehen.“ Folgerichtig wurden Schulen und Aniverſi— 
täten als „Veranſtaltungen des Staates“ angeſehen. Dieſe Beſtimmung hatte 
bereits das „Allgemeine Landrecht“ ausgeſprochen. Die Säkulariſierung des 
Schulweſens war durch die Einrichtung des Oberſchulkollegiums 1787 ein- 
geleitet und wurde durch die „Sektion für den Kultus und den öffentlichen 
Unterricht”, zu deren Leitung von 1808—1810 W. v. Humboldt berufen wurde, 
weiter ausgebaut. | 


Hand in Hand mit der Verſtaatlichung der Schule ging die Feſtlegung 
auf eine verbindliche Anterrichtsverfaſſung. Das Ziel ſollte in der Erziehung 
des preußiſchen Antertanen zum Staatsbürger zu ſuchen ſein. In der Lehre 
des Schweizers Peſtalozzi glaubte man den Weg zur Volkserziehung gefunden 
u) W. Faber, Die Verſchmelzung der Pfarrſchule bei St. Marien mit dem akade⸗ 
miſchen Gymnaſium 1817, 3, Weſtpr. Geſch.⸗V. H. 73, 1937. 
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zu haben. War Peſtalozzis Fürſorge vornehmlich auf den Volksſchulunterricht 
gerichtet, ſo behielten ſeine Forderungen doch für die Gymnaſien Gültigkeit: 
Perſönlichkeitsbildung, Gleichklang der Kräfte waren Werte, denen der Neu⸗ 
humanismus auf dem Amwege über das Griechentum gleichzukommen ſuchte. 
In der Erkenntnis der griechiſchen Welt, in Hellas und Rom, zeigte ſich ihm 
das unerreichbare Vorbild, deſſen Führung der deutſche Geiſt ſich willig an— 
vertrauen ſollte. Seitdem der Schulhumanismus durch F. A. Wolf erneuert 
worden war, fand er auf Aniverſitäten und Schulen willige Aufnahme. Der 
Kreis in Weimar und Jena verſtand in der „Bildung zur Humanität“ das Ziel 
deutſcher Erziehungsarbeit. Humboldt, deſſen tatkräftiger Förderung die Ber— 
liner Aniverſität ihre Gründung in ſchwerer Zeit verdankte, ſah in ihr eine 
Pflanzſtätte dieſes neuen Geiſtes. In einer Verlautbarung von 1818 gaben 
Rektor und Senat die Anforderungen bekannt, die an ihre wiſſenſchaftlichen 
Fähigkeiten geſtellt wurden. „Die ganze wiſſenſchaftliche Bildung der neueren 
Zeit iſt auf das Studium des Altertums gegründet, von welchem ſie ſich, wie 
ſchön ſich immer Sprache und Literatur der neueren Völker ausgebildet haben 
und ferner ausbilden mögen, nur zu ihrem Verderb trennen kann. Die latei- 
niſche Sprache nicht allein zu verſtehen, ſondern auch richtig zu ſchreiben, iſt 
eine Anforderung, welche an jeden wiſſenſchaftlichen Mann mit Recht gemacht 
wird. Dieſe ſowohl als die griechiſche iſt jedem Studierenden, welches Fach er 
immer ergreifen mag, unentbehrlich“ 120). Danach ſollten die Gymnaſien 
ihren Schülern die Fähigkeit zu wiſſenſchaftlicher Arbeit vermitteln, wozu 
die Kenntnis der alten Sprachen gehörte. „Ihrer ſollte er ſich auch als Dar— 
ſtellungsmittel bedienen können, ohne ihre Eigentümlichkeit zu verletzen“ 121). 


Mit der Ausarbeitung des Lehrplanes war Süvern betraut, der als Rektor 
in Thorn und Elbing, ſpäter als Profeſſor in Königsberg gelehrt hatte und 
1809 als Staatsrat in die Abteilung für Kultus und Anterrichtsweſen be— 
rufen wurde. Sein Lehrplan von 1812 bildet eine „organiſche Einheit“, die 
eine allſeitige Entwicklung aller Seelenkräfte ergibt. Am die 4 Hauptfächer: 
Latein, Griechiſch, Deutſch und Mathematik ſammelt ſich der Anterricht, der 
durch die Nebenfächer Geſchichte, Geographie und Religion ergänzt wird. 
Die Teilnahme an hebräiſchen oder franzöſiſchen Lehrgängen war freiwillig. 
Bemerkenswert iſt, daß zur allſeitigen Ausbildung der Kräfte das Turnen 
nicht rechnete, ſondern wahlweiſe ausgeübt wurde 122). Das neue Anterrichts- 
verfahren unterſchied ſich von dem alten Lehrbetrieb durch die Auffaſſung 
von dem zu erwartenden Ergebnis der klaſſiſchen Studien. Dort war es die 
Nachahmung der Alten, der in äußeren Erfolg umzuſetzende Nutzen, hier gab 
es keine Rechtfertigung außer der inneren Bereicherung, der Bildung von 
Arteil und Geſchmack, von Geiſt und Einſicht. Der Zuſtand höchſter Voll 
kommenheit, wie ihn das Griechentum als einmalige Erſcheinung darſtellte, 
ſollte als Ahnung das Weſen des Menſchen erfüllen und ihn zu ſteter Läu— 


120) F. Paulſen, Geſch. d. gelehrten Anterrichts, Bd. II, S. 252, Berlin- Leirzis, 1921. 
121) F. Paulſen, Geſch. d. gelehrten Anterrichts, Bd. II, S. 293. 
122) Aber den Lehrplan von 1812 vgl. Paulſen, Geſch. d. gelehrt. A., II, S. 290/296. 
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terung mahnen. Der Gleichklang aller Kräfte war ein Ziel, dem man immer 
zuſtreben, das man aber nie erreichen konnte !?). 

In Danzig fand die neuhumaniſtiſche Geſinnung zuerſt in dem 1801 gegrün- 
deten Conradinum Eingang. In dem Bericht ihres erſten Rektors Jachmann 
wurde ihm zum Ziel geſetzt: „allen.. Zöglingen, ohne Rückſicht auf die be⸗ 
ſonderen Bedürfniſſe einzelner Stände, eine gleichmäßige humaniſtiſche Bil- 
dung zu geben“ 129). 

Neben Jachmann beſaß die neue Bildungsanſtalt in Paſſow und Meineke 
hervorragende Lehrer, die für ihre Überzeugung in Wort und Schrift ein- 
traten Das von Paſſow und Jachmann herausgegebene „Archiv für deutſche 
Nationalerziehung“ zeigte ſchon durch ſeine Namengebung die Verwandtſchaft 
mit Fichte, Jahn und Stein. Jachmanns Forderung einer deutſchen National- 
ſchule ging in ihren Zielen weit über das für ſeine Zeit mögliche Maß hinaus. 
Mochte dieſe Nationalerziehung auch durch das Mittel der Antike gefunden 
werden, ſah ſie ihr Hochbild doch in der Wiedergeburt eines geſamtdeutſchen 
Geiſtes und eines erneuerten Deutſchlands. Anter dem Druck der Fremdherr— 
ſchaft wurde an Deutſchlands Oſtgrenze an der Erziehung einer tatenbereiten 
Jugend und an der Begründung einer beſſeren Zukunft gearbeitet. Ende 1811 
wurde Auguſt Meineke als Lehrer nach Jenkau verpflichtet, wo er ſich beion- 
ders an Paſſow anſchloß. Nach der durch den Krieg erzwungenen Auflöſung 
des Conradinums wurde Meineke zunächſt als Profeſſor der griechiſchen und 
lateiniſchen Sprache an das Gymnaſium berufen. Er ſtand damals, 1814, 
im 23. Lebensjahr. 

Die Zukunft des Gymnaſiums war noch nicht endgültig geklärt. Zunächſt 
mußten neue Lehrkräfte geworben werden, auch die Anterbringung der Schule 
war zu ordnen. Aus Elbing kehrte Ewerbeck zurück und übernahm das Rek— 
torat, für Lampe wurde 1816 Dr. Friedrich Wachter angeſtellt, der aber ſchon 
im nächſten Jahre, wahrſcheinlich in den Sümpfen bei Saſpe, verunglückte. 
Ewerbeck übernahm für ihn das Amt des Mathematiklehrers. Inzwiſchen hatte 
ſich die Behörde auf Grund der eingereichten Berichte für die Erweiterung 
des Gymnaſiums zu einer ſechsklaſſigen Lehranſtalt entſchieden. Noch fehlten 
die nötigen Geldmittel und Räumlichkeiten. Denn die Militärbehörde, die 
die alten Räume des Gymnaſiums als Militärkrankenhaus vorgefunden hatte, 
wollte ſie nur gegen einen gleichwertigen Erſatz räumen. Wegen der damit 
verbundenen Koſten wurde dem Vorſchlag Trendelenburgs zugeſtimmt, eine 
für die Erweiterung geeignete Stadtſchule mit dem Gymnaſium zu verbinden. 
Die Marienſchule, als älteſte Anſtalt der Rechtſtadt ſchon 1363 erwähnt, 
erwies ſich am zweckmäßigſten, da die Ambauten auf nur 1000 Taler ver— 


125) Es gehört nicht zur Aufgabe, die Gründe für den Sieg des Neuhumanismus über 
die bereits vorhandenen Anſätze zur Erneuerung des Schulweſens aufzusuchen. 
Doch wieſen dieſe Anſätze in eine andere Richtung, als der Lehrplan von 1812. 
Von der Einführung neuſprachlichen Anterrichtes war abgeſehen, Kernſtücke des 
Anterrichtes bildeten Lateiniſch und Griechiſch. Die Kenntnis der griechiſchen 
Welt wurde in Zukunft als unerläßliche Vorausſetzung gelehrter Bildung an- 
geſehen. Dagegen hatten frühere Verſuche auf dem entgegengeſetzten Wege, 
durch die Naturwiſſenſchaften und die gebräuchlichſten Fremdſprachen das Schul⸗ 
weſen erneuern wollen. 

124) Löſchin, Geſch. Danzigs, II, 364, Danzig 1822. 
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anſchlagt wurden. Am 16. Mai 1816 entſchied ſich die weſtpreußiſche Regierung 
für die Vereinigung beider Anſtalten. Nachdem Ewerbeck am 25. 7. 1817 
ſeine Entlaffung mit Penſionsberechtigung und Ernennung zum Stadtbiblio— 
thekar erhalten hatte, übernahm Meineke zuerſt vorläufig die Leitung der 
neuen Schule. Außer ihm waren 8 ordentliche Lehrer vorgeſehen, von denen 
die erſten 4 zu Profeſſoren ernannt werden ſollten, ferner 5 Hilfslehrer und 
ein Elementarlehrer. 


Die Einweihung der neuen Schule wurde in Anknüpfung an die reforma- 
toriſche Vergangenheit des akademiſchen Gymnaſiums auf den Geburtstag 
Luthers angeſetzt. Im Rathaus vollzog am 10. November 1817 Trendelenburg 
im Auftrage der Regierung die Vereinigung der früheren zwei Anſtalten zu 
einem Städt. Gymnaſium mit der lateiniſchen Rede: Habent sua fata scholae. 
Ihm folgte die Feſtrede Meinekes über die Verdienſte Melanchtons um die 
klaſſiſche Literatur. Vorträge von Gymnaſiaſten und eine Feſtkantate ſchloſſen 
die Feier ab. ö 

Die Beauftragung mit der Leitung der neuen Schule bedeutete für den 
jugendlichen Meineke eine Auszeichnung, die er ſeinem durch wiſſenſchaftliche 
und perſönliche Erfolge errungenen Anſehen zu verdanken hatte. Meineke ſah 
ſein Ziel zunächſt darin, Lehrer und Schüler für ihre Aufgaben zu gewinnen 
und ihre Liebe zu den Gegenſtänden zu wecken. Mit eigenen Worten wünſchte 
er, „das jugendliche Gemüt mit dem Marke des Altertums zu kräftigen und 
mit feinen erhabenen Erſcheinungen und Geftalten zu befreunden“ 128). Durch 
raſch fortſchreitendes Leſen der Schriftſteller wußte er die Teilnahme der 
Schüler an dem Stoff zu erhalten, häusliche Lektüre ſollte das Eindringen 
in den Geiſt der Antike erleichtern. Meinekes Erfolge veranlaßten das Mi- 
niſterium zu der Aufforderung, eine Aberſicht über die Lehrverfaſſung zu geben, 
aus der beſonders die Einführung der Privatlektüre den anderen Gymnaſien 
empfohlen wurde. Zielſicher verfolgte Meineke ſeinen Weg, auch durch die 
Einwendungen der Bürgerſchaft ließ er ſich nicht in ſeinen Entſchlüſſen beirren, 
zumal er ſich des Einverſtändniſſes der vorgeſetzten Behörden ſicher wußte 
und ihn die beſten Beziehungen mit dem Oberbürgermeiſter von Weickhmann 
und ein freundſchaftliches Verhältnis mit dem Oberpräſidenten v. Schön ver— 
banden. Ausdrücklich betonte er daher in der „jährigen Nachricht“ von 1819, 
daß das Gymnaſium eine wiſſenſchaftliche Anſtalt ſei und auf das Studium 
vorbereite. Er hielt es für günſtig, wenn die Schüler bis zum 20. und 23. 
Lebensjahr auf der Schule blieben und dann erſt zur Aniverſität entlaſſen 
wurden. Für die Selbſtändigkeit, mit der er über der Beſtimmung der Anſtalt 
wachte, ſprach die Aufforderung an die Eltern, die mit ſeiner Meinung nicht 
übereinſtimmten, „daß unſre Anſtalt bloß und allein auf die Bildung künftiger 
Gelehrten... berechnet iſt“, ihre Söhne aus der Schule zu nehmen. 

Als Meineke 1826 die Leitung des Joachimsthalſchen Gymnaſiums über- 
tragen wurde, war die Schülerzahl auf 242 geſtiegen, während er 1817 nur. 
143 übernommen hatte. Wie dieſe Berufung nach Berlin eine Anerkennung 
ſeiner Danziger Tätigkeit bedeutete, wurden ſeine Verdienſte auch in Danzig 
gewürdigt. Bereits in einem amtlichen Bericht von 1818 hieß es: „Direktor 


125) Jährige Nachricht von dem Gymnaſium zu Danzig 1818/19, S. 13. 
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Meineke vereinigt in ſich alle Eigenſchaften eines Vorſtehers einer guten 
Schule, klaſſiſche Bildung, dazu Eifer, große Tätigkeit und Kraft und För— 
derung des Hauptzweckes. . Die Prima leiſtet jetzt ſchon mehr als irgendeine 
der weſtpreußiſchen Gelehrtenſchulen“ 126). 

Mit Meineke begann der Wiederaufſtieg der alten Danziger Bildungs- 
ſtätte, nachdem ſie über 50 Jahre infolge ihrer überlebten Verfaſſung immer 
offenkundiger in Verfall geraten war. Angünſtige Amſtände, die außerhalb 
der Macht des Rates und der Profeſſoren lagen, hatten ihren Verfall be- 
ſchleunigt. Die Not des letzten Jahrzehnts bedrohte ſie beſonders, als Lehrer 
und Schüler auseinandergeriſſen wurden und das alte Schulgebäude verloren- 
ging. Jetzt konnte das Gymnaſium, gereinigt von den Fehlern der Vergangen— 
heit, ſeine Aufgabe als Vorbereitungsanſtalt künftiger Gelehrten wieder über— 
nehmen, und wie früher übergaben ihm die Danziger Familien ihre Söhne 
zu erfolgreicher Erziehung. 


126) F. Ranke, Auguſt Meineke, Ein Lebensbild, Leipzig 1871, S. 57. 
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Geſamtzahl der Schüler in Prima und Sekunda nach ihrer Herkunft geordnet. 
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Neuaufnahmen der Schüler in Prima und Sekunda nach ihrer Herkunft geordnet. 
1769/70. 


Unter dem Rektor Ver⸗Portenn (1770/94) iſt die Heimat der Schüler nur 
ſelten eingetragen; erſt ſeit Gralath die Schülerliſten führt, wird ihre Herkunft 
häufiger angegeben. 
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Neuaufnahmen der Schüler in Prima und Sekunda nach ihrer Herkunft geordnet 
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1 Daniel Friedrich 
Warneck 


10 


St. Carl v. Gralath 


3 Daniel Gottl. Graß 
4 Aug. Wilh. Weiß 


5 Georg S. Havemann 
6 Sam. Gottl. E. Thiel 


7G. Wilh. Coſack 
8 25 Fronmholz 
9A. W. Huray 

10 [G. B. Bartoldi 


Die Abiturienten des akademiſchen Gymnaſiums in den Jahren 1802 bis 1806. 
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Die jährlichen Zugänge des Gymnaſiums ſeit 1769—1808; Prima bis Quinta. 
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*) 1803 werden die unteren Klaſſen des Gymnafiums in eine Deutſche Bürger⸗ 
ſchule umgewandelt. 
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Danzig in der Vorgeſchichte zur Zweiten 


Teilung Polens 
Von Hans Hopf. 
In den Jahren nach der erſten Teilung Polens beſchäftigte das Problem 


Danzig mehr als je die Diplomatie Preußens, Rußlands und Englands. 


Aber das Verhältnis Danzigs zu Preußen nach der erſten Teilung Polens 
hat der Danziger Schulrat Dr. R. Damus im Heft 20 der Zeitſchrift des 
Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins (1887) einen längeren Aufſatz veröffentlicht. 
Während Damus ſehr ausführlich auf die zwiſchen Preußen und Danzig zur 
Zeit Friedrichs des Großen ſchwebenden Fragen eingegangen iſt, hat er die 
Politik Preußens gegenüber Danzig in der Regierungszeit Friedrich Wil— 
helms II. nur im Aberblick dargeſtellt. In jenem Aufſatz hat Damus bereits 
die allgemeine Bedeutung Danzigs berührt, indem er auf die Haltung Ruß- 
lands und Englands zu den preußiſch-Danziger Streitfragen hingewieſen hat. 
Dennoch iſt die Danziger Frage im Zuſammenhang mit der großen Politik 
der Jahre vor der zweiten Teilung Polens noch nicht näher unterſucht und 
zuſammenfaſſend dargeſtellt worden. Dieſes ſoll die Aufgabe der vorliegenden 
Arbeit ſein, die ſich insbeſondere auf die Berichte des preußiſchen Kabinetts 
in den Jahren 1788—1792, auf die in der Sammlung des polniſchen Hiſtorikers 
Dembinſki veröffentlichten „Documents relatifs au second Partage de la 
Pologne“ und auf die im Danziger Staatsarchiv befindlichen Berichte der 
Danziger Reſidenten in Warſchau, Petersburg und London ſtützt. 


Danzig nach der erſten Teilung Polens 

Durch den Einſpruch Rußlands war es 1772 Friedrich dem Großen nicht 
gelungen, nebſt den anderen Gebieten von Weſtpreußen mit Ausnahme von 
Thorn auch Danzig zu erwerben, obgleich Danzig ein freies deutſches Staats- 
weſen war; die Stadt hatte 1454 den König von Polen lediglich als Schutz- 
herrn anerkannt. Solange die Danziger ihre Selbſtändigkeit genießen konnten, 
hatte es nicht in ihrem Intereſſe gelegen, den beſtehenden Zuſtand zu ändern. 
Nachdem aber die Rechte der polniſchen Könige durch die Reichstage ſtark 
eingeſchränkt worden waren, hatte auch die Stadt Danzig eine Beſchränkung 
ihrer Privilegien befürchtet und ſcharf betont, nur dem Könige von Polen 
gehuldigt zu haben, nicht aber einer Republik Polen. Geſchickt hatte es Rußland 
verſtanden, die Lage der Stadt auszunutzen. Am die Befürchtungen Danzigs 
zu zerſtreuen und um die Stadt unter ruſſiſchen Einfluß zu bekommen, erneu- 
erte Katharina II. 1764 eine ſchon von der Zarin Anna übernommene Garantie 
der Privilegien Danzigs, und in der Arkunde vom 24. März 1767 verſprach 
die Zarin der Stadt Schutz, damit ſie „in ihren bisherigen Rechten, Frei- 
heiten, Privilegien uſw. beſonders in dem Beſitz ihrer Ländereien und Grün— 
den, in dem See-, Handlungs-, Hafen-, Münz- und Feſtungsrecht ohne einige 
Verkürzung erhalten werden möge“ ). Katharina hatte daher als Beſchützerin 
der Stadt auftreten können, um 1772 Friedrich an ihrer Erwerbung zu hin— 
dern, und Friedrich hatte nicht Danzigs wegen die Verhandlungen mit Ruß— 


) D. St. A. 300, 53 Fasc. 437. 
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land ſcheitern laſſen wollen. Er begnügte fih mit der Rückerwerbung des ehe— 
maligen Gebietes des deutſchen Ritterordens auch ohne Danzig; ausgenommen 
wurde auch die Stadt Thorn. 

Auf allen Seiten war durch die Grenzziehung von 1772 das Danziger 
Gebiet von preußiſchem umgeben worden, und auch die Ländereien des Abtes 
von Oliva, die ſich bis zur Meeresküſte erſtreckten und auf deren Grund und 
Boden der Danziger Außenhafen lag, waren Friedrich zugefallen. Auf die 
Rechte, die Preußen auf den Danziger Außenhafen beſaß, war Friedrich 
der Große durch den preußiſchen Reſidenten in Danzig namens Tietz auf- 
merkſam gemacht worden ). Er begründete fie in einer gedruckten Deduktion 
vom 14. Dezember 1772 unter dem Titel „Preuves et Défenses des Droits du 
Roi sur le Port et le Péage de la Vistule“, die er an die preußiſchen Geſandten 
in den an der Stadt Danzig und ihrem Handel intereſſierten Ländern Ruß— 
land, England, Frankreich und Holland ſchicken ließ. Am Eingang zum Hafen 
ließ er eine preußiſche Lizenzkammer errichten, die von den paſſierenden 
Schiffen Zölle erhob. 

Neben Schweden und Holland war vor allem England am Danziger Handel 
beteiligt. Rund 12% aller durch den Sund unter engliſcher Flagge fahrenden 
Schiffe gingen in den Jahren um 1770 nach Danzig’). Zwar war in jenen 
Jahren der Handel zwiſchen Danzig und Schweden und Danzig und Holland 
lebhafter als der Handel zwiſchen Danzig und England, als aber Trevor 
Corry, der engliſche Konſul in Danzig, ſeiner Regierung von den Vorgängen 
im Danziger Außenhafen berichtete, verſuchte dieſe, die der Teilung Polens 
neutral gegenüber geftanden hatte, nun ſofort auf diplomatiſchem Wege gegen 
die Maßnahmen Friedrichs vorzugehen. Am Anfang des Jahres 1773 wurde 
von Gunning, dem engliſchen Geſandten in Petersburg, dem Grafen Panin eine 
Verbalnote überreicht mit dem Vorſchlag einer gemeinſamen Intervention 
des ruſſiſchen und engliſchen Hofes in dem preußiſchen Streit mit Danzig 
zur Wiederherſtellung der alten alleinigen Rechte der Stadt Danzig an ihrem 
Hafen). Panins Antwort allerdings entſprach nicht den engliſchen Vor— 
ſchlägen: Die Zarin werde die Rechte Danzigs anerkennen, falls keine dritte 
Macht Anſpruch darauf habe?). Den Danzigern wurde von dem ruſſiſchen 
Bevollmächtigten in Danzig dringend geraten, Friedrich als Herrn des Hafens 


) G. St. A. Kabinettsbericht vom 14. 6. 1791: „.. Wir müſſen dem Tietz das 
Zeugnis geben, daß er zu Danzig vielen Eifer, Tätigkeit und Geſchicklichkeit 
bewieſen, und dem Staat einen ſehr weſentlichen Dienſt geleiſtet, wofür er keine 
Belohnung erhalten, denn wie im Jahre 1773 durch die bekannte Teilung von 
Polen das polniſche Preußen occupiert wurde, ſo war er derjenige, der dem 
hieſigen Miniſterium die uns ganz unbekannte Tatſache anzeigte, daß der Hafen 
von Danzig, oder das ſogenannte Neufahrwaſſer, nicht zum Territorio der Stadt 
Danzig, ſondern der Abtei Oliva gehörte, und daß der Danziger Magiſtrat 
ſelbigen nur von der Abtei Oliva in Zeitpacht habe..“ 

) Nach den von Nina Bang herausgegebenen Sundzollregiſtern. 

) Politiſche Correſpondenz Friedrichs d. Gr. Bd. 33, Nr. 21 791. F. K. Wittichen 
(„Preußen und England in der europäiſchen Politik von 1785/88“) hat in dieſen 
Vorſtellungen der engliſchen Regierung in Petersburg einen Verſuch Englands 
geſehen, über die, ruſſiſche Garantie von Danzig, Rußland zu einem Bruch mit 
Preußen zu bringen. 

5) Damus: a. a. O. S. 49, 


Danzig in der Vorgeſchichte zur Zweiten Teilung Polens 105 


anzuerkennen und jährlich eine beſtimmte Summe an ihn für die Benutzung 
des Hafens zu zahlen). And auch die engliſchen Vorſchläge mußten jetzt 
ähnlich lauten. 

Durch das Edikt vom 11. Mai 1774, in dem Friedrich dem engliſchen 
Handel nach Polen weitgehende Vergünſtigungen gewährte, die denen der 
preußiſchen Antertanen gleich waren?), wurde dann England aus dem Streite 
ganz ausgeſchaltet. Auch waren Maßnahmen getroffen worden, durch die für 
den direkten Handel zwiſchen Danzig und England Erleichterungen geſchaffen 
wurden. Nach dieſen entgegenkommenden Schritten Friedrichs erlitt der eng- 
liſche Handel durch die preußiſchen Zollmaßnahmen kaum eine Schädigung. 
Zum Beweiſe mag die Tatſache dienen, daß in den der preußiſchen Beſitz⸗ 
ergreifung des Danziger Außenhafens folgenden Jahren die Zahl der in 
Danzig einlaufenden engliſchen Schiffe ſich nicht verminderte, während die 
Geſamtzahl aller Danzig aufſuchenden Schiffe um rund 70% ſanks). 

Ja ſelbſt Polen, deſſen König in mehrfachen Schreiben den Danziger Rat 
zur Ablehnung der preußiſchen Forderungen ermahnte, wurde während der 
preußiſch-polniſchen Commerzverhandlungen, die von 1773/75 in Warſchau 
geführt wurden, der preußiſchen Politik gefügig. Die Polen verſuchten bei 
jener Gelegenheit durch Aufhebung des ihnen verhaßten Danziger Stapel- 
rechtes Danzig für einen Freihafen erklären zu laſſen, was aber von Benoit, 
dem preußiſchen Geſandten in Warſchau, abgelehnt wurde. Darauf gingen 
die polniſchen Vertreter auf den preußiſchen Vorſchlag ein, bei ihrem Import 
und Export die preußiſchen Handelsplätze wie Pillau und Elbing unter Um- 
gehung Danzigs zu begünſtigen. Zunächſt wurden die Zollſätze für den direkten 
Verkehr zwiſchen Polen und Preußen auf 40%, der Tranſitzoll aber für pol- 
niſche Waren, die durch preußiſches Gebiet nach dem Auslande gingen, 
auf 80 / feſtgeſetzt, wodurch Danzig beſonders ſchwer getroffen wurde. Als 
dann Benoit eine Ermäßigung des preußiſch-polniſchen Grenzzolles auf 2% 
gegen eine Erhöhung des Tranſitzolls auf 12% vorſchlug, gaben die Polen 
dazu ebenfalls ihre Einwilligung ). 

Da der Danziger Nat die ruſſiſchen und engliſchen Vorſchläge, Friedrich 
als Herrn des Hafens anzuerkennen, ablehnte und zu Gegenmaßnahmen gegen- 
über den preußiſchen Zollbeſtimmungen überging, dauerten die Zollſtreitig— 
keiten jahrelang fort und führten zu einer preußiſchen Blockade Danzigs. 
1785 kam durch Vermittlung Rußlands zwar ein Vergleich zuſtande, die Lage 
des Danziger Handels aber beſſerte ſich dadurch kaum. Wenige Monate ſpäter 


6) Aber Rußlands Haltung beim Hafenſtreite vgl. H. Hoffmann: „Danzig und 
Rußland bei der erſten Teilung Polens“, Diſſ. Danzig 1936. 

*) Michael: Englands Stellung zur erſten Teilung Polens. Habilitationsſchrift 
Berlin 1890. S. 88/89. f 

e) Nach den Schiffahrtstabellen in den „Danziger Wöchentlichen Anzeigen“. — 
Vergl. auch W. Vogel „Beiträge zur Statiſtik der deutſchen Seeſchiffahrt 
im 17. und 18. Jahrhundert“, Hanſiſche Geſchichtsblätter Jahrg. 1932. 

o) Aber den preußiſch-polniſchen Handelsvertrag vergl. Margot Herzfeld: „Der 
polniſche Handelsvertrag von 1775” in Forſchungen zur brandenburgiſchen und 
preußiſchen Geſchichte, Bd. 32 u. 36. 
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begannen die Zollſtreitigkeiten von neuem und zogen ſich bis nach dem Tode 
Friedrichs des Großen hin ). 

So hatte Friedrich der Große durch die unmittelbar gegen Danzig ge— 
richteten Maßnahmen nicht den gewünſchten Erfolg erzielen können. Sein 
Miniſter Hertzberg klagte in einem ſeiner Briefe: „So verlieren wir Schritt 
für Schritt den Ruf der Stärke und der Feſtigkeit, den wir einſt hatten und 
der die einzige Grundlage bildet für unſern Staat von mittlerem Range“ 1). 
Viele Mühe hat der Miniſter ſeitdem auf die Löſung des Problems Danzig 
verwandt. Auf dem Wege der großen Politik verſuchte er ſein Ziel zu erreichen. 


1 


Danzig und die Politik des Grafen Hertzberg 
Der Plan Hertzbergs und die politiſche Lage Europas 
zu Beginn des Jahres 1788. 

Nach dem Tode Friedrichs des Großen blieb die Leitung der preußiſchen 
Außenpolitik fünf Jahre lang in den Händen der von ihm hinterlaſſenen 
Kabinettsminiſter, der Grafen Finkenſtein und Hertzberg, wobei dem jüngeren 
Hertzberg die bedeutendere Rolle zufiel. Sie jedoch waren nicht die alleinigen 
außenpolitiſchen Ratgeber Friedrich Wilhelms II. Dieſer König war bei 
ſeiner wankelmütigen Natur leicht vielen Einflüſſen zugänglich und ſchenkte 
gern manchen anderen Ratgebern Gehör. 

Schon gelegentlich des bayriſchen Erfolgekrieges hatte Hertzberg den Plan 
eines Ländertauſches entwickelt, durch den Preußen in den Beſitz von Danzig 
kommen ſollte n). Sein Vorſchlag war damals von Friedrich dem Großen 
abgelehnt worden. Erneut bot ſich für Hertzberg eine günſtige Gelegenheit, 
um mit ſeinem Plane hervorzutreten, als im Auguſt des Jahres 1787 die 
Türkei Rußland den Krieg erklärte, in den am Anfang des Jahres 1788 auch 
Oſterreich hineingezogen wurde. Hertzbergs Syſtem ging darauf hinaus, das 
Problem Danzig verbunden mit dem Problem Galizien durch die Orient— 
kriſis zu löſen. 

Der Miniſter wollte Preußen Gebiete verſchaffen, die es zu einer Ab— 
rundung nötig hatte, eine Stadt, in der die Bevölkerung und Sprache deutſch 
war, die vom preußiſchen Gebiete ringsherum umgeben war, aber unter der 
Oberhoheit eines fremden Königs ſtand. Polen ſollte Gebiete, die es einſt in 
Beſitz genommen hatte, von Sſterreich zurückerhalten; Oſterreich konnte ſich 
dafür durch weite noch zu kultivierende Gebiete entſchädigen. Nicht durch eine 
Teilung Polens wollte Hertzberg Preußen in den Beſitz dieſer Stadt bringen, 
ſondern auf dem friedlichen Wege eines Tauſches, der nach ſeiner aufrichtigen 
Überzeugung zur Herſtellung des europäiſchen Gleichgewichts beitragen ſollte. 

Am 19. Januar 1788 unterbreitete Hertzberg ausführlich dem König ſeinen 
Plan *). Preußen ſollte in der Orientkriſis als Vermittler zwiſchen den ſich 
ſtreitenden Staaten auftreten. Da die größte Wahrſcheinlichkeit für den Sieg 
10) Aber die Zollſtreitigkeiten zwiſchen Preußen und Danzig im einzelnen vergl. 

Damus: a. a. O. N 
1) R. Krauel: „Graf Hertzberg als Miniſter Friedrich Wilhelms II.“ S. 25. 

12) Bailleu: „Graf Hertzberg“, Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 42. 

2) G. St. A. R. 96, 147 C. Hertzberg an den König 19. 1. 1788. 
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der kaiſerlichen Heere über die Pforte ſprach, müſſe man, meinte Hertzberg, die 
Türken dazu bringen, dem Kaiſer die Moldau und Walachei abzutreten, 
Gebiete, deren Beſitz für die Pforte nur ſehr unſicher und ohne wirklichen 
Vorteil waren. Rußland müſſe von den Türken die Krim, die jene ohnehin 
nicht mehr beſaßen, Oczakow und Beſſarabien erhalten, jedoch unter der Be— 
dingung, daß Preußen und andere Mächte der Türkei ihre Beſitzungen jenſeits 
der Donau und Anna (Save) für ewig garantierten. Für ſeinen Gebietszuwachs 
ſollte der Kaiſer Lodomerien und Pokutien an Polen abtreten, damit das 
Gleichgewicht unter den Mächten erhalten blieb. Polen ſollte für dieſen durch 
Preußens Vermittlung zuſtandegekommenen Wiedergewinn von galiziſchen Ge— 
bieten Danzig, Thorn und ein Stück von Großpolen, — auf das man aber 
preußiſcherſeits bald verzichtete, — Preußen überlaſſen 1). ü 
Bei der Durchführung ſeines Planes hoffte Hertzberg auf eine Anterſtützung 
durch England, die ein Gegendienſt dafür ſein ſollte, daß Friedrich Wilhelm 
durch ſein militäriſches Eingreifen in die holländiſchen Wirren einige Monate 
vor dem Ausbruch der Orientkriſis und durch die Wiederherſtellung der Statt— 
halterſchaft in Holland dieſes Land dem franzöſiſchen Einfluß zugunſten des 
engliſchen entzogen hatte. Hertzberg dachte nun daran, daß England dem 
preußiſchen Vermittlungsangebot während der Orientkriſis an den Kaiſerhöfen 
den nötigen Nachdruck verleihen könnte, ferner Preußen den Rücken gegen 
Frankreich decken würde, im Falle Friedrich Wilhelm bei einer Nichtannahme 
der preußiſchen Vermittlung die Kaiſermächte mit den Waffen bedrohen 
müßte, und ſchließlich auch den Türken die Garantie ihrer Beſitzungen jenſeits 
der Donau und Anna ſchmackhafter machen würde. Von einer offiziellen Allianz 
Preußens mit England aber riet Hertzberg ab, da dadurch eine engere Ver— 
bindung zwiſchen Rußland und Sſterreich und Frankreich hervorgerufen wer— 
den könnte 1). 


14) Anter den ſpäteren Hiſtorikern fand der Plan Hertzbergs nur in den Brüdern 

Paul und Karl Wittichen Verteidiger, die ſich allerdings weniger auf die Natur 
des Planes ſelbſt und die Möglichkeit ſeiner Durchführung eingelaſſen haben. 
Sie verſuchten zu beweiſen, daß der Plan an den Perſönlichkeiten Friedrich 
Wilhelms, Ewarts und der Gegner Hertzbergs ſcheiterte, wobei ſie weniger 
die politiſche Lage Polens und ſchließlich auch die Englands in Betracht ge— 
zogen haben. 
Dietrich Gerhard hingegen („England und der Aufſtieg Rußlands“ S. 218/219) 
fiebt in dem Plane Hertzbergs nur „ein eigentümliches Gemiſch von weitſchau⸗ 
enden politiſchen Erkenntniſſen, von Argumentationen der Studierſtube und 
von ſchwächlich⸗erpreſſeriſchen Methoden.“ Dann einige Zeilen weiter kann 
Gerhard ſich der Meinung nicht verſchließen, daß der Plan „eine weitreichende 
Konzeption war, gewiß noch keine Löſung des polniſchen Problems, aber den 
Notwendigkeiten und den natürlichen Entwicklungstendenzen des preußiſchen 
Staates allerdings angemeſſen und durchführbar doch nur bei ungewöhnlicher Gunſt 
der Amſtände von einer vorſichtig zurückhaltenden ſtraffen, im entſcheidenden 
Augenblick zu rückſichtsloſem Einſatz der Machtmittel entſchloſſenen Politik.“ 
And bei der Darſtellung, wie Friedrich Wilhelm nach dem Zuſammenbruch des 
Hertzbergſchen Syſtems dem Miniſter Vorwürfe machte, ſtellt Gerhard die Frage 
(S. 370): „Hatte nicht erſt die Indolenz des Königs die Hertzbergſchen Pläne 
ſich derart entwickeln laſſen und hatte er ſich nicht dann in den entſcheidenden 
Monaten der Politik des Miniſters verſagt, ſodaß dieſe doch nie recht auf 
die Probe geſtellt worden war?“ 

15) G. St. A. (R. 96, 147 O) Hertzberg an den König 7. 1. 1788. 
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Auch England konnte hoffen, aus einem gemeinſamen Vorgehen mit Preu— 
ßen Vorteile zu ziehen. Denn Englands Einfluß war in Rußland ſeit 1781, 
als es das von Rußland aufgeſtellte neue Seerecht nicht anerkannt hatte, 
mehr und mehr durch den Frankreichs verdrängt worden. Den Höhepunkt 
hatte die engliſch-ruſſiſche Entfremdung erreicht, als mit dem Jahre 1786 
der engliſch-ruſſiſche Handelsvertrag abgelaufen und durch einen ruſſiſch⸗fran⸗ 
zöſiſchen abgelöſt worden war. Von einem gemeinſamen Vorgehen mit Preußen 
in Petersburg konnte ſich England verſprechen, wieder zu ſeinem alten Einfluß 
in Rußland zu gelangen. Solche Gedanken leiteten insbeſondere den ehrgeizigen 
engliſchen Geſandten in Berlin, Ewart, deſſen Programm darin beſtand, eine 
große Allianz zwiſchen England und den Nordſtaaten Europas, natürlich unter 
Führung Englands, zu bilden. Geſchickt verſtand er es, ſeine eigene wie auch 
die preußiſche Regierung für ſeine Politik zu gewinnen. Zu dieſem Zweck trat 
er in enge Verbindung nicht nur mit Hertzberg, dem Leiter der preußiſchen 
Außenpolitik, ſondern auch mit dem Ordensbruder Biſchofswerder, dem 
Günſtling des Königs, um durch dieſen auf Friedrich Wilhelm ſelbſt einen 
Einfluß ausüben zu können. Er verſtand es, über alle politiſchen Verhandlungen 
zwiſchen Friedrich Wilhelm und feinen Ratgebern, über alle Depeſchen, ſelbſt 
über die geheimſten, ſich zu unterrichten“). Auf feinen Einfluß wird es dann 
beſonders zurückzuführen fein, daß die preußiſche Regierung, obgleich fie in 
den entſcheidenden Augenblicken und in der Danziger Frage von England ver— 
laſſen wurde, ſich nicht entſchließen konnte, einen eigenen Weg zu gehen, ſon— 
dern an England gefeſſelt blieb *). 

Bereits im Januar des Jahres 1788 erfuhr Ewart von den preußiſchen 
Erwerbungsabſichten. Hertzberg hatte ihn bei ſeiner Eitelkeit in den ganzen 
Plan eingeweiht“). Ewart teilte ihn als „ausſchweifend und unpraktiſch bei 
den gegenwärtigen Amſtänden“ feiner Regierung mit ö). Nach der bisherigen 
engliſchen Haltung im Streite Friedrichs des Großen mit der Stadt Danzig 
entſprach eine preußiſche Erwerbung Danzigs nicht den Intereſſen Englands. 
Da aber das Zuſammengehen der Kaiſermächte mit Frankreich immer dro— 
hender wurde, wurde für England eine enge Verbindung mit Preußen zu 
einer politiſchen Notwendigkeit). Daher wollte England nicht den Schein 
aufkommen laſſen, daß es Preußen an der Erwerbung von Danzig hindern 
würde. Der engliſche Vertreter in Danzig ſoll ſogar nach einigen Nachrichten 
aus Danzig den Danzigern empfohlen haben, die Oberherrſchaft des Königs 
von Preußen anzunehmen ). Auch erwieſen ſich in den nächſten Monaten 
die Bemühungen des Danziger Geſchäftsträgers in London, Anderſon, die 


16) Vergl. Luckwaldt: „Zur Vorgeſchichte der Konvention von Reichenbach“ in 
Delbrück⸗Feſtſchrift S. 236. 17) Vergl. Gerhard: a. a. O. S. 247. 

18) Vergl. Luckwaldt: „Die engliſch-preußiſche Allianz von 1788“ in Forſchungen 
zur brandenburgiſchen und preußiſchen Geſchichte, Bd. 15, S. 99. 19) ebenda. 

20) Vergl. Ranke: „Die deutſchen Mächte und der Fürſtenbund“, S. 330. 

21) D. St. A. (800, 9. Bd., 19) Kahlen den 10. 3. 1788: „außerdem hat mir noch 
geſtern der Herr Anterkanzler, den ich des Nachmittags beim Herrn Ambaſſadeur 
angetroffen hatte, angezeigt, wie es lt. einigen aus Danzig anhero überſchrie— 
benen Nachrichten heißet, es vornehmlich der engliſche Kommiſſar ſein ſolle, 
welcher jetzt die Einwohner in Danzig zu fomentieren und ihnen die Ober- 
herrſchaft des Königs von Preußen anzuempfehlen pflegte.“ 
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engliſche Regierung zu tatkräftigem Eintreten für Danzig am preußiſchen 
Hofe zwecks Aufhebung der preußiſchen Zollmaßnahmen zu bewegen, als nutzlos. 
Carmarthen, der engliſche Außenminiſter, erklärte Anderſon gegenüber, der 
engliſche Hof könne nicht direkt für Danzig eintreten und „jetzo vielleicht 
weniger als vorhin des guten Verſtändniſſes mit Preußen wegen“). 
Carmathen war mit einer Zuſammenarbeit mit Preußen zum Zwecke der 
Wiederherſtellung des Friedens im Orient einverſtanden. Ja, er erklärte 
ſogar, es wäre ſehr wünſchenswert, wenn jede Machterweiterung der Gegner 
der Pforte durch ein dem König von Preußen paſſendes Aquivalent ausge- 
glichen werde»). Während es aber bereits Mitte April 1788 zu einem De— 
fenſivvertrag zwiſchen Preußen und Holland kam, verzögerte ſich der Abſchluß 
einer engliſch-preußiſchen Allianz noch um einige Monate, da man beiderſeits 
ſich vorläufig nicht über die zu gewährende Truppenhilfe einigen konnte. 


Ruſſiſch⸗öſterreichiſche Maßnahmen gegen den preußiſchen Erwerbungsplan. 
Die erſte Sendung von Alopeus nach Berlin. 


Solange die ruſſiſche Regierung nicht einer tatkräftigen Anterſtützung durch 
Oſterreich in dem Kriege gegen die Pforte ſicher war, war fie bemüht, die Be⸗ 
ziehungen zu Preußen möglichſt günſtig zu erhalten. Im November 1787 war 
der Stadt Danzig von ruſſiſcher Seite geraten worden, einen von Preußen 
aufgeſtellten Handelstarif anzuerkennen, in dem eine Verminderung der preußi— 
ſchen Zölle für die von und nach Danzig gehenden Waren in Ausſicht geſtellt 
wurde?). Da die Danziger als Aquivalent ihre eigene Zollerhebung einſtellen 
ſollten, wären dadurch die ſtädtiſchen Einnahmen geſchmälert worden, und der 
Rat ging daher auf ein ſolches Handelsabkommen nicht ein. 

Dennoch wurde innerhalb der Danziger Kaufmannſchaft der Gedanke an 
den Anſchluß an Preußen immer deutlicher”), ſodaß der König von Polen 
den geheimen Rat Sartorius nach Danzig ſandte, der die Kaufmannſchaft von 
ihren Plänen abbringen ſollte. Sartorius ſelbſt, wie auch einige Warſchauer 
Regierungsmitglieder, hatten vorher an einem Plane gearbeitet, dem König 
von Preußen Danzig zu überlaſſen. Man fürchtete jedoch dabei, daß auch 
der Kaiſer neue Landabtretungen von Polen verlangen könnte, wenn Danzig 
zu Preußen kommen würde ?). Auch Lindenowski, der preußiſche Reſident 
in Danzig, berichtete, er könne jeden Augenblick die Anterwerfung der Dan— 
ziger Bürgerſchaft erreichen, ſobald man ihn ermächtigte, ſie anzunehmen. 
Hertzberg ſchrieb darauf an den König: Ba Majeſtät kann auf keinen Fall 


22) D. St. A. (300, 9. Bd. 377) Anderſon den 9. 5. 1788. ö 

2) G. St. A. (R. 96, 147 O) Auszug aus einer Depeſche, Carmathens an Ewart 
14. 5. 1788 (Beilage zu Finkenſtein und Hertzberg an den König 29. 5. 1788): 
il seroit certainement fort à souhaiter, que la Porte füt en état de rejetter 
tous les termes qui pourroient affaiblir ses moyens futures de defense, et en tout 
cas, que toute accession de force à ses rivaux füt s’il étoit possible, contre- 
balancée par un équivalent convenable à S. M., le Roi de Prusse. 

2.) D. St. A. (300, 93, Nr. 457) Oſtermann an den men Geſchäftsträger in 
Danzig 8. 11. 1787. 2) Vergl. Damus a. a. O. S. 

26) G. St. A. Rep. 96, 147 Vol. 8. Extrait d'une 185 du Sr. Buchholz au 
Ministre d'Etat C. de Hertzberg (Beilage zum Bericht Hertzbergs an den König 
30. 1. 1788). N 
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ohne Zuſtimmung des ruffifhen Hofes und der Republik Polen die freiwillige 
Anterwerfung der Stadt annehmen“ 2). Lindenowski dürfe nichts unternehmen, 
wodurch Preußen verdächtigt werden könnte, daß es die Danziger Bürgerſchaft 
zu gewinnen verſuche. 

Im Februar 1788 nahm plötzlich die ruſſiſche Regierung eine völlig ver- 
änderte Haltung Danzig und Preußen gegenüber an. Der ruſſiſche Reſident 
in Danzig ermahnte jetzt die Kaufmannſchaft, ihre Pläne zurückzuſtellen, ver⸗ 
ſuchte, dem Rat auf ruſſiſche Anterſtützung gegen Preußen Hoffnung zu ma- 
hen?) und beſchuldigte ſogar den preußiſchen Hof, bei den Anruhen, die 
innerhalb der Danziger Bürgerſchaft gegen den Rat entſtanden waren, feine 
Hand im Spiele gehabt zu haben, wogegen man natürlich von Berlin aus 
proteſtierte 2). Der Grund für die plötzliche Wendung der ruſſiſchen Politik 
war die am 9. Februar 1788 erfolgte Kriegserklärung Sſterreichs an die 
Pforte. In Wien hatte man einige Zeit vorher von den preußiſchen Er- 
werbungsabſichten erfahren. Hertzberg hatte nämlich Jacobi, dem preußiſchen 
Geſandten in Wien, ausführlich ſeinen Tauſchplan in einem Brief entwickelt, 
der Kaunitz in die Hände gekommen fein fol), Auch dem Fürſten Reuß, 
dem öſterreichiſchen Geſandten in Berlin, ſoll Hertzberg Mitteilungen über 
ſeinen Plan gemacht haben ). Jedenfalls war der öſterreichiſche Geſandte in 
Petersburg, Graf Cobenzl, am 7. Dezember 1787 angewieſen worden, dem ruſſi⸗ 
ſchen Hofe vorzuſchlagen, gemeinſam mit Sſterreich ſich allen Erwerbungen 
Preußens im Oſten zu widerſetzen. And als Sſterreich ſich entſchloß, mit ganzer 
Heeresmacht Rußland gegen die Pforte zu unterſtützen, erhielt der ruſſiſche 
Geſandte in Berlin die Weiſung, die von Preußen angebotene Friedens- 
vermittlung abzulehnen. Ja, es gelang dem öſterreichiſchen Geſandten in 
Petersburg, Katharina zu einer geheimen Deklaration zum Schutze der polni- 
ſchen Republik zu bewegen (am 21. Mai 1788). Darin verpflichtete ſich die 
Zarin, daß fie vereint mit Öfterreih den König von Preußen von jeglichen 
Erwerbungsgelüſten, die er unter den gegenwärtigen Amſtänden auf die Be— 
ſitzungen der Republik Polen haben könnte, abzubringen verſuchen werde. 
Sollten alle Vorſtellungen fruchtlos ſein, ſo verſprach Katharina gemeinſam 
mit dem Kaiſer mit allen Kräften, ſoweit es die Sicherheit und Ver— 
teidigung ihres eigenen Reiches zuließen, den preußiſchen Erwerbungsplänen 
entgegenzutreten!). Dieſe Deklaration wurde weder in Berlin noch in War- 
ſchau bekannt. Stark bedrohte fie das Gelingen des preußiſchen Erwerbungs— 
planes. 

Inzwiſchen nahm der Türkenkrieg nicht den von Rußland erwarteten 
Verlauf. Den Heeren der Kaiſermächte war es bis jetzt noch nicht gelungen, 
Erfolge den Türken gegenüber zu erzielen. Fürſt Potemkin, der Befehlshaber 
der ruſſiſchen Heere, war unzufrieden mit der vorſichtigen Kriegführung Hfter- 
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reichs, riet der Zarin, es lieber mit Preußen zu halten und Friedrich Wilhelm 

die Stadt Danzig zu überlaſſen ?). Katharina wollte zunächſt nichts davon 

hören und verſtand geſchickt, Potemkin von ſolchen Ideen abzubringen. 

Dennoch wollte ſie jegliche ernſthafte Differenzen mit Preußen vermeiden, 
insbeſondere da Schweden als Verbündeter der Pforte mit einem Angriff 
auf Rußland drohte. Sie ſchickte den ruſſiſchen Geſandten am Eutiner Hof, 
Alopeus, einen geſchickten Diplomaten, nach Berlin, der dort als ihr geheimer 
Geſandter wirken ſollte. Seine Aufgabe beſtand darin, zu Friedrich Wilhelm 
von einer freundſchaftlichen Geſinnung der Zarin zu ſprechen. Sie ſei geneigt, 
Freundſchaft mit Preußen zu pflegen), werde ihren bisherigen Geſandten 
in Berlin den Grafen Rumjanzow, der ein gutes Verhältnis zwiſchen Ruß— 
land und Preußen zu beeinträchtigen ſchien, abberufen, bitte den König aber 
zugleich um Abberufung des Baron Keller. Zu Hertzberg ſprach Alopeus viel von 
den Danziger Angelegenheiten. Die Zarin wünſche, ſagte er, um endlich dieſen 
Stein des Anſtoßes zu beſeitigen, daß Friedrich Wilhelm die Zölle zugunſten 
Danzigs vermindere und der Bürgerſchaft erklären laſſe, er würde niemals 
ihre Anterwerfung annehmen. Hertzberg hütete ſich natürlich, irgendwelche 
diesbezügliche Zuſagen zu machen *). 

Die Not der Stadt Danzig machte ſich Katharina indeſſen zunutze. Durch 
ihren Beauftragten in Danzig ließ ſie Danziger Bürger zur Auswanderung 
nach Rußland überreden“). Der Niedergang des Danziger Handels brachte 
den ruſſiſchen Häfen Vorteil, da die Polen infolge der durch Preußen erho— 
benen Zölle, einen Teil ihres Getreides über Riga ausführten. And in dem 
drohenden Kriege mit Schweden gedachte Katharina Danzig als Verpro— 
viantierungsplatz für ruſſiſche Kriegsſchiffe zu benutzen 7). Sie ermahnte durch 
den ruſſiſchen Bevollmächtigten in Danzig den Danziger Rat zur Treue gegen 
den König von Polen und zur Abſendung von Deputierten nach Warſchau, 
wo unter der Leitung des einflußreichen ruſſiſchen Botſchafters, Stackelberg, 
weitere Zollverhandlungen zwiſchen Preußen und Danzig geführt werden 
ſollten s). Es iſt möglich, daß auch Alopeus, der nach einem Berichte Kahlens, 
des Danziger Geſchäftsträgers in Warſchau, ſeine Reiſe von Petersburg nach 
Berlin nicht ſeiner Gewohnheit gemäß über Warſchau, ſondern über Danzig 
zurückgelegt hatte?), dem Rate Hoffnung auf ein ruſſiſches Eintreten für 
3) Vgl. Kalinka a. a. O. Bd. 1, S. 21. 

% G. St. A. (R. 96, 147 O) Hertzberg an den König 7. 7. 1788: „Ayant ete fort 
lié avec M. de Hüttel, il (Alopeus) lui a confié les circonstances suivantes 
qu'il était chargé par V’Imperatrice méme de pendre une audience de V. M., 
et de Lui donner les assurances les plus positives de ses dispositions invariables 
de cultiver l'amitié de V. K. 

3) G. St. A. (R. 96, 147 C) Hertzberg an den König 8. 7. 1788. 

a0) D. St. A. (300,9 Bd. 563) Wernsdorf (Dzg. Sekretär) an Wiggers 22. 5. 1788. 

27) D. St. A. (300,9) Kahlen 5. 6. 1788. 

as) D. St. A. Rats⸗Rezeß v. 21. 5. 1788. 

30) D. St. 300,9 Bd. 190, Kahlen d. 16. 6. 1788. 

In den „Wöchentlichen Danziger Anzeigen“ allerdings, wo die Namen der 

durchreiſenden Fremden angeführt werden, iſt die Durchreiſe des Alopeus nicht 

bekannt gemacht. Doch ſcheinen dieſe Regiſter nicht vollſtändig zu fein, und es 
iſt auch wahrſcheinlich, daß Alopeus, der geheime Aufträge von Katharina gehabt 
haben wird, unter anderem Namen Danzigs Tore paſſierte, bezw. daß es vom 

Rate verboten war, feine Durchreiſe öffentlich bekannt zu machen. — 
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Danzig in Berlin zu machen hatte, damit nicht dieſer — entmutigt durch die 
gleichgültige Haltung, die Rußland während der letzten Monate den Dan— 
ziger Angelegenheiten gegenüber gezeigt hatte — den Stimmen von Bürgern 
nachgab, die den Anſchluß an Preußen forderten. ö 


Der ruſſiſch⸗polniſche Allianzplan und ſein Scheitern. 


Zu derſelben Zeit, da Alopeus von der freundſchaftlichen Geſinnung 
Katharinas in Berlin ſprach, hatte die Zarin Allianzverhandlungen mit Polen 
begonnen. Sehr überraſcht war Hertzberg, als Katharina Ende Auguſt durch 
Buchholz den preußiſchen König über einen ruſſiſchen Allianzvorſchlag an Polen 
benachrichtigen ließ ). 

Jedoch nicht, wie man am preußiſchen Hofe glaubte, war Katharina die 
Arheberin des Bündnisplanes geweſen, ſondern ſie hatte die vom König 
von Polen nach ihrer Hilfe ausgeſtreckte Hand ergriffen. Bereits 1783, als 
ein Krieg zwiſchen Rußland und der Pforte bevorſtand, hatte Stanislaus 
Auguſt der Zarin ſeine Anterſtützung angeboten. Auch jetzt hätte er Polen 
gern an dem ruſſiſch-türkiſchen Krieg teilnehmen laſſen, um durch Wieder— 
erweckung des kriegeriſchen Geiſtes die in den oberen Klaſſen ſeines Volkes 
ausgebrochene Streitſucht um Amter und Würden zu hemmen und um ſein 
Land für die durch die erſte Teilung verlorenen Gebiete zu entſchädigen ). 

Im September 1787 hatte Stanislaus Auguſt an ſeinen Geſandten in 
Petersburg, Deboli, das Projekt eines Defenſivvertrages geſchickt, in dem 
Polen und Rußland die Integrität ihres Beſitzes ſich gegenſeitig zuſichern joll- 
ten 4). Nachdem Katharina im Mai 1788 Sſterreich die Erklärung abgegeben 
hatte, die polniſche Republik gegen preußiſche Erwerbungsgelüſte zu ſchützen 
und da ſie ohnehin in Warſchau als Beſchützerin Polens gelten wollte, um 
auf dem Wege der friedlichen Durchdringung Polen zu ihrem Vaſallenſtaat 
zu machen, ging fie auf das polniſche Bündnisangebot ein. In einem Gegen- 
projekt aber zu den Vorſchlägen des Königs von Polen ſprach Katharina den 
Polen nicht nur die erhofften Subſidien, den Anteil am Oberbefehl der Truppen 
und an den Eroberungen ab, ſondern ſtellte ſogar die Bedingung, daß Ruß— 
lands Vertreter im Ausland auch Polen vertreten ſollten n). Daß Katharina 
die Erfüllung dieſes Punktes den Polen zumutete, iſt ein deutlicher Beweis 
für ihre wahren Abſichten Polen gegenüber und für die Schwäche der Republik 
zu jener Zeit, da doch ſogar eine Stadt wie Danzig das Recht hatte, ihre 
eigenen Vertreter im Ausland zu haben. 

Auf eine preußiſche Proteſtnote gegen den polniſch-ruſſiſchen Bündnisplan, 
wozu Preußen nach dem Artikel IX des Teilungsvertrages berechtigt war, 
unterbrach Katharina ihre Verhandlungen mit Polen. Damit war die Gefahr 


40) Bericht Hertzbergs an den König 3. 8. 1788 (G. St. — S. 96, 147 C). 

41) Kalinka a. a. O. Bd. 1, S. 58. 
Es entſpricht ſomit nicht den Tatſachen, wenn Heidrich in ſeinem Werke „Preußen 
im Kampf gegen die franzöſiſche Revolution bis zur zweiten Teilung Polens“ 
(Stuttgart und Berlin 1908) S. 165 geſchrieben hat, daß bereits jetzt Stanislaus 
Auguſt an die Spitze der polniſchen patriotiſchen Bewegung trat, „ohne auf 
ſeine alte Verbindung mit Katharina zu achten“. Auch hat ſich Stanislaus Auguſt 
an der Spitze dieſer Bewegung nie befunden. 

42) Kalinka a. a. O. S. 58. 43) Kalinka S. 97. 


Danzig in der Vorgeſchichte zur Zweiten Teilung Polens 113 


für Polen, zu einer ruſſiſchen Kolonie herabzuſinken, gehemmt worden, und 
der Weg zu einem freundſchaftlichen Verhältnis mit ſeinem weſtlichen Nach— 
barn zu gelangen, ſtand für Polen offen. Solange allerdings die deutſchen 
Städte Danzig und Thorn außerhalb der Grenzen Preußens lagen, war 
naturgemäß ein ungetrübtes Verhältnis zwiſchen den beiden Staaten nicht 
denkbar. j 

Die Polen für den Tauſch Galiziens gegen Danzig, Thorn und Teile von 
Großpolen zu gewinnen, wurde zur Aufgabe des Marquis Luccheſini, der 
Mitte Oktober 1788 nach Warſchau geſchickt wurde. Arſprünglich war Luccheſini 
als preußiſcher Geſandter nach Petersburg beſtimmt worden, um Keller zu 
erſetzen, mit deſſen Tätigkeit man in Berlin unzufrieden war. Hertzberg 
hoffte, daß Luccheſini mit mehr Erfolg ſich für eine Annäherung zwiſchen 
Preußen und Rußland einſetzen werde). Jedoch Luccheſini ſollte nicht nach 
Petersburg kommen, da auch Warſchau ein ſehr wichtiger Poſten wurde, der 
eines geſchickteren Geſandten, als es Buchholz war, bedurfte. Warſchau war ja 
nun das Zentrum des diplomatiſchen Kampfes zwiſchen Rußland und Preußen 
geworden. Bereits im Juli 1788 hatten polniſche Magnaten Friedrich Wilhelm 
um Schutz angefleht „gegen den Deſpotismus der ruſſiſchen Regierung und 
ihres Geſandten in Polen“ und ihn gebeten, denſelben Einfluß auf die polni⸗ 
ſchen Angelegenheiten auszuüben wie der ruſſiſche Geſandte, nur natürlich 
im antiruſſiſchen Sinne 45). 

Am 6. Oktober wurde in Warſchau jener berühmte fog. vierjährige Reichs- 
tag eröffnet, der nach Ablauf ſeiner ſechswöchigen Sitzungsperiode immer wie— 
der eine Verlängerung erfuhr, da ihm immer neue Aufgaben geſtellt wurden. 
Am 7. Oktober wurde er in eine Konföderation umgewandelt, deren Haupt— 
zweck die Vermehrung des Heeres und Ausſchreibung neuer Steuern war. 
Gleich in den erſten Tagen nach der Eröffnung machte ſich eine ſtarke Oppoſition 
gegen den König und die ruſſiſche Partei bemerkbar. Zu ihr zählten alle 
Freunde und Parteigänger des Fürſten Adam Czartoryſki, verſchiedene andere 
adlige Familien und „die nicht geringe Zahl der Abgeordneten aus Galizien, 
welche Oſterreich und Rußland abgeneigt waren und darum Preußen zu— 
getan“ 0). 

Als am 13. Oktober dem Reichstag von Buchholz eine preußiſche gegen 
das ruſſiſch⸗polniſche Allianzprojekt gerichtete Note vorgelegt wurde, die dro— 
hend gegen Rußland gerichtet war, „gegen die Republik aber höflich, wie es 
ſich einer unabhängigen Macht gegenüber ſchickte — einen ſolchen Ton hatte 
man in den Noten des ruſſiſchen Geſandten ſchon lange vermißt“ »), — 
war hier zum erſten Mal auch von einem Bündnis zwiſchen Preußen und 
Polen die Rede. Es wurde von Friedrich Wilhelm angeboten, falls ſeine 
Vorſtellungen gegen das Bündnis mit Rußland in Polen kein Gehör finden 


44) G. St. A. Hertzberg an den König 8. 7. 1788. 

45) G. St. A. Hertzberg an den König 20. 7. 1788: „... Le Prince Sulkowski pre- 
tend que ses Palatinats (de Podolie et de Bracklaw) réclament la protection de 
V. M. contre le despotisme de la Cour de Russie et de son Ambassadeur en 
Pologne et desirent que V. M. ordonne à son Ministre à Varsovie de prendre 
le m&öme ton et la m&me influence dans les affaires de Pologne comme le 
Ministre de Russie.“ 


20) Kalinka a. a. O. Bd. I. S. 164. „) ebenda S. 168. 
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ſollten. Von der antiruffiihen Partei wurde die Erklärung des preußiſchen 
Hofes aufs freudigſte begrüßt. Der Reichstag hielt ſich nun für „den freien 
Herrn ſeiner Handlungen, wie es der höchſten Behörde eines zahlreichen tapfe— 
ren Volkes zukam“ ). Man fühlte ſich befreit von der ruſſiſchen Feſſel und 
der Reichstag nahm am 20. Oktober den Antrag an, das Heer auf 100 000 
Mann zu vermehren. N j 

Die Schwierigkeiten, die Polen den preußiſchen Wünſchen gefügig zu 
machen, erkannte Luccheſini gleich während der erſten Tage ſeines Warſchauer 
Aufenthaltes. Derjenige Teil der Nation, ſchrieb er am 21. Oktober 1788, 
welcher gegenwärtig und ſeit der preußiſchen Deklaration zu Preußen halte, 
möchte zwar ſeine Pläne mit Hilfe Preußens durchſetzen, kein Pole aber 
würde zulaſſen, daß der König von Preußen in den Beſitz der erſtrebten Ge— 
biete gelange. Sollten aber die Ereigniſſe Friedrich Wilhelm zu einem Kriege 
zwingen, ſo würde Polen den Preußen nützlich werden, „denn ſobald die 
preußiſche Armee gegen Rußland und Sſterreich aufmarſchiert, wird auch 
die ganze polniſche Nation mit ihr gehen, Galizien wird mit Freuden die 
Laſten des Krieges teilen und dann könnte von etwaiger territorialer Ceſſion 
die Rede Sein...” ). 

Bald ſetzte ſich die Oppoſitionspartei in Warſchau, an ihrer Spitze die 
Anhänger des Fürſten Czartoryſki, mit Luccheſini in Verbindung. Ihre Führer 
gingen ſogar ſo weit, Luccheſini zu ſagen, ſie würden Friedrich Wilhelm um 
einen ſofortigen Einmarſch preußiſcher Truppen bitten, falls Stanislaus Au- 
guſt in Folge ihrer Schritte zu einer Auflöſung des Reichstages ſchreiten 
werde. Sie ließen Friedrich Wilhelm bitten, an der Grenze ſein Heer bereit 
zu halten, damit es ihnen gegebenenfalls ſofort helfen könne ). Weiterhin 
verlangten ſie von Friedrich Wilhelm, er ſolle ihnen ihre Grenzen garantieren, 
ihnen wieder zu den Salzbergwerken von Wieliczka verhelfen und die Zölle 
auf der Weichſel ermäßigen. Dafür verſprach man, ihm außer der Garantie 
Weſtpreußens eventuell Danzig und Thorn anzubieten ). 

In der entſcheidenden Reichstagsſitzung vom 3. November ergab ſich eine 
Mehrheit für die Einrichtung einer beſonderen Kriegskommiſſion gegen den 
Willen Stanislaus Auguſts und Rußlands, und der König von Polen mußte 
ſich dieſem Beſchluße fügen. Der ruſſiſche Einfluß in Polen hatte damit einen 
weiteren ſtarken Abbruch erlitten trotz der großen Geldſummen, die der ruſſiſche 
Hof nach Warſchau ſandte “). Aber noch war der Süden Polens ein Durch— 
zugsgebiet für ruſſiſche Truppen und ſollte auch ihr Winterquartier werden. 
Dieſe Tatſache gab der patriotiſchen Partei einen neuen Anlaß, gegen Rußland 
vorzugehen. Preußiſcherſeits erinnerte man Rußland daran, daß es ebenfalls 
im Jahre 1746 Einſpruch gegen den Durchzug preußiſcher Truppen durch 
Sachſen erhoben hatte s). 

Noch einmal machte Rußland den Verſuch, auf friedlichem Wege ſeinen 
alten Einfluß in Polen wiederherzuſtellen. Stackelberg ließ durch Neſſelrode 
den preußiſchen Hof auffordern, mit Rußland zuſammenzuwirken, um die Be- 
4s) Czartoryſki: „Leben von Niemcewicz“, S. 35, zitiert bei Kalinka, Bd. I, S. 168. 
40) Originalbericht bei Kalinka a. a. O. Bd. I. S. 186. 

50) Kalinka a. a. O. Bd. I, S. 211. 1) ebenda S. 212. 
52) Hertzberg an den König 30. 9. 1788, G. St. A. R. 96, 147 C. 
55) G. St. A. N. 96. 147 C, Friedrich Wilhelm 28. 10. 1788. 


Danzig in der Vorgeſchichte zur Zweiten Teilung Polens 115 


geiſterung der polniſchen Patrioten zu hemmen und dem Reichstag ein Ende 
zu machen, was aber ſofort von dem preußiſchen Kabinett abgelehnt wurde “)). 
Auch preußiſcherſeits hätte man zwar eine Auflöſung des polniſchen Reichs- 
tages gern geſehen, jedoch wollte man ſich jeder Einmiſchung in die inneren 
Angelegenheiten Polens enthalten. 5 

Obwohl Stackelberg den Polen mit dem Abbruch der freundſchaftlichen 
Beziehungen zu Rußland drohte, verlangte dennoch der Reichstag die Räu- 
mung Südpolens von ruſſiſchen Truppen. Sofort bemerkte Katharina, daß 
nur die Hoffnung auf eine preußiſche Anterſtützung die Polen zu dieſem 
Widerſtande, den die Zarin in Warſchau zu finden nicht gewöhnt war, er— 
mutigt hatte. Sie ſah im preußiſchen Hofe ihren Rivalen. Sie hegte jedoch 
die Hoffnung, daß Frankreich als vermittelnde Macht auftreten und dem 
preußiſchen Vermittlungsplan ein Ende machen werde ), wofür ſich beſonders 
der franzöſiſche Geſandte in Petersburg, Graf Segur, und der öſterreichiſche 
Geſandte, Graf Cobenzl, eingeſetzt hatten. Beide genoſſen ein beſonderes 
Anſehen bei Katharina und natürlich auch bei der ſogenannten öſterreichiſchen 
Partei am ruſſiſchen Hofe, die ſ. Zeit das Bündnis mit dem Kaiſer zuſtande 
gebracht hatte. Dieſe ſtand jetzt unter der Führung des Grafen Woronzow, 
Präfidenten des Kommerz-Kollegiums und geheimen Ratgebers der Zarin. 
Stark wurde Katharina durch ſie beeinflußt. Ein Gegner dieſer Partei war 
Fürſt Potemkin, der die Verbindung mit Bſterreich als unheilvoll bezeichnete 
und Katharina riet, nicht mit Preußen zu brechen. Zudem ſei auf Frankreich 
kein Verlaß, denn, fo ſchrieb er: „La France est en delire und wird nie zurecht 
kommen, ſondern es wird immer ſchlechter und ſchlechter mit ihm gehen“ ). 

Vieles ließ dennoch in den letzten Monaten des Jahres 1788 auf einen 
Krieg mit Rußland ſchließen. Eine ſtarke preußiſche Truppenzuſammenziehung 
fand in Oſtpreußen ſtatt. Bezeichnend war es auch, daß die preußiſche Regie- 
rung ſich nicht beeilte, den Baron Keller durch einen energiſchen Geſandten 
zu erſetzen, da man es jetzt kaum noch für notwendig hielt“). Der neue ruſſiſche 
Geſandte in Berlin, Graf Neſſelrode, behielt ſeinen Aufenthalt im Hotel bei, 
woraus man ſchloß, daß er nicht lange in Berlin bleiben werde “). Die krie— 
geriſche Stimmung aber, die in Rußland gegen Preußen beſtand, wurde durch 
Oſterreich gehemmt, das keinen Krieg gegen Preußen und die Pforte gleich— 
zeitig führen und daher augenblicklich jeden Zwiſt mit Preußen vermeiden 
wollte, ſowie auch durch den Oberbefehlshaber des ruſſiſchen Heeres, Fürſten 
Potemkin, der, wie Hertzberg durch Neſſelrode erfuhr, dem ruſſiſchen Vize⸗ 
kanzler Bezborodko Vorwürfe gemacht haben ſoll, das preußiſche Vermittlungs- 
angebot ausgeſchlagen zu haben. Gleichzeitig teilte der Geſandte Hertzberg mit, 
daß das Vorgehen Friedrich Wilhelms in Polen großes Aufſehen erregt hätte 
und eine ruſſiſche Kriegserklärung an Preußen nur durch den Grafen Schu⸗ 
walow und den Fürſten Potemkin vermieden worden ſei. Aber auch in Berlin 
beſtand zu einer kriegeriſchen Auseinanderſetzung mit Rußland in dieſem 


54) G. St. A., Finkenſtein und Hertzberg an den König d. 13. 11. 1788. 

55) Dembinſki: „Documents relatifs au 2ième partage de la Pologne“ Nr. 344, 
Hertzberg an Luccheſini d. 25. 11. 1788. . 

56) Sſolovjev: „Geſchichte des Falles von Polen“, Aberſ. Gotha 1898, S. 203. 

57) G. St. A. Finckenſtein und Hertzberg an den König S. 11. 1788. 

58) D. St. A. Bericht des Danziger Geſchäftsträgers in Berlin v. Wever 5. 11. 1788. 
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Augenblick keine rechte Neigung. Die Jahreszeit war vorgeſchritten. Hatte es 
auch nach den Ausführungen Luccheſinis den Anſchein, daß bei einer preußiſch— 
ruſſiſchen Auseinanderſetzung Polen auf der Seite Preußens ſein würde, 
jo war es lediglich die patriotiſche Partei, die ſolche Zuſicherungen gemacht 
hatte. Als Anfang Dezember von dieſer Partei in Berlin angefragt worden 
war, ob ſie hoffen könnte, daß Friedrich Wilhelm eine Allianz mit Polen 
nicht verwerfen werde, ließ Hertzberg mit Recht die ausweichende Antwort 
geben: Man müſſe zunächſt das Ende und das Ergebnis des Reichstages ab- 
warten, um zu ſehen, welche Partei die vorherrſchende bleiben würde und 
ob Friedrich Wilhelm mit einer Mehrheit der Republik und nicht mit ein- 
zelnen etwas abſchließen könnte se). Ferner erlitt ſeit dem Abſchluß des Ber— 
liner Vertrages vom 13. Auguſt 1788, der vor allem auf den Antrieb Ewarts 
hin zwiſchen Preußen und England zuſtandegekommen war, die preußiſche 
Außenpolitik Hemmungen durch die engliſche. Im Geheimartikel IV des Ver— 
trages verpflichteten ſich England und Preußen in Fragen der Orientkriſis 
in vollkommenem Einverſtändnis zu handeln und ihre Vermittlung bei jeder 
dazu günſtigen Gelegenheit anzuwenden. Auch verſicherte Ewart wiederholt, 
daß England bereit ſein werde, in engſter Verbindung mit Preußen hinſichtlich 
der Angelegenheiten Polens zu handeln“). Aber feine Regierung war nicht 
dazu geneigt, Polens wegen ein neue Mißſtimmung zwiſchen England und 
Rußland aufkommen zu laſſen und die Hoffnung auf Wiedererneuerung des 
alten Handelsvertrages mit Rußland aufzugeben. Es blieb daher bei den in— 
offiziellen Zuſicherungen des engliſchen Geſandten, ohne daß ſich England zu 
wirkſamen Maßnahmen entſchließen konnte. And in Polen ſelbſt arbeitete 
der dortige engliſche Geſandte, wie aus den Berichten des Danziger Geſchäfts— 
trägers in Warſchau hervorgeht, gegen die Erwerbung Danzigs durch 
Preußen. 


Polen ſucht in England Schutz. — Die Ablehnung der Hertzbergſchen Politik 
durch England. — Die Ziele des engliſchen Geſandten in Warſchau. 


Am zu verhüten, wieder Objekt bei künftigen europäiſchen Verhandlungen 
zu werden, ſtrebte Polen darnach, auf einem etwaigen Friedenskongreß ver— 
treten zu ſein. In Berlin ſollte ſich dafür Czartoryſki, der dort im Januar 1789 
außerordentlicher Geſandter wurde, einſetzen “). Ferner ſuchte man in dieſer 
Frage Anterſtützung bei England. Hieß es doch am polniſchen Hof, daß die 
engliſche Regierung der preußiſchen erklärt habe, Danzig müſſe unter der 
polniſchen Schutzherrſchaft bleiben ®). Dem nach London zurückgehenden außer— 
ordentlichen Geſandten Bukaty wurde die Inſtruktion erteilt, er ſolle darauf 
hinwirken, daß „die Republik Polen durch die Mitverwendung des königlich 
Großbritanniſchen Hofes auf dem künftig zu haltenden Friedenskongreß unter 


5) G. St. A. Hertzberg an den König 7. 12. 1788, 

60) G. St. A. Finckenſtein und Hertzberg an den König 5. 11. 1788. 

61) D. St. A. 300,9, Bd. 199 Inſtruktion an Czartoryſki 7. 1. 1789 (Kopie, 
Anlage zu Kahlens Bericht v. 12. 1. 1789). — Dazu Kahlen 12. 1. 1789: 
„ . . . Indeſſen kann und darf ich es hier ſchlechterdings niemanden merken 
laſſen, daß mir der Inhalt dieſer geheimen Inſtruktion bekannt geworden fei...“ 

62) D. St. A. Kahlen 4. 12. 1788. 
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den jetzt kriegführenden Mächten ihre Repräfentanten habe und in dieſem 
künftigen Friedenstraktat mit eingeſchloſſen werden könne“ ). Auch wurden 
im Reichstag Pläne entworfen, Danzig durch Schmälerungen ſeiner Privi— 
legien mehr und mehr an die Republik zu feſſeln, wogegen der Danziger Rat 
aufs ſchärfſte Widerſtand leiſtete. So unterſtand die Stadt z. B. bisher nur 
der Gerichtsbarkeit von ſog. Aſſeſſorialgerichten, die nur von den Kanzlern 
Polens gehalten werden durften. Jetzt beabſichtigte man, dieſe beſonderen 
Gerichte abzuſchaffen und alle rechtlichen Angelegenheiten den polniſchen Ge— 
richtshöfen zu überweiſen “). Ferner verlangte man im Reichstag, daß neben 
den polniſchen Städten auch Danzig und Thorn Vertreter zum Reichstag 
ſchicken ſollten, wogegen man aber von Danziger Seite ſofort proteſtierte, 
da Danzig ſich nicht als polniſche Stadt behandelt wiſſen wollte ®). 

Dem Danziger Geſchäftsträger in Warſchau wurde geraten, ſich mit dem 
engliſchen Geſandten Hailes in Verbindung zu ſetzen, da dieſer dem preußi— 
ſchen Geſandten Buchholz geſagt habe, daß der engliſche Hof ſich für die 
Exiſtenz der Stadt Danzig zu intereſſieren nicht aufhören werde “). And auch 
in einem Berichte Kahlens vom 30. März 1789 heißt es: „Ferner hat man 
mich geſtern verfichert, wie Sereniſſimus neuerdings ganz zuverläſſige Nach— 
richten erhalten habe, daß der engliſche Hof ſich von neuem für die Exiſtenz 
von Danzig und für die Erhaltung des Handels kräftigſt verwenden wolle 
und daß auch daher gewiſſe Inſtruktionen bereits an Herrn von Bukaty hier 
deshalben abgefertigt wären“ e). 

Wirklich verſuchte Pitt im April 1789 endgültig den Hertzbergſchen Plan 
zu durchkreuzen. Er hatte mit dem franzöſiſchen Botſchafter in London eine 
Anterredung zu gunſten einer allgemeinen Pazifikation auf der Baſis des 
Status quo, was aber vom franzöſiſchen Außenminiſter Montmorin kühl ab- 
gewieſen wurde »). Am nicht den Schein aufkommen zu laſſen, Preußen gegen- 
über vertragbrüchig zu werden, ſtellte nun das Londoner Kabinett die preußi- 
ſchen Abſichten als „weit über den Geiſt des Allianzvertrages hinausgehend 
dar. In keiner Weiſe verpflichte die Allianz England, ein Syſtem offenſiver 
Natur zu unterſtützen, deſſen Ziel eher Vergrößerung als Sicherheit zu ſein 
ſchien“, hieß es in einer Depeſche an Ewart “). Jene Worte ſowie die ganze 
Haltung Englands und ſeines Geſandten in Warſchau in der Danziger Frage 
während jener Monate ſind ſo recht typiſch für die engliſche Politik aller 
Zeiten, die weit davon entfernt iſt, gegebene Verſprechungen zu halten, ſondern 
einzig und allein durch eigenen Gewinn beſtimmt wird. Als der Danziger Rat 
ſeinen Geſchäftsträger in London Anderſon über jene günſtigen Berichte Kah— 
lens, in denen von einem Intereſſe des engliſchen Hofes an Danzig die Rede 
war, in Kenntnis geſetzt hatte, antwortete jener, daß die Mitteilungen des 
Warſchauer Geſchäftsträgers auf einem Mißverſtändnis beruhen müßten. Denn 
die Stadt könne ſich von England keinen Beiſtand, ſondern nur das Wohl⸗ 


63) D. St. A. Kahlen d. 26. 1. 1789. 

64) Wernsdorf an Wiggers d. 17. 1. 1789, D. St. A. 300,9, Bd. 65. 
65) D. St. — Kahlen d. 15. 1. 1789. 

66) D. St. — Kahlen d. 29. 1. 1789. 

7) D. St. — Kahlen d. 30. 3. 1789. 

66) F. Salomon: „William Pitt der Jüngere“, S. 449. 

69) Leeds to Ewart 24. 6. 1789, zitiert bei Salomon, S. 451, 
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wollen des engliſchen Hofes verſprechen “). Auch Kahlen hatte jetzt den Ein- 
druck, daß er ſich in dem engliſchen Geſandten getäuſcht hatte *), da Hailes ſich 
nach den Zuſicherungen, die er im Winter in der Danziger Frage gemacht 
hatte, nunmehr ſehr zurückhaltend verhielt. Die polniſche Regierung begann 
darauf der Danziger Angelegenheit gegenüber gleichgültig zu werden). 
Sie plante, ſich einen Erſatz für Danzig zu ſchaffen und an dem ſchmalen 
Küſtenſtrich von Samogitien in der Gegend von Polangen mit engliſcher Hilfe 
einen Hafen auszubauen. Dieſer Vorſchlag wurde durch Bukaty im Mai 1789 
der engliſchen Regierung in einer Denkſchrift gemacht, wobei zugleich das ge- 
meinſame Intereſſe Polens und Englands an einer engen Handelsverbindung 
betont wurde ). Pitt lehnte es ab, im gegenwärtigen Augenblick darauf ein- 


zugehen. 

Hailes dagegen verſuchte, die Polen von ihrem Plane abzubringen und 
wieder auf Danzig hinzuweiſen, denn im Juni berichtete Kahlen, daß ſich 
der Geſandte wieder für Danzig und den Weichſelhandel ſehr intereffiere “). 
Nach reiflicher Prüfung der kommerziellen Lage Polens war Hailes zu der 
Anſicht gekommen, daß er jenes Land mit Hilfe eines Handelstraktes den 
Intereſſen Englands nützlich machen könne. Im Juli ſprach man in Warſchau 
bereits davon, daß England beabſichtigte, mit den preußiſchen wie auch mit 
polniſchen Antertanen einen Tranſithandel durch den Danziger Hafen zu führen, 
der nur mit ſehr geringen preußiſchen Zöllen belaſtet werden ſollte “), ein 


70) D. St. A. Anderſon d. 8. 5. 1789. N 
71) Kahlen den 1. 6. 1789, D. St. A.: „.. Leider läßt ſich jetzt aus allen Am⸗ 
ſtänden abnehmen, daß dasjenige, was Herr Anderſon wegen des engliſchen 
Hofes ſchreibt, je länger je mehr für völlig gegründet gehalten werden müſſe ...“ 

72) D. St. A. 300,9, Nr. 555 Wiggers d. 29. 6. 1789 (Chiffre): „... Ich habe 
ſchon meine Zweifel gegen die Geſinnung der Republik Polen für Danzig ge— 
äußert, was mich in dieſem Zweifel beſtärkt, iſt, daß Herr von Deboli (pol- 
niſcher Geſandter in Petersburg) ſich hier gegen einen ausgelaſſenen: Preußen 
würde vielleicht Polen in der Abſicht der Abtretung der Stadt nicht ſehr 
ſchwierig finden. 

73) „Idees relatives aux liaisons de commerce qui pourraient ©tre formées entre la 
Grande Betragne et la Pologne“, zitiert bei Gerhard a. a. O. S. 304, vergl. 
auch Kalinka a. a. O. Bd. 2, S. 243. f 

74) D. St. A. Kahlen d. 26. 6. 1789. 

*) Kahlen den 16. 7. 1789 (D. St. A.): ... „dagegen iſt jetzt bereits, leider 
eine ganz andere Anterhandlung im Werke, die allerdings der Stadt Danzig 
einen neuen ſehr empfindlichen Stoß beibringen muß. Es iſt nämlich Ew. Wohl- 
edl. ſchon ſeit einiger Zeit bekannt, daß man ſich hier von der wunderbaren 
Idee eines zwiſchen der engliſchen und polniſchen Nation zu errichtenden un- 
mittelbaren Tranſit⸗Commercii habe einnehmen laſſen. An der Ausführung nun 
dieſes Projekts wird jetzt ernſtlich gearbeitet, und der engliſche Geſandte Herr 
Hailes, iſt hauptſächlich mit zu dieſer Abſicht von hier nach Berlin abgegangen. 
Cs ſoll nämlich die engliſche Nation die Freiheit erlangen, ein förmliches 
Tranſit⸗Commerzium durch den Danziger Hafen mit den polniſchen ſowohl als 
auch den preußiſchen Untertanen zu führen, welches gedachte Tranſit⸗Commerzium 
nur mit ſehr mäßigen Königlichen preußiſchen Tranſitzöllen belegt werden 
ſoll. .. überhaupt würde wohl, wie es ſcheinet hierdurch nicht nur der der 
Stadt Danzig durch die Konvention von 1785 zuſtandene ausſchließliche Expor⸗ 
tationhandel wieder genommen, ſondern die Stadt Danzig würde auch hierdurch 
beinahe noch des Aberreſtes ihrer bisherigen Handlung gänzlich ſchon beraubet 
werden ...“ 
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Projekt, deſſen Ausführung für die Stadt Danzig, der von Friedrich dem 
Großen durch die Konvention von 1785 der polniſche Seeexporthandel, ſoweit 
er auf der Weichſel und durch Danziger Gebiet ging, überlaſſen worden war, 
höchſt unvorteilhaft geweſen wäre. Hailes hatte erkannt, daß nur nach Be— 
ſeitigung der hohen preußiſchen Zölle Polen für England ein nützlicher Handels— 
partner werden könne, wozu das Zuſtandekommen eines neuen preußiſch— 
polniſchen Handelsvertrages notwendig war, in dem Danzig zu einem Frei- 
hafen für den polniſch-engliſchen Handelsverkehr erklärt werden konnte. Er 
verſuchte zunächſt, den Polen deutlich zu machen, daß eine kommerzielle Ver— 
bindung mit Preußen für ſie wichtig ſei. Politiſche Abſichten, die die Polen 
durch die Annäherung an England verfolgten, lehnte er ab; denn als Fürſt 
Sapieha, Großmarſchall von Litauen, im Juli 1789 zu Hailes von der Auf- 
nahme Polens in die zwiſchen England, Preußen und Holland beſtehende 
Allianz ſprach, erwiderte der Geſandte, daß zunächſt ein Handelsvertrag zwi— 
ſchen Polen und Preußen beſtehen müſſe ). 


Die zweite Sendung von Alopeus nach Berlin. 


Noch einmal wurde von Berlin aus der Verſuch gemacht, um zu einer Ver— 
ſtändigung mit Rußland zwecks Wiederherſtellung des Friedens zwiſchen 
den kämpfenden Mächten zu gelangen. Im Mai 1789 wurde Graf Leopold 
Heinrich v. d. Goltz nach Petersburg geſchickt, um Keller zu erſetzen. Zunächſt 
ſollte er ſich mit dem Grafen Oſtermann in Verbindung ſetzen, der an der Spitze 
des Reſſorts für auswärtige Angelegenheiten ſtand, und zu ihm von dem 
Wunſche ſeines Königs ſprechen, zwiſchen Preußen und Rußland eine enge 
Verbindung herzuſtellen ). Auch mit Potemkin ſollte er gegebenenfalls Ver⸗ 
handlungen in derſelben Richtung anzubahnen verſuchen. Genau zu unterrichten 
hatte ſich Goltz ferner über die Streitigkeiten, die im Laufe der Jahre zwiſchen 
Danzig und Preußen beſtanden hatten und an denen Rußland einen großen 
Anteil gehabt hatte, um zu verhüten, daß ſich ſolches nach dem Friedensſchluß 
etwa wieder ereignete”). Auch Katharina war Friedrich Wilhelm jo weit 
entgegengekommen, daß ſie die Quartiere ihrer Truppen in Südpolen räumen 
ließ. And als der Danziger Rat ſeinen Geſchäftsträger in Petersburg beauf- 
tragte, ſich mit Oſtermann in Verbindung zu ſetzen, da es den Anſchein hatte, 
daß die Stadt Gegenſtand von Anterhandlungen werden würde, „die angeſtellt 
werden dürften, um das Gleichgewicht in das europäiſche Syſtem zurückzu- 
bringen“ “), berichtete dieſer, daß man in Petersburg von den Danziger 
Angelegenheiten augenblicklich nichts wiſſen wollte ). Der Rat wurde an den 
Warſchauer und Berliner Hof verwieſen, da die ruſſiſche Regierung nicht dazu 
bereit war, am preußiſchen Hofe für Danzig Partei zu ergreifen. 


76) Kalinka a. a. O. Bd. 1, S. 617, vgl. Herrmann a. a. O., S. 236/237. Hier 
liegt alſo bereits der Anfang zu dem ſogenannten Pittſchen Syſtem, Polen durch 
die Vorteile einer Handelsallianz mit England zum Verzicht auf Danzig und 
Thorn zu bewegen. 

) Dembinſki a. a. O., Nr. 159, Inſtruktion für Goltz 10. 5. 1789. 

78) ebenda. N 

70) Miſſiv an Wiggers d. 27. 5. 1789 (D. St. A. XXVII, 146). 

80) Wiggers d. 13. 7. 1789 D. St. A 5 
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Nochmals wurde Alopeus nach Berlin geſchickt, um Friedrich Wilhelm 
neue Hoffnungen auf eine Annäherung an Rußland zu machen. Offiziell 
teilte Alopeus dem Grafen Hertzberg mit, das Ziel ſeiner Sendung ſei, 
Friedrich Wilhelm zu hindern, ſich bei den drohenden kriegeriſchen Ausein— 
anderſetzungen zwiſchen Rußland und Schweden für den König von Schweden 
zu erklären. Er ſei beauftragt, darüber mit dem Miniſter vertraulich zu ver— 
handeln 8). In Wirklichkeit beabſichtigte er aber, Hertzberg, der dafür eintrat, 
die ruſſiſche Regierung vor eine kurzfriſtige Erklärung zu ſtellen, auszu- 
ſchalten und ſich über Biſchoffwerder einen direkten Weg zu dem König zu 
eröffnen 2). Schon Mitte Juli konnte Alopeus dem Grafen Oſtermann mit- 
teilen, er habe durch Biſchoffwerder die Abſicht Hertzbergs und auch Ewarts, 
den ruſſiſchen Hof vor eine entſcheidende Erklärung zu ſtellen, vereitelt“). 
Seit der zweiten Sendung von Alopeus nach Berlin im Jahre 1789 iſt das 
Hertzbergſche nicht mehr das die preußiſche Politik allein beherrſchende 
Syſtem =). Friedrich Wilhelm hatte durch Biſchoffwerder und Alopeus 
mit Katharina in Verhandlungen zu treten begonnen, die hinter dem Rücken 
des Miniſters geführt wurden. Noch aber zeigte der König dabei eine recht 
ſchwankende Haltung. Denn zu gleicher Zeit dachte er an eine Allianz mit Polen 
und der Pforte. 

Denſelben Weg über Biſchoffwerder ſchlug auch Ewart ein, um einen 
Einfluß auf Friedrich Wilhelm zu gewinnen. Nach dem Plan Hertzbergs 
ſollte bei der Herſtellung des Friedens unter den kämpfenden Mächten Sſter— 
reich für ſeinen Verzicht auf Teile von Galizien durch die Moldau und Walachei 
entſchädigt werden, was den Abſichten der engliſchen Regierung, die auf einen 
Frieden auf der Baſis des status quo ante hinausgingen, zuwider lief. And 
Ewart erreichte von Biſchoffwerder die Zuſage, daß man über die Moldau 
und Walachei nicht verhandeln würde s). In einer Inſtruktion, die von Hertz— 
berg an den im Juli nach London entſandten Generalleutnant von Schlieffen 
aufgeſetzt worden war, ließ Friedrich Wilhelm die Worte, Preußen beabſich— 
tige die Türken zu veranlaſſen, die Moldau und Walachei abzutreten, 
ſtreichen ). Ewart verſtand es, ſich dabei auch den außerordentlichen polniſchen 
Geſandten in Berlin, den Fürſten Czartoryſki, dienlich zu machen), der ver— 


81) Vgl. Hertzberg an den König 19. 6. 1789, G. St. A. 

2) Dembinſki a. a. O., Nr. 18, Alopeus an Oſtermann 18. 7. 1789: „Pai reussi au 
moins à ouyrir une voye qui peut conduire au Roi, tout ce qu'on voudra, sans 
avoir recours à l’entremise de M. Hertzberg .. .“ 

8) Dembinffi a. a. O., Nr. 18, Alopeus an Oftermann 18. 7. 1789. 

6) Nicht erſt wie die folgenden Berichte von Alopeus zeigen werden, ſeit Reichen- 
bach, wie es bei L. Sevin heißt. (Diff. 1903, Berlin, „Das Syſtem der preu- 
ßiſchen Geheimpolitik von 1790/91“). L. Sevin unterſcheidet ſeit Reichenbach 
drei Syſteme der preußiſchen Politik: Das Syſtem Friedrich Wilhelms, das in 
vorläufiger Anlehnung an England, Polen und die Türkei ſich um die Freund- 
ſchaft einer Großmacht bemühte. Das Syſtem Hertzbergs, das Danzig und Thorn 
aus der gegenwärtigen Situation für Preußen herausſchlagen wollte. Das Kom⸗ 
promißſoſtem zwiſchen der Hertzbergſchen und der Kabinettspolitik, wie es ſich 
uns in den offiziellen Geſandtſchaftsinſtruktionen darſtellt. Bereits ſeit Juli 1789 
ſind dieſe drei Syſteme bemerkbar. 

5) Vgl. Luckwaldt: Delbrück⸗Feſtſchrift (a. a. O.) S. 255. 

86) P. Wittichen a. a. O., S. 23. , 

67) Val. Hertzberg an Luccheſini 3. 10. 1789 bei Dembinſki a. a. O., Nr. 382. 
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lauten ließ, daß die Polen wohl Galizien wieder haben möchten, ſie aber 
jenes Land lieber dem Kaiſer laſſen würden, als ihn in der Moldau zum 
Nachbarn zu haben se). Gleichzeitig aber ſetzte er ſich für die Schürung des 
Aufſtandes in Galizien ein ), in der Hoffnung, daß Galizien an Polen kom— 
men könnte, ohne daß der Kaiſer die Moldau und Walachei und Preußen 
als Aquivalent dafür Danzig und Thorn gewann ). 

Völlig ablehnend aber verhielt ſich der Wiener Hof einem Verzicht auf Teile 
von Galizien gegenüber, wie die Anterredungen, die Hertzberg mit dem Wiener 
Hofrat Birkenſtock im Oktober 1789 in Berlin hatte, zeigten“). Auch die 
Zarin konnte einer Verdrängung Öfterreihs aus Galizien, als ihr von Alopeus, 
der inzwiſchen nach Petersburg zurückgekehrt war, der preußiſche Vermittlungs— 
plan unterbreitet worden war, nicht zuſtimmen. Dagegen hatte ſie, nach den Be— 
richten des neuen preußiſchen Geſandten in Petersburg, Goltz, und des Lega— 
tionsrats Hüttel 2), gegen eine Erwerbung von Danzig und Thorn durch Preu— 
ßen anſcheinend nichts einzuwenden. Nach der Darſtellung von Alopeus war die 
Stimmung am ruſſiſchen Hof für den Frieden: man habe eingeſehen, daß man 
ihn ſchwer ohne preußiſche Vermittlung werde ſchließen können. Alopeus mag 
ſich aufrichtig für eine ruſſiſch-preußiſche Annäherung eingeſetzt haben“), dennoch 
war eine Einigung zwiſchen Rußland und Preußen nicht zu erzielen. 


Keine Löſung der Danziger Frage bei den preußiſch⸗polniſchen Bündnis⸗ 
verhandlungen. — Das Bündnis vom 28. März 1790. 


In Warſchau bemühte ſich der ehrgeizige Luccheſini, dem Wunſche der 
Preußen freundlichen Partei nachzukommen und eine Allianz zwiſchen Preußen 
und Polen zuftandezubringen. Da Friedrich Wilhelm zunächſt den weiteren 
Verlauf der Reihstagsverhandlungen abwarten wollte, bevor er ſich in wich- 


8 Hertzberg an den König 11. 8. 1789, G. St. A. 

80) Hertzberg an den König 18. 9. 1789, G. St. A. 

90) Dennoch ſchreibt Kalinka (a. a. O., Bd. 1, S. 627), daß die Polen blind auf das 
Hertzbergſche Syſtem eingingen, weil ihnen verborgen blieb, welchen endgültigen 
Zweck er damit verfolgte. R. Damus (a. a. O., S. 149) bringt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang die Reichstagsſitzung, die der polniſchen Regierung jede Gebietsabtretung 
verbot, mit dem Datum vom 6. u. 7. Sept. 1789. Dieſe Sitzung fand aber erſt 
am 6. September 1790 ſtatt. 

1) Veröffentlicht von Schlitter nach Aufzeichnungen Birkenſtocks in: Beiträgen zur 
neueren Geſchichte Oſterreichs (Bd. 1907). ö 

„e) Hüttel an Hertzberg 1. 9/1. 8. 1789 bei Dembinſki a. a. O., Nr. 179. 

98) Vgl. Hüttel an Hertzberg 4. 9/4. 8. 1789, Nr. 18. 

Es beſtehen darüber verſchiedene Auffaſſungen zwiſchen Dembinſki und Aſkenazy. 
Während der Jude Aſkenazy die Meinung vertritt, daß Alopeus von Preußen 
bezahlt wurde, tritt Dembinſki dafür ein, daß Alopeus ſich aufrichtig für eine 
Verſöhnung zwiſchen dem preußiſchen und dem ruſſiſchen Hof eingeſetzt hat. Zu 
letzterer Auffaſſung neigt auch Lord (a. a. O., S. 111, Anm. 2). Zu ihrer Be⸗ 
ſtätigung trägt die oben zitierte Depeſche Hüttels an Hertzberg bei, ferner die 
Worte von Alopeus in einem Briefe an Oſtermann vom 20. 3. 1790 (bei Dem⸗ 
binſki, Nr. 51): „. . Accoutumé à &prouver des revers et ayant fourni depuis 
nombre d' années une carrière herissee, de mille difficultees, je suis résigné à 
tout convaincu qu'on ne saurait me ravir le seul bien que j'ai, le t@moignage 
de ma conscience d'avoir toujours agi en homme d'honneur qui aime sa patrie 
et cela, j’ose le pretendre dans toute J'etendue du terme rigoureusement pris.“ 
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tige Verhandlungen mit Polen einließ, berichtete der Geſandte nach Berlin, 
um den Abſchluß des Bündniſſes zu beſchleunigen, „die Neigung in Polen ſei 
allgemein, Danzig und Thorn um den Preis einer Allianz mit Preußen ab- 
zutreten“ ). Ende November berichtete auch Kahlen nach Danzig, daß „ſehr 
viele Perſonen dem König von Preußen die Beſitznehmung der Stadt Danzig 
anzubieten für dienlich erachten“ ). Selbſt Hertzberg trat jetzt wohl oder übel 
für eine Allianz mit Polen ein, da er ſich nach der Abſchwenkung des Königs 
von ſeinem Syſtem und bei der ablehnenden Haltung Sſterreichs in der Aus- 
führung des Tauſchplanes unſicher fühlte. Sobald die neue polniſche Verfaſſung 
durch den Reichstag beſchloſſen worden ſei, ſollte Friedrich Wilhelm in einem 
Allianzvertrag mit Polen die Verfaſſung garantieren. Wenn dann Preußen 
den Polen außerdem noch Handelsvorteile gewährte, ſo rechnete Hertzberg 
darauf, daß die Polen der preußiſchen Erwerbung von Danzig und Thorn 
zuſtimmen würden. „In einem geheimen Artikel“, lauteten die weiteren Aber— 
legungen Hertzbergs, „könnte man gegenſeitige Verpflichtungen übernehmen, 
um den Polen wieder zu Galizien zu verhelfen und Euer Majeſtät zu einem 
entſprechenden territorialen Aquivalent“ 96). Allerdings müſſe man noch vor 
dem Abſchluß der Allianz ſicher ſein, daß die Polen auch wirklich zu einem 
Verzicht auf Danzig und Thorn bereit ſein würden. 

Währenddeſſen hatten die Führer der polniſchen Patrioten, die unge- 
duldig wegen der Verzögerung der preußiſch-polniſchen Allianz wurden, 
Luccheſini gefragt: „Was ſoll aus Polen werden, wenn ein Friede im Orient 
zuſtande kommt, bevor wir mit Preußen formell verbündet find? Wie ſoll Polen 
ohne Hilfe des Königs von Preußen die Rache der Kaiſermächte von ſich ab- 
wenden“ 7). Anfang Dezember 1789 konnte endlich Luccheſini in einer Kon— 
ferenz mit der Deputation für Auswärtige Angelegenheiten eine aus Berlin 
erhaltene Depeſche vorleſen: Der König von Preußen ſei bereit, engere Ver— 
bindungen mit Polen aufzunehmen, wünſche aber darüber benachrichtigt zu 
werden, welcher Art die neue Regierungsform, die man in Polen einzuführen 
beabſichtige, ſein werde, um mit Sicherheit auf die Dauer der mit Ploen ein- 
zugehenden Verbindungen bauen zu können. Während in dieſer Depeſche aber 
nur von „Liaiſons“ geſprochen und das Wort „Alliance“ ſorgfältig vermieden 
worden war, hieß es dagegen in einem Schreiben der polniſchen Regierung an 
die Auswärtige Deputation bereits, daß der König von Polen das Angebot 
Friedrich Wilhelms hinſichtlich einer mit Preußen abzuſchließenden „Defenfiv- 
allianz“ annehme “). Zugleich hatte Luccheſini die Deputationsmitglieder 
darauf aufmerkſam gemacht, daß dem König von Preußen die Städte Danzig 
und Thorn aus Erkenntlichkeit abgetreten werden möchten vo). Sofort aber 


) Lruccheſini an Hertzberg 4. 11. 1789 bei Dembinſki a. a. O., Nr. 388. 

s) Kahlen 30. 11. 1789 D. St. A. — Kalinka, der fi bemüht, die preußiſche Politik 
gegenüber Polen als möglichſt hinterliſtig darzustellen, ſchreibt dagegen (a. a. O., 
S. 631), daß Luccheſini in ſeinen Anterredungen niemals vermuten ließ, daß 
der König von Preußen von Polen ein Zugeſtändnis für ſich verlangen würde. 

oe) Hertzberg an den König 16. 11. 1789, G. St. A. 

7) Luccheſinis Bericht vom 21. 10. 1789, zitiert bei Kalinka a. a. O., Bd. 1, S. 638. 

98) Traduction de I’ intimation des deux Marechaux de la Confederation adressée 
à la Deputation des affaires etrangees“, Anlage zu Kahlens Bericht v. 14. 12. 
1789, O. St. A. 

90) Vgl. Kahlen, den 14. 12. 1789, D. St. A. 
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verſuchte die preußenfeindliche Partei die Öffentlichkeit gegen die Abtretung 
von Danzig aufzureizen. Man fand in Warſchau an mehreren Stellen einen 
Auktionsanſchlag, der die Verſteigerung von Danzig ankündigte 10%), 
Stanislaus Auguſt und die meiſten der polniſchen Regierungsmitglieder 
waren damals noch nicht geneigt, wie man nach den Berichten Luccheſinis von 
Anfang November vermuten konnte, den preußiſchen auf Danzig gerichteten 
Wünſchen nachzukommen 10). Wie es ſich in den folgenden Monaten 
zeigte, ging ihre Politik darauf aus, nach dem Abſchluß einer Allianz mit 
Preußen nur deren Vorteile zu genießen. Durch die in Ausſicht geſtellte 
Herabſetzung der preußiſchen Zölle hofften ſie auch für die Stadt Danzig 
Vorteile zu erwirken, wodurch die Stadt, deren Handel mehr und mehr zu 
Grunde ging, wieder aufblühen, dabei allerdings weiterhin unter der polni- 
ſchen Schutzherrſchaft bleiben ſollte 12). Ende November 1789 mußte Luccheſini 


berichten, daß die Landboten Großpolens, die ebenſo zahlreich auf dem Reichs⸗ 


tag vertreten waren wie die des übrigen Polens mit Litauen !®), den preußi⸗ 


N ſchen Wünſchen den ſtärkſten Widerſtand entgegenſetzten. 


Einen regen Feind hatte Luccheſini natürlich in Stackelberg, deſſen Ein⸗ 
fluß in Polen ſeit dem Auftreten des preußiſchen Geſandten immer mehr zurüd- 
gegangen war. Der ruſſiſche Botſchafter verſuchte den König von Polen mit 
der Drohung einzuſchüchtern, daß Rußland alles, nur nicht eine Allianz zwi— 
ſchen Preußen und Polen, dulden werde. Es werde fie als polniſche Kriegs- 
erklärung anſehen 10. Daher vermutete Stanislaus Auguſt, daß Stackelberg 
bei dem vorher erwähnten Auktionsanſchlage bezüglich der Städte Danzig und 
Thorn ſeine Hand im Spiele gehabt hatte w). Allerdings wird dabei Stackelberg 
kaum auf Inſtruktionen aus Petersburg hin gehandelt haben 6). Wenn auch 
Kahlen Mitte Januar 1790 nach Danzig ſchrieb, daß die ruſſiſche Regierung 


100) Anlage zu demſelben Berichte Kahlens. Der Text des Anſchlages lautete in 
franzöſiſcher Aberſetzung: „On fait sgavoir que le 14 du courant il sera publice 
une Licitation pour la Vente de Danzig, Thorn et autres Vendibilia laquelle 
licitation sera continuée pendant les autres jours suivants au Palais Patriotique 
sous le signe de l’Aigle Noir pour l’argent comptant ou pour des süres 
Speranda“. Dazu Kahlen: „Der darinnen angezeigte heutige Montag zu dieſer 
vorzunehmenden Auktion iſt wahrſcheinlicherweiſe aus dem Grunde darin an— 
geſetzt worden, weil heute die ferneren Beratſchlagungen auf dem Reichstage 
wegen der abſchließenden Allianz vorgenommen werden ſollen ...“ Den 
Auktionsanſchlag erwähnt auch Kahlinka nach einem Briefe Stanislaus Auguſts 
an Deboli a. a. O., S. 644. 

101) Vgl. Kalinka: a. a. O., Bd. 1, S. 631. 

102) D. St. A. Kahlen d. 28. 12. 1789. „Höchſtdieſelben (der Kron⸗Großkanzler) ſagten 
da jetzt die Anterhandlungen mit dem Königl. Preuß. Hofe über die Allianz 
vor ſich gehen ſollen, ſo hätten A. A. K. u. H. Maj. aus höchſt eigner Bewegung 
bereits daran gedacht, daß für das Commerz ſowohl als auch namentlich für 
die Stadt Danzig etwas Gutes zugleich bewürket und feſtgeſetzt werden möchte. 
S. Exc. wollten es einem hochweiſen Rat hiermit angeraten haben, daß Höchſt⸗ 
derſelbe auf das förderſamſte ein abermaliges Schreiben an A. A. K. o. Hn. Maj. 
ablaſſen, und allerhöchſt demſelben die Vorſorge für die Angelegenheiten der 
Stadt beſtens empfehlen möchte ...“ 

103) Luccheſini an Hertzberg 30. 11. 1789 b. Dembinſki a. a. O., Nr. 392. 

104) Nach Kalinka: A. a. O. — S. 644. 

105) ebenda. 

106) Kahlen d. 14. 1. 1790, D. St. A. 
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der preußiſchen erklärt habe, „wenn Preußen durchaus Krieg verlange, Ruß— 
land ſich ſolches wiewohl ungern gefallen laſſen müſſe, alsdann aber keine 
anderen Truppen als mit brennenden Fahnen in der Hand nach den preußi— 
ſchen Staaten hinabzuſenden genötiget ſeyn werde“, ſo iſt dieſes die Sprache 
Stackelbergs, da dieſe Worte nicht der ruſſiſchen Haltung Preußen gegenüber 
zu dieſer Zeit entſprachen !“). Katharina, empört über den polniſchen Reichstag, 
verhielt ſich gleichgültig den preußiſch-polniſchen Verhandlungen gegenüber. 
Weder nach Warſchau noch nach Berlin erließ ſie irgendwelche Inſtruktion 
zur Verhinderung derſelben. Vielleicht dachte Katharina bereits jetzt an eine 
Teilung Polens, denn Oſtermann und Bezbrodko hatten einmal zu Cobenzl, 
dem öſterreichiſchen Geſandten in Petersburg, geäußert, daß eine Allianz zwi⸗ 
ſchen Preußen und Polen in Krieg und Frieden für Rußland gleich nachteilig 
wäre, weil ſie die Macht von Preußen um vieles vergrößere. In ſolchem Falle 
ziehe es Rußland vor, Polens Teilung herbeizuführen, als einziges Mittel, 
das Gleichgewicht zu erhalten 8). Das Gelingen eines ſolchen ruſſiſchen Planes 
hing augenblicklich von Polen ſelbſt ab. Denn jetzt hatte Polen ſich zu ent- 
ſcheiden, ob es durch Befriedigung der preußiſchen Intereſſen ſich einen wirk— 
lichen dauerhaften Schutz durch Preußen erwerben oder ob es nur zum 
Nutzen ſeiner eigenen Intereſſen mit Preußen einen Defenſivvertrag abſchließen 
ſollte, der für Preußen nichts als eine Laſt ſein würde, der es ſich früher oder 
ſpäter würde entledigen müſſen. Denn Preußen konnte von einem Bündnis 
mit Polen ſich keinerlei Hilfe in einem Kriegsfalle verſprechen. Heißt es doch 
in einem zeitgenöſſiſchen Bericht eines Franzoſen: „Es iſt zu hoffen, daß 
Luccheſini nicht weiß ..., daß jenes Heer von viertauſend Mann in Wirklichkeit 
nicht exiſtiert, daß die Hälfte weder bewaffnet noch bekleidet iſt, daß die Wer— 
bungen gewalttätig zugegangen ſind, daß das beſtändige Deſertieren die Zahl 
täglich vermindert.“ And weiter heißt es in dem Bericht, kein Regiment ſei 
aus Mangel an Ausrüſtung imſtande, einen Feldzug mitzumachen, der Staats— 
ſchatz ſei leer, nichts ſei unſicherer als die Erhebung von neuen Steuern, und 
die ungeordneten Zuſtände ſollten zwar durch eine Verfaſſung geregelt werden, 
die aber noch nicht beſtehe, ſondern erſt vorgeſehen ſei w). 

Wie im vorhergehenden Jahre, ſo machte auch jetzt der Reichstag wieder 
Verſuche, die Stadt Danzig noch enger an die Republik zu binden. Es wurde ge— 
plant, der Stadt das Stapelrecht zu nehmen ne), ein Gedanke, der natürlich 
von den am Danziger Tranſithandel intereſſierten Staaten wie England und 
Schweden lebhaft begrüßt wurde. 

Luccheſini aber hoffte, trotz der ſich ergebenden Schwierigkeiten die Polen 
dennoch zum Verzicht auf Danzig und Thorn bewegen zu können. Selbſt ein 
vertrauter Freund von Stanislaus Auguſt wie der polniſche Geſandte in 
Petersburg, Deboli, glaubte an einen Erfolg Luccheſinis 11). Man hatte ſich 
zu dieſen Vermutungen durch Außerungen von Mitgliedern der Deputation 


10) Vgl. Friedrich Wilhelm an Goltz 28. 12. 1789 b. Dembinſki, Nr. 220. 

108) Bericht v. Cobenzl v. 15. 4. 1789, zitiert b. Kalinka a. a. O., Bd. 1, ©. 387. 

100) Aubert an Montmorin 20. 1. 1790 b. Dembinſki, Nr. 457, 

110) D. St. A. Kahlen d. 18. 1. 1790, 24. 4. 1790. 

111) D. St. A. Wiggers, d. 23. 3. 1790, — Alopeus an Oſtermann, 9. 3. 1790 
bei Dembinſki a. a. O., Nr. 46. 
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für Auswärtige Angelegenheiten verleiten laſſen, während man der Stimmung 
im Reichstag nicht die gebührende Beachtung ſchenkte. Am 24. Februar 1790 
machte Luccheſini Vorſchläge für den Handelsvertrag und für ein Schutz— 
bündnis zwiſchen Preußen und Polen. Friedrich Wilhelm ſei bereit, den 
Weichſelzoll auf polniſche Waren um die Hälfte zu ermäßigen und eine Land— 
ſtrecke an der Grenze bei Goplo an Polen abzutreten. Er verlange dagegen 
von Polen: Danzig, Thorn und die Staroſtei Dybow bei Thorn 11). Erſt die 
Bereinigung dieſer Fragen konnte die Grundlage für ein dauerhaftes Schutz— 
bündnis ſchaffen, das auf der Zuſage von gegenſeitigem gleich ſtarken militä— 
riſchen Beiſtand beruhen ſollte. Bei dem Zuſtand der Schwäche, in dem ſich 
Polen gegenüber Rußland befand, hätte ſich ein ſolches Schutzbündnis allein 
zum Vorteil Polens ausgewirkt. Nach einem Berichte Kahlens wurden von 
der Deputation für Auswärtige Angelegenheiten die preußiſchen Vorſchläge 
und die preußiſche Erwerbung von Danzig und Thorn befürwortet 2). Nur 
konnten Luccheſini keine entſcheidenden Zuſagen gemacht werden. In der fol— 
genden Reichstagsſitzung wurde heftig gegen den Verzicht auf die beiden 
Städte vorgegangen und am 27. Februar wurden in der polniſchen Komödie 
eine Menge Zettel verteilt, auf denen zu leſen war: „Quod Latinis offert 
improbus Jugurtha, hoc Polonis dederat Borussus“ %. Nicht ſchwer iſt es, 
den Herausgeber dieſer Flugblätter zu erraten, der ſicherlich Stackelberg ge— 
weſen ſein wird, unter deſſen Einfluß der König und ein Teil der Reichstags— 
mitglieder immer noch ſtanden us). And am ſelben Tage erhielt Luccheſini die 
Antwort von der Deputation, ſie könne nicht auf der von Preußen vorge— 
ſchlagenen Grundlage verhandeln und bitte Friedrich Wilhelm um neue 
Vorſchläge. N 


Hertzberg verſuchte weiterhin auf Luccheſini einzuwirken, den Polen vor- 
zuſtellen, von welchem geringen Nutzen die Städte Danzig und Thorn für ſie 
ſeien und daß es in ihrem eigenen Intereſſe liegen müſſe, dieſe Städte an 


112) Kalinka a. a. O., Bd. 2, ©. 27. 

112) D. St. A. Kahlen d. 25. 2. 1790 (Chiffre): „ . .. es iſt nämlich geſtern eine 
Konferenz zwiſchen dem Marquis Luccheſini und der Deputation für Auswärtige 
Angelegenheiten gehalten worden, wobei der Marquis Luccheſini ein Contre⸗ 
projekt zur Allianz übergeben und hierbei um die Abtretung der Stadt Danzig 
an Preußen angehalten haben ſoll. Man hat mich zugleich verſichert, daß die 
Deputation für Auswärtige Angelegenheiten mit Vergnügen aufgenommen und 
daß nunmehr die preußiſche Beſitznehmung von Danzig unvermeidlich ſei, jedoch 
aber der König von Preußen der Stadt all ihre Rechte beſtätigen wolle, und 
England und Holland ſolches garantieren werden, wiewohl nur mit Ausnahme 
des Danziger Stapelrechtes, welches den Polen zum Gefallen aufgehoben werden 
ſollte.“ Nach der Darſtellung Kalinkas hingegen ſtießen die Vorſchläge Luccheſinis 
auf völlige Ablehnung bei der Deputation für Auswärtige Angelegenheiten. 
Kalinka gibt leider keine Quelle für ſeine Ausführungen an. Aus der ablehnenden 
Haltung einzelner Mitglieder wie des Fürſten Sapieha ſchließt Kalinka auf eine 
allgemeine Verwerfung der preußiſchen Vorſchläge durch die Deputation. Die 
Ablehnung iſt jedoch erſt erfolgt, nachdem die Deputation an den folgenden 
beiden Tagen erfahren mußte, wie man im Reichstag und in der Offentlichkeit 
zu der preußiſchen Erwerbung Danzig und Thorn ſtand. Vgl. Bericht Kahlens 
v. 28. 3. 1790. N N 

114) D. St.⸗A., Kahlen, d. 28. 3. 1790. 

115) Luccheſini an Hertzberg 27. 2. 1790, bei Dembinſki, Nr. 398. 
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den König von Preußen gelangen zu laffen, um einen Alliierten und Freund 
zu gewinnen, der ihnen ebenſo notwendig wie nützlich ſei ne). Seine Bemühun⸗ 
gen aber blieben fruchtlos. Luccheſini hielt es für zwecklos, im Augenblick dem 
Reichstag den Verzicht auf Danzig und Thorn vorzuſchlagen. Die Bündnis⸗ 
verhandlungen wollte er aber nicht abbrechen, da er fürchtete, dadurch Stadel- 
berg und De Caché, dem öſterreichiſchen Geſandten in Warſchau, das Feld 
räumen zu müſſen. Er ſtellte Friedrich Wilhelm dar, wie bei einem Verzicht 
Preußens auf das Bündnis die Polen in die Arme des Kaiſers getrieben 
werden würden, da dieſer den Polen ebenfalls ein Bündnis vorzuſchlagen be— 
abſichtige *). And er vermochte durch feine Berichte einen ſtärkeren Einfluß 
auf den König auszuüben als Hertzberg. Noch während die Anhänger der 
Preußen freundlichen Partei in Warſchau für den Verzicht auf die beiden 
Städte rege Propaganda machten — ſie wußten zu beweiſen, daß Danzig in 
feiner jetzigen Lage für Polen keinen Wert habe, daß die Zollvergünſtigunger 
in der Tat ein Entgelt für die Abtretung der beiden von Preußen geforderten 
Städte ſeien, der Beſitz von Danzig und Thorn ſei nominell und man tue wohl, 
auf denſelben freiwillig zu verzichten, bevor dieſe Städte ſelbſt ſich von Polen 
losſagten 18) — erklärte ſich Friedrich Wilhelm bereit, auch ohne die augen- 
blickliche Erwerbung von Danzig und Thorn, auf das Schutzbündnis mit Polen 
einzugehen. Es kam am 29. März 1790 zuſtande. In ſpäteren Commerzver— 
handlungen ſollte die Danziger Frage wieder behandelt werden. Wird auch 
der Beſitz Polens garantiert, hieß es in dem zweiten Artikel des Vertrages, 
ſo wird dadurch indeſſen nicht die Regelung einiger Streitpunkte verhindert 
werden, die vor dem Abſchluß des Vertrages bezüglich der noch nicht abgerun- 
deten Grenzen beſtanden. Wie ſchwach aber die Ausſicht war, daß der Reichs- 
tag in Polen jemals zu jener in Ausſicht genommenen Regelung bereit ſein 
werde, zeigt folgende Außerung, die um dieſe Zeit in einer Geſellſchaft von 
Landboten fiel: „Wie? Wir ſollen Danzig abtreten? Das wird nimmermehr 
geſchehen. Denn Danzig iſt nur das einzige Fenſter, durch welches die entfern⸗ 
teren Mächte jetzt zu uns hereinſchauen. Wenn wir aber dieſes Fenſter ver— 
lieren, ſo werden wir hier gleichſam in der Wildnis bleiben, keine auswärtige 
Nation wird mehr zu uns hereinſchauen können, und wir werden nur den ein— 
zigen Anblick der uns umgehenden Mächte uns überlaſſen befinden“ 1), Hart⸗ 
näckig verſchloß man ſich der Einſicht, daß unter den gegenwärtigen Verhält- 
niſſen dieſe Verbindung Polens mit den europäiſchen Mächten durch Danzig, 
das ja überdies gar nicht zum polniſchen Staatsgebiete gehörte, mehr und 
mehr vernichtet wurde, daß nur durch den Verzicht auf die Schutzherrſchaft 
über Danzig die Weichſel für Polen wieder von wirklichem Nutzen werden 
konnte. Dieſer Vertrag mit Polen ſowie die um die gleiche Zeit durch den 
preußiſchen Geſandten in Konſtantinopel abgeſchloſſene Offenfiv- und Defenfiv- 
allianz mit der Pforte trugen einige Monate ſpäter zu der diplomatiſchen 
Niederlage Preußens in Reichenbach bei. 


11e) Hertzberg an Luccheſini, 3. 3. u. 6. 3. 1790, bei Dembinſki, Nr. 399 u. 400. 
117) Berichte Luccheſinis v. 24. u. 27. 2. 1790, b. Kalinka, Bd. 2, S. 30. 

118) Kalinka a. a. O., Bd. 2, S. 53. 

110) D. St.⸗A., Kahlen, d. 25. 3. 1790. 
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Preußiſch⸗öſterreichiſche Verhandlungen. — Die Haltung Polens verhindert 
eine Löſung der Danziger Frage in Reichenbach. 


Nach dem Tode Joſephs II. am 20. Februar 1790 ergab ſich ein günſtiger 
Augenblick für die Durchführung des preußiſchen Vermittlungsplanes, als 
Leopold II., der Bruder und Nachfolger des Kaiſers, nach Berlin mitteilte, 
daß er den Frieden mit der Pforte und beſſere Beziehungen zu Preußen 
wünſche ?%). Eine dem Brief beiliegende Denkſchrift gab als Grundlage für 
die Friedensverhandlungen mit den Türken die Herſtellung der 1718 zu Paſſo⸗ 
rowitz feſtgeſetzten Grenzen an. Leopold hatte damit den Weg zu Verhandlun— 
gen geöffnet. Nunmehr mußte er nach dem Hertzbergſchen Plane dazu beſtimmt 
werden, auf Galizien zu verzichten, die Pforte mußte dazu gebracht werden, 
ſich mit den Paſſorowitzer Grenzen zu begnügen und vor allem mußte Polen 
zum Verzicht auf die Schutzherrſchaft über Danzig und Thorn bereit ſein. 
Da aber der preußiſche Geſandte in Warſchau vorausſah, daß der Reichstag da— 
zu nicht zu bewegen ſein werde, verſuchte er Hertzberg von dem Wege der Ver— 
handlungen abzubringen und betonte in einem Schreiben vom 21. April *), 
daß Preußen nur durch ein militäriſches Vorgehen gegen die Kaiſermächte 
im Orientkonflikt Erwerbungen machen könne. 

Auch zwiſchen Oſterreich und England waren Verhandlungen zwecks Her— 
ſtellung eines öſterreichiſch-türkiſchen Separatfriedens angebahnt worden. 
Noch kurz vor dem Tode Joſephs hatte der öſterreichiſche Geſandte in London, 
Graf Rewitzki, von Kaunitz eine Depeſche erhalten, in der von der Neigung 
Oſterreichs zu einem Separatfrieden mit der Pforte auf Grund der 1718 zu 
Paſſorowitz feſtgeſetzten Grenzen die Rede war. Rewitzki wurde beauftragt, 
den engliſchen Hof um die Vermittlung zu bitten. Da ein ſolcher Vorſchlag 
den engliſchen Plänen entgegenkam, ließ am 26. Februar 1790 Pitt die In⸗ 
ſtruktion Ewart zugehen, er ſolle den König von Preußen bewegen, zuſammen 
mit England und den Generalſtaaten auf eine Pacifikation auf der Baſis des 
Status quo bei den kriegführenden Mächten hinzuwirken. Würden die Bemü— 
hungen der Alliierten erfolglos bleiben, ſo würde England bereit ſein, Fried— 
rich Wilhelm bei der Einleitung von Schritten zur Erreichung des angegebenen 
Zwecks gegen Angriffe von Frankreich oder Dänemark zu ſchützen 122). Kurze Zeit 
darauf erhielt Ewart die weiteren Weiſungen, er ſolle jegliche Gedanken der 
preußiſchen Regierung an einen Ländertauſch beſeitigen, da Sſterreich nur ſehr 
ſchwer mit einer Abtretung Galiziens einverſtanden fein würde, während es 
doch das Weſentlichſte ſei, überhaupt einen Frieden zuſtande zu bringen 125). 
Ferner hatte man um die Zeit des Todes Joſephs II. Leopold in Florenz 
mit dem dortigen engliſchen Geſandten Lord Hervey Verhandlungen einge— 
leitet und hatte dabei ſeine Bereitwilligkeit zu einem Frieden mit der Pforte 
auf Grund des Status quo geäußert. Darauf wurde Keith, der engliſche Ge— 
ſandte in Wien, beauftragt, ſich für dieſen Gedanken nach allen Kräften ein- 


120) Jener Brief Leopolds iſt oft zitiert worden, ſo von Ranke („Die deutſchen 
Mächte und Fürſtenbund“), Sybel („Geſchichte der Revolutionszeit“) Duncker 
in Hiſt. Zeitſchrift, Bd. 37. . 

121) Luccheſini an Herzberg, 21. 4. 1790, bei Dembinſki a. a. O., Nr. 402. 

122) Nach Lecky a. a. O., S. 255. f 

123) Leeds to Ewart, 30. 3. 1790, zitiert bei Ledy a. a. O., S. 256. 


128 | Hans Hopf 


zuſetzen. Die Baſis des Status quo, hieß es in der Inſtruktion an ihn vom 
16. März 1790, würde eine viel ſichere Perſpektive auf eine dauernde Ruhe 
eröffnen, als eine Kombination, die ſich auf einen Ländertauſch oder irgend— 
eine Veränderung in den gegenſeitigen Machtverhältniſſen der kriegführenden 
Mächte gründete 124), was natürlich allein den Intereſſen Englands entſprach. 

Während allerdings Kaunitz bei Eröffnung der Verhandlungen von einer 
Verſtändigung mit Preußen weit entfernt war und lediglich Zeit für Rüſtun⸗ 
gen gegen Preußen zu gewinnen hoffte, hatte Leopold keine Nebenabſichten, 
als er die Verhandlungen mit England und Preußen zur Wiederherſtellung 
des Friedens anbahnte 128). Nicht wie Kaunitz beunruhigte ihn der Gedanke, 
daß Preußen Danzig und Thorn durch Verhandlungen zu erwerben beabſich— 
tigte, da ja dabei Oſterreich die Paſſarowitzer Grenzen, vielleicht noch etwas 
mehr erlangen konnte. Was Galizien anbetraf, ſo hätte er allerdings lieber 
Polen durch türkiſche Gebiete, wie durch Chocim und durch Schiffahrtsrechte 
auf dem Dnieſter entſchädigt geſehen ). Zunächſt ließ er keine eindeutige Er— 
klärung bezüglich der Abtretung galiziſcher Landſtücke nach Berlin ergehen. 

Die preußiſche Regierung kam Leopold ſoweit entgegen, daß nach der 
Verbalnote vom 11. Mai ſterreich nur den weſtlichen Teil Galiziens, der 
zwiſchen dem Dunajec und Schleſien lag, und die Stadt Brody an Polen 
abtreten, ſich dafür allerdings nur mit einem Teil der durch den Frieden von 
Paſſorowitz erhaltenen Gebiete begnügen ſollte. Als Arſache für dieſes Nach— 
geben der preußiſchen Regierung iſt der Einfluß Biſchoffwerders auf die 
preußiſche Politik vermutet worden *). Sicherlich hatte auch Ewart hierbei 
ſeine Hand im Spiele gehabt, da er ſtark an dem Zuſtandekommen eines fried— 
lichen Ausgleichs zwiſchen Preußen und Sſterreich intereſſiert war und den 
Berliner Hof zur Herabſetzung ſeiner Forderungen zu bewegen verſuchte. 
Endlich wird auch Hertzberg ſelbſt gehofft haben, durch ein preußiſches Nach— 
geben wenigſtens einige Stücke Galiziens für Polen zu erlangen. Gleichzeitig 
erging an Ewart eine Note, in der die preußiſche Regierung eindeutig zum 
Ausdruck brachte, daß ſie hinſichtlich Galiziens an der Grenze des Nachgebens 
war. Die engliſche Regierung erteilte darauf Keith, ihrem Geſandten in Wien, 
die Inſtruktion, den öſterreichiſchen Hof zu veranlaſſen, ebenfalls ſeine For— 
derungen herabzuſetzen 128). 

Mitte Juni 1790 verließ die öſterreichiſche Politik die Bahnen des Fürſten 
Kaunitz. Das Konferenzminiſterium kam am 15. Juni zu dem Entſchluſſe, 
Danzig und Thorn Preußen zu überlaſſen, wofür die Polen, wenn nicht durch 
einige türkiſche Gebiete, ſo durch Stücke von Galizien entſchädigt werden 
ſollten '). Von Seiten Sſterreichs ſchienen demnach der Politik Hertzbergs 
keine weiteren Hinderniſſe mehr im Wege zu ſtehen. Nur kam es jetzt noch auf 
die Haltung Polens an. 


124) Leeds to Ewart, 30. 3. 1790, zitiert bei Lecky a. a. O., S. 256. 

135) Der Gegenſatz, der zwiſchen der Politik Leopolds und ſeines Kanzlers beſtand, 
iſt ausführlich von Ranke behandelt worden in: „Die Deutſchen Mächte und der 
Fürſtenbund“, 27. Kap. 

126) Vgl. Kalinka: a. a. O., Bd. II, S. 90, Ranke: a. a. O., S. 426. 

127) P. Wittichen a. a. O., S. 58. 

128) F. Salomon: Habilit. Schrift a. a. O., S. 33. 

129) Vgl. Ranke a. a. O., S. 426, 
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Kurz bevor die eigentlichen Anterhandlungen in Reichenbach begannen, 
kam in das Hauptquartier Friedrich Wilhelms zu Schönwalde der polniſche 
Magnat Graf Morſki und verſicherte im Namen eines galiziſchen Komitees, 
daß „man in Polen die preußiſchen Forderungen, Thorn und Danzig und 
einen weiteren Bezirk bis an die Obra und Warthe bewilligen werde, ſofern 
der König den Polen Galizien verſchaffe.“ Die Gebietszugeſtändniſſe an Preu⸗ 
ßen würden im Verhältnis zu dem Maße der Landerwerbungen ſtehen, die 
Polen in Galizien machen werde 0). Morſki hatte für dieſe Erklärung die 
Vollmacht einer Zahl von Reichstagsmitgliedern, die eingeſehen hatten, daß 
den Polen bei weitem mehr geboten als von ihnen verlangt wurde *). Nur 
riet Morſki bei der Anmöglichkeit, mit dem ganzen Reichstag ein Abkommen 
zu treffen, lieber eine Verabredung mit dem Warſchauer Geheimen Komitee 
zuſtande zu bringen. „Polen hätte“, wie Ranke es ausgedrückt hat, „eine 
haltbare Stellung gewonnen und bei der Tripleallianz, an die es alsdann mit 
ſtarken Banden geknüpft worden wäre, Schutz gefunden“ 1). And „Sſterreich 
und Preußen würden beide nicht unbedeutende Vorteile erlangt haben, und 
zwar ſolche, auf die es dem gemeinſamen deutſchen Intereſſe eben ankam.“ 
Jedoch ſollten ſich in Warſchau, wie Luccheſini es vorausgeſehen hatte, die— 
jenigen polniſchen Großen und Landboten durchſetzen, die gegen die preußiſche 
Erwerbung von Danzig und Thorn waren. Noch kurz vor und nach der Er— 
öffnung der Reichenbacher Verhandlungen warnte Luccheſini nochmals Hertz— 
berg vor der Hoffnung, daß Polen bei der Erwerbung von kleineren Teilen 
Galiziens einer preußiſchen Beſitznahme von Danzig zuſtimmen werde. Er 
nahm ſogar an, daß die Schwierigkeiten, die Polen bereiten werde, Öfterreich 
nicht unbekannt waren, und daß der Kaiſer nur aus dieſem Grunde den preu— 
ßiſchen Plänen entgegenkam 3). Oſterreich, nicht Preußen, werde durch die 
Verhandlungen einen Gewinn haben, da Preußen durch nutzloſe Rüſtungen 
einen Teil ſeines Schatzes ausgebe. „Auch England wird darüber ſich nicht 
ärgern, weil je ärmer wir ſind, wir uns um ſo weniger von ſeiner Abhängig— 
keit befreien können, in der es uns halten will“! “). i 

Friedrich Wilhelm war entſchloſſen, ſeine Forderungen gegenüber Sſter— 
reich geſtützt auf ſein Heer durchzuſetzen. Natürlich mußte dabei die Verpflegung 
des Heeres ſichergeſtellt ſein. Da es den Anſchein hatte, daß die Ernte allgemein 
ſchlecht und ſchlechter in den öſterreichiſchen Staaten fein werde 15), wurde eine 


130) ebenda, S. 427. 

131) In einem polniſchen Aufſatz, deſſen Verfaſſer unbekannt war und im Juni 1790 
unter die Regierungsmitglieder Polens verteilt wurde, wurde geraten, die 
Stadt Danzig als ein beſchwerliches durchaus unnützes und von Polen ent⸗ 
ferntes Beſitztum gegen eine Ermäßigung des Fordoner Zolles um 6 Prozent, 
abzutreten. (Anlage zu Kahlens Bericht v. 28. 6. 1790). 

192) Ranke a. a. O., S. 400. 

333) Luccheſini an Hertzberg 6. 6. 1790, bei Dembinſki, Nr. 405, Ranke ſchreibt zwar, 
daß Luccheſini ſich ſchmeichelte, die Polen zur Abtretung von Danzig und Thorn 
zu bringen. Anſcheinend waren ihm die Berichte Luccheſinis noch unbekannt. 
Dagegen ſchreibt Duncker in ſeinem Aufſatz „Friedrich Wilhelm II. und Graf 
Hertzberg“ (Hiſt. Zeitſchrift, Bd. 37, 1877), S. 24: „Die Berichte Luccheſinis aus 
Warſchau hinterließen kaum einen Zweifel, daß die Republik die Abtretung 
Danzigs und Thorns verweigern werde.“ b 

134) Luccheſini an Hertzberg 13. 6. 1790, b. Dembinſki, Nr. 407. 

128) Hertzberg an Luccheſini 25. 6. 1790, bei Dembinſki, Nr. 413. 
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Getreideausfuhr durch Königsberg, Elbing und Memel bei der gegenwärtigen 
Lage natürlich verboten. Polen, das mit Preußen durch ein Schutz- und Trutz⸗ 
bündnis verbunden war, hätte nach beſten Kräften das preußiſche Heer unter— 
ſtützen müſſen. Entweder handelte die preußiſche Regierung in dieſer Meinung, 
oder die Grenzbeamten in Fordon hatten ihren Befehl überſchritten, jeden— 
falls kam es vor, daß bei Fordon polniſche Schiffe, die die Weichſel nach 
Danzig hinunterfuhren, angehalten und gezwungen wurden, ihr Getreide dort 
oder in Elbing zu verkaufen 10), worüber die Landboten ſich entrüſteten. Wurde 
das Verbot auch bald wieder aufgehoben, jo trug es doch dazu bei, den Wider— 
ſtand des Reichstages gegen den Verzicht auf Danzig und Thorn noch zu 
verſtärken 37), 


In Berlin machte Hertzberg den Fürſten Sablonowffi, den Nachfolger Czar— 
toryſkis, mit den geplanten Verhandlungen mit Sſterreich bekannt und teilte 
ihm mit, daß man über Galizien verhandeln würde, wenn auch nicht von 
ganz Galizien die Rede ſein könnte. Als Jablonowſki darüber nach Warſchau 
berichtete, lehnte nun auch die Deputation für Auswärtige Angelegenheiten 
die preußiſchen Erwerbungspläne ab, indem ſie anführte, daß „die Wen— 
dung der Dinge, nach welcher nur ein geringer Teil von Galizien als 
Tauſchobjekt für ihre Conceſſion an Preußen in Frage käme, die Nachteile 
nicht aufwog, welche die Republik durch die Verletzung eines jo mächtigen 
Nachbarn, wie Öfterreich es war, ſich zuziehen könnte“ 1s). Während die Depu— 
tation für Auswärtige Angelegenheiten urſprünglich dem Verzicht auf Danzig 
und Thorn gegen Handelsvorteile oder Landgewinn Polens nicht entgegen 
geweſen war, hatte fie nun der Stimmung im Reichstag Folge geleiſtet “). 
Der Marſchall Ignatz Potocki war als einziger der Meinung, daß die Er— 
werbung Danzigs durch Preußen den Intereſſen Polens nicht ſchaden, ſondern 
ihnen im Gegenteil nützlich ſein würde, aber er hütete ſich, ſeine Gedanken 
öffentlich kundzugeben, da er die Abneigung gegen einen ſolchen Vorſchlag 
kannte 1%), 

Gering war auch die Ausſicht auf eine Anterſtützung Preußens durch 
Polen im Falle einer kriegeriſchen Auseinanderſetzung mit Sſterreich. Der 
Reichstag genehmigte zwar den Durchmarſch preußiſcher Truppen durch pol— 
niſches Gebiet, wünſchte aber die Neutralität zu wahren. And der preußiſche 
General Kalkreuth wußte ſich während ſeines Warſchauer Aufenthalts von 
der völligen Antauglichkeit der polniſchen Truppen zu überzeugen ). So 
kamen Friedrich Wilhelm und Hertzberg bald zu der Aberzeugung, daß es am 
beſten ſein werde, Preußen allein ohne polniſche Anterſtützung handeln zu 


136) Kalinka d. d. . Bd. II, S. 142. 

7) Vgl. Kahlen (D. St.⸗A. 300,9, Bd. 192): „ . .. dieſes gab alſo Veranlaſſung, 
daß verſchiedene Herren Reichsſenatoren und Landboten ... gegen die vom 
Kgl. Preuß. Hofe unlängſt vorgeſchlagene Abtretung der Stadt Danzig nach— 
drücklich deklarieret haben, weil, wenn dieſelbe erfolgen möchte, alsdann der 
polniſche Handel gänzlich den eigenmächtigen Diſpoſitionen des Kgl. Preuß. 
Hofes überlaſſen fein würde ...“ 

136) Kalinka a. a. O., Bd. II, S. 143. 

189) Vgl. Kalinka a. a. O., S. 147. n 

140) Aubert an Montmorin 14. 7. 1790, bei Dembinſki, Nr. 486. 

141) Kalinka, S. 147. 
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laſſen, auch würde es kaum möglich ſein, die polniſche Grenze gegen einen 
ruſſiſchen Einfall zu verteidigen *). Ja, — der König wollte jetzt ſogar Danzig 
und Thorn fallen laſſen und dachte lieber daran, ſchleſiſches Gebiet, das im 
öſterreichiſchen Beſitz war, zu erwerben. Hertzberg aber hielt an ſeinem Plane, 
Galizien für Polen zu gewinnen, feſt, „um die gutwillige Ceſſion von Danzig 
und Thorn und einiger Abrundungen zu erlangen, welche der Monarchie eine 
Erweiterung auf Seite von Weſtpreußen geſtatten würde“ a) And unter 
dem Einfluß Morſkis beſchritt der König noch einmal den Weg ſeines 
Miniſters. 


Am 17. Juni erklärte Leopold dem preußiſchen König, daß er ſich nicht 
einer preußiſchen Erwerbung von Danzig und Thorn widerſetzen werde. Nur 
dürfe Oſterreich dabei nicht benachteiligt werden. Es müſſe mehr erhalten, als 
eine bloße Entſchädigung für eventuelle Gebietsabtretungen in Galizien 1). 
Friedrich Wilhelm befahl, die Verhandlungen nicht länger als drei Wochen aus— 
zudehnen. Als Druckmittel diente der Bündnisvertrag mit der Pforte, der am 
23. Juni mit einigen Anderungen ratifiziert wurde. Nach Ablauf der vom 
König für die Verhandlungen mit Öfterreich feſtgeſetzten Friſt mußte die Rati- 
fikation in Konſtantinopel ankommen. 


Am 26. Juni begannen die Verhandlungen in Reichenbach zwiſchen Hertz— 
berg und den öſterreichiſchen Bevollmächtigten, dem Referendar Spielmann 
und dem Grafen Reuß 5). In der erſten Konferenz bot Spielmann nur wenige 
und ſehr arme Landſtriche Galiziens an. Hertzberg verlangte wenigſtens Brody 
und die Salzwerke von Wieliczka, ferner die Kreiſe Zamoſc und Zolkiew — 
das war ungefähr die Hälfte von Galizien —, wofür Ofterreich ſich bis zu den 
Grenzen des Vertrages von Paſſarowitz mit Ausnahme Belgrads und türkiſch 
Kroatiens vergrößern ſollte. Die öſterreichiſchen Bevollmächtigten aber ver— 
ſuchten auf der Erwerbung Belgrads zu beſtehen, und im Widerſpruch zu den 
Abſichten des Königs gab Hertzberg zu verſtehen, daß man eine Abtretung 
Belgrads vielleicht zulaſſen werde, wenn die Befeſtigungswerke der Stadt ge— 
ſchleift werden würden. Vor dem König verſuchte Hertzberg ſeine Nachgiebig— 
keit zu entſchuldigen, indem er ihn darauf aufmerkſam machte, daß Belgrad 
zu den Gebieten gehöre, die die Pforte im Frieden zu Paſſarowitz abgetreten 
habe und daß Türkiſch-Kroatien wertlos ſei; falls Preußen aber auf den 
vollen Status quo zurückgehe, ſo ſei die Ausſicht auf die Erwerbung von Danzig 
und Thorn verloren 10. N 

In der Zeit, bis die Antwort aus Wien auf die Hertzbergſchen Vorſchläge 
eintraf, ſiegte dennoch der Einfluß, den andere auf Friedrich Wilhelm aus— 
übten, über den ſeines Miniſters. Da Hertzberg wußte, daß Ewart ſich be— 
mühen werde, im Sinne ſeiner Regierung für den Status quo einzutreten, 
falls Oſterreich nicht ohne weiteres den preußiſchen Ausgleichsplan annahm, 


142) Hertzberg an den König 16. 6. 1790. 

149) Hertzberg aus Reichenbach 19. 6. 1790, bei Kalinka, Bd. II, S. 150. 

144) Text des Briefes b. Herrmann a. a. O., S. 301/03. 

145) Der Verlauf der Reichenbacher Anterhandlungen iſt bisher oft dargeſtellt worden. 
Hier ſoll lediglich nur noch einmal Hertzbergs Ziel bei den Verhandlungen, die 
Erwerbung Danzigs und Thorns, verfolgt werden. 

146) h. Dunker a. a. O., S. 23. 8 
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verſuchte er zunächſt den Geſandten von Reichenbach fernzuhalten *), was ihm 
aber nicht gelang. Denn indem Ewart auf den bekannten Geheimartikel des 
Berliner Vertrages hinwies, betonte er, daß England ein Hauptteilnehmer 
an den Anterhandlungen ſei. Der engliſche Geſandte erhielt Anfang Juli von 
ſeiner Regierung die Weiſung, den Status quo als einzige Grundlage für 
eine Verſtändigung zwiſchen den kriegführenden Parteien zu betrachten. Eng— 
land würde dazu beitragen, Preußen die Städte Danzig und Thorn auf dem 
Wege eines Handelsvertrages mit Polen zu verſchaffen “). Deutlich find in 
jener Inſtruktion an Ewart die Pläne des engliſchen Geſandten in Warſchau, 
Hailes, die wir noch kennenlernen werden, zu erkennen. And Ewart konnte ſich 
ſpäter rühmen, daß Friedrich Wilhelm ſich durch ſeine Argumentationen be 
ſtimmen ließ, den Hertzbergſchen Plan fallen zu laſſen 0). 

Außer den Erklärungen Ewarts wirkten auf Friedrich Wilhelm die Vor— 
ſtellungen Luccheſinis ein. Am 6. Juli hatte Luccheſini aus Warſchau dem 
König gemeldet: „Die Polen würden nie und nimmer Danzig und Thorn gut— 
willig aus der Hand laſſen, ſelbſt dann nicht, wenn ſie den ganzen Norden 
von Galizien ſamt der Saline von Bochnia erhielten“ 1%), Dasſelbe wieder- 
holte er nach ſeiner Ankunft in Schönwalde, und gleichzeitig trat er, der kaum 
einen Monat vorher Hertzberg geſchrieben hatte, „der Status quo leert unſeren 
Schatz durch nutzloſe Kriegsvorbereitungen und rettet Oſterreich“ “), jetzt für 
die Herſtellung des Status quo ein. And um ſo leichter gab Friedrich Wilhelm 
den Vorſtellungen Luccheſinis und Ewarts nach, als am 11. Juli aus Wien 
auf die zwiſchen Spielmann und Hertzberg erörterten Vorſchläge eine Ant— 
wort einlief, die den preußiſchen Forderungen nicht entſprach. Während Hertz— 
berg mit Spielmann noch verhandelte, erhielt er jenes Schreiben, worin der 
König ihm befahl, auf Danzig und Thorn zu verzichten und auf die Annahme 
des ſtrengen Status quo zu dringen. In der Audienz, zu der Hertzberg am 
folgenden Tage vom König vorgeladen wurde, ſetzte er noch einmal an Hand 
von Karten dem König ſeinen Tauſchplan auseinander. Es gelang ihm aber 
nicht mehr, Friedrich Wilhelm umzuſtimmen, der zur Annahme des Status quo 
von Luccheſini unterſtützt wurde 182). Letzterer erklärte, daß die Polen nie auf 
Danzig und Thorn, ohne die Salzſalinen von Wieliczka zu erhalten, verzichten 
würden. And zur Abtretung jener Salzwerke hatte ſich Sſterreich noch nicht 
bereit gefunden. Jedoch wird Hertzberg immer noch die Abſicht, ſeinen Plan 
in den folgenden Verhandlungen durchzuſetzen, nicht aufgegeben haben, denn 
er lehnte eine Hinzuziehung Luccheſinis zu den Anterhandlungen ab. Seine 
Hoffnungen aber wurden endgültig zunichte gemacht, als der König ihm am 
Nachmittage des 14. Juli befahl, den Status quo ſtrikte Sſterreich vorzu— 
ſchlagen 162). So forderte denn Hertzberg in der Konferenz vom 15. Juli zur 


147) Herrmann a. a. O., S. 305/306. 

148) Depeſche an Ewart v. 25. 6. 1790, zitiert b. Kalinka a. a. O., Bd. II, S. 160/61, 
P. Wittichen a. a. O., S. 63. 

19) Vgl. P. Wittichen, S. 63. 

150) Diff. P. Ritter a. a. O. 

151) Luccheſini an Hertzberg 15. 6. 1790, b. Dembinſki, Nr. 409. 

152) Bemerkung Hertzbergs zu dem Schreiben des Königs v. 14. 7. 1790, bei Ranke: 
a. a. O., S. 552. N 

153) Vgl. Dunker a. a. O., S. 30. 
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Aberraſchung der Sſterreicher den vollen Status quo; von einer preußiſchen 
Erwerbung von Danzig und Thorn auf dem Wege eines Gebietsaustaufches 
ſollte nicht mehr die Rede ſein. ö 

Es würde über den Rahmen dieſer Arbeit hinausgehen, auf die weiteren 
Anterhandlungen zwiſchen den Alliierten und Sſterreich einzugehen. Am 
27. Juli wurden die Erklärungen unterſchrieben, der Waffenſtillſtand zwiſchen 
Oſterreich und der Pforte habe bis zu einem Kongreß zu dauern, auf dem 
endgültig der Friede auf Grund des Status quo feſtgeſetzt werden ſollte. Oſter— 
reich mußte alle Eroberungen mit Ausnahme von Chocim der Pforte wieder 
herausgeben. „Es iſt ſchwer zu jagen,” hat fi ſpäter Bismarck über Reichen- 
bach geäußert !“), „ob die damalige Situation nach Maßgabe der Anſichten 
und Fähigkeiten der in Oſterreich und Rußland leitenden Perſönlichkeiten der 
preußiſchen Politik die Möglichkeit bot, nützlichere Wege einzuſchlagen als 
den des Veto gegen die Orientpolitik feiner beiden öſtlichen Nachbarn . ... Ich 
kann mich des Eindrucks nicht erwehren, daß dieſes Veto ein Akt unfruchtbaren 
Selbſtgefühls nach Art des franzöſiſchen prestige war, in welchem die von 
Friedrich dem Großen geerbte Autorität zwecklos verpufft wurde, ohne daß 
Preußen einen anderen Vorteil von dieſer Kraftleiſtung gehabt hätte, als den 
einer befriedigten Eitelkeit über Betätigung ſeiner großmächtlichen Stellung 
den beiden Kaiſermächten gegenüber, show of power.“ 

Auf dem von England vorgeſchlagenen Wege, Danzig und Thorn durch 
ein Handelsabkommen mit Polen zu erwerben, hoffte nun die preußiſche 
Diplomatie, für ihre Zugeſtändniſſe in Reichenbach entſchädigt zu werden. 


I. 
Danzig und der engliſche Ausgleichsplan 


Die Bemühungen der engliſchen Regierung in Warſchau um einen Verzicht 
Polens auf Danzig und Thorn. — Der Reichstagsbeſchluß vom 6. 9. 1790. 


Bis zu dieſer Zeit hatte ſich Pitt, der engliſche Premierminiſter, einem 
Abſchluß des von Polen ſo erſtrebten Allianz- und Handelstraktes gegenüber 
ſehr vorſichtig verhalten). Auf die Vorſchläge, die Bukaty, der polniſche 
Geſandte in London, Pitt im Mai 1789 gemacht hatte, hatte der engliſche 
Premier erklärt, er müſſe aus politiſchen Gründen alle Verhandlungen in 
dieſer Frage auf einen ſpäteren Zeitpunkt vertagen 1e). Pitt hatte es abgelehnt, 
unter Amgehung Preußens mit Polen enge Handelsbeziehungen einzugehen, 
worauf ja Bukatys Vorſchlag abzielte, da er fürchtete, den Einfluß, den 
England auf den Berliner Hof durch den Geſandten Ewart ausübte, zu ver— 
lieren. Ebenſowenig war Pitt damals geneigt geweſen, mit der preußiſchen 
Regierung über einen Handelsvertrag mit Polen zu verhandeln, da dadurch 
das Problem Danzig und Thorn hätte erörtert werden müſſen, während ja 


154) Bismarck: „Gedanken und Erinnerungen“, Geſ. Werke XV, S. 184. 

155) D. St.⸗A. Kahlen, d. 2. 1. 1790: „ . . . der engliſche Hof hingegen ſcheinet, wie 
der Kanzler hinzuſetzte, weder in eine Allianz noch in einen Commerztraktat mit 
Polen ſich für dieſe Zeit wieder einlaſſen zu wollen“. ö a 

156) Kalinka a. a. O., S. 244. 
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Pitts Bemühungen darauf ausgingen, ſolange die Friedensvermittlung im 
Orient nicht zuſtandegekommen war, dieſe Frage aus der Politik Preußens 
auszuſchalten. Dagegen hatte Hailes, der engliſche Geſandte in Warſchau, 
ohne Inſtruktion der Regierung ſeine Bemühungen, eine für die engliſch— 
polniſchen Handelsbeziehungen günſtige Lage zu ſchaffen, fortgeſetzt. Da Danzig 
das Tor zu dem engliſch-polniſchen Handel bildete, behielt er aufmerkſam 
dieſe Stadt im Auge. Kräftigſt hatte er den Plan, Danzig das Stapelrecht 
zu nehmen, unterſtützt 57). Endlich aber ſchien Hailes eingeſehen zu haben, daß 
alle Handelsſchwierigkeiten behoben ſein würden, wenn Danzig zu Preußen 
komme. Als Kahlen ihn um Schutz für die Stadt Danzig bei den geplanten 
Commerzverhandlungen bat, hatte er gejagt: „Schließlich kann doch nichts 
anders geſchehen, als daß Polen endlich die Stadt Danzig an Preußen ab— 
treten muß.“ Kahlen glaubte, Hailes nicht richtig verſtanden zu haben, und 
als er die Worte des Geſandten fragend wiederholte, antwortete Hailes: 
„Ja, Polen muß endlich die Stadt Danzig an Preußen abtreten, wie bald 
aber, das weiß ich nicht, vielleicht in einem halben Jahr, vielleicht auch früher 
oder ſpäter. Denn Danzig iſt eigentlich für Polen von keinem Nutzen und die 
Stadt ſelbſt wird unter preußiſcher Herrſchaft erſt recht blühend werden“ 59. 

Nachdem nun in Reichenbach der Weg zu einer Friedensvermittlung im 
Orient, wie ſie England wünſchte, geöffnet war, konnte Pitt auf den Plan 
ſeines Geſandten in Warſchau eingehen. Aber die Vorteile, die ſich aus einer 
engen polniſch-engliſchen Handelsverbindung für England ergaben, hatte Pitt 
durch Durno, den engliſchen Konſul in Memel, der von ihm beauftragt worden 
war, ſich über den polniſchen Tranſithandel durch Preußen zu informieren, 
genaue Kenntnis erhalten. Pitt erteilte Hailes die Inſtruktion, Stanislaus 
Auguſt und der Deputation für Auswärtige Angelegenheiten mitzuteilen, Eng- 
land und Holland ſeien bereit, falls die Republik freiwillig auf Danzig und 
Thorn verzichten wollte, die Garantie für alle übrigen Gebiete der Republik 
zu übernehmen und das Zuſtandekommen eines Handelsvertrages mit dem 
Berliner Hofe zu vermitteln 889). Hailes unterbreitete den Vorſchlag der Depu— 
tation für Auswärtige Angelegenheiten, den Reichstagsmarſchällen und in 
einer Audienz dem König Stanislaus Auguſt. Dieſer erwiderte, es ſei ihm 
ſehr peinlich, daß ein ſolcher Vorſchlag von einem Staate käme, für den er 
die größte Neigung hege, und es ſei um ſo peinlicher jetzt, da Preußen die 
Abtretung Danzigs nicht mehr forderte. Es ſei möglich, daß die Stadt in ihrer 
gegenwärtigen Lage für Preußen mehr Wert habe als für Polen, aber Polen 
müſſe auch wiſſen, daß die Erhaltung und Verteidigung von Gibraltar für 
England eine koſtſpielige und drückende Laſt ſei und daß Spanien oft vorteil— 
hafte Tauſchangebote gemacht habe. „And obwohl alle überzeugt ſind,“ ſagte 


57) Vgl. D. St.⸗A. Kahlen 7. 1. 1790. 

6) D. St... Kahlen 18. 3. 17%. Ä 

180) Gerhard a. a. O., S. 304. Aber die Intereſſen, die Durno als Memeler Holz- 
händler an dem Zuſtandekommen eines preußiſch⸗polniſch⸗engliſchen Handels- 
vertrages gehabt haben ſoll, ſ. Gerhard, S. 299 ff. Wurde Durno nur durch 
eigene Intereſſen bewogen, ſo bleibt allerdings dabei die Frage offen, ob es 
ihm wirklich erwünſcht ſein konnte, wenn der beſtehende Zuſtand Danzigs ge- 
ändert wurde, da ja gerade der Aufſchwung Memels zum Zeil eine Folge 
des Niederganges Danzigs war. Kalinka a. a. O., Bd. 2, S. 244. 
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der König, daß der engliſche Handel im Mittelmeer ganz gut ohne Gibraltar 
beſtehen könne, wagt doch keiner von Euren Miniſtern die ſpaniſchen An— 
gebote der engliſchen Nation zur Annahme zu empfehlen, weil ſie wohl wiſſen, 
welche Abneigung gegen eine ſolche Ceſſion beſtehe.“ Hailes gab darauf zu 
verſtehen, daß ſein Vorſchlag nicht etwa durch den König von Preußen ver— 
anlaßt ſei. Denn die Handelsfreiheit des polniſchen Staates ſei für Eng— 
land faſt ebenſo notwendig wie für Polen ſelbſt. Stanislaus Auguſt ſtellte 
darauf folgende Fragen: „Werden Sie für dieſe Ceſſion uns die Auf— 
hebung des Ius stapulae nicht nur in Danzig, ſondern auch in Königsberg 
ſichern? Iſt es ganz ſicher, daß Holland in dieſer Frage mit England einig iſt? 
Wird in der von England und Holland übernommenen Garantie der Fall 
vorgeſehen, daß wir genötigt ſein könnten, dem König von Preußen den Krieg 
zu erklären, falls er den Tranſit in Danzig erſchwert und wieder Zollplackereien 
einführt? Endlich wird auch die Durchfuhr nach Sachſen und Deutſchland ge— 
ſichert, wie dieſelbe noch in dem Vertrage von 1775 ſtipuliert wurde?“ 0) 
Hailes gab zwar keine beſtimmte Antwort, verſicherte aber, daß England gegen 
Preußen Krieg führen würde, falls letzteres die von England garantierten 
Verträge brechen ſollte. England habe an dem zu ſchließenden Handelsabkom— 
men ein ebenſo ſtarkes Intereſſe wie Polen ſelbſt, da es in Polen den Markt 
für alle Erforderniſſe ſeiner Marine wie Bauholz, Maſten, Leinen, Hanf, 
Teer, Harz und Roheiſen finden würde. Dieſe Materialien könne Polen ſogar 
vorteilhafter als Rußland liefern, aber „die Handelsbeziehungen mit Polen, 
welche der Republik Millionen einbringen würden“, ſchloß Hailes, „ſind nicht 
möglich, ſolange das Danziger Stapelrecht beſteht. Das wird ſich nur dadurch 
machen laſſen, daß man Danzig dem König von Preußen überläßt und ihn 
zwingt, die Pladereien auf der Weichſel zu unterlaſſen“ 165). 

Zu gleicher Zeit ließ auch Hertzberg, ſicherlich ohne Einwilligung Friedrich 
Wilhelms, durch den Fürſten Jablonowſki raten, Polen möchte freiwillig 
Danzig und Thorn dem König von Preußen anbieten, damit endgültig die 
Commerzangelegenheiten zwiſchen Polen und Preußen geregelt werden 
könnten. N 

Bereits durch die Berichte aber, die während der Reichenbacher Ver— 
handlungen nach Polen kamen, war die Sorge des großpolniſchen und maſo— 
wiſchen Adels gewachſen, daß die Deputation für Auswärtige Angelegenheiten 
der Erwerbung von Danzig und Thorn durch Preußen zuſtimmen werde. 
Auch der wolhyniſche Landtag ſtand dieſer Frage nicht gleichgültig gegenüber. 
An demſelben Tage, als Hertzberg in Reichenbach auf den Status quo hatte 
zurückkehren müſſen, war in der Sitzung des polniſchen Reichstages vom wol— 
hyniſchen Landboten Hulewicz der Antrag auf die Annahme eines beſonderen 
Verfaſſungsparagraphen geſtellt worden, nach dem keine Gebiete Polens mehr 
abgetreten werden ſollten e). Dieſer Antrag war vom König und von der 
Mehrheit der Reichstagsmitglieder abgelehnt worden. Man hatte den Grund 
für die Ablehnung in der Tatſache geſehen, daß die Polen noch nicht ſicher 
geweſen waren, ob es nicht etwa zu einem Kriege gegen Oſterreich kommen 


160) Kalinka: a. a. O., Bd. 2, S. 246/47. 
161) ebenda. 
162) ebenda S. 249. 
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würde 16). Jedenfalls hatte es ſich dabei gezeigt, daß noch die Meinung der 
verſtändigeren Regierungsmitglieder einen ſtärkeren Einfluß auf den Reichs⸗ 
tag ausübte, als die jener ſich ereifernden Parlamentarier, die ihr Vaterland 
dadurch zu retten gedachten, daß fie die Regierungsgewalt durch Reichstags— 
beſchlüſſe beſchränkten. 

Trotz der Ablehnung, die ihr Antrag erfahren hatte, hörten dennoch die 
wolhyniſchen Landboten nicht auf, etwaige Abſichten der Regierung, auf Danzig 
zu verzichten, zu durchkreuzen. So hieß es in einem Beſchluß der Landtage 
von Wolhynien und Czernichowien: „„wofern auch nur das kleinſte Stück 
Landes, welches der Republik, es ſei mit welchem Recht es wolle, angehört, 
etwa abgetreten und irgendetwas zur Schmälerung der Kardinalrechte, der 
Freiheiten und Integrität der Nation beſchloſſen werden ſollte, ſo verlangen 
wir, daß die erlauchten Landboten in ſolchen Fällen feierlichſten Proteſt in 
unſerer Wojewodſchaft Namen einlegen mögen“ 16), N 

Die Propaganda des engliſchen Geſandten für den Verzicht auf Danzig 
gab den Reichstagsabgeordneten aufs Neue Veranlaſſung, auf den von Hu— 
lewicz im Juli geſtellten Antrag zurückzukommen. Gelegenheit dazu gab die 
Erörterung der Grundgeſetze der neuen Verfaſſung, von denen das fünfte ſich 
auf die Anantaſtbarkeit und Anteilbarkeit des polniſchen Reiches und des 
Großfürſtentums Litauen bezog. Es wurde der Antrag auf Zuſatzparagraphen 
geſtellt zur Verhinderung des Verkaufes und der Verpfändung von Gütern an 
Angehörige der Nachbarſtaaten. Schließlich beantragte der Abgeordnete Swien— 
toſlawſki, in der Verfaſſung einen Beſchluß zu verankern, durch den allen 
Reichstagen in Zukunft verboten werden ſollte, irgendein Gebiet des polni— 
ſchen Staates zu vertauſchen oder vom Ganzen zu trennen. Dieſe Paragraphen 
wurden durcheinander in der Reichstagsſitzung am 3. September erörtert. 
Es fehlte nicht an Abgeordneten, die gegen den Antrag Swientojlawifis auf— 
traten. Seweryn Potocki machte darauf aufmerkſam, daß es doch früher oder 
ſpäter zum Verzicht auf Danzig und Thorn kommen müſſe, weil dieſe Städte 
umringt von fremden Gebieten einem ſicheren Antergang entgegenſähen. 
And Ignatz Potocki führte u. a. aus: „Die Feſſeln, welche uns einige auflegen 
möchten, ſind fiktive und können nicht beſtehen; ſollte die Republik in die 
Lage kommen, ſich vor einem unglücklichen Kriege durch Abtretung oder Tauſch 
einzelner Gebiete ſchützen zu müſſen, ſo verbiete das verlangte Geſetz ſolches 
und zwänge fie den Krieg weiterzuführen ). Auch der König, der an die Ver⸗ 
handlungen mit Hailes dachte, betonte in ſeiner Rede, daß Amſtände denkbar 


163) Kalinka a. a. O., S. 244. 

164) D. St.⸗A. Kahlen, d. 16. 8. 1790, erwähnenswert iſt in dieſem Zuſammenhange 
ein Brief des Krongeneralfeldzeugmeiſters Polens, des Grafen Stanislaus 
Potocki an Hulewicz vom 25. 8. 1790 (überſetzt als Anl. zu Kahlen 4. 11. 1790, 
D. St.⸗A.): „ . .. nachdem aber die Mißhelligkeiten zwiſchen Oſterreich und 
dem Berliner Hof ſind beigelegt worden, ſo kann es wohl geſchehen ſein, daß 
Preußen auf Veranlaſſung des jetzt abgeänderten Syſtems bei der ferneren in 
Europa zu erfolgenden Pazifikation ſich wiederum etwas bei dem engliſchen 
Hofe ausbedungen habe. In der Tat ſcheint doch England uns ſolches zumuten 
zu wollen. Allein laſſet uns nur dreiſt genug ſein, hierauf zu antworten: wir 
werden nichts geben, ſo wird auch die engliſche Nation ſelbſt und ganz Europa 
uns dafür hoch zu ſchätzen wiſſen ...“ ö 

185) Kalinka a. a. O., Bd. II, S. 251. 
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ſeien, bei denen die äußerſte Gefahr oder auch ein wirklicher Vorteil eine 
Gebietsabtretung oder »tauſch erfordern könnten. Er forderte den Reichstag 
auf, einen dauerhaften Beſchluß zu faſſen, der es Polen ermöglichte, die 
Schutzherrſchaft über Danzig zu behaupten, ſolange als nicht der eigene Vorteil 
es gebiete, dieſe Stadt aufzugeben. Mehrere Abgeordnete ſprachen darauf in 
demſelben Sinne. Bemerkenswert ſind dabei die Worte des Abgeordneten 
Zielinſki, daß Danzig für Polen eine Kuh darſtelle, welche Polen bei den 
Hörnern halte, während der Nachbar dieſelbe für ſich melke. „Was ſoll uns 
dieſe Kuh? Iſt es nicht beſſer, dieſelbe vorteilhaft zu verkaufen?“ 160 
Schließlich wurde nach heftiger Diskuſſion der Beſchluß gefaßt, daß Polen 
und Litauen cum omnibus annexis mit allen Städten und Häfen beiſammen 
und ungeteilt zu verbleiben habe. ö 

Aber ſchon in der folgenden Reichstagsſitzung am 6. September wurde 
der Antrag Swientoflawſkis erneut geſtellt, die Reichstage für alle Zukunft 
an einen Beſchluß zu binden, keine Gebietsabtrennung oder ⸗tauſch vorzu— 
nehmen. Wieder kam es zu äußerſt erregten Erörterungen. Durch Reden, in 
denen auf die Gefahren hingewieſen wurde, die Polen von Rußland, Preußen 
und Sſterreich her drohten, wurde unter der Mehrzahl der Abgeordneten 
Begeiſterung für den Antrag entfacht. Schließlich verſtieg ſich ein Anhänger 
Swientoſlawſkis zu der Außerung, Polen habe nach der erſten Teilung feine 
beſten Hoffnungen auf Danzig und Thorn geſetzt. Kein Gebiet könne dieſe 
beiden Städte an Wert übertreffen. Nichts nützten die Gegenreden, auch nicht 
der König vermochte dieſes Mal den Antrag zu Fall bringen, indem er in 
ſeiner Rede die Frage ſtellte: „Wenn uns eine fremde Macht für ein unbe— 
deutendes Gebiet ein viel größeres anbieten wollte, ſollte es dann nicht für 
die Republik nachteilig ſein, eine ſolche Anerbietung nicht annehmen zu können, 
ja geradezu abſchlägig beantworten zu müſſen?“ Diejenigen, die ſich für den 


Antrag einſetzten, ſollten bedenken, daß ſie unwiſſentlich ihrem Vaterland 


verhängnisvolle Schwierigkeiten bereiteten und den Weg zu Vorteilen ver— 
ſperrten, ohne deswegen das Land zu ſichern, da ein ſolches Geſetz keine Sicher— 
heit gewähre 1). Auf den Vorſchlag Czartoryſkis hin, den Antrag in der Weiſe 
abzuändern, daß der Reichstag keine Gebietsabtretung beſchließen dürfe ohne 
den Willen der Nation, wurde der Wortlaut verlangt, „ohne den einſtimmigen 
Willen der Nation.“ Nach weiteren mehrſtündigen Verhandlungen wurde ohne 
Abſtimmung als Grundgeſetz beſchloſſen: „Es wird keinem Reichstag und nie— 
mandem ſonſt erlaubt, einen Teil der Republik auszutauſchen und noch weniger 
vom Staatskörper zu trennen“ 168), Gerne hätte Stanislaus Auguſt noch vorher 
dem Reichstag die Handelsvorteile vorgeſtellt, die Polen durch den Verzicht 
auf Danzig bekommen konnte, doch ließ er ſich von ſeinen Miniſtern über— 
zeugen, daß ſolche Erklärungen vor dem Reichstag keinen Zweck mehr haben 
würden 165). 


166) ebenda, S. 253, Anmerkung. 

167) ebenda, S. 255/56. 

168) ebenda S. 257. 

100) „Der Reichstagsbeſchluß vom 6. September zum Grundgeſetz und Verfaſſungs⸗ 
artikel erhoben“, ſchreibt Kalinka (Bd. 2, S. 266), „verſperrte den Weg jedweder 
Verhandlung mit Preußen in der Frage der Ceſſion der beiden oft genannten 
Städte.“ And dieſer polniſche Hiſtoriker kann der Einſicht ſich nicht verſchließen, 
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Die Sendung Oginſkis nach London. — Ruſſiſche Intrigen in Warſchau. 


Der Reichstagsbeſchluß vom 6. September hinderte die polniſche Regierung 
nicht, ſich noch einmal mit England in Verhandlungen über Danzig einzulaſſen, 
denn man erkannte bald, daß der vom Reichstag aufgeſtellte Verfaſſungsartikel 
nicht auf Danzig bezogen zu werden brauchte, da ja Danzig kein eigentlicher 
Teil des polniſchen Staates war, ſondern lediglich unter dem Schutze des pol— 
niſchen Königs ſtand 19). 

Zunächſt allerdings wollte die Deputation für Auswärtige Angelegenheiten 
verſuchen, eine Regelung des Handelsverkehrs mit Preußen herbeizuführen, 
auch ohne dadurch die Danziger Frage zu berühren. Als nun ein polniſches 
Projekt, das die Wünſche Danzigs gar nicht berückſichtigte, in der Stadt 
bekannt wurde, ſchickte die dritte Ordnung Abgeſandte nach Warſchau mit 
einem Schreiben an den König von Polen, worin das maßloſe Elend, das in 
der Stadt herrſchte, geſchildert wurde. Vergebens hatte der Rat ſie von dieſem 
Vorhaben abzuhalten verſucht, da er ihre Neigung zu einem Anſchluſſe an 
Preußen kannte. Wirklich waren ſolche Beſtrebungen, wenn auch verſteckt, in 
jenem Schreiben angedeutet worden ). Darauf wurde ein neues Handels— 
abkommen, in deſſen einem Artikel auch von Handelsvorteilen, die Danzig ge— 
nießen ſollte, die Rede war!“), entworfen. N 

Schließlich wurde im November 1790 der Deputation ein geſchickter Aus— 
weg, um aus ihrer ſchwierigen Lage herauszukommen, von Hailes gezeigt: 
die engliſche Regierung mußte dazu bewogen werden, offiziell Polen einen 
handelspolitiſchen Vertrag anzubieten *). Ewart, der ſich im Herbſt und 
Winter 1790 in London aufhielt, tat ſein Möglichſtes, um die engliſche Re— 
gierung zu diesbezüglichen Schritten zu veranlaſſen “). Das gleiche Ziel hatte 
die Sendung des Fürſten Oginſki, des polniſchen Geſandten im Haag, nach 
London. Natürlich mußte auch hier des Reichstages wegen vorſichtig vorge— 
gangen werden. Oginffi erhielt keine amtliche Inſtruktion. Wenn er behauptet 
hat, daß er von der Deputation zu ſeinen Verhandlungen mit Pitt beauftragt 
worden war 17s), jo wird dieſes nur auf nicht amtlichem Wege geſchehen ſein, 


daß dieſer Weg der einzige war, den die Regierung der Republik hätte be- 
ſchreiten müſſen: „durch die Abtretung Danzigs das politiſche Syſtem, welches 
der vierjährige Reichstag ins Leben gerufen hatte, aufrechtzuhalten, andernfalls 
fiel die weſentlichſte Grundlage dieſes Syſtems, und die Republik verlor den 
einzigen Verbündeten, der ihr die Auferſtehung im Innern und eine gewiſſe 
Bedeutung nach Außen ſichern konnte.“ 

170) Obgleich dieſe Aberlegung nach der Incorporationsurkunde von 1454 und 

N nach der Danziger Verfaſſung durchaus berechtigt war, ſieht Kalinka (S. 267) 
darin nichts weiteres als „eine Spitzfindigkeit und einen Advokatenkniff“ der 
Reichstagsmitglieder, die die Regierung unterſtützten. 

171) Das Schreiben gedruckt bei Damus. Anh. Nr. 23. 

172) Anlage zu Kahlen d. 20. 9. 90: Entwurf eines Kommerz ⸗Traktates, Art. 16: 
„S. M. Prussienne declare, que le passage du canal occidental à l’embouchure 
de la Vistule sera pleinement libre et exempt de tous droits pour les productions 
et marchandises, soit exportées, soit importees par les citoyens de la ville de 
Danzig par mer.“ 

173) Vgl. Kalinka: a. a. O. Bd. 2, S. 267. 

1) D. St. A. 300, 9 Bd. 377. Bericht Anderſons v. 31. 12. 1790. 

175) Oginſki: Denkwürdigkeiten, S. 55. 
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vielleicht ſogar ohne Wiſſen des Kanzlers Malachowfki 7e). Nach einem Bericht 
de Caches, des öſterreichiſchen Geſandten in Warſchau n), und Kahlens *) 
ſoll er von Ignatz Potocki, dem Vorſitzenden der Deputation, ſeinen Auftrag 
erhalten haben, was bei der Lage, in der ſich die Deputation gegenüber dem 
Reichstage befand, nicht unglaubwürdig erſcheint. Die Offentlichkeit aber ließ 
man zunächſt im Glauben, daß Oginſki eine Privatreiſe nach London gemacht 
habe und beauftragt worden ſei, bei dieſer Gelegenheit ſich am engliſchen Hofe 
zu bemühen, daß Polen auf einem allgemeinen künftigen Friedenskongreß 
ſeinen Vertreter haben könnte 19). 

Ausführlich ſind vom Fürſten Oginſki ſelbſt ſeine beiden Anterredungen 
mit Pitt dargeſtellt worden 80). Zunächſt legte Oginſki dem engliſchen Premier— 
miniſter eine Denkſchrift von Amſterdamer Kaufleuten vor, in der die Polen 
ermahnt wurden, Danzig nicht an Preußen abzugeben; Oginffi ſelbſt jagt über 
dieſe Denkſchrift: „Es waren höchſt durchdachte und ſcharfe Anſichten darin, 
aber dennoch ſah man bei jeder Phraſe den Geiſt der Oppoſition gegen das 
preußiſche Syſtem und eine entſchiedene Parteilichkeit“ 11), In der zweiten 
Anterredung mit Oginſki widerlegte Pitt geſchickt alle Argumente, die gegen 
die Abtretung von Danzig an Preußen ſprachen. „Welche Vorteile“, fragte er, 
„ziehen Sie von dieſen beiden Ausflußkanälen (Danzig und Thorn) ihrer Er— 
zeugniſſe bei der Schwäche und Ohnmacht, in welcher Sie ſich bisher befunden 
haben, in dem Sie unter Rußlands aufgedungener Garantie ſeufzen? Der 
König von Preußen zeigt Ihnen jetzt, indem er Ihnen ſeine Freundſchaft 
und ein Bündnis anbietet, Mittel und Wege aus dieſem Zuſtande der Er— 
niedrigung hervorzugehen, und dies allein reicht ſchon hin, die Opfer zu ver— 
güten, die man von Ihnen verlangt und die der Berliner Hof als Bedingung 
für einen Handelstraktat aufſtellt.“ Dann ſtellte er die Handelsvorteile dar, 
die Polen durch das Zuſtandekommen eines Commerz⸗Traktates mit Preußen 
und England genießen würde, indem er gleichzeitig auf die Städte im Innern 
Polens, vor allem auf Kowno hinwies, in denen in früherer Zeit engliſche 
und holländiſche Kaufleute Handelsniederlaſſungen hatten. Dort hatte man 
den Polen an Ort und Stelle ihre Erzeugniſſe abgekauft und ihnen die Mühe 
erſpart, ſie zu den Handelsplätzen an der Oſtſee zu bringen. „Was war, kann 
wieder hergeſtellt werden“, ſagte Pitt, „und wenn der Handels- Traktat mit 
Polen ſtattfindet, glauben Sie da nicht, daß wir imſtande fein werden, Sie 
vor allen Plackereien der Danziger Zollbeamten zu ſchützen, indem wir in das 
Innere Ihres Landes gehen, um uns Ihre Erzeugniſſe aus der erſten Hand 
zu verſchaffen“ “). 

Im Januar 1791 wurde darauf Hailes von ſeinem Kabinett zu der Er— 
klärung ermächtigt, daß England mit Polen nur unter der Bedingung poli— 
tiſche und Handelsbeziehungen anknüpfen werde, wenn auch Preußen daran 


176) Vgl. Kalinka, S. 268 Anm. 

177) Zitiert b. Kalinka, S. 268. 

178) D. St. A. Kahlen, d. 3. 2. 1791. 

19) D. St. A. Kahlen, d. 3. 1. 1791. 

780) Oginſki: a. a. O., S. 56. 

181) Oginſki: a. a. O., S. 50. 

3 . a. a. O., S. 62. — Sſolovjev: a. a. O., S. 216. — Kalinka: a. a. O., 
N 
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beteiligt ſein würde. Nur durch den Verzicht auf Danzig würde ein freier 
Handelsverkehr durch Preußen möglich ſein 183), In einer Denkſchrift über 
die gegenwärtigen Intereſſen Polens, die unter dem Namen eines polniſchen 
Edelmannes erſchien 8), verſuchte Hailes die Polen von der Notwendigkeit 
einer Erwerbung von Danzig durch Preußen zu überzeugen. 1773 ſei Danzig, 
hieß es darin, nur auf die Vermittlung Englands hin bei Polen verblieben, 
jetzt aber erfordere das Intereſſe beider Länder eine Abtretung der Stadt. 
„Polen wird dann hoffen können, daß es eingeladen wird, dem großen 
Bündnisſyſtem beizutreten, das einen langen Frieden unſerem Erdteil ſichern 
muß. Es wird in den Rang der unabhängigen Mächte Europas geſtellt 
werden... Endlich kann Polen ruhig und furchtlos hinſichtlich feiner politiſchen 
Exiſtenz und der Anverſehrtheit ſeiner Beſitzungen an der Verbeſſerung ſeiner 
Verfaſſung arbeiten und ſich die Regierungsformen geben, die es für zweck— 
mäßig erachtet.. Aber Polen müſſe, um die Handelsfreiheit zu erlangen, 
etwas opfern, was ihm kaum gehört: Eine Stadt, die von ihrem Hafen ge— 
trennt iſt, die durch feine Oberherrſchaft unglücklich und verzweifelt gemacht 
wird, endlich eine Stadt, zu der die Verbindung durch die Weichſel nach 
Verlauf von einigen Jahren völlig abgeſchnitten ſein wird, durch jene Sand— 
bänke, die zu entfernen ihre große Armut, in die ſie gekommen iſt, ihr nicht 
mehr erlaubt.“ Gleichzeitig machte Hailes darauf aufmerkſam, daß im Falle 
einer Weigerung der Polen, auf den engliſchen Vorſchlag einzugehen, 
England die Produkte für ſeine Induſtrie in Rußland ſuchen müſſe, was 
nur zum Schaden der Republik geſchehen und politiſche Nachteile herbei— 
führen würde. 

Das Zuſtandekommen eines engliſch-polniſchen Handelsvertrages und der 
damit verbundene Verzicht Polens auf Danzig entſprachen jedoch keineswegs 
den Intereſſen der Zarin, da mit Recht für Rußland zu befürchten war, 
daß dadurch Polen endgültig dem ruſſiſchen Einfluß entzogen und unter dem 
Schutze Preußens die neue polniſche Verfaſſung durchgeſetzt werden würde. 
Der Stadt Danzig wurde durch den ruſſiſchen Reſidenten wieder Hoffnung 
auf eine Anterſtützung gegen preußiſche Erwerbungsabſichten gemacht, damit 
fie ſich nicht etwa freiwillig Preußen unterwarf 188). And der neue ruſſiſche 
Geſandte Bulhakow in Warſchau verſäumte nicht, bei jeder Gelegenheit 
Mißtrauen gegen den preußiſchen Hof zu ſäen und ſparte nicht an den nötigen 
Beſtechungsgeldern !“). Beſonders ließ er den Landtagen in Großpolen und 
Wolhynien viel Geld zugehen. Wagten auch ſeine Anhänger, ihn nur in der 
Nacht zu beſuchen, jo merkte dennoch Bonneau, der franzöſiſche Legations— 
ſekretär, wie ſich mehr und mehr das Vertrauen der Polen zu Preußen ver— 
minderte, „trotz der Allianz, die man mit Preußen geſchloſſen hatte, und 
obgleich man die Hilfe Preußens, um fie ſich zu erhalten, jo nötig hatte“ 18). 


183) Kalinka, S. 271. 

184) D. St. A. Anl. zu Kahlen, d. 27. 1. 1791. 

285) Friedrich Wilhelm an Goltz 10. 9. 1790, b. Dembinſki, Nr. 280: „ ... Je viens 
d' apprendre de Danzig que l’agent de cette ville à Petersbourg a rapporté au 
magistrat que l’Imp£ratrice avoit fait déclarer aux ministres d’Austriche et de 
Pologne qu'elle ne permettroit jamais que la ville de Danzig me soit cedee...“ 

186) Vgl. Herrmann: a. a. O., Bd., S. 328. 

7) Bonneau an Montmorin 27. 11. 1790, b. Dembinffi, Nr. 504. 
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Offentlich miſchte ſich Bulhakow niemals in die Reichstagsangelegenheiten ein, 
jedoch bewirtete er jeden Polen, der ihn beſuchte, ſehr zuvorkommend, um 
Anhänger für eine Konföderation gegen die geplante neue polniſche Ver— 
faffung zu finden 188) und um die Polen dadurch Preußen zu entfremden. 


Auf die Denkſchrift des engliſchen Geſandten antworteten mannigfaltige 
Gegenſchriften, die unter dem Einfluß des ruſſiſchen Geſandten entſtanden 
waren 8). Sie erſchienen unter verſchiedenartigen Titeln in polniſcher oder 
franzöſiſcher Sprache 0). Die Polen wurden darin gewarnt, auf Danzig 
zu verzichten, da ſie dadurch völlig Preußen ausgeliefert werden würden; 
durch den Verzicht auf Danzig würden ſie ihren einzigen Zugang zum Meere 
verlieren, undankbar würde Polen der Stadt Danzig gegenüber ſein, die 
jahrhundertelang den Ackerbau und Handel Polens aufblühen laſſe, wenn es 
nun der freien Stadt ſeinen Schutz entzöge. And noch mit vielen anderen 
Argumenten wurde gegen den Vorſchlag des engliſchen Geſandten gearbeitet. 
Auf die Frage des Danziger Refidenten in Warſchau, ob es nicht beſſer 
wäre, wenn ſich die Stadt Danzig ſelbſt unter die preußiſche Herrſchaft ſtellte, 
anſtatt daß ſie ſich von Polen und England an Preußen verhandeln laſſe, 
erwiderte Bulhakow, daß aus der Erwerbung der Stadt durch Preußen 
nichts werden würde 19), 

Ebenſo wurde von gewiſſer polniſcher Seite in derſelben Weiſe gegen 
den Verzicht Polens auf die Schutzherrſchaft über Danzig agitiert. Einen 
ſolchen Zweck verfolgte z. B. Graf Adam Rzewufki, der Kaſtellan von Witebsk, 
in feinem „Mémoire sur les affaires actuelles de la Pologne“ und der Graf 
Czacki, der Landbote von Czernichowien, in feiner Denkſchrift „Rzut Mysli“ 19), 
worin der Vorſchlag gemacht wurde, Danzig von den Zahlungen, die es bisher 
an den König von Polen geleiſtet hatte, zu befreien, dafür aber ein polniſches 
Handelskontor in Danzig einzurichten und eine polniſche Garniſon in die Stadt 
zu legen, um Danzig um ſo enger an Polen zu feſſeln. An ein anderes Mittel, 
um das Verhältnis Danzigs zu Polen enger zu geſtalten, wurde im Reichstag 
gedacht. Hier entſtand der Plan, mit der bevorſtehenden neuen Verfaſſung 
Polens auch Danzig und Thorn eine neue Verfaſſung zu geben und zu einem 
gewiſſen Zwecke wie für die kurländiſchen Städte auch für die ſog. preußiſchen 
Städte eine beſondere Deputation einzuberufen, die ihre Rechte und Privi- 
legien unterſuchen ſollte 19). Derartige Pläne waren natürlich durchaus nicht 
im Intereſſe Danzigs und wurden von der Stadt daher abgelehnt. 


188) Kalinka: a. a. O., S. 263, vgl. Herrmann a. a. O., S. 335. 

189) D. St. A. Kahlen 7. 3. 1791. 

190) „Examen d'une brochure intitulee Mémoire sur les affaires actuelles de la 
Pologne“ (D. St. A. Anl. zu Kahlen 7. 3. 1791), „O Gdahsku* (D. St. A. Anl. 
zu Kahlen 24. 3. 1791), Rozmowa Polska Rossyanina y Anglika w okolicznosci 
Gdanska Na Kloppie “ Warszwie 1791 (Anl. zu Kahlen 7. 4. 91), Supplement 
à l’examen, pour servir de réponse à la Republique de ]’Auteur du Memoire 
sur les affaires actuelles de la Pologne (Anl. z. Kahlen, d. 25. 8. 1791). 

10) D. St. A. Kahlen 3. 2. 1791, zitiert auch b. Damus: a. a. O., S. 163. 

102) D. St. A. Anl. zu Kahlen 14. 3. 1791. 

103) D. St. A. Kahlen, d. 24. 3. 1791. 
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Hailes bemühte ſich in verſchiedenen Gegenſchriften die Argumente, die 
gegen den Verzicht Polens auf Danzig erhoben wurden, zu widerlegen“). 
Es gelang ihm aber nicht, gegen die Reichstagsoppoſition und gegen den Ein⸗ 
fluß Bulhakows aufzukommen. 


Geſpannte Lage zwiſchen Rußland und Preußen im Herbſt 1790. — 
Gleichgültigkeit Friedrich Wilhelms der Danziger Frage gegenüber. 


Anerwartet war am 14. Auguſt 1790 zwiſchen Rußland und Schweden 
der Friedensſchluß zuſtandegekommen. Katharina hatte dadurch freiere Hand 
bekommen, dem mit Polen verbündeten Preußen entgegenzutreten, um ihre 
alte Stellung in Polen wieder zu gewinnen. Wirklich erſchien Ende September 
auf der Danziger Reede eine ruſſiſche Fregatte, die ſich allerdings bald wieder 
entfernte 19), N 

Auf ein erneutes Vermittlungsangebot Friedrich Wilhelms zu einem all- 
gemeinen Friedenskongreß ließ die Zarin keine entſcheidende Antwort geben. 
Goltz, der preußiſche Geſandte in Petersburg, mußte bald einſehen, daß 
Preußen auf friedlichem Wege nichts am ruſſiſchen Hofe erreichen werde 19). 
Ruſſiſcherſeits wurde die Truppenſammlung, die Friedrich Wilhelm in Oſt— 
preußen hatte vornehmen laſſen, durch militäriſche Maßnahmen in Livland 
beantwortet. Schon ſetzten die Polen alle ihre Hoffnungen auf den drohenden 
Kriegsausbruch, der allein ſie retten ſollte. Sie wollten dabei ruhige Zuſchauer 
bleiben und waren überzeugt, von den Anbilden des Krieges verſchont zu 
bleiben, um ruhig ihre Regeneration vornehmen zu können 17). In Warſchau 
hatte die Nachricht von dem ruſſiſch-ſchwediſchen Frieden niederſchlagend ge— 
wirkt. Nicht mit Anrecht hatten hier manche vorausgeſehen, daß Rußland 
in derſelben Weiſe mit der Pforte Frieden ſchließen könnte, um dadurch den 
Hoffnungen der Polen, in Ruhe ihrem Lande eine neue Verfaſſung zu geben, 
den letzten Stoß zu erteilen ds). 

Dennoch verſuchte die ruſſiſche Regierung, ſo lange wie möglich eine kriege— 
riſche Auseinanderſetzung mit Preußen aufzuſchieben. Oſtermann gab Goltz 
zu verſtehen, daß die Zarin immer noch auf eine Verſtändigung mit Preußen 
hoffte, nur müſſe Friedrich Wilhelm von dem Vermittlungsplane Abſtand 
nehmen und ſich auf feine guten Dienſte der Zarin gegenüber beſchränken 19). 
Als Goltz darüber nach Berlin berichtete, ſchlug Hertzberg einen neuen Aus— 
gleichsplan vor. Die Pforte müſſe dazu gebracht werden, gegen die Zurück— 
erſtattung des Bezirks von Oczakow und die Garantie ihrer anderen Län— 
dereien am Schwarzen Meere auf die Krim zu verzichten. Rußland ſollte dann 
der Beſitz der Krim garantiert werden. Als Kompenſation für dieſe Garantie 


10) D. St. A. (Anlage zu Kahlen, d. 21. 3. 1791) „Replique à l’examen du Memoire 
sur les affaires actuelles de la Pologne 1791“, par l’auteur du Mémoire. — 
(Anl. zu Kahlen 14. 7. 1791) „Observations sur l'échange proposé des villes de 
Danzig et de Thorn.“ 

105) G. St. A. Hertzberg an d. König 28. 8. 1790. 

106) Goltz an Friedrich Wilhelm 10. 9. 1790, b. Dembinſki, Nr. 281. 

107) Aubert an Montmorin 27. 11. 1790, b. Dembinſki, Nr. 449. 

108) Aubert an Montmorin 28. 8. 1790, b. Dembinſki, Nr. 449. 

190) Goltz an Friedrich Wilhelm 15. 10. 1790, b. Dembinſki, Nr. 233. 
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und den annehmbaren Frieden mit der Pforte ſollte die ruſſiſche Regierung 
ſich verpflichten, ihre Partei in Polen zu veranlaſſen, die Polen nicht weiter— 
hin gegen den Verzicht auf die Städte Danzig und Thorn aufzuwiegeln 0). 
Oſtermann verkannte nicht den guten Willen Hertzbergs, eine Verſtändigung 
zwiſchen Rußland und Preußen herbeizuführen. Jedoch, ſchrieb er, handle es 
ſich nicht allein um die Erwerbung von Oczakow für Rußland, ſondern um die 
Gewinnung des ganzen türkiſchen Gebietes bis zum Dnieſtr. Im ganzen 
ſprach aus ſeiner Antwort eine Ablehnung gegen die preußiſchen Vermittlungs— 
verſuche 207). 

Die Bemühungen Hertzbergs hatten um ſo geringeren Erfolg, da ſie von 
der eigenen Regierung keine Anterſtützung erfuhren. Obgleich Goltz von den 
Kabinettsminiſtern beauftragt worden war, der ruſſiſchen Regierung zu ver— 
ſtehen zu geben, daß ſie ſich Friedrich Wilhelm für ſeine guten Dienſte, 
durch die Rußland die Krim erhalten würde, in Polen dankbar erweiſen 
müſſe ebe), wurde in einem Immediatſchreiben, das von des Königs Hand 
unterzeichnet war, derſelbe Geſandte davon in Kenntnis geſetzt, daß die In— 
ſtruktion der Kabinettsminiſter nicht der Politik des Königs entſpreche ?“). 


Der neue Kurs der preußiſchen Politik. — Polens Haltung und die engliſche 
Oſtpolitik im Frühjahr 1791. 


Seit den letzten Monaten des Jahres 1790 kann man keinen entſcheidenden 
Einfluß Hertzbergs auf die preußiſche Außenpolitik mehr bemerken. Einen 
neuen Kurs hatte Friedrich Wilhelm eingeſchlagen, wozu ihm nicht zuletzt die 
Haltung Englands neben der Polens Veranlaſſung gegeben hatte. 

In dem Reichstagsbeſchluß vom 6. September hatte Friedrich Wilhelm 
ein gegen ſich gerichtetes Werk geſehen und wollte von nun an den Angelegen— 
heiten in Polen freien Lauf laſſen?“). Aus Mitteilungen des preußiſchen 
Legationsſekretärs in Warſchau, Goltz, ſchloß Eſſen, der ſächſiſche Geſandte 
in Warſchau, Friedrich Wilhelm mißtraue den Polen ſo ſehr, daß er ſie ſogar 
für fähig halte, ſich mit einem der Nachbarſtaaten zu verbinden, um die 1773 
verlorenen Gebiete wiederzuerlangen ?“). Daß ein ſolches Mißtrauen Friedrich 
Wilhelms nicht unberechtigt geweſen wäre, beweiſt ein Spottgedicht der 
preußenfeindlichen Partei in Polen, worin ihm offen der Kampf angeſagt 
wurde, ſobald wieder Ruhe unter den Nachbaren Polens hergeſtellt fein 
würde 2%). 


200) Hertzberg an Friedrich Wilhelm 28. 10. 1790, b. Dembinſki, Nr. 297. 

201) Oſtermann an Alopeus 11. 11. 1790, bei Dembinſki, Nr. 72. 

202) Finckenſtein und Hertzberg an Golz 19. 11. 1790, bei Dembinſki, Nr. 308. 

203) Friedrich Wilhelm an Golz (bei Dembinſki, Nr. 309): „ . . . Ce serait s’adresser 
selon moi fort mal que de vouloir prendre la Russie pour mon agent en 
Pologne. Je vous avertis en conséquence que je ne suis de l’avis du comte de 
Hertzberg touchant cette assurance de quelque reconnaissance en Pologne. 

204) Vgl. Kalinka, S. 261. 

205) Hermann: a. a. O., S. 329. — Kalinka, S. 262. 

206) D. St. A. Anlage zu Kahlens Bericht vom 7. 10. 1790, „Wiersz na Potencya“: 
Gdy sie Szwed ocuci, Gdy sie Turkom rozum wröci, — Gdy Leopold na oczy 
dobrze wyzdrowieje, — A Polak opuszczone na sie portki wdzieje, — Carowa 
jak wstanie na nogi, Kröl Pruski wezmie batogi.“ (Wenn der Schwede zur 
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And was England anbetraf, jo hatte Pitt, als es im September 1790 
zwiſchen England und Spanien wegen des Nootka-Sundes zum Konflikt ge— 
kommen war, mit deſſen friedlichem Ausgang kaum zu rechnen war “), ſich 
die Anterſtützung Preußens ſichern wollen, indem er dem Grafen Reedern, 
dem Nachfolger von Alvensleben in London, die mündliche Zuſage machte, er 
werde Preußen im Falle eines Krieges durch eine Flotte in der Oſtſee unter⸗ 
fügen; er hütete ſich aber, irgendeine zahlenmäßige Stärke der Flotte an- 
zugeben?“ ). Wirklich hatte auch Friedrich Wilhelm England eine Anterſtützung 
gegen Spanien zugeſagt es). Nachdem aber dann Spanien ſich in weitere Anter— 
handlungen mit England eingelaſſen hatte, nahm die engliſche Regierung in 
der Vermittlungsfrage wieder eine zögernde Haltung an, was wiederum durch 
die Anſicherheit eines Erfolges der Bemühungen Pitts, einen Handelsvertrag 
mit Polen zuſtandezubringen, bedingt wurde; denn im Falle eines Bruches 
mit Rußland war ja England auf ein anderes Land angewieſen, das ihm die 
Materialien für ſeine Flotte lieferte. Pitt ließ dem preußiſchen Kabinett er— 
klären, er ſichere die Mithilfe ſeines Geſandten in Petersburg bei den Ver— 
handlungen und den Beiſtand einer Flotte im nächſten Frühjahr zu. Zu 
irgendwelchen tatkräftigen Maßnahmen Rußland gegenüber wollte er ſich nicht 
beſtimmen laſſen, bevor nicht ein Handelsabkommen mit Polen abgeſchloſſen 
war. In Berlin aber hatte man deutlichere und beſtimmtere Erklärungen Eng- 
lands erwartet 205). 

Friedrich Wilhelm mußte jetzt danach ſtreben, wenigſtens mit einer der 
Kaiſermächte freundſchaftliche Beziehungen anzubahnen, damit Preußen nicht 
zwei großen Reichen gegenüber iſoliert blieb. Der Kaiſer war Preußen ſelbſt 
entgegengekommen. Kaunitz hatte nicht mehr feinen alten Einfluß am öſter⸗ 
reichiſchen Hofe, und die Verbindung zwiſchen Oſterreich und Rußland war 
ſeit Reichenbach loſer geworden. Denn Leopold war wenig geneigt, Krieg zu 
führen, damit die Zarin ihre Eroberungen in der Türkei behalten könne, 
während er ſelbſt auf Erwerbungen verzichtet hatte?). Er dachte nunmehr an 
eine Defenſivallianz der beiden Kaiſermächte mit England und Preußen gegen 
die Amtriebe des revolutionären Frankreichs in Europa en). 


Beſinnung kommt, wenn den Türken der Verſtand wiederkommt, wenn Leopolds 
Augen geſund werden, und der Pole, vernachläſſigt, die Hoſen anzieht, wird 
die Zarin dann auf den Beinen ſtehen, der preußiſche König aber wird mit der 
Peitſche bekommen.) 

207) Anderſon 29. 10. 1790 (D. St. A. 300, 9, Nr. 377, Schr. 162): „. .. Mit Ruß⸗ 
land iſt dieſer Hof in einem ſehr ſchlechten Verſtändnis und ſcheinet man zu 
glauben, daß wenn die Irrungen mit Spanien nicht friedlich ſollten beigelegt 
werden, es unfehlbar zwiſchen Rußland und Preußen zum Bruch kommen müßte 
und dieſer Arſache ſiehet man nicht gerne die Wahrſcheinlichkeit eines guten 
Verſtändniſſes zwiſchen Rußland und Polen ...“ 

208) G. St. A. Abſchrift der Depeſche Reederns v. 12. 10. 1790, Anl. zu Hertzberg an 
den König 22. 10. 1790. 

200) Vgl. Hertzberg an den König 18. 10. 1790: „... (Nous estimons qu'on pourra 
combiner ces deux objets) pour faire assurer & V. M. une assistance reelle et 
suffisante de l’Angleterre contre la Russie en retour de celle que la Cour de 
Londres demande pour le cas de sa guerre avec Espagne et qui ne pourra 
consister qu en / argent 

210) Bgl. Lord: a. a. O., S. 172. 

211) Vgl. Herrmann: a. a. O., S. 398/400. 
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Die Anterhandlungen mit der öſterreichiſchen Regierung, die zu einer 
Neugeſtaltung der Beziehungen zwiſchen Preußen und Sſterreich führen 
ſollten, wurden von Friedrich Wilhelm dem Oberſten Biſchoffwerder übertragen. 
Ihm war es mit Luccheſini endgültig gelungen, Hertzberg von der preußiſchen 
Außenpolitik auszuſchalten. Ohne Wiſſen des Miniſters fuhr Biſchoffwerder 
nach Wien, wo er dem Vizekanzler Cobenzl die Bildung eines preußiſch— 
öſterreichiſchen Bündniſſes unter Einbeziehung von England und Holland vor 
ſchlug. Dieſe Allianz ſollte ſich bemühen, auf einen für die Pforte günſtigen 
Frieden mit Rußland hinzuwirken, Rußland von den deutſchen Angelegen— 
heiten auszuſchließen und den ruſſiſchen Einfluß in Polen zu vernichten, 
ferner zu einem Abereinkommen bezüglich der Maßnahmen gegen die Aus— 
wirkung der franzöſiſchen Revolution in Europa führen und endlich eine 
Regelung betreffs der Erwerbungen treffen, die Oſterreich und Preußen auf 
friedlichem Weg zu machen beabſichtigten ?). Was nun die Danziger Frage 
anbetraf, ſo führte Biſchoffwerder aus, daß ſein König die Erwerbung jener 
Stadt lebhaft wünſche; er ſei bereit, Polen durch Handelsvorteile zu ent— 
ſchädigen. Friedrich Wilhelm ſei überzeugt, daß nach dem Abſchluß eines 
Bündniſſes mit Oſterreich der Kaiſer nichts gegen dieſe preußiſche Erwerbung 
haben werde. Preußiſcherſeits könnte man dafür bei den Anterhandlungen in 
Siſtowa von dem Status quo abweichen und Dfterreich einige Territorien auf 
türkiſchem Gebiet zugeſtehen. „Wir find überzeugt“, ſagte Biſchoffwerder, „daß 
Rußland einwilligen wird (in die preußiſche Erwerbung), wenn wir ein— 
willigen, an feinen gegenwärtigen Beſtrebungen mitzuwirken“ ). 

In ſcheinbarem Widerſpruch ſtehen dieſe letzten Worte Biſchoffwerders 
zu den Ausführungen, die er am Anfang ſeiner Anterredung gemacht hatte 
und die eine ſtarke antiruſſiſche Tendenz hatten. Zur Aufklärung trägt eine 
Anterredung bei, die Biſchoffwerder kurz vor feiner Abreiſe nach Wien mit 
Alopeus hatte. Biſchoffwerder hatte eine geheime Konvention zwiſchen Preußen 
und Rußland dem ruſſiſchen Geſandten vorgeſchlagen, durch die Friedrich 
Wilhelm ſich verpflichten würde, ſich einer ruſſiſchen Erwerbung von Oczakov 
und des Gebietes bis zum Dnieſtr nicht zu widerſetzenz ja der König 
könnte ſogar verſuchen, die Pforte durch freundſchaftliche Vorſtellungen 
zu dieſer Abtretung zu beſtimmen. Dafür müßte die Zarin die ehemaligen 
freundſchaftlichen Beziehungen zu Preußen nach dem Abſchluß des Friedens 
mit der Pforte wieder aufnehmen. Biſchoffwerder hatte dabei Alopeus ver— 
ſichert, daß er dieſen Vorſchlag ohne Wiſſen feines Königs gemacht habe eic, 
was Alopeus allerdings bezweifelte. Entweder dachte Friedrich Wilhelm wirklich 
daran, eine Annäherung an Rußland, unabhängig von ſeiner Politik gegenüber 
dem Wiener Hofe, zu erreichen, oder aber Biſchofſwerder trieb feine eigene 
Politik, für die er dann ſpäter den König gewann. Für die letztere Annahme 
ſpricht die Inſtruktion, die Friedrich Wilhelm Ende Mai Biſchoffwerder vor 
deſſen Abreiſe nach Mailand erteilte. Eine Teilnahme Rußlands an den Ver— 
handlungen Preußens mit Sſterreich erſchien hiernach dem König als unverein— 
bar mit dem Ziele, das man durch eine öſterreichiſch-preußiſche Allianz ver— 


212) Lord: a. a. O., S. 174. 
213) Sſolovjev: a. a. O., S. 222. : 
214) Alopeus an Oſtermann 19. 2. 1791, bei Dembinſki, Nr. 92. 
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folgte 21s). Die Annahme oder Ablehnung dieſer Bedingung ſollte jogar dafür 
entſcheidend ſein, ob der Kaiſer der Verbündete oder Feind Preußens ſein 
werde 26). Danach hätte alſo Biſchoffwerder die antiruſſiſchen Erklärungen in 
Wien im Auftrage Friedrich Wilhelms abgegeben, dann aber auf ſein eigenes 
politiſches Ziel der Annäherung Preußens an Rußland hingewieſen, als er 
einſah, daß die Wiener Regierung auf eine antiruſſiſche Politik nicht ein- 
gehen wollte. Konnte Biſchoffwerder auch keine bindende Verpflichtung der 
öſterreichiſchen Regierung hinſichtlich der Wünſche ſeines Königs erreichen, ſo 
kündete ihm der Kaiſer an, er ſei bereit, eine Allianz mit Preußen zu ſchließen. 

Friedrich Wilhelm hatte ſich nun zu entſcheiden, ob er Rußland an der 
Erwerbung des türkiſchen Gebietes bis zum Dnieſtr hindern oder aber den 
Weg zu einer Verſtändigung mit Rußland anbahnen ſollte. Noch bevor 
Biſchoffwerder aus Wien zurückgekehrt war, war von Finckenſtein und Hertz— 
berg eine Note an Jackſon, der Ewart in Berlin vertrat, und Reedern auf— 
geſetzt worden, durch die bei der engliſchen Regierung angefragt wurde, ob 
Preußen mit Sicherheit im April auf die Sendung einer engliſchen Flotte 
in die Oſtſee rechnen könne. Durch bewaffnete Demonſtrationen Preußens 
und Englands ſollte Rußland gezwungen werden, auf Verhandlungen ein— 
zugehen ?). Am 9. März ſollte die Note überreicht werden. Die Übergabe aber 
wurde bis zu der am 10. März erfolgten Rückkehr Biſchoffwerders auf— 
geſchoben, und es wurde eine kürzere aber ſchärfere Note abgefaßt: Da der 
Kaiſer erklärt habe, er würde Rußland in einem Kriege, der durch die Weige— 
rung der Zarin, einen Frieden auf Grund des Status quo anzunehmen, ent— 
ſtehe, nicht unterſtützen können, ſei es das Beſte, Rußland durch eine ſofor— 
tige Demonſtration zu Waſſer und zu Lande zu zwingen, einen Frieden auf 
Grund des Status quo zu ſchließen. Könne England ſich nicht zu tatkräftigen 
Maßnahmen entſchließen, ſo würde eine Abtretung von Oczakov an Rußland 
die natürliche Folge ſein, wodurch Rußland die Abermacht gegenüber der 
Pforte gewinnen würde ds). Die Note verfehlte nicht ihre Wirkung. Pitt ſchien 
entſchloſſen zu ſein, wirkſame Maßnahmen gegen Rußland zu treffen, denn 
von einer Vergrößerung Rußlands durch Oczakov mochte er nichts hören, da 
dadurch Rußland zur Beherrſcherin des Schwarzen Meeres gemacht wurde, und 
dazu durch die Amzingelung Polens im Süden die alleinige Herrſchaft über die 
großen europäiſchen Handelswege erhielt 210). ö 

Allerdings, noch war der von Pitt erſehnte Handelsvertrag mit Polen 
nicht zuſtandegekommen, und nur wenig Erfolg verſprachen die wieder aufge— 
nommenen Verhandlungen zwiſchen Hailes und der Deputation für Auswär- 
tige Angelegenheiten. Ein großes Hindernis ſah der engliſche Geſandte in der 
Abhängigkeit der polniſchen Regierung vom Reichstag, deſſen Mitglieder 


15) Vgl. Herrmann: a. a. O., S. 427. Dennoch ſtellt Lord es als „faſt gewiß“ dar, 
3 Vorſchlag Biſchoffwerders die Zuſtimmung des Königs hatte (a. a. O., 
. 161). 


216) Vgl. Ewart 31. 5. 1791 b. Herrmann: „Die öſterreichiſch-preußiſche Allianz vom 
7. 2. 1792 und die zweite Teilung Polens“, S. 88/86. 

217) G. St. A. Finckenſtein und Hertzberg an den König 6. 3. 1791. 

218) Gedruckt bei Salomon: „W. Pitt, der Jüngere“, S. 514. 

210) Vgl. Sſolovjov: a. a. O., S. 224. — Vgl. Gerhard: a. a. O., S. 329; über die 
Bedeutung Oczakovs, ſiehe Gerhard: S. 324 ff. 
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meiſt keine Kenntnis von der Lage ihres eigenen Landes oder den Intereſſen 
eines anderen hatten. „Mißtrauen und Argwohn“, ſchrieb Hailes an Leeds ?“), 
„die Folge der äußerſten Ankenntnis der Geſchäfte, herrſcht faſt in allen Ge- 
mütern vor und das Beiſpiel der Einſichtsvolleren iſt weit davon entfernt, 
die übrigen zu ermutigen.“ Vergeblich hob Hailes die politiſchen Vorteile 
hervor, die Polen aus der Teilnahme an der Föderation, die ſich zwiſchen 
den Staaten von Großbritannien bis Konſtantinopel bilden würde, haben 
würde?). England ſei es gar nicht recht, äußerte ſich Hailes in den Konfe— 
renzen mit der Deputation für Auswärtige Angelegenheiten, wenn Rußland 
alle zwanzig Jahre einen Vorſtoß nach Weſten unternehme. „Wird der Weg, 
den Ihr ihm offenhaltet, verſperrt“, ſagte Hailes, „ſo bleibt der Moskauer 
Rieſe im Norden und im Orient und wird gezwungen, ſich ruhig zu verhalten. 
Polen kann dabei nur gewinnen, da es dann auch Ruhe hat. Wenn Ihr aber 
Euren Vorteil nicht begreifen wollt, und das Abereinkommen mit uns ver— 
ſchmäht, ſo werden wir wohl eine Verſtändigung mit Rußland ſuchen müſſen 
und uns um ſeine Freundſchaft mit unſeren Rivalen um die Wette bemühen, 
wenn auch zu Eurem größten Schaden. Alles hängt von Eurem raſchen Ent— 
ſchluß ab, denn bald könnte es für eine Entſcheidung zu ſpät ſein“ ??). 

Die Deputation für Auswärtige Angelegenheiten forderte nun ihrerſeits 
die Abſchaffung des Danziger Stapelrechtes, falls die Stadt an Preußen 
kommen würde, und ein Verzicht auf Thorn ſollte gar nicht in Frage kom— 
men»). Friedrich Wilhelm erklärte ſich bereit, die freie Ein- und Ausfuhr 
aller Waren durch den Danziger Hafen zu geſtatten, den Fordoner Zoll 
von 12% auf 4% herabzuſetzen und einen neuen Zolltarif mit Polen zu ver- 
einbaren. Der Stadt Danzig aber mußte dabei das Stapelrecht erhalten 
bleiben, damit fie nicht zu einer engliſch-polniſchen Faktorei gemacht würde. 
Friedrich Wilhelm beſtand ferner darauf, mit demſelben Rechte wie Danzig 
auch Thorn ſeinem Staate einzuverleiben. Auch dieſe Stadt liege in Preußen 
und Polen habe von ihr keinen Nutzen. Dafür war er gern bereit, an Polen 
ein Stück Land am Goploſee, ſowie Tauroggen und Sereje, die den Hohen— 
zollern als Hausbeſitz zugefallen waren und ihnen jährlich 2000 Taler ein- 
brachten, abzutreten ??). Anter anderen Bedingungen wollte er lieber gegen— 
wärtig auf Danzig verzichten. Noch einmal war es die Sprache Hertzbergs, 
in der die betreffende Depeſche an Golz, den preußiſchen Legationsſekretär 
in Warſchau, abgefaßt worden war. . 

Am den Handelsvertrag mit Preußen allen Schwierigkeiten zum Trotz 
zuſtandezubringen, ſtellten nun einige polniſche Regierungsmitglieder ??) und 
der engliſche und holländiſche Geſandte in Warſchau Golz vor, es ſei an der 
Zeit, die Danziger Angelegenheiten zu einem Ende zu bringen, da man jetzt 


220) Am 8. 1. 1791, zitiert bei Hermann: a. a. O., S. 333. 

221) Kalinka: a. a. O., S. 272. 

222) Kalinka: a. a. O. S. 272. 

228) Ebenda S. 275/276. 

22) Ebenda. S. 276 nach Miniſterialreſkript an Golz 4. 2. 1791. 

>) Damus iſt daher im Anrecht, wenn er ſich auf einen Bericht Kahlens ſtützend 
ſchreibt (a. a. O. S. 153), daß der Antrag des engliſchen Geſandten im März 
„ſowohl in der Deputation wie auch im Reichstag“ eine entſchiedene Ablehnung 
erfuhr. Kahlen mag darüber von polniſcher Seite ſchlecht unterrichtet worden ſein. 
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noch der Mehrheit im Reichstag ſicher ſei; ſchiebe man fie aber noch länger 
auf, ſo würden die Polen glauben, Preußen wolle ihnen mit Hilfe fremder 
Mächte Danzig entreißen ?). And ein geſchicktes Mittel, um die Reichstags- 
oppoſition zu brechen, war inzwiſchen von der Deputation für auswärtige 
Angelegenheiten angewandt worden. Franz Potocki, der polniſche Geſandte 
in Konſtantinopel, hatte im Februar 1791 dem preußiſchen Geſandten in 
Konſtantinopel vorgeſchlagen, die Pforte zu verpflichten, in dem geplanten 
polniſch⸗türkiſchen Allianztraktat die Abtretung von Danzig und Thorn an 
Preußen zu fordern gegen Gewährung von Handelsvorteilen an Polen 
auf dem Schwarzen Meere :). 


Das Scheitern der engliſch⸗polniſchen Verhandlungen. — Der 3. Mai 1791 — 
Englands Rückzug im Oſten. 


Anfang März 1791 berichtete Wojna, der polniſche Geſandte in Wien, 
ſeiner Regierung, Jacobi habe dem Wiener Miniſterium mitgeteilt, daß der 
König von Preußen bereit ſei, öſterreichiſche Erwerbungen in Polen zuzulaſſen, 
wenn der Kaiſer den König von Preußen nicht hindern würde, Danzig und 
Thorn zu erwerben. Nach den vorangehenden Ausführungen iſt es nicht 
möglich, daß Friedrich Wilhelm oder Hertzberg ein ſolches Anerbieten in Wien 
hatte machen laſſen. Auch waren die bereits oben behandelten Anterredungen 
Biſchoffwerders in Wien weder in jenem Wortlaut noch Sinne gehalten. 
Als Biſchoffwerder auf eine öſterreichiſche Entſchädigung für die beabſichtigte 
preußiſche Erwerbung hingewieſen hatte, war von türkiſchen Gebieten die Rede 
geweſen. Jene Mitteilung Wojnas war alſo nichts weiter als eine Erfindung, 
die ihren Urheber in Kaunitz gehabt haben wird???). Da gerade jetzt wider 
den Willen des Kanzlers eine öſterreichiſch-preußiſche Verſtändigung angebahnt 
wurde, verſuchte er dieſe mit allen Mitteln zu verhindern. Natürlich ließ er 
die Mitteilungen auch nach Petersburg machen, um auch von dieſer Seite 
in Warſchau unterſtützt zu werden. Golizin, der ruſſiſche Geſandte in Wien, 
zweifelte nicht daran, daß jenes Gerücht völlig erfunden war, doch er dachte 
nicht daran, es zu dementieren, da es ihm als geeignetes Mittel erſchien, 
um in Polen Mißtrauen gegen Preußen zu ſäen e). Die Entfremdung Polens 
von ſeinen Alliierten war ja das Ziel der polniſchen Politik Rußlands. 
„Mir ſcheint“, ſchrieb Oſtermann an Golizin, „daß unſer Intereſſe es verlangt, 
die Polen hinſichtlich dieſes falſchen Berichtes in ihren jetzigen falſchen Ver⸗ 
mutungen zu laſſen, damit ſie einen Abſcheu bekommen vor dem Wohlwollen 
und den guten Abſichten des preußiſchen und engliſchen Hofes“ 2200). Mitte März 
inſtruierte dann Kaunitz den Geſandten in Petersburg, Ludwig Cobenzl, 
Rußland und Sſterreich müßten dem Berliner Hofe die gleiche Abneigung 
zeigen, mit ihm ſeparat über Gegenſtände zu verhandeln, die ſie gleichmäßig 
intereſſierten, insbeſondere hätten ſie dahin zu wirken, daß dem Könige 


226) G. St. A. Hertzberg an Laspeyres 21. 3. 1790. 

227) G. St. Hertzberg an den König 20. 3. 1791. 

228) Dieſes iſt auch die Annahme Kalinkas. 

220) Golizin an Oſtermann 26. 3. 1791 bei Dembinſki Nr. 451. N 

230) Oſtermann an Golizin zum Berichte Golizins vom 26. 3. 1791 bei Dembinſki 
Nr. 452. 
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von Preußen nicht die Städte Danzig und Thorn zufielen, während Oſterreich 
ohne Entſchädigung bliebe 29). 

Die polniſchen Regierungsmitglieder und alle verſtändigen wirklichen 
Patrioten glaubten an die Wahrheit der Mitteilungen ihres Geſandten in 
Wien nicht ), doch konnten fie den Bericht Wojnas dem Reichstag nicht 
verheimlichen, wo er ſeine Wirkung nicht verfehlte und das beſtehende Miß— 
trauen gegen Preußen ſteigerte, obgleich Friedrich Wilhelm verſicherte, daß 
kein wahres Wort darin ſei. In ſeiner paſſiven Haltung, die Friedrich 
Wilhelm den Commerzverhandlungen mit Polen gegenüber einnahm, wurde er 
durch die Wirkung, die die Mitteilungen aus Wien in Polen ausgeübt hatten, 
jetzt noch beſtärkt?s). 

Nach dem Bekanntwerden jenes Berichtes über eine angeblich beabſichtigte 
erneute Teilung Polen wuchs die Oppoſition im Reichstag natürlich auch 
gegen Hailes, und ſchließlich traten daher die Miniſter für eine Vertagung 
der Commerzverhandlungen ein, um fie zu gegebener Zeit fortzuſetzen. Als 
Hailes dennoch einen endgültigen Entſchluß von ihnen verlangte, unterbreiteten 
ſie die ganze Angelegenheit dem Reichstag. Noch einmal warnten Ignaz 
Potocki und Matuſzewic, Anhänger der preußiſchen Partei, die Reichstags— 
mitglieder davor, die Mächte, die jetzt bereit waren, für Polen einzutreten, 
abzuſtoßen. Verzichte die Republik jetzt nicht auf Danzig und Thorn, ſo werde 
fie den Nutzen des Bündniſſes mit Preußen aufgeben müſſen ?). Auch der 
König wies eindringlich auf die Vorteile eines freien Handelsverfehrs mit 
England hin. Starr aber hielt die Mehrzahl der Abgeordneten an jenem 
Grundgeſetz vom 6. September 1790 feſt und lehnte den Verzicht auf die 
Schutzherrſchaft über Danzig ab. In der außerordentlich erregten Sitzung vom 
1. April ſetzten ſich Ignaz Potocki und mehrere Abgeordnete für den Plan 
des Landboten Matuſzewic ein, der nunmehr darauf hinauslief, die Verhand— 
lungen mit England fortzuſetzen, die Stadt Danzig aber des polniſchen Schutzes 
zu verſichern. Als ſchließlich der Landbote von Podolien, Zajonczek, erklärte, 
die Oppoſition gegen die Anſicht der Mehrzahl in der Deputation komme 
lediglich von Seiten der ruſſiſchen Kabalen, gingen mehrere Landboten mit 
gezogenem Säbel auf Zajonczek los 28). Die preußenfreundliche Partei wurde 
dadurch mutlos. Dennoch kam wenigſtens der Beſchluß zuſtande, Hailes mit— 
zuteilen, über Danzig ſei noch nichts beſchloſſen, die Fortſetzung der Commerz— 
verhandlungen ſei aber gebilligt. Einige Tage darauf wurde auf Wunſch des 
Reichstages der Stadt Danzig durch den Krongroßkanzler Malachowfki der 
weitere Schutz der Republik zugeſichert. Auch durch die geplante neue Ver— 
faſſung, nach der die polniſchen Städte das Recht erhalten ſollten, Abgeordnete 
zum Reichstag zu ſenden, gedachte man Danzig enger mit Polen zu verbinden. 
Der Danziger Reſident verſuchte natürlich, indem er ſich mit den maßgebenden 
Perſönlichkeiten in Verbindung ſetzte, eine Erwähnung Danzigs im Zuſam⸗ 
menhang mit den anderen polniſchen Städten zu vereiteln. Es gelang ihm zwar 
201) Sſolovjov: a. a. O., S. 223. 

222) Bonneau an Montmorin 16. 3. 1791 b. Dembinſki Nr. 816. 
233) Vgl. Kalinka a. a. O. S. 278 ff. 

234) Kalinka: a. a. O. Bd. 2, S. 284. 

235) D. St. A. Kahlen 7. 4. 1791 — vgl. auch Kalinka: S. 284/286 


150 Hans Hopf 


zu verhindern, daß die Stadt in dem Städteprojekt den Städten Polens gleich- 
geſetzt wurde, aber es wurde am 18. April 1791 im Reichstag beſchloſſen, fol— 
gende Erklärungen nach Danzig abgehen zu laſſen: „And wenn unſere Städte 
Danzig und Thorn ſich in der Notwendigkeit befinden werden, irgend etwas 
uns vorzutragen, ſo werden ſie ſolches entweder durch ihren Sekretarium, ver— 
mittels einer dem Reichstagsmarſchall überreichten Schrift, oder auch durch be— 
ſondere Delegierte bewerkſtelligen können, als welchen letzteren der Reichs— 
tagsmarſchall die Befugnis zu ſprechen und einen ſolchen mündlichen Vortrag 
zu tun, nicht wird abſchlagen dürfen“ ?”). Die Bemühungen des engliſchen Ge- 
ſandten in Warſchau waren ſomit endgültig geſcheitert. Noch einmal riet 
jetzt Hertzberg ſeinem König, direkt und offen mit den Polen zu verhandeln, 
ihnen die Intereſſen Preußens und Polens auseinanderzuſetzen ?). Aber die 
Ratſchläge des Miniſters hatten keine Wirkung mehr. Die preußiſche Geſandt— 
ſchaft in Warſchau ließ erklären, daß ſie an den engliſchen Vorſchlägen nicht 
beteiligt ſei ? 's). Von preußiſcher Seite wurde auf die Danziger Angelegenheit 
nicht mehr eingegangen. Man ließ den Dingen in Polen völlig freien Lauf, 
die preußiſche Politik hatte jetzt wichtigere Aufgaben zu löſen. 

Das Scheitern der polniſch-engliſchen Commerzverhandlungen verfehlte nicht 
ſeine Wirkung auf die weitere Haltung Englands Rußland gegenüber, da ja 
die engliſche Politik zunächſt durch Handelsintereſſen geleitet wurde. Für die 
maßgebenden Kreiſe der City war die Ausſicht auf ein Polengeſchäft, das das 
für fie althergebrachte Rußlandgeſchäft gegebenenfalls erſetzen ſollte ?“), durch 
den polniſchen Reichstag zunichte gemacht worden. Während Pitt es Anfang 
März 1791 erreicht hatte, daß ſein Kabinett und ſelbſt der König die Ein— 
willigung zu einem Altimatum an Rußland zwecks Annahme des preußiſch— 
engliſchen Vermittlungsvorſchlages gaben und ſich auch im Parlament trotz 
der Oppoſition von For eine ſtattliche Mehrheit für die Regierung ergab — 
es war daraufhin bereits ein Expreßbote nach Berlin abgeſchickt worden — 
kam der Premier am 31. März plötzlich zu dem Entſchluß, den Rückzug anzu⸗ 
treten. Noch rechtzeitig traf in Berlin der zweite Expreßbote ein, der Jackſon 
den Befehl brachte, eine Konvention mit Preußen bezüglich der Feſtſetzung 
der gegenſeitigen Truppenſtärke wie auch die Abſendung des Altimatums bis 


236) D. St. A. Anl. zu Kahlen 18. 4. 1791 (Aberſetzung des Refidenten). 

237) G. St. A. Hertzberg an den König 6. 4. 1791: „Apres avoir fermé les rapports 
de ce soir le chasseur vient d’arriver de Varsovie et d’apporter la dépèche 
ci-point par laquelle V. M. daignera voir, que malgré toutes les éspérances 
du ministre anglais et de notre parti, la Diette n'a pas voulu prendre une reso- 
lution sur la cession de Dantzig, mais l'a renvoyée, ce qui vaut à un nouveau 
refus et à mon avis une nouvelle raison qu'il serait inutile de faire une Con- 
vention avec l’Angleterre sur la cession de Dantzig et le commerce de la Po- 
logne. V. M. n’y parviendra jamais qu’en traitant directement avec lcs Polonais 

en leur exposant franchement, ce qu'on peut faire pour eux et quel est le 
veritable interöt de part et d’autre, ce qui est ignoré jusqu'ici tant par les 

Polonais que par les Anglais.“ b 

238) Damus: a. a. O. S. 154 nach Kahlen 25. 4. 1791. Wenn Damus geſchrieben hat, 
daß der preußiſche Geſandte es leugnete, irgendwelchen Anteil an den engli⸗ 
ſchen Vorſchlägen zu haben, jo iſt dieſes unrichtig. Nach den obigen Ausführungen 
war die Haltung der preußiſchen Regierung tatſächlich paſſiv. 

239) Gerhard: a. a. O. S. 354, 
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auf weiteres aufzuſchieben ?“). Zehn Tage ſpäter beſchloß das engliſche Ka⸗ 
binett, einen Vergleich zwiſchen Rußland und der Pforte auf Grund des 
modifizierten Status quo herbeizuführen. N 

Wider Erwarten verhielt man ſich in Berlin nicht ablehnend der Schwen— 
kung der engliſchen Politik und den neuen engliſchen Vorſchlägen gegenüber. 
Einige Tage vorher hatte Biſchoffwerder eine Anterredung mit Alopeus gehabt. 
Ihm war von dem ruſſiſchen Botſchafter der Inhalt einer Depeſche Oſtermanns 
eröffnet worden, nach der die Zarin einem Bündnisvertrag mit Preußen nach 
Abſchluß des Friedens mit der Pforte nicht abgeneigt war: In einem geheimen 
Abkommen ſollten ſich zunächſt Preußen und Rußland verpflichten, nach Been 
digung des ruſſiſch-türkiſchen Krieges das ehemalige freundſchaftliche Verhält— 
nis, wie es bis zum Jahre 1788 beſtanden hatte, zu erneuern. Dafür hatte 
Friedrich Wilhelm zu verſprechen, daß er ſich einem Frieden Rußlands mit 
der Pforte auf Grund der Abtretung Oczakows mit den Ländereien bis zum 
Dnieſtr nicht widerſetzen, ſondern die Pforte zur Annahme dieſer Friedens- 
bedingungen zu bewegen verſuchen werde *). Biſchoffwerder bedauerte lebhaft, 
daß er nicht zehn Tage früher davon in Kenntnis geſetzt worden ſei. Dann 
aber hatte er geſagt: „Anverzüglich werde ich nach Potsdam zurückkehren. Wird 
es auch etwas ſpät ſein, um den König aufzuſuchen, ſo macht das nichts; noch 
heute abend werde ich ihn von allem in Kenntnis ſetzen. Der engliſche Kurier, 
der die Erklärung nach Petersburg bringt, geht morgen ab. Was iſt zu tun, 
wenn es nicht möglich iſt, ihn zurückzuhalten? Schicken Sie bitte morgen eine 
Stafette ab, um Ihren Hof zu veranlaſſen, keinen tatkräftigen Entſchluß zu 
faſſen und unſere Erklärungen nicht zu beantworten, bevor Sie nicht einen 
zweiten Bericht gemacht haben“? ). — Ja, Biſchoffwerder ging ſogar ſoweit, 
Alopeus gegenüber zu erklären, daß Anfang des Monats März die Depeſche 
nach London (vom 11. 3.) nicht abgegangen wäre, wenn er nicht abweſend ge— 
weſen wäre 28). Man habe fie einige Tage vor ſeiner Rückkehr abgeſchickt, was 
allerdings den Tatſachen keineswegs entſprach. Der engliſche Kurier ging nicht 
nach Petersburg, da inzwiſchen Jackſon den Gegenbefehl von ſeiner Regierung 
erhalten hatte. Auf den Einfluß Biſchoffwerders, der noch an dem ſelben Abend 
nach der Anterredung mit Alopeus eine Beſprechung mit dem König gehabt 
zu haben ſcheint, kann es zurückgeführt werden, daß die plötzliche Anderung der 
9 Politik keine unfreundliche Beurteilung durch Friedrich Wilhelm 
erfuhr. 

Niederſchlagend aber wirkte die Nachricht von jenem Rückzuge Pitts in 
Warſchau ). Eine neue Teilung Polens drohte, wenn ſich Rußland, Preußen 
und Sſterreich verſtändigten. Nicht unberechtigt war die Furcht der Polen 
vor Rußland, da in Petersburg Potemkin ſich lebhaft erneut für den Gedanken. 
eingeſetzt hatte, durch die Teilung Polens einen Krieg mit Preußen zu ver— 


240) Vgl. Gerhard: a. a. O. S. 365. 

241) Oſtermann an Alopeus 14. 4. 1791. Veröffentlicht b. Lord a. a. O. Anhang V. 
S. 519 — Dembinſki (vgl. a. a. O. S. 121, Anm. 1) hatte dieſe Depeſche noch 
nicht gefunden. 

22) Alopeus an Oſtermann 8. 4. 1791 b. Dembinſki Nr. 99. 

23) Alopeus an Oſtermann 13. 4. 1791 b. Dembinſki Nr. 102. 

244) Vgl. Herrmann: a. a. O. 344. 
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meiden ?%). Plötzlich kamen im April zwei Kuriere der polniſchen Geſandten 
in Petersburg und Wien nach Warſchau mit der Meldung, daß die beiden 
kaiſerlichen Höfe dem Berliner Hofe eine neue Teilung Polens vorgeſchlagen 
hätten auf der Baſis, daß Preußen Danzig, Thorn, einen Teil von Großpolen 
und die Küſte von Samogitien erhalten, Rußland dagegen ſeine Eroberungen 
an türkiſchem Gebiete bis zum Dnieſtr behalten ſollte, wozu der polniſche Teil 
der Akraine hinzugefügt werden würde; der Kaiſer würde dafür durch Belgrad 
und die Moldau und Walachei entſchädigt werden?“). And dieſe Nachrichten, 
wie der Rückzug Englands und ein gleichzeitiger Verrat der geplanten polni— 
ſchen Verfaſſungsänderungen gaben die Veranlaſſung zu der ſchnellen Aus— 
führung des Staatsſtreiches vom 3. Mai 1791. 

Zu Beginn jener denkwürdigen Reichstagsſitzung am 3. Mai wurden die 
Berichte verſchiedener polniſcher Geſandten vorgeleſen. Zunächſt jener bekannte 
Bericht Wojnas, dann eine Warnung des polniſchen Geſandten in Paris, eine 
neue Teilung ſei im Gange, ſelbſt aus dem Haag wurde berichtet, der Berliner 
Hof habe die Zarin um ihre Einwilligung zur Beſitznahme von Danzig und 
Thorn gebeten. Aus Berlin riet Jablonowſki zur ſchnellen Annahme einer 
neuen Regierungsform, da dadurch Polen großes Anſehen erlangen könnte. 
Endlich machte Deboli aus Petersburg darauf aufmerkſam, wie wenig man 
Rußland trauen könne, das ſehr feindliche Abſichten gegen Polen hege“). 
Durch jene Berichte, die nach der Anſicht Kahlens zum Teil auf Veranlaſſung 
der polniſchen Regierung ſelbſt geſchrieben worden waren, wurde endlich die 
Majorität des Reichstages trotz ſtarker Oppoſition bewogen, die neue Ver— 
faſſung anzunehmen. Durch ſie ſollten die Mißſtände, die zur Schwächung 
des polniſchen Staates beigetragen hatten, wie die Königswahl, das liberum 
veto und die Bildung von Konföderationen beſeitigt werden, die Regierung 
durch Erweiterung der königlichen Machtbefugniſſe geſtärkt, und der zwiſchen 
Adel und Bürgertum beſtehende Gegenſatz ausgeglichen werden. Das Heer, 
das bereits durch den Reichstagsbeſchluß vom 20. Oktober 1788 von 18 000 
auf 100 000 Mann vermehrt worden und einer von der Regierung unabhän— 
gigen Kriegskommiſſion unterſtellt worden war, ſollte von jetzt an fortdauernd 
unmittelbar dem Könige unterſtehen ?*). 

Segensreich wären die Wirkungen jenes Staatsſtreiches für Polen geweſen, 
wäre er zu jener Zeit ausgeführt worden, da Polen zu ſeinen Nachbarn oder 
wenigſtens zu einem der Nachbarſtaaten wirklich feſte Beziehungen ange- 
bahnt hätte. And gerade durch die Danziger Angelegenheit hätte Polen das 
mit Preußen eingegangene Bündnis feſtigen können. Der Reichstag aber 
hinderte die polniſche Regierung an der Geſtaltung eines durch nichts getrübten 
freundſchaftlichen Verhältniſſes zu dem Nachbarſtaate, indem er es nicht zu— 


245) Cobenzls Bericht vom 19. 4. 1791 zitiert b. Lord: a. a. O. S. 180. Lord ſtellt 
es als faſt gewiß hin, daß beide kaiſerlichen Höfe einer neuen Teilung Polens 
zugeſtimmt hätten, wenn ſie gegenwärtig von Friedrich Wilhelm vorgeſchlagen 
worden wäre. „Aber“, ſchreibt Lord, „es war bedauerlich, daß Friedrich Wilhelm 
nicht in der Lage und in der Tat nicht in der Stimmung war, irgendeinen ſolchen 
Vorſchlag zu machen.“ (S. 182.) 

246) Vgl. Bonneau an Montmorin 30. 4. 1791 b. Dembinſki Nr. 525. 

247) D. St. A. Kahlen d. 4. 5. 1791. 

249) Vgl. Kalinka Bd. 2, S. 750. 
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ließ, daß ſie auf eine Stadt verzichtete, die Polen nicht gehörte. And Polen 
ſtand jetzt iſoliert da, zu einer Zeit, da es ſich eine neue Verfaſſung gegeben 
hatte, die Rußland aufs Außerſte zuwider war und da es durch den Plan zu 
einer neuen Teilung von jener Seite her bedroht wurde. 

Bis zu dem für Polen unheilvollen Frühjahr des Jahre 1793 wird Danzig 
in der diplomatiſchen Korreſpondenz der europäiſchen Staaten kaum mehr er— 
wähnt. Polen hatte die Möglichkeit, mit Hilfe der Danziger Frage ſeine außen- 
politiſche Stellung ſelbſt zu ordnen und zu feſtigen, durch eigene Schuld vorüber— 
gehen laſſen. Sein Beſtehen hing jetzt nur noch von der Entwicklung der Be— 
ziehungen zwiſchen ſeinen Nachbarn ab. 


III. 


Die Entwicklung der Beziehungen 
zwiſchen Preußen, Oſterreich und Rußland 1791/92. — 
Die zweite Teilung Polens 


Am Tage vor der Sitzung des 3. Mai hatte der polniſche Reichstag ſelbſt 
ſich an das Geſetz gebunden, keinen Teil der Republik loszureißen oder abzu— 
treten, was bisher nur der Regierung unterſagt worden war. Nach den Denk— 
würdigkeiten Oginſkis kam dieſes Geſetz um ſo leichter zuſtande, „als die ganze 
Oppoſitionspartei hierbei mit Vergnügen vorausſah, daß Preußen durch dieſe 
Maßregel, die alle weiteren Verhandlungen über Danzig und Thorn abbrach, 
ſich beleidigt fühlen würde“ >). Dieſen Beſchluß des Reichstages betrachtete 
Oginſki als übereilt, „da man mit einem Federzuge ſich hier aller Hoffnungen 
beraubte, Rußland mit Preußens Hilfe widerſtehen zu können.“ 

Obwohl zwar Friedrich Wilhelm Anfang April durch Biſchoffwerder für 
die Anbahnung von freundſchaftlichen Beziehungen zu Rußland beſtimmt 
worden war, hatte er den Gedanken, Rußland zur Annahme der preußiſchen 
Vermittlungsvorſchläge zu beſtimmen, nicht aufgegeben, insbeſondere da 
Ewart nunmehr durch Finckenſtein und Schulenburg, der jetzt ebenfalls mit der 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten Preußens betraut wurde, um ſpäter 
an die Stelle von Hertzberg zu kommen, Friedrich Wilhelm für den Plan 


zu gewinnen ſuchte, Öfterreih eine Defenſivallianz mit der Triple-Allianz 


vorzuſchlagen, unter der Bedingung, daß es in Petersburg die Vermittlungs- 
vorſchläge der Alliierten unterſtütze und ſelbſt die Friedensverhandlungen in 
Siſtowa mit dem Ergebnis des Status quo ſtrikte beendige 25%). Wieder beſtand 
Friedrich Wilhelm auf der Sendung einer engliſchen Flotte in die Oſtſee, 
die den Friedensvorſchlägen den nötigen Nachdruck verleihen ſollte. Wieder 
wurde ſeine Forderung von England abgelehnt. Engere Beziehungen zu Oſter⸗ 
reich wurden daher für Preußen um ſo notwendiger. 

Die zweite Sendung Biſchoffwerders zum Kaiſer trug noch einen anti- 
ruſſiſchen Charakter. Die Vorſchläge, die Biſchoffwerder am 11. Juni 1791 
dem Kaiſer in Mailand machte, liefen auf die Erhaltung und Sicherung der 
Pforte und Polens gegenüber Rußland hinaus. Zuſammen mit Preußen und 


240) Oginſki: a. a. O. S. 79. 
o) G. St. A. R. 96, 147 F Kabinettsminiſter an den König 3. 5. 1791. 


154 Hans Hopf 


England ſollte der Kaiſer ſich bemühen, den Kurfürſten von Sachſen zu ver- 
anlaſſen, die polnische Krone, die ihm von der polniſchen Regierung für feine 
Tochter angeboten worden war, anzunehmen. And eine andere Spitze gegen 
Rußland enthielt der achte Artikel der Inſtruktion Biſchoffwerders, der die 
Wichtigkeit hervorhob, Rußlands Teilnahme an den gegenwärtigen Friedens— 
verhandlungen zu Siſtowa zu verhindern?). Der Vorſchlag Biſchoffwerders 
bezüglich Polens entſprach durchaus der Meinung der öſterreichiſchen Regie— 
rung. Am Wiener Hofe wurde der Staatsſtreich vom 3. Mai gelobt, und 
beſonders Kaunitz war zufrieden, da er in der neuen polniſchen Verfaſſung ein 
gegen die preußiſchen Intereſſen gerichtetes Werk ſah. Aber eine völlige Ab— 
kehr von dem Bundesgenoſſen ſeines Landes, Rußland, und eine Erſtarkung 
Polens allein unter preußiſchem Schutz, lag nicht in der Abſicht des Kaiſers, 
und es kam Leopold hierbei zuſtatten, daß er mit Biſchoffwerder zu ver— 
handeln hatte, der, wie es ſich bereits bei ſeiner erſten Sendung nach Wien 
gezeigt hatte, unter dem Einfluß von Alopeus ſeine eigene Politik trieb 32). 
Die Präliminarien zu einer preußifch-öfterreihiihen Defenſiv-Allianz gegen 
revolutionäre Amtriebe in Europa, die am 25. Mai 1791 in Wien unter— 
zeichnet wurden, fielen daher im Sinne der Politik Leopolds aus. Durch die 
Artikel, die Polen betrafen, wurde Rußland keineswegs von der Regelung 
der polniſchen Frage ausgeſchloſſen. Man verpflichtete ſich zwar, nichts gegen 
die Integrität und die freie Verfaſſung Polens zu unternehmen, doch wurde 
eine gemeinſchaftliche Beratung mit Rußland über die polniſchen Angelegen— 
heiten zugelaſſen ?). Während Friedrich Wilhelm anſcheinend zufrieden mit 
den Wiener Präliminarien war, war Schulenburg jenen Abmachungen gegen— 
über ſehr mißtrauiſch. Zu Ewart ſagte er, der Kaiſer würde ein Vorſchreiten 
Rußlands nicht aufhalten können und daher mit Rußland ſich zu einem 
Teilungsplan verbinden müſſen, von dem ſich auch Preußen würde nicht aus— 
ſchließen können, da es deſſen Ausführung nicht werde verhindern können?“). 


251) Ausführlich b. Herrmann: die öſterreichiſch⸗preußiſche Allianz vom 7. Februar 
1792 und die zweite Teilung Polens, S. 23/24, Lord a. a. O. S. 210. 

252) Daß eine Anterhandlung mit Biſchoffwerder für Leopold ein günſtiger Amſtand 
war, hat Herrmann ſchon deutlich erkannt (die öſterreichiſch⸗preußiſche Allianz 
uſw. a. a. O. S. 22). Lord führt die Nachgiebigkeit Biſchoffwerders auf die 
ſchmeichelhafte Aufnahme, die ihm von der öſterreichiſchen Regierung bereitet 
wurde, zurück (a. a. O. S. 211). 

253) Vgl. Herrmann a. a. O. ©. 34. 

Herrmann hat in der Zulaſſung Rußlands zu den polniſchen Angelegenheiten 
durch Leopold ein Reaktionsprinzip des Kaiſers gegen die polniſch⸗franzö⸗ 
ſiſchen Revolutionsbeſtrebungen geſehen (a. a. O. S. 7). Sybel dagegen war 
der Meinung, daß Leopold eher ein Beſchützer der polniſchen Verfaſſung vom 
3. Mai war, da es nur Sſterreich zugute kommen konnte, wenn Polen ein erb- 
liches Königreich unter dem Oſterreich ergebenen ſächſiſchen Haufe war (Sybel: 
Kaiſer Leopold der Zweite. H. 3. Bd. 10, S. 422). Sybel hat daher den Wort- 
laut der Präliminarien dahin ausgelegt, daß nicht nur Oſterreich und Preußen 
jeden Angriff gegen die polniſche Verfaſſung unterlaſſen, ſondern auch Rußland 
zu gleichem Verhalten auffordern ſollten. Lord endlich ſchreibt jenen Artikel 
der Konvention vor allem der Furcht Oſterreichs zu, ſich Rußland durch den 

8 Ausſchluß von den polniſchen Angelegenheiten zu entfremden (a. a. O. S. 213). 

254) Ewart 4. 10. 33 zitiert b. Herrmann die preußiſch⸗öſterreichiſche Allianz uſw. 

ö a. a. O. S. 36. 


Danzig in der Vorgeſchichte zur Zweiten Teilung Polens 155 


Natürlich wurde die ruſſiſche Regierung nicht gerade angenehm berührt, 
durch die in der Wiener Konvention aufgeſtellte Beſtimmung, daß die drei 
Nachbarſtaaten Polens ſich verpflichten ſollten, ſich nicht ohne gemeinſames 
Einverſtändnis in die polniſchen Angelegenheiten zu miſchen 255). Dennoch beab- 
ſichtigte die Zarin, nicht zu früh gegen die Verfaſſung vom 3. Mai vorzugehen. 
Auch ſie ſah in dem Kurfürſten von Sachſen als Kandidaten für den polniſchen 
Thron die Perſönlichkeit, die am meiſten den ruſſiſchen und öſterreichiſchen 
Intereſſen entſprach. In einem Briefe an Potemkin aber, der drei Monate 
nach dem Staatsſtreich vom 3. Mai geſchrieben worden war 25), hatte ſich die 
Zarin bereits über ein ruſſiſches Vorgehen in Polen geäußert. Der Gedanke 
an die Bildung einer Gegenkonföderation der polniſchen Anzufriedenen ſtand 
hierbei im Vordergrunde, und eine erneute Teilung Polens zwiſchen den drei 
Nachbarmächten wurde angedeutet. Nach der Beendigung des Türkenkrieges 
ſollte gehandelt werden, doch ſo, daß die polniſchen Anzufriedenen ſich an 
Katharina um Schutz und Hilfe wandten. Vorher aber gedachte die Zarin ſich 
mit dem Kaiſer zu verſtändigen, um dann ſofort mit energiſchen Mitteln in 
Polen eingreifen zu können. „Von der Situation,“ ſchrieb ſie, „in der wir 
uns dem König von Preußen gegenüber befinden werden, wird unſer Ver— 
hältnis zu ihm abhängen. Denn in dieſem Falle gebietet die Vernunft not— 
wendig, auf den Berliner Hof Rückſicht zu nehmen und denſelben von einer 
uns feindlichen Teilnahme abzuziehen, wenigſtens ſo lange, als ſich unſere 
Partei an Menſchen und Mitteln gekräftigt hat.“ Neben der Bildung einer 
freien Konföderation hielt es die Zarin für unbedingt notwendig, daß in 
Warſchau Proteſte gegen die Verfaſſung vom 3. Mai erhoben werden ſollten 
unter der Betonung der ruſſiſchen Garantie für die polniſche Freiheit. „Da 
die freie Regierungsform der polniſchen Republik und ihre Grundſätze vor 
allem durch unſere Garantie geſchützt waren, ſo können ſich die polniſchen Pa— 
trioten anfangs unter unſere Protektion begeben und durch uns eine ſolche 
von unſerem Verbündeten, dem Kaiſer, erlangen ?“)“. 

Durch die Vorgänge, die ſich inzwiſchen in Frankreich abgeſpielt hatten, die 
Flucht und Gefangennahme des Königs, wurden der Kaiſer und Friedrich 
Wilhelm zum gemeinſamen Handeln veranlaßt. Nachdem endlich nach lang— 
wierigen Verhandlungen am 5. Auguſt 1791 der Friede zwiſchen dem Kaiſer 
und der Pforte auf Grund des Status quo, mit der einzigen Ausnahme, daß 
Oſterreich Orſowa gewann, zu Siſtowa unterzeichnet worden war, dachte 
Leopold an militäriſche Demonſtrationen zu Gunſten Ludwig XVI. gegen die 
franzöſiſche Revolution; einen Krieg gegen Frankreich wollte er vorläufig 
vermeiden. In dieſem Sinne war auch die Deklaration, die Ende Auguſt von 
Leopold und Friedrich Wilhelm zu Pillnitz unterzeichnet wurde, gehalten, 


285) Sbornik Bd. 29, S. 63, Bezborodko an Potemkin 2. 9. 1791: es iſt ſchade, 
daß man hier einen Artikel über Polen hereingebracht hat, in dem man im 
voraus ſagt, daß in die polniſchen Angelegenheiten alle drei benachbarten 
Staaten ohne gemeinſames Einverſtändnis ſich nicht miſchen ſollen. Man hätte 
dieſen Artikel zunächſt, ohne ihn hereinſchreiben, unſerer Beurteilung vorlegen 
jollen... (aus dem Ruſſiſchen überſetzt). 

260) Ibid. Katharina an Potemkin 29. 7. 1791. 

257 Katharina an Potemkin 29. 7. 1791 (zitiert b. Liske): „Zur polniſchen Politik 
Katharinas II.“ in Hiſt. Zeitſchr. Bd. 30. 
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nach der zunächſt alle europäiſchen Mächte zur Mitwirkung gegen die fran— 
zöſiſche Revolution eingeladen werden ſollten, bevor man ernſtlich gegen 
Frankreich vorging? ). And was Polen anbetraf, kamen die beiden Monarchen 
nochmals überein, den Kurfürſten von Sachſen zur Annahme der polniſchen 
Krone zu bewegen. 

Mit großem Eifer ſetzte ſich darauf die Zarin beim Kaiſer und durch Alo— 
peus bei Friedrich Wilhelm für ein militäriſches Eingreifen in Frankreich 
ein, um durch einen preußiſch-öſterreichiſchen Krieg gegen Frankreich freie 
Hand in Polen zu bekommen e). Denn jetzt, nachdem am 11. Auguſt 1791 die 
Friedenspräliminarien zwiſchen Rußland und der Pforte zu Galaz unter— 
zeichnet worden waren, konnte Katharina mit Nachdruck ſich der polniſchen 
Frage widmen. Der Widerſtand, den Sſterreich ihren Beſtrebungen in Polen 
entgegenzuſetzen drohte, wurde dadurch beſeitigt, daß die Zarin nunmehr eine 
freundliche Haltung gegenüber Preußen einnahm und in Wien die Furcht vor 
einer ruſſiſch⸗preußiſchen Annäherung mit Ausſchluß Oſterreichs zu erwecken 
verſtand 250). Im Dezember 1791 ließ die öſterreichiſche Regierung in Peters— 
burg erklären, daß die Wiederherſtellung der alten polniſchen Verfaſſung, die 
auch von Sſterreich garantiert worden ſei, nicht behindert werden würde 26). 
And als am 7. Februar 1792 die Anterzeichnung des preußiſch⸗öſterreichiſchen 
Defenſivvertrages erfolgte, war darin von einer Garantie der polniſchen Ver— 
faſſung nicht mehr die Rede, lediglich in einem Artikel wurde feſtgeſetzt, daß 
Oſterreich und Preußen nichts unternehmen würden, was der Aufrechterhal— 
tung einer freien. Verfaſſung in Polen widerſpreche 2%). 

Nachdem bereits in den erſten Tagen des Februar 1792 Goltz in Peters- 
burg erfahren hatte, daß die Zarin beabſichtigte, Polen beſetzen zu laſſen, und, 
falls Hfterreih und Preußen ſich widerſetzen würden, fie ihnen entweder eine 
Entſchädigung oder eine Teilung der Republik vorſchlagen würde, eröffnete am 
28. Februar Oſtermann dem preußiſchen Geſandten, die Zarin wünſche mit 
dem König von Preußen und dem Kaiſer übereinzukommen „in Bezug auf 
den Grad von Konſiſtenz, welcher dem Königreich Polen zu bewilligen ſei“ “). 
Schon des öfteren hatte ja Potemkin an eine erneute Teilung Polens gedacht. 
Jetzt nach ſeinem Tode war es Bezborodko, der der Zarin zu einem ſolchen 
Schritte riet. Er ſtellte Katharina vor, daß die Beſtrebungen Preußens, 
Danzig und Thorn zu gewinnen, zwar gefährlich ſeien, doch könne die Zarin 
ihre Ziele in Polen durch ein Abereinkommen der drei Nachbarmächte zu 
einer Teilung Polens auf der Baſis der vollkommenen Gleichheit erreichen 2), 
Er verſuchte dabei die Zarin von der Notwendigkeit zu überzeugen, für Ruß— 


) Sybel: „Geſchichte der Revolutionszeit“, Bd. 3, S. 280. Vgl. Heidrich: „Preußen 
= Sense gegen die franzöſiſche Revolution bis zur zweiten Teilung Polens“, 
D. 23/24. | 

250) Vgl. Sybel: a. a. O. Bd. 2, ©. 278/79, 

200) Vgl. Lord: a. a. O. S. 221. 

261) Herrmann: „Die preußiſch-öſterreichiſche Allianz uſw.“ a. a. O. S. 45. 

262) Vgl. Lord: a. a. O. S. 236. 

2623) Herrmann: „Die preußiſch⸗öſterreichiſche Allianz uſw.“ a. a. O. S. 52/53. — 
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land die Akraine und andere polniſche Gebiete zu erwerben ). Friedrich 
Wilhelm aber ließ ſich vorläufig durch die ruſſiſchen Eröffnungen nicht bewegen, 
feine paſſive Haltung aufzugeben; unbeſtimmt war die Antwort gehalten, die 
er darauf geben ließ 8). 


Die Pläne der Zarin ſchienen endlich nun auch in Warſchau bekannt ge— 
worden zu ſein. Jetzt ſchlugen die Anhänger der neuen Verfaſſung den Verzicht 
auf Danzig und Thorn vor, um Polen die Hilfe Friedrich Wilhelms gegen 
Rußland zu ſichern. Sofort aber ſetzten Hetzreden der Anhänger Rußlands 
gegen Preußen ein. Wieder wurde mit einer ebenſo eifrigen Propaganda wie 
ſeinerzeit gegen den Vorſchlag Hailes gearbeitet. Es erſchienen anonyme 
Druckſchriften, in denen dargeſtellt wurde, daß Preußen durch Vernachläſſigung 
der Schleuſen an der Montauer Spitze die Weichſel von Danzig durch die 
Nogat nach Elbing ableiten könne ““). And ſchon hieß es in Warſchau, Preußen 
zerſtöre die Werke an der Montauer Spitze ?“), was den Tatſachen keineswegs 
entſprach. Gerade im Gegenteil konnte Durno, der jene Angelegenheit nach— 
prüfte, feſtſtellen, daß die preußiſche Regierung eine Kommiſſion eingeſetzt 
hatte, die die alten Werke prüfen ſollte, damit dieſe eventl. durch neue erſetzt 
würden, um die eignen Ländereien vor einer Aberſchwemmung zu ſchützen ?®). 
Durch jene Gerüchte beunruhigt, wandten ſich einige führende Mitglieder des 
Warſchauer Bürgertums an den Danziger Reſidenten und ließen durch ihn dem 
Danziger Nate nahelegen, doch endlich von dem Recht Gebrauch zu machen, 
Deputierte zum Reichstag zu ſenden, um bei dieſer Gelegenheit „eine ganz 
innige und genaue Verbindung mit der Stadt Danzig verabreden zu können.“ 
„Wenn der Königlich-Preußiſche Hof“, ſagte der Präſident von Alt-Warſchau 
zu Kahlen, „erſt die Verbindung der Stadt Danzig mit dem ganzen ſo zahl— 
reichen Bürgertum in Polen geſehen haben würde, er alsdann auch gegen eine 
ſolche erfolgte ziemlich bedeutende Vereinigung ſich werde nachgebender be— 
zeugen wollen 260)“. Eine ſolche Verbindung mit den polnischen Städten war 
aber keineswegs im Intereſſe Danzigs, und der Rat ließ daher ſich nicht be— 
wegen, eine Abordnung nach Warſchau zu ſchicken. 

Während alſo die Warſchauer Kaufmannſchaft aus eigennützigen Gründen 
gegen die Abtretung von Danzig arbeitete, erachteten einige Regierungs— 
mitglieder und die Landboten, die ſich für die Schaffung der neuen Ver— 
faſſung eingeſetzt hatten, es von Tag zu Tag für notwendiger, um jeden Preis 
ihr Werk und ihr Land vor Rußland zu ſchützen. Zu Anfang des Jahres 1792 
brachte Stanislaus Auguſt ſelbſt Luccheſini gegenüber die in Vergeſſenheit ge— 
ratenen polniſch-preußiſchen Handelsfragen zur Sprache. Er fragte den Ge— 
ſandten, „ob man in Berlin noch eine verborgene Hoffnung hege, Danzig zu 
erwerben“ oder ob es noch ein anderes Kompenſationsmittel für eine Herab— 
ſetzung der Zölle gebe n') Als Luccheſini davon Mitteilung nach Berlin 


264) ebenda S. 278. 
265) Herrmann: ſ. oben S. 55. 
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machte, lehnte die preußiſche Regierung es ab, auf die Verhandlungen mit 
Polen einzugehen. In der Depeſche vom 17. Februar 1792 ſchrieb der König 
an Luccheſini nn): „Sie können hinzufügen, wenn ein Handelsabkommen mit 
Polen nicht weiter fortgeſchritten iſt, ſo iſt es der alleinige Fehler der Re— 
publik, die jedes Mal unannehmbare Bedingungen in den Vordergrund geſtellt 
hat, indem ſie alles für ſich wollte und nichts zuzugeſtehen gedachte. Bei einer 
neuen Verhandlung über jene Frage wird die Republik ebenſo einſeitig ſein.“ 

Es war natürlich ein trauriges Zeichen, daß die polniſche Regierung ſich 
nicht imſtande fühlte, allein die neue Verfaſſung zu verteidigen. Wie aber ſah 
es in der Vertretung der Stände Polens aus? Konnte die Regierung ſich 
darauf verlaſſen, daß wenigſtens die Mehrzahl der Landboten gewillt waren, 
bis zum Außerſten für die Verfaſſung einzutreten? Laſſen wir hier wieder 
den Danziger Reſidenten ſprechen: einige Monate nach dem gefeierten 3. Mai 
hatte Stanislaus Auguſt in der Reichstagsſitzung vom 15. September ver— 
ſichert, er ſei bereit, die neue Verfaſſung, die er beſchworen habe, bis auf den 
letzten Blutstropfen zu verteidigen. Er hatte darauf den ganzen Reichstag 
aufgefordert, ſeinerſeits durch ein lautes Zgoda! ſeine Beiſtimmung zu geben. 
Aber es ſollen, wie Kahlen berichtete, nur wenige Landboten, ſondern größten— 
teils Zuſchauer, die gar kein Recht dazu hatten, Zgoda! gerufen haben?“). 
And über den im Februar 1792 in Warſchau abgehaltenen Landtag des pol— 
niſchen Adels ſchrieb Kahlen: „Vor dem Schluß desſelben wurde angetragen, 
daß der ſämtlich auf demſelben verſammelte Adel die Konſtitution vom 3. Mai 
vorigen Jahres feierlich beſchwören möchte. Dieſer geſchehene Antrag aber 
wurde von ungefähr drei Viertel des verſammelten Adels laut und völlig 
verworfen, wobei zugleich dem Landboten von Warſchau, Szamocki, da der— 
ſelbe öffentlich bekannt machte, wie er zu ſeiner Zeit nebſt mehreren anderen 
Landboten eine förmliche Manifeſtation in dem Grod gegen die gedachte Kon— 
ſtitution vom 3. Mai eingelegt habe, ein lautes Vivat! zugerufen 
wurde . . . 278). Der Boden für die von Katharina geplante Gegenkonföde— 
ration war ſomit äußerſt fruchtbar. 

Mitte April ſetzte der Kron-Anterkanzler Kollatay dem Danziger Refi- 
denten offen auseinander, wie es für Polen das Beſte ſei, ſich der beiden 
Städte Danzig und Thorn zu entledigen. Häufig hörte man in Warſchau, 
daß „die Stadt Danzig überhaupt der Republik ganz abgeneigt ſei“, und zwar 
deswegen, weil ſie nicht den Geſetzen der Republik gehorchen, und nicht gleiche 
Abgaben an die Republik erledigen, wie auch die polniſchen Produkte nicht 
hoch genug bezahlen wolle ?“). Endlich wurde bei dem Abbe Piattoli, dem 
Vertrauten des Königs, in einer langen geheimen Konferenz von den Land— 
boten beſchloſſen, dem König von Preußen Danzig und Thorn unter der 
Bedingung abzutreten, daß derſelbe der Republik Polen zwecks Einhaltung 
der Verfaſſung vom 3. Mai gegen alle etwaigen Angriffe Rußlands Hilfe 
leiſtete **). Gleichzeitig aber erfuhr Kahlen, daß der Kron-Großkanzler, der 
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Fürſt⸗Primas, der Kron⸗Großmarſchall und der ruſſiſche Geſandte bereits 
anfingen, „Gegenminen anzulegen, damit der gedachte Vorſchlag wieder 
ſcheitern möge,“ und daß auch bereits an verſchiedenen Reden gearbeitet 
wurde, die über die Danziger Angelegenheit auf dem Reichstage gehalten 
werden ſollten, und es erging vorläufig kein Danzig betreffender Vorſchlag 
nach Berlin. 


Bei der drohenden Gefahr eines ruſſiſchen Einmarſches in Polen gelang 
es den Patrioten, im Reichstag einen Beſchluß herbeizuführen, durch den der 
König eine faſt diktatoriſche Gewalt bekam. Jetzt endlich ſollte der Beſchluß 
vom Oktober 1788, das Heer auf 100 000 Mann zu verſtärken, in die Tat 
umgeſetzt werden. Als Friedrich Wilhelm dieſe Verteidigungsmaßnahmen 
bekanntgemacht wurden, ließ er am 14. Mai 1792 durch Luccheſini erklären, er 
könne von jenen Anordnungen keine Kenntnis nehmen 27e). Bereits in einer 
Note vom 4. Mai hatte er den Polen zu verſtehen gegeben, daß er ſie nicht 
werde unterſtützen können, falls ſie die neue Verfaſſung mit den Waffen 
verteidigten ?““). In Petersburg waren inzwiſchen Vereinbarungen der Zarin 
mit den drei heftigſten Gegnern der neuen Verfaſſung, Felix Potocki, Branicki 
und Rzewufki, getroffen worden, und den Amtrieben dieſer drei gelang es, 
am 14. Mai die Konföderation von Targowice zuſtande zu bringen, die das 
Schickſal Polens beſiegeln ſollte. N 

Jetzt kam Ignaz Potocki nach Berlin mit einem Schreiben von Stanislaus 
Auguſt, worin dieſer Friedrich Wilhelm an fein Bündnis mit Polen er- 
innerte ?“). Offen ſetzte nun Friedrich Wilhelm in feiner Antwort dem Könige 
von Polen auseinander, daß die politiſche Lage ſeit dem Abſchluß des Bünd— 
niſſes ſich geändert habe, vor allem aber ſeien die durch die Verfaſſung vom 
3. Mai hervorgebrachten Erſcheinungen nicht anwendbar auf die in jenem 
Bündnis eingegangenen Verpflichtungen, nie ſei es ihm eingefallen, die neue 
Verfaſſung, die ohne ſein Wiſſen und ſeine Teilnahme entſtanden war, zu 
unterſtützen?“ ). 


276) Oginſki: a. a. O. S. 121/122. 

n) Vgl. Herrmann: „Die preußiſch⸗öſterreichiſche Allianz uſw.“ a. a. O. S. 80. 

276) G. St. A. R. 96, 147 G. Stanislaus an Friedrich Wilhelm 31. 5. 1792. — 
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Kaum war die Bildung der Konföderation von Targowice zuſtande ge— 
kommen, als ihre Beſchützerin, die Zarin, ihre Truppen in Polen einmar- 
ſchieren ließ. Damit wurden ihre Pläne, die fie bereits ein Jahr früher Do- 
temkin mitgeteilt hatte, Wirklichkeit. Der am 9. Januar 1792 zu Jaſſy erfolgte 
Abſchluß ihres Friedens mit der Pforte auf Grund der von Preußen und 
England gebilligten Bedingungen und die Kriegserklärung Frankreichs an 
Oſterreich vom 20. April 1792 hatten die Ausführungen ihres Planes begün- 
ſtigt. Wie tapfer die polniſchen Soldaten und die Offiziere auch kämpften, 
dennoch mußten fie, gezwungen durch die Abermacht der Ruſſen und auf Be- 
fehl ihres Königs, der mehr und mehr unter den Einfluß der Konföderierten 
geriet, ſich zurückziehen? ). Vergebens bemühten ſich die Patrioten, den 
König zu bewegen, ſich an die Spitze des polniſchen Heeres zu ſtellen. Stanis— 
laus Auguſt ließ ſich durch die Briefe und Erklärungen der Zarin einſchüch— 
tern, ſchließlich gehorchte er Katharina, deren Günſtling er einſt war, und 
unterzeichnete die Konföderationsakte von Targowice, um, wie er ſagte, Polen 
vor einer zweiten Teilung zu bewahren. Dem Heere befahl er, die Feind— 
ſeligkeiten einzuſtellen und die Konföderation anzuerkennen, wodurch den 
Ruſſen der Weg nach Warſchau geöffnet wurde. 

Die Tatſache, daß die Zarin allein gegen Polen vorging, beunruhigte ſtark 
Kaunitz. Wie beim Ausbruch des Krieges gegen die Türken, ſo wollte er auch 
jetzt nicht Rußland allein die Beute des Sieges, den alleinigen Einfluß in 
Polen, zugeſtehen. Die Zarin müſſe daher, meinte er, ein Abkommen unter— 
zeichnen, durch das ſich die drei Höfe verpflichteten, nichts in Polen ohne 
gegenſeitige Zuſtimmung zu unternehmen 28). Zunächſt ſollte die Konfödera— 
tion von Targowice veranlaßt werden, ebenfalls um den Schutz Preußens 
und Sſterreichs zu bitten. Kaunitz und Spielmann traten daher in Verhand— 
lungen ein mit Jacobi und Haugwitz, der ſeit Oktober 1791 in Wien war und 
deſſen politiſche Laufbahn in dieſer Zeit begann. Haugwitz ging dabei ſogar 
fo weit, eine bewaffnete Demonſtration Preußens und Sſterreichs vorzu— 
ſchlagen, um dadurch die Zarin zum Einſtellen ihres Vorgehens in Polen zu 
zwingen, bis die drei Höfe eine Einigung über die polniſchen Angelegen⸗ 
heiten erzielt hatten ). Ein ſolch ſcharfer Ton Rußland gegenüber entſprach 
natürlich nicht der augenblicklichen Politik des Berliner Hofes, und auf die 
Vorſchläge des öſterreichiſchen Kanzlers wurde eine ausweichende Antwort 
gegeben. 

Mehr kam den preußiſchen Intereſſen ein anderer Plan entgegen, über 
den bereits im Februar des Jahres 1792 hinter dem Rücken von Kaunitz 
zwiſchen Biſchoffwerder, Jacobi und Spielmann verhandelt worden war. Der 
alte öſterreichiſche Plan, durch die Erwerbung von Bayern Sſterreich nach 
Weſten hin abzurunden, und den Kurfürſten von Bayern durch die öſterrei— 
chiſchen Niederlande zu entſchädigen, war wieder zur Sprache gekommen. 
Als Entſchädigung für die öſterreichiſche Vergrößerung und für die im Kriege 
gegen Frankreich zu leiſtende Hilfe ſollte Preußen durch die Erwerbung von 
Danzig, Thorn und der ſich anſchließenden Diſtrikte eine Abrundung zuge⸗ 
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ſtanden werden. Nazumowſki, der ruſſiſche Geſandte in Wien, hatte dieſem 
Plan Vorſchub geleiſtet? ). Ihm erſchien jener Tauſchplan als eine günſtige 
Gelegenheit für ſeine Regierung, ſich mit Preußen und Sſterreich über die 
polniſchen Angelegenheiten zu einigen, und er empfahl den Plan feiner Re- 
gierung?s“). An dem Zuſtandekommen des bayriſch-polniſchen Entihädigungs- 
planes war Katharina höchſt intereſſiert, weil fie hoffte, daß Sſterreich 
durch Bayern von Polen abgelenkt werden würde ? ss). Da ebenfalls 
Friedrich Wilhelm und Schulenburg, der Leiter der auswärtigen An— 
gelegenheiten Preußens, den Tauſchplan billigten, wurden die Verhandlun— 
gen darüber zwiſchen dem Berliner und dem Wiener Hofe unter dem Aus— 
ſchluß von Kaunitz begonnen. Wieder aber machte ſich dabei die alte Eifer— 
ſucht Habsburgs auf Preußen bemerkbar. Erweiterte Friedrich Wilhelm 
fein Gebiet durch Danzig, Thorn und polniſche Diſtrikte, jo wollte Sſterreich 
ſich nicht mit einer bloßen Abrundung begnügen, zumal der Beſitz Belgiens 
in finanzieller Hinſicht vorteilhafter war als der Bayerns. Ansbach und 
Bayreuth, Gebiete, die einige Monate vorher Friedrich Wilhelm zugefallen 
waren, wurden von der öſterreichiſchen Regierung als Entſchädigung verlangt. 

Bereits Anfang Juli hatte Alopeus ſich bemüht, Preußen von einer Er— 
werbung im Weſten, wie man ſie zu Beginn des Krieges mit Frankreich durch 
Jülich und Berg zu machen beabſichtigte, abzubringen. Gleichzeitig hatte die 
Zarin durch Alopeus ihre Mithilfe zu einer Entſchädigung Preußens ankündigen 
laſſen, ſobald ſich die preußiſche Regierung über jene Fragen geäußert haben 
würde ee). Alopeus hatte verſichert, daß die Zarin nur im Einverſtändnis 
mit Preußen die polniſche Verfaſſung ändern werde. And als Schulenburg 
den ruſſiſchen Geſandten darauf auszuforſchen ſuchte, ob ſein Hof Erwerbungen 
in Polen zu machen oder ſich allein auf den Amſturz der Verfaſſung zu be— 
ſchränken beabſichtige, antworte ihm Alopeus, die Zarin erkenne das Recht 
Preußens auf eine völlige Entſchädigung für die Koſten, die der Krieg gegen 
Frankreich verurſacht hatte, an. Er habe den ausdrücklichen Befehl, Friedrich 
Wilhelm um Mitteilung zu bitten, welche Entſchädigung er wünſche ?“). Als 
im Auguſt der bayriſch⸗polniſche Entſchädigungsplan durch die Aneinigkeit der 
öſterreichiſchen und preußiſchen Regierung zu ſcheitern ſchien, erhielten Alo— 
peus und Razumowſki die Inſtruktion, in Berlin und Wien vorzuſtellen, daß 
eine endgültige Regelung der polniſchen Angelegenheiten nicht länger auf- 
geſchoben werden könne, da die Beſetzung Polens der ruſſiſchen Regierung 
ungeheure Summen koſte. Die Zarin wünſche, daß die Verbündeten alle 
Fragen möglichſt ſchnell unter ſich regelten und ihre Geſandten in Petersburg 
zum Abſchluß einer Konföderation ermächtigten ss). Bald darauf teilte Frie⸗ 
drich Wilhelm Katharina mit, ſein Geſandter habe bereits den Auftrag, die 
preußiſchen Forderungen zu überreichen 285). 
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Anfang November aber ſtellte der Einfall Dumouriez' in Belgien die ge- 
plante Entſchädigung für Oſterreich für den Kurfürſten von Bayern in Frage. 
Vorläufig verhielt ſich daher Katharina äußerſt zurückhaltend und abwartend. 
Sie gedachte, die Einigung mit Oſterreich und Preußen jetzt möglichſt aufzu- 
ſchieben, damit Bſterreich nicht etwa mit Forderungen auf polniſche Gebiete 
hervortrat 250). 

In Polen ſetzte darauf eine rege franzöſiſche Propaganda ein. Dumouriez 
ließ in Warſchau verbreiten, Polen ſei gerettet, wenn Frankreich ſiegen 
würde. Aberall bildeten ſich geheime Verbindungen zur Befreiung des Vater— 
landes. Die ruſſiſchen Offiziere wurden von der Warſchauer Geſellſchaft ge— 
mieden. Aneinig unter ſich waren die Führer der Targowicer Konfödera— 
tion ). Auch aus der Türkei kamen Nachrichten von franzöſiſchen Amtrieben, 
mit dem Ziele, die Pforte zu einem neuen Kriege gegen Rußland aufzu— 
reizen. Während noch am 23. Dezember die preußiſchen Miniſter ſich in An— 
gewißheit über die künftige Haltung der Zarin befanden d), wie ſie dem 
König berichteten, hatte ſchon eine Woche vorher die Zarin dem preußiſchen 
Geſandten ihren Entſchluß mitteilen laſſen. Sie ſtimmte einer ſofortigen 
preußiſchen Beſetzung des Gebietes bis zur Linie Czenſtochau, Rawa, Soldau, 
Danzig und Thorn einbegriffen, zu; für ſich beanſpruchte ſie die öſtlichen Ge— 
biete Polens von Semgallen bis zur galiziſchen Grenze. Bei der Langſamkeit 
der öſterreichiſchen Regierung, ſich über ihre Abſichten zu äußern?“), ſollte 
eine Einwilligung SOſterreichs nicht erſt abgewartet werden. Am 27. Dezember 
kam die Depeſche des preußiſchen Geſandten in Petersburg nach Berlin. Ob— 
gleich bei dem Teilungsvorſchlag Rußland gegenüber Preußen im Vorteil 
war, rieten dennoch die Kabinettsminiſter dem König, ihn anzunehmen 2e“). 

Am 23. Januar 1793 wurde der Teilungsvorſchlag von den ruſſiſchen und 
preußiſchen Bevollmächtigten unterzeichnet. Die Zarin wurde, ohne aktiv an 
dem Krieg gegen Frankreich teilgenommen zu haben, durch ein Gebiet, das 
faſt dreimal ſo groß war wie das Preußen zugeſtandene, „entſchädigt.“ 

Wenige Jahre vorher hatte Preußen den bloßen Verzicht Polens auf 
die Schutzherrſchaft über Danzig und Thorn verlangt. Jetzt fiel ihm neben 
jenen beiden Städten das ganze Gebiet bis zur Linie Czenſtochau Rawa — 
Soldau zu. Was Danzig anbetraf, jo fürchtete die dortige Kaufmannſchaft 
eine Erhaltung der Stadt unter den augenblicklichen Verhältniſſen mehr als 
eine preußiſche Beſitznahme 255). Jedoch traf der Rat, als die preußiſchen Truppen 
gegen Danzig vorrückten, Sicherheitsmaßnahmen, um die Stadt nicht einer 
plötzlichen Beſetzung preiszugeben. Nicht aus Anhänglichkeit zu Polen fügte 
ſich der Rat ungern einer preußiſchen Beſitznahme, ſondern ihm war vielmehr 
der Gedanke unangenehm, die ſelbſtändige Stellung der Stadt aufzugeben und 
damit mit der mittelalterlichen Vergangenheit endgültig zu brechen. Von einem 


250) Dieſes war die Annahme Schulenburgs (G. St. A. Kabinettsminiſter an Friedrich 
Wilhelm 1. 12. 1792). 

201) Sybel: a. a. O. Bd. 11. S. 194 ff. — Lord S. 384f. 

202) G. St. A. Kabinettsminiſter an den König 23. 12. 1792. 

203) Die Haltung der öſterreichiſchen Regierung zu jener Zeit iſt ausführlich behandelt 
bei Heidrich: a. a. O. S. 432. 

20) G. St. A. Kabinettsminiſter an den König 27. 12. 1792. 

205) Damus: a. a. O. S. 160. 
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ſtarken Widerſtande aber, den die Stadt nach einigen Darſtellungen den 
preußiſchen Truppen entgegengeſetzt haben ſoll ?”), kann nicht die Rede ſein. 
Nachdem am 8. März 1793 General von Raumer, der Befehlshaber der 
Danzig blockierenden preußiſchen Truppen, die Räumung der Außenwerke ge— 
fordert hatte, wurde ſie ihm nach Beratung der Danziger Körperſchaften drei 
Tage ſpäter zugeſtanden. Bei der Beſetzung der Außenwerke begannen zwar 
ungezügelte Elemente des Pöbels nebſt einigen Stadtſoldaten gegen den 
Willen der regierenden Körperſchaften auf die preußiſchen Truppen zu 
ſchießen, aus Furcht, ſich unter der preußiſchen Regierung einer ſtraffen Diſzi⸗ 
plin unterwerfen zu müſſen. Von den Bürgern ſelbſt und der Stadtgarniſon von 
den Wällen getrieben, begannen ſie dann aus Rache die Speicher der Kauf— 
leute anzuzünden 27). Am 7. April wurde den preußiſchen Truppen der Ein- 
zug in die Stadt vom Rate eingeräumt. And einige Monate danach konnte 
der Danziger Sekretär Döring ſchreiben: „Alle Amſtände ſcheinen der Stadt 
wieder glückſeligen Wohlſtand in allen Gewerben und die glücklichſten Zeiten 
für die Zukunft zu verkünden“ 298). Danzigs deutſche Bevölkerung, die ſich unter 
den Verhältniſſen des Mittelalters unter die Schutzherrſchaft eines fremden 
Staates geſtellt hatte, gehörte jetzt wieder einem deutſchen Staate an. 


In den Jahren von 1789/91 war von den Landboten in Warſchau zum 
Anglück für ihr Land der bloße Verzicht Polens auf die Schutzherrſchaft über 
zwei Städte verhindert worden. Jetzt mußte der Reichstag zu Grodno unter 
dem Drucke Rußlands in ſeiner „ſtummen“ Sitzung vom 25. September 1793 
einer Teilung Polens zuſtimmen, durch die dem Staate weite Gebiete im 
Oſten und Weſten verlorengingen. 


206) Wie nach der Darſtellung v. Lord (S. 394) und des Juden Aſkenazy (S. 93) 
Letzterer behauptet, daß die Mehrheit der Bevölkerung zu den Waffen geeilt ſei, 
um gegen die Preußen vorzugehen. Nach dem Berichte des holländiſchen Konſuls 
Roß waren es dagegen Stadtſoldaten, die gegen den Befehl ihrer Offiziere auf 
Preußen feuerten. Sie hatten ſich einſt nach Danzig geflüchtet, um ſich ihrer 
Mititärpfligt in preußiſchen Regimentern zu entziehen, und fürchteten jetzt, von 
Preußen beſtraft und in den Krieg gegen Frankreich geſchickt zu werden. (Aus- 
ſührlich b. Lepſer: „Die Beſetzung Danzigs durch Preußen im Jahre 1793“. 
Deutſcher Volksrat 1921/22, S. 129.) 

297) Bol. dazu Damus: a. a. O. S. 163. 

298) Vol, dazu Damus: a. a. O. S. 163. 
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Zuſammenfaſſung 

Gerade dadurch, daß Katharina in dem Teilungsvertrag von 1772 Frie— 
drich dem Großen die Städte Danzig und Thorn vorenthalten hatte, hatte 
ſie unbewußt und wider ihren Willen Polen ein letztes Mittel gelaſſen, um 
wieder zur Anabhängigkeit zu gelangen. Denn in der Politik des preußiſchen 
Miniſters Hertzberg waren ja Danzig und Thorn als Kompenſationsobjekte 
für die Sicherung der Integrität des polniſchen Staates durch Preußen vor- 
geſehen. Der Ausbruch der Orientkriſis im Jahre 1788 hatte Gelegenheit zur 
Ausführung des Hertzbergſchen Planes gegeben. 

Natürlich wurde ſeitens der Kaiſermächte dem politiſchen Syſteme des 
preußiſchen Miniſters ſofort nach deſſen Bekanntwerden entgegengearbeitet. 
Oſterreich, deſſen Politik vom Fürſten Kaunitz, dem preußenfeindlichen Kanzler 
aus der Zeit Maria Thereſias, geleitet wurde, ſah eiferſüchtig jeglichem preu- 
ßiſchen Gebietszuwachs entgegen. And die Zarin fürchtete mit Recht ihren 
Einfluß in Polen zu verlieren. Am dieſes zu verhindern, und um Polen noch 
enger in ihre Abhängigkeit zu bringen, ging ſie auf das Bündnisprojekt des 
polniſchen Königs ein. Leicht gelang es der preußiſchen Diplomatie, das Zu— 
ſtandekommen jenes Bündniſſes zu vereiteln, worauf ſich die ruſſiſche Regie— 
rung von den polniſchen Angelegenheiten zurückzog. Angeſtört konnten jetzt 
die Polen die Regeneration ihres Landes vornehmen, was die Hauptaufgabe 
des 1788 zuſammengetretenen Reichstags wurde. 

Die preußiſche Politik mußte nunmehr danach ſtreben, die Kaiſermächte 
zur Annahme des Hertzbergſchen Vermittlungsplanes und die Polen zum 
Verzicht auf die Schutzherrſchaft über Danzig und Thorn zu bewegen. Zur 
Löſung der einen Aufgabe bedurfte es eines energiſchen Auftretens der preu— 
ßiſchen Regierung, und das Gelingen der anderen, mit der Luccheſini betraut 
wurde, war vor allem von der Einſicht der Polen abhängig. Wiederholt 
wurde Friedrich Wilhelm von der preußenfreundlichen Partei in Polen ge— 
beten, ein Bündnis mit Polen zum Schutze gegen Rußland abzuſchließen, und 
ſein Geſandter in Warſchau mußte gleich am Anfang ſeiner Tätigkeit feit- 
ſtellen, daß Polen nur gegen dieſen Preis zum Verzicht auf Danzig und 
Thorn zu bewegen ſein werde. 

Eine Hemmung für die preußiſche Außenpolitik war das unglückliche Bünd— 
nis Preußens mit England, das auf Veranlaſſung Ewarts bei der unſelbſt— 
ſtändigen Haltung Friedrich Wilhelms zuftandegefommen war. Das Ziel der 
engliſchen Diplomatie beim Abſchluß des Berliner Vertrages lief darauf hin- 
aus, England aus der iſolierten Stellung, in der es ſich damals befand, her— 
auszubringen, es im Oſten und Norden Europas eine Rolle ſpielen zu laſſen 
und Preußen ſowie die Staaten des Oſtens und Nordens unter engliſchen 
Einfluß zu bekommen. Der Schwäche der preußiſchen Diplomatie jener Zeit 
iſt es zuzuſchreiben, daß es zum Abſchluß jenes Vertrages gekommen iſt, in 
deſſen Geheimartikel ſich Preußen und England verpflichteten, in Fragen des 
Krieges, den die Pforte und Schweden gegen die kaiſerlichen Mächte führten, 
in vollkommenem Einverſtändnis zu handeln und gemeinſam ihre Vermitt- 
lung bei jeder dazu günſtigen Gelegenheit anzubieten. Die engliſche Diplo- 
matie hatte es erreicht, ſich in die Verhältniſſe des Oſtens und Nordens 
einmiſchen zu können, wobei fie allerdings nicht dazu bereit war, auf die In⸗ 
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tereſſen ihres Vertragspartners Rückſicht zu nehmen, ſondern dieſem außer— 
ordentlich hinderlich wurde. Die engliſche Regierung wollte einer Friedens- 
vermittlung auf der Grundlage, wie ſie von Hertzberg angeſtrebt wurde, 
keineswegs zuſtimmen. Anſtatt mit wirkſamen Mitteln die Annahme der 
preußiſchen Vermittlung bei den Kaiſermächten durchzuſetzen oder aber deren 
Intereſſe an neuem Landerwerb nach der Türkei hin abzulenken und ſich 
in Polen Zugeſtändniſſe machen zu laſſen, ließ die preußiſche Regierung gün⸗ 
ſtige Augenblicke verſtreichen, indem ſie ſich durch Ewart, der eine Einigung 
zwiſchen Preußen und England herbeizuführen ſuchte, hinhalten ließ. Sie 
ſchloß dann Bündniſſe mit Polen und der Pforte ab, die in militäriſcher Hin- 
ſicht für Preußen wertlos waren. Die einzige Gegenleiſtung Polens für den 
Schutz, den es nunmehr durch Preußen genoß, ſollte in dem Verzicht auf die 
Schutzherrſchaft über Danzig, die es in Wirklichkeit gar nicht ausübte, und 
auf Thorn beſtehen. 

Als nach dem Tode Joſephs II. Leopold im Frühjahr 1790 die Regierung 
in Öfterreich übernahm, war dieſer zu einem Frieden mit der Pforte, ja ſelbſt 
zur Abtretung von Teilen Galiziens an Polen bereit. Zur Zeit der Ver— 
handlungen zwiſchen Preußen und Sſterreich in Reichenbach aber beſtand 
in Warſchau kaum irgendwelche Ausſicht darauf, daß Polen auf Danzig und 
Thorn gegen die Rückgewinnung von Galizien verzichten würde. Ewart ver— 


ſprach Friedrich Wilhelm, daß England Preußen die Städte Danzig und 


Thorn vermittels eines Handelsvertrages mit Polen verſchaffen werde. 
Friedrich Wilhelm ließ ſich dazu beſtimmen, den Tauſchplan Hertzbergs fallen 
zu laſſen und begnügte ſich in der Konvention von Reichenbach mit dem bloßen 
Triumph, einen Waffenſtillſtand zwiſchen Oſterreich und der Pforte hergeſtellt 
zu haben. | 

Am 6. September 1790 nahm der polniſche Reichstag einen Beſchluß an, 
der ſeiner Regierung verbot, irgendwelche Gebiete abzutreten oder gegen 
andere auszutauſchen. Friedrich Wilhelm, der in dieſem Beſchluſſe eine Maß— 
nahme der Polen ſah, um ſich ihrer Gegenleiſtung für den Abſchluß des Bünd— 
niſſes mit Preußen zu entziehen, zog ſich ſeit dieſer Zeit mehr und mehr 
von Polen zurück. 


Die engliſche Regierung aber, die bisher einer Erwerbung Danzigs durch 
Preußen ſtets entgegen geweſen war, war durch Hailes, ihren Geſandten in 
Warſchau, und Durno, ihren Konſul in Memel, darauf aufmerkſam gemacht 
worden, daß Polen ein guter Handelspartner für England werden könnte, 
was für dieſes gerade jetzt um jo wichtiger war, nachdem das engliſch⸗ruſſiſche 
Verhältnis ſeit dem Jahre 1781, als England das von Katharina aufgeſtellte 
neue Seerecht nicht anerkannt hatte, eine merkliche Abkühlung erfahren hatte. 


Nach der Meinung von Hailes und Durno war eine günſtige Entwicklung 


der engliſch⸗polniſchen Handelsbeziehungen nur in dem Falle möglich, daß 
das Danziger Stapelrecht beſeitigt wurde und alle Zollſchwierigkeiten, die 
zwiſchen Polen und Preußen beſtanden, gelöſt worden waren, wozu der Ver— 
zicht Polens auf die Schutzherrſchaft über Danzig als notwendig erſchien. Am 
alſo weiterhin gute Geſchäfte im Oſten machen zu können, ließ die engliſche 
Regierung Hailes für eine rege Propaganda, die Polen zum Verzicht auf 
Danzig zu bewegen, freie Hand. Die Mehrzahl der polniſchen Regierungs- 
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mitglieder ſah wohl ein, daß eine Erwerbung Danzigs durch Preußen für 
ihr Land durchaus vorteilhaft ſein könnte. Da der Zarin aber natürlich eine 
Feſtigung des preußiſch-polniſchen Bündniſſes keineswegs recht war, ließ ſie 
durch ihren Gefandten in Warſchau die öffentliche Meinung gegen einen 
Verzicht auf Danzig beeinfluſſen. And nachdem im März 1791 jener lügen⸗ 
hafte Bericht des polniſchen Geſandten in Wien über eine erneute Teilung 
Polens in Warſchau bekannt geworden war, wurde in der Reichstagsſitzung 
vom 1. April der Verzicht auf die Schutzherrſchaft über Danzig endgültig 
abgelehnt. Damit war der Abſchluß des Handelsvertrages zwiſchen Polen und 
England geſcheitert, was nicht ohne Rückwirkung auf die geſamte engliſche 
Oſtpolitik blieb. In kühler wirtſchaftlicher Berechnung ließ die engliſche Re— 
gierung den im März 1791 gefaßten Entſchluß, zuſammen mit Preußen die 
Zarin vor ein Altimatum zu ſtellen, die engliſche und preußiſche Vermittlung 
in dem Kriege gegen die Pforte anzunehmen, wieder fallen, wodurch darauf 
eine endgültige Anderung der Politik Preußens erfolgte. 


Zunächſt kam eine Annäherung Preußens an Sſterreich zuſtande. Der 
Kaiſer ſelbſt kam Preußen entgegen, da er Friedrich Wilhelm gegen die Am— 
triebe der franzöſiſchen Revolution in Europa zu gewinnen hoffte. Mit den 
Verhandlungen in Wien wurde Biſchoffwerder beauftragt, der nach dem 
Scheitern der Politik Hertzbergs einen ſtarken Einfluß auf die preußiſche 
Politik gewonnen hatte. Schon lange war er von Alopeus für den Gedanken 
einer preußiſch-ruſſiſchen Annäherung gewonnen worden. Leicht gab er daher 
in Wien dem Kaiſer nach, als dieſer die Zulaſſung Rußlands zu etwaigen 
Verhandlungen über die polniſchen Angelegenheiten wünſchte, was für Polen 
äußerſt gefährlich war. 


Denn Katharina hatte ſofort nach dem Bekanntwerden des Staatsſtreiches 
in Polen vom 3. Mai 1791 den Entſchluß gefaßt, in Polen energiſch vor— 
zugehen, um die alte Verfaſſung wiederherzuſtellen. Die Bildung der Tar— 
gowicer Konföderation gab der Zarin die willkommene Veranlaſſung, ihre 
Truppen in Polen einmarſchieren zu laſſen, was jetzt um ſo leichter geſchehen 
konnte, nachdem im Januar 1792 der Friede zwiſchen Rußland und der Türkei 
abgeſchloſſen worden war und es der ruſſiſchen Diplomatie gelungen war, 
freundſchaftliche Beziehungen zu Preußen anzubahnen. Dazu kam, daß jetzt 
die beiden deutſchen Mächte im Weſten beſchäftigt waren. 


Als die Polen durch den Einmarſch der ruſſiſchen Truppen in höchſte Ge— 
fahr gerieten, boten ſie Friedrich Wilhelm die Städte Danzig und Thorn an. 
Doch jetzt war es zu ſpät. Friedrich Wilhelm, der ſeine Truppen gegen Frank— 
reich marſchieren ließ, konnte ſich nicht mit Rußland der Errettung Polens 
wegen wieder entzweien. 


Als nun auch in Warſchau jakobiniſche Amtriebe begannen und der Re- 
publik die Anterſtützung Frankreichs zugeſagt wurde, hielt Katharina den 
Augenblick für gekommen, unter Abergehung Sfterreihs, das ſich mit Preußen 
über die Entſchädigung der durch den Feldzug gegen Frankreich entſtandenen 
Koſten nicht einigen konnte, Preußen die erneute Teilung Polens vorzu— 
ſchlagen, was von Preußen jetzt nicht zurückgewieſen wurde. Damit war das 
Schickſal Polens entſchieden. 
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Zum Schaden für Polen war durch das polniſche Parlament ſo lange ein 
Anſchluß Danzigs an Preußen verhindert worden. Ein im Innern ſo wenig 
gefeſtigter Staat, wie es Polen damals war, bedurfte, um beſtehen zu können, 
des Beiſtandes anderer Staaten. Preußen, das gewillt war, in engere Be— 
ziehungen zu Polen zu treten, wurde Polen dadurch wieder entfremdet, daß 
der Reichstag ein Recht, das ihm gar nicht zuſtand, für ſich in Anſpruch nahm; 
denn nicht er hatte in der Danziger Frage zu entſcheiden, da Danzig nicht zum 
Gebiet der Republik Polen gehörte. And die polniſche Regierung ſelbſt war 
zu ſchwach, dem Reichstag gegenüber ihren Willen durchzuſetzen. 


Wäre die preußiſche Politik jener Jahre entſchloſſener und tatkräftiger 
durchgeführt worden, jo hätte ſich Preußen bereits während der Orientkriſis 
in den Beſitz von Danzig ſetzen können, zumal der überwiegende Teil der 
Bürgerſchaft einem Anſchluß an Preußen nicht abgeneigt war. Statt deſſen 
hatte ſich Preußen durch Verſprechungen Englands hinhalten laſſen, das ſchließ— 
lich Preußen ebenſo wie Polen im Stiche ließ, als ſeinem Handel im Oſten 
eine Schmälerung drohte. 
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Weſtpreußens erſte Lehrerbildungsanſtalt 
(18011807) 
Von Erich Hoffmann. 


Anſer Gegenſtand verſetzt uns nach Danzig, und zwar in eine Zeit, da im 
Geiſtesleben des Anterweichſellandes „Altes und Neues, altſtändiſcher Frei- 
heitsgedanke und Fritziſcher Geiſt, deutſchvölkiſche Stimmungen und alt- 
preußiſches Stammesgefühl“ durcheinanderwogten. Ahnlich wie anderswo im 
ehemaligen Deutſchordensgebiet taten ſich zu Ende des 18. Jahrhunderts auch 
in der alten Hanſeſtadt Spannungen vor allem auf zwiſchen den während der 
Bindung an das polniſche Königtum erſtarrten politiſchen Formen und den 
geiſtig⸗kulturellen Kräften ), die jederzeit, auch durch ſtaatliche Grenzen nicht 
gehindert, vom Mutterlande her in dieſen Bereich des deutſchen Volkstums 
einſtrömten. So war auf der einen Seite, im Gegenſatz zum abſoluten Staat 
Friedrichs des Großen, eine im deutſchen Genoſſenſchaftsgeiſt wurzelnde 
Selbſtverwaltung in Kraft, deren Grund vor mehr als einem halben Jahr— 
tauſend gelegt worden war, während uns auf der anderen Seite Gedanken— 
gut der Aufklärung in ähnlicher Ausprägung wie im benachbarten Preußen 
entgegentritt. 

Das überſchattende geſchichtliche Ereignis jener Zeit für Danzig war der 
Abergang an das Hohenzollernreih im Jahre 1793. Er ſtellte die einheitliche 
politiſche Front im altpreußiſchen Raum wieder her, die 1454 auseinander- 
gebrochen war, und ließ die von der Gefahr der Kleintümmelei bedrohten 
Bürger am Leben eines Großſtaates teilnehmen. Die aufrüttelnde Kraft der 
Einordnung war geradezu handgreiflich im Aufblühen des Wirtſchaftslebens 
zu packen; doch darf dieſe Tatſache die Leiſtung nicht verdunkeln, die im Neu— 
aufbau der Verwaltung zutage trat. 

Auffallend erſcheint, daß die preußiſchen Behörden das Anterrichtsfach zu— 
nächſt nicht beachteten. Das lag nun keineswegs daran, daß es nicht nötig 
geweſen wäre, dem Erziehungsweſen friſches Blut zuzuführen. Im Gegenteil, 
ähnlich wie in anderen Bezirken war hier gleichfalls vieles veraltet und ver— 
ſchlackt. Wohl hatte die Stadt während der Zeit ihrer glänzenden Handelsblüte 
bei der Förderung der angeſtammten Kultur und des deutſchen Bildungsweſens 
in vorderſter Reihe geſtanden und durch dieſe Nuhmestat an einer Kultur— 
leiſtung don großer geſchichtlicher Tragweite entſcheidend mitgearbeitet: an 
der Gewinnung und Bewahrung der Gebiete um die Mündungsarme der 
Weichſel für das deutſche Volk. Der wirtſchaftliche Niedergang des Weichſel⸗ 
hafens im ausgehenden 17. und im 18. Jahrhundert, der die Geldmittel für 
Neu- und Amgeſtaltungen zuſammenſchmelzen ließ, ſowie der ſtreng am Alten 
hängende Sinn der Bürger hatten im Gefolge, daß die Anterrichtsanſtalten 
vielfach in ihrem urſprünglichen Gewande beharrten, auch als die Dinge und 
Zuſtände, für welche die einſtigen Ordnungen galten, andere geworden waren. 
Bald entſprachen die Bildungsſtätten nicht mehr den Anforderungen der Zeit 
und verfielen. Aberdies hatte keine ordnende Hand Planmäßigkeit in den Auf- 
) Theodor Schieder, Deutſcher Geiſt und ſtändiſche Freiheit im Weichſellande. 


(Einzelſchriften der Hiſt. Kommiſſion für oſt⸗ und weſtpr. Landesforſchung 8) 
Königsberg / Pr. 1940, S. 169 f. 
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bau des Erziehungsweſens gebracht. Bei der Eingliederung Danzigs in den 
preußiſchen Staat ſtand alles ſo beziehungslos oder gar mit ſich durchkreu— 
zenden Befugniſſen nebeneinander, wie es im Laufe der Geſchichte nach jedes- 
maligen Bedürfniſſen oder ſich zufällig bietenden Gelegenheiten geſtiftet 
worden war ). 

Wenn ſich dem Anterrichtsfach bald die beſondere Aufmerkſamkeit zu— 
wandte, jo gab allerdings weniger feine Reformbedürftigkeit als die allge— 
meine Erneuerungsſtimmung in Preußen nach dem Regierungsantritt Fried— 
rich Wilhelms III. den unmittelbaren Anſtoß dazu. Vier Monate nach der 
Thronbeſteigung des jungen Königs machte der Sturz Wöllners, „des intri— 
ganten Pfaffen“, die Bahn für eine Neuausrichtung des Erziehungs— 
weſens frei?). 

Daß nun die Wellen der Reformbewegung in der alten Hanſeſtadt kräftiger 
als anderswo brandeten, bewirkte zum guten Teil die politiſche Beharrungs— 
kraft des eben in die Hohenzollernmonarchie eingereihten bürgerlichen Gemein— 
weſens. Vier Jahre nach der Einordnung kam es zum Putſchverſuch eines 
Gymnaſiaſten. Gewiß lag hier nur ein Rückſtoß gegen das im ganzen über— 
raſchend ſchnelle Einleben in die andersartigen ſtaatlichen Verhältniſſe vor. 
Politiſch war die angezettelte Verſchwörung bedeutungslos. Vom erziehe— 
riſchen Standpunkt hingegen verdiente fie um jo größere Beachtung). 

Die erhöhte Aufmerkſamkeit der preußiſchen Anterrichtsverwaltung bezeugt 
die Einſetzung einer oberſten Schulaufſichtsbehörde in Danzig, des Kirchen— 
und Schulkollegiums. Auf alle Zweige des öffentlichen Anterrichts richtete 
die neue Körperſchaft ihr Augenmerk. Am die inneren Verhältniſſe der ſtädti⸗ 
ſchen Schulen zu prüfen, wurde aus ihrer Mitte eine dreigliedrige Kom— 
miſſion eingeſetzt. Das Ergebnis der Anterſuchung legte ſie im Jahre 1801 
in einem umfangreichen Gutachten nieder. 

Die Erneuerungsvorſchläge laſſen ein Durcheinanderſtrömen pädagogiſcher 
Richtungen erkennen, zeigen aber zugleich, daß die Erziehungsgrundſätze der 
Aufklärung mit ihrem Zug aufs Praktiſch-Nützliche und der Gedanke des 
Ständeſtaates mit ſeiner Geſellſchaftsordnung nach Klaſſen im Vordergrund 
ſtanden. Den Endzweck einer gut eingerichteten Schule ſah man darin, das 
„Individuum für ſeine künftige Beſtimmung ſo geſchickt als möglich zu 
machen“. Hierbei dachte man in erſter Linie an die Anforderungen des jewei— 
ligen Standes, in den man den einzelnen hineingeboren wähnte. „Für jede 


) G. St. A. Berlin R 76 alt I Nr. 289 a; Schwartz, Paul, Die Schulen der Prov. 
Weſtpreußen unter dem Oberſchulkollegium 1787—1806. (Zeitſchr. für Geſchichte 
d. Erz. u. d. Anterrichts, 16. Jahrg.) Berlin 1928, S. 84 ff, 123; Schwartz, Paul, 
Die Gelehrtenſchulen Preußens unter dem Oberſchulkollegium 17871806 und 


das WÜbiturienteneramen I. (MGP. 46) Berlin 1910, S. 270 ff; Löſchin, 


Gotthilf, Aus dem Leben eines Amtsjubilars. Danzig 1865, S. 5 ff; (F. K. G. 
Duisburg) Danzig, eine Skizze in Briefen. Amſterdam u. Hamburg 1808, S. 74 f; 
Falk, Johannes Daniel, Jugendgeſchichte des Johannes von der Oſtſee, hg. von 
L. Mahlau, Danzig 1922, S. 33 ff; Foß, R., Erinnerungen eines Schulmannes 
Danzig 1902, S. 31. 

) Hintze, Otto, Preußiſche Reformbeſtrebungen vor 1806. (Hiſtor. Zeitſchrift 76) 
S. 413 ff; Heubaum, A., Die Geſchichte des erſten preuß. Schulgeſetzentwurfs. 
(Monatsſchr. f. höhere Schulen 1902) S. 20. 

4) Keyſer, Erich, Die Verſchwörung des Danziger Gymnaſiaſten Bartholdy im 
Jahre 1797. 3WGV. 62, S. 73 ff. 
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Klaſſe von Staatsbürgern“, ſo wurde betont, „müßte geſorgt werden und alſo 
auch die Verſchiedenheit der Schulen der Verſchiedenheit der Stände ange— 
meſſen fein.” Man forderte Gewerks-, Handels- und Navigationsſchulen, in 
welche die Schüler gleich mit erreichtem ſchulpflichtigen Alter eintreten ſollten ). 


Wenn der Oberkonſiſtorialrat Zöllner dem Vorhaben auch widerſprach, die 
Berufsſchulung der allgemeinen Menſchenbildung voranzuſtellen, und im 
übrigen als Gipfelgedanken herausſtellte: „Das geſamte Schulweſen in 
Danzig muß ein Ganzes ausmachen, ſo daß in allen Schulen nach einem vor— 
geſchriebenen, übereinſtimmigen Plan gelehrt wird“, ſo fand wiederum der 
damalige Leiter des preußiſchen Anterrichtsweſens, Miniſter von Maſſow, 
an den Reformplänen der ſtädtiſchen Kommiſſion bei ſeiner Anweſenheit in 
Danzig im Sommer des Jahres 1802 nicht viel zu erinnern. Ausſchlaggebend 
waren in Berlin ebenfalls der Geſichtspunkt der Nützlichkeit und der Grundſatz 
der ſtändiſchen Gliederung; doch trat dort das Bemühen um eine Verbreite— 
rung und Vereinheitlichung des Bildungsweſens mehr in den Vordergrund 
als in Danzig ). 

Von den Neugeſtaltungsplänen des Erziehungswerkes her ſtrahlten Trieb— 
kräfte auf das Teilgebiet der Lehrerbildung aus. Es hat freilich tiefere Ar— 
ſachen, daß von den vielen einzelnen Verbeſſerungsvorſchlägen vor allem die 
Begründung eines Lehrerſeminars verwirklicht wurde. Bei der Neuformung 
der Anterrichtsarbeit hatte die Frage der Lehrerbildung die Schlüſſelſtellung 
inne, und dazu ftanden die Mißſtände auf dieſem Gebiet bombenfeſt. Noch 
beherrſchte weite Kreiſe die Anſicht, wer leſen und ſchreiben könne, dürfe den 
Beruf eines Volksſchullehrers ergreifen. Am beſten war es dann beſtellt, 
wenn Lehrer ihre Söhne für das Schulamt beſtimmten und nach beſtem Ver— 
mögen ſelbſt vorbereiteten. Im übrigen meldeten ſich zum Jugendwerk „fait 
bloß verdorbene Handwerksgeſellen, Bediente und andere mehrenteils ſchon 
bejahrte Leute, welche die Schule nur als Hoſpital und als letzten Zufluchts— 
ort gegen ihre mißliche Lage betrachten“. Bei den meiſten Stellenbeſetzungen 
blieb den Schulaufſichtsbehörden lediglich die Möglichkeit, unter „ſchlechten Be⸗ 
werbern die beſten auszuwählen“ ). 


Entſcheidend für das Einſchlagen eines neuen Weges in der Lehrer— 
bildungsfrage war, daß ſich hier das Gewicht der Sache und die Dringlichkeit 
mit dem Reformwillen bei den ſtädtiſchen Körperſchaften und den oberſten 
preußiſchen Behörden vereinten. Ein königlicher Erlaß hatte ſchon im 
Jahre 1798 dazu aufgefordert, „für gute Lehrer, die im Seminar gebildet 
werden, zu ſorgen“. Im Auguſt 1802 beantragte der Oberkonſiſtorialrat Zöllner 
in einem Bericht über das Danziger Schulweſen, zwei Lehrerbildungs- 
anſtalten einzurichten: ein Seminar für Stadtſchullehrer, das mit der in eine 
Mittelſchule umzuwandelnden Marienpfarrſchule verbunden werden ſollte, 


5) Opitz, Paul, Vorſchläge für die Verbeſſerung des Schulweſens in Danzig aus 
dem Jahre 1801. (Preuß. Schulblatt 1886 Nr. 51 f). E. Jaſſe hat dieſen Bericht 
größtenteils übernommen in ſeinen Aufſatz: „Die Entwicklung des Danziger 
Volksſchulweſens in der Neuzeit.“ (Feſtgabe der Danziger Schulzeitung 1926, 
S. 84 ff.); Schwartz, a. a. O. S. 97. N 

e) R. A. D. 300 RR Nr. 2140; G. St. A. Berlin R 76 alt I Nr. 289 a. 

2) R. A. D. K 8 Nr. 442. 
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und ein Landſchullehrerſeminar für das Gebiet der Stadt). Von den Mit⸗ 
gliedern der erwähnten dreigliedrigen Kommiſſion war namentlich der Pro- 
feſſor Trendelenburg vom akademiſchen Gymnaſium „der feſten Aberzeugung, 
daß die meiſten gegenwärtigen Mängel der Volksſchulen ihren vorzüglichſten 
Grund in der Anvollkommenheit der Lehrer haben, welche zu ihrem Amt ſelten 
gehörig vorbereitet ſind, und daß alle Schulordnungen und Schulverbeſſerungen 
fruchtlos bleiben, wenn nicht Lehrer vorhanden ſind, welche jene zu befolgen 
und dieſe auszuführen verſtehen“ ). 

Trendelenburg, von ſämtlichen Lehrkräften des Gymnaſiums „unſtreitig der 
ſchätzbarſte, ſowohl von ſeiten der Gelehrſamkeit als des Geiſtes und des 
Charakters“ 1%), eröffnete Anfang Mai 1801 mit 5 Zöglingen eine Lehrer— 
bildungsanſtalt für die Stadt Danzig und ihr Landgebiet, ohne über eigene 
Geldmittel zu verfügen. Wie es der mißglückte Verſuch einer Seminar⸗ 
gründung im 1772 preußiſch gewordenen Weſtpreußen gezeigt hatte !!), wäre 
man auf dem üblichen bürokratiſchen Wege in den nächſten Jahren nicht über 
allgemeine Erörterungen hinausgekommen. Der Einſatz eines Mannes, der von 
Begeiſterung für den Gedanken der allgemeinen Volksbildung erfüllt war, 
mußte wegbahnend wirken. Auf dieſe Weiſe waren im 18. Jahrhundert die 
erſten Lehrerſeminare im Hohenzollernſtaate erſtanden. 

Tatbereite Pädagogen wie Auguſt Hermann Francke, der Berliner Ober— 
konſiſtorialrat Hecker und der märkiſche Edelmann Eberhard von Rochow 
mögen Trendelenburg zu ſeinem Anternehmen angeregt haben. Insbeſondere 
gab ihm und ſeinen Gehilfen die Schule Rochows in Rekahn „ein Ideal von 
Schulen, dergleichen auf dem Lande allgemein zu wünſchen wären und welchen 
vorſtehen zu können, fie ihre Schüler gern fähig machen möchten“ *). 

Im übrigen wurde die Ausgeſtaltung von der reichsſtädtiſchen Aberliefe— 
rung beeinflußt und atmete in bezeichnenden Einzelzügen den Geiſt des bürger— 
lichen Danzigs. Das Seminar lehnte ſich an das akademiſche Gymnaſium an, 
die ſtolzeſte Schöpfung auf dem Gebiet des Altdanziger Bildungsweſens. Im 
opferbereiten Gemeinſinn des Bürgertums war es verwurzelt. Mit anderen 
gemeinnützig denkenden Männern erteilte Trendelenburg den Anterricht un— 


9) G. St. A. Berlin R 76 alt I Nr. 289 a. 

e) Trendelenburg, J. G., Nachricht an das Publikum über die Einrichtung und die 
Fortſchritte des hieſigen Schullehrer-Seminarii, Danzig 1803, S. 4. 

10) Arteil des Oberkonſiſtorialrats Zöllner aus dem Jahre 1802; G. St. A. Berlin 
R 76 alt J Nr. 289 a. Trendelenburg, Johann Georg, Sprößling einer altdeutſchen 
Gelehrtenfamilie,“ Lübeck 22. 2. 1757, ſtudierte in Göttingen Theologie. 1779 
übernahm er, noch als Student, am akademiſchen Gymnaſium in Danzig die 
Profeſſur für griechiſche und morgenländiſche Literatur. Seine reichen Gaben ſtellte 
er in den Dienſt der Gemeinſchaft. Bei der Begründung der Freien Stadt Danzig 
im Jahre 1807 ernannte ihn Rapp zum Senator. Nach der Wiedervereinigung 
Danzigs mit dem preußiſchen Staat im Jahre 1814 bekleidete Tr. das Amt eines 
Stadtrats. Jetzt erſtreckte ſich ſeine vielſeitige Tätigkeit neben dem Schulweſen 
auf die Waſſerbauten und die ausgedehnten ſtädtiſchen Forſten. + auf einer Reife 
in Goysk, Polen, 11. 3. 1825. Schrieb „Anfangsgründe der griechiſchen Gram- 
5 570 a 1782, 1788, 1790, 17%. Val. Allgemeine Deutſche Biographie 38, 
©. ; 

1) Schwartz, Paul, Der erſte Kulturkampf in Preußen um Kirche und Schule. 
(MGP. 58) Berlin 1925, S. 414f. 

12) N. A. D. K 8 Nr. 442. 
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entgeltlich. Freiwillige Beiträge aus allen Ständen der Bevölkerung brachten 
die Geldmittel auf für die Einrichtung und Anterhaltung der Anſtalt ſowie 
die Verſorgung der größtenteils mittelloſen Zöglinge mit Büchern, freier 
Wohnung und Beköſtigung. Auch darin folgte man altväterlichem Brauche, 
daß man die Bedürfniſſe der Landſchulen weitgehend berückſichtigte. Am ſie hatte 
man ſich ſchon in den vorangegangenen Jahrzehnten bemüht, und zu Ausgang 
des 18. Jahrhunderts waren ſie an und für ſich beſſer eingerichtet als die der 
benachbarten Gebiete einſchließlich Oſtpreußens. Dreiviertel der Seminariſten 
ſtammte vom Lande. Samt und ſonders wurden die Zöglinge auf Wunſch der 
Naturforſchenden Geſellſchaft in der Gärtnerei, vornehmlich im Gemüſebau und 
in der Baumzucht, praktiſch geſchult. 

Wir erkennen hier einen Zug zum Lebensnahen und Wirklichen, wie er 
dem Weſen der „Danziger großen Realiſten“ entſprach. Zugleich ſpüren wir 
die Berührung mit dem Nützlichkeitsgedanken der Aufklärungszeit, deren 
Geiſt damals die Bildungsſchicht noch weithin erfüllte. Vor aller Augen lag 
die Beziehung zur Aufklärung in der Stoffauswahl. Man nahm Gegenſtände 
eigens in den Lehrplan auf, um den angehenden Lehrern das geiſtige Rüft- 
zeug für den Kampf gegen den Aberglauben unter den Landleuten zu geben. 
Bezeichnend iſt es ferner, daß man bei jeder Maßnahme vom Einzelweſen und 
ſeiner eigentümlichen Entfaltung ausging, mit keinem Wort des Gliedhaften 
gedachte. Lehnte man ſich auch an Geiſtesſtrömungen der Zeit, an die ſtädtiſche 
Aberlieferung und an preußiſche Vorbilder an, ſo hatte man in Danzig doch 
mit dem Vorhaben, Lehrer für die deutſchen Schulen in Stadt und Land zu 
bilden, pädagogiſches Neuland betreten. Der Lehrkörper des Seminars ſtand 
vor dornigen und zwieſpältigen Aufgaben. Einmal mußte er den ungleich— 
artig und teilweiſe mangelhaft vorgebildeten Zöglingen die unumgänglich 
erforderlichen Kenntniſſe vermitteln und ſie in den Fertigkeiten üben, die man 
mit Recht als allgemein bekannt hätte vorausſetzen ſollen. Es erwies ſich 
als notwendig, die Seminariſten fehlerfrei ſchreiben und mit angemeſſener Be— 
tonung leſen zu lehren, ihnen die Ausſprachefehler abzugewöhnen und ſie 
mit den Wortarten vertraut zu machen. Der Anregung, die polniſche Sprache, 
die ſeit alters her in den Danziger Schulen nur ein Schattendaſein führte, 
zum allgemeinen Lehrgegenſtand zu machen, folgte Trendelenburg nicht. Er 
wußte aus eigener Erfahrung, daß die meiſten der künftigen Lehrer weder 
in der Stadt noch in den Dörfern des Danziger Landgebiets je Gelegenheit 
hätten, das Polniſche zu gebrauchen 13). Der pflichtmäßige Anterricht erſtreckte 
ſich auf Religion, Deutſch, Erdkunde, Rechnen, Naturkunde, Gartenbau, Schrei- 
ben, Zeichnen, Geſang und Orgelſpiel. Geſchichte fehlte gänzlich. Die Lohr- 
ſtunden wurden von Fachleuten erteilt, wie dem Konrektor Treuge, den Kan— 
didaten Rösner, Pobowſki und Schultz, dem Prediger Röhr, dem Arzt 
Dr. Kleefeld, dem Kapellmeiſter Siewert, dem Organiſten Eggert. 

Neben dem Erfordernis, eine Allgemeinbildung zu vermitteln, ergab ſich 
das Bedürfnis, die Zöglinge in der Methodik des Anterrichts zu ſchulen, ſei es 


13) R. Al. D. K N RE 442; Faber, Walther, Die polniſche Sprache im Danziger 
Schul- und Kirchenweſen von der Reformation bis zum Weltkrieg. (IWG. 70, 
Danzig 1930, S. 125 ff.) 
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in Einzelfragen, wie ſie etwa die Einführung in das Leſen ſtellt, ſei es in der 
allgemeinen didaktiſchen Ausrichtung. Hier galt es, den Blick für das Grund— 
ſätzliche im Lehrverfahren zu öffnen. Vor allem ſuchte man mit dem Dor- 
urteil aufzuräumen, das Hauptgeſchäft des Lehrers ſei, bloß Leſen und 
Schreiben zu lehren und den Katechismus auswendig lernen zu laſſen. Dabei 
wandte man ſich, dem Weſen des Rationalismus entſprechend, gegen die da⸗ 
mals übliche einſeitige Gedächtniskultur und trat dem „elenden Mechanismus“ 
entgegen. Als beherrſchenden Geſichtspunkt ſtellte Trendelenburg in Anlehnung 
an Peſtalozzi heraus: Es kommt beim Jugendunterricht in erſter Linie auf 
Weckung und Abung der Seelenkräfte an. Beiſpiele führten vor Augen, wie 
man in einzelnen Fällen praktiſch zu verfahren habe, und eigene Anterrichts— 
verſuche boten den Seminariſten Gelegenheit, durch Übung hineinzuwachſen in 
ihr künftiges Hauptarbeitsgebiet, das Wirken in der Schule. Ofter wurden 
Kinder in die Lehrſtunden mitgebracht, und jedem Seminariſten übergab man 
ein Kind völlig zur Anterweiſung. Wenn man darüber hinaus einige an den 
behördlich nicht genehmigten Privatſchulen, den ſogenannten Winkelſchulen, 
Hand anlegen ließ, ſo wollte man dadurch nicht nur die künftigen Lehrer in 
ihre einſtige Berufsarbeit einführen, ſondern außerdem die tiefſtehenden, aber 
um 1800 noch unentbehrlichen Winkelſchulen heben. 

Für den Ausbau des Seminars war es weſentlich, daß es durch das Heer, 
die andere große Erziehungsmacht im preußiſchen Staat, gefördert wurde. 
Beide Stellen gingen Hand in Hand, um Anwärter für den Volksſchullehrer— 
beruf heranzuziehen, dem es wegen der kärglichen Beſoldung an Bewerbern 
mangelte. Die Militärbehörde erteilte mehreren Kantoniſten Erlaubnisſcheine 
zum Seminarbeſuch und ſicherte ihnen den Regimentsabſchied zu, falls fie ſich 
bewährten und im Schulamt angeſtellt würden. Im Jahre 1803 beſuchten 
zwölf Zöglinge die Anſtalt. Sie erreichte damit eine Schülerzahl, die der 
Durchſchnittsziffer in den preußiſchen Lehrerbildungsanſtalten jener Zeit 
entſprach ). 

Daß Trendelenburg am richtigen Ende angefaßt hatte, trat auch im innern 
Leben des Seminars in Erſcheinung. Wohl mußte er dann und wann einen 
Angeeigneten aus der Anſtalt entfernen; bei den meiſten jedoch konnte er mit 
dem Erfolg zufrieden ſein. Der neue Geiſt, der ſich regte, offenbarte ſich 
in erſter Linie darin, daß die Seminariſten „anfingen zu urteilen, nach 
Gründen zu fragen, ſelbſt wohl Entwürfe zu machen“. 

Schon nach 2 Jahren konnten einige Zöglinge als Lehrer oder Hilfs- 
lehrer an Schulen nach Tiegenort, Bohnſack, Steegen und Danzig entlaſſen 
werden. Der Lehrkörper des Seminars ſtand den Jungerziehern weiterhin 
beratend zur Seite und war um ihre Fortbildung bemüht. Insbeſondere ließ 
man ſie von Zeit zu Zeit gute Bücher durcharbeiten, wobei ihnen die während 
der Seminarzeit empfangene Anleitung zuſtatten kam 15). 

Die gedeihliche Entwicklung der Anſtalt wurde dadurch beeinträchtigt, daß 
ſie im Aufbau des Danziger Schulweſens, deſſen Grundmauern in einer fernen 
Vergangenheit ruhten, einen Fremdkörper darſtellte. Es erwies ſich nämlich 
als unmöglich, den Generalplan zur Verbeſſerung des ſtädtiſchen Bildungs 


14) R. A. D. K 8 Nr. 442; Trendelenburg, Nachricht a. a. O. 
15) ebenda. 
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werkes durchzuführen. Den umfaſſenden Neugeſtaltungsplänen ſtanden ein- 
mal tief eingewurzelte Standesvorurteile entgegen. Sodann bildeten die 
Frage der Geldbeſchaffung ſowie die verſchiedenartigen ſtädtiſchen Aufſichts-, 
Stiftungs- und Patronatsrechte unüberſteigbare Hinderniſſe. Vor allem 
widerſprachen die Vorſteher der ſelbſtändig daſtehenden „Freiſchulen“ und 
der reformierten Schule zu St. Petri und Pauli, weil ſie mit ihren Anſtalten 
unabhängig bleiben wollten. Ohne zweckmäßige Amformung des Ganzen konnte 
ſich aber kein Glied voll entfalten. Überdies war Trendelenburgs Seminar 
auf ſchwankendem Boden errichtet. Es war bloß als ein Verſuch gedacht, den 
man zunächſt auf drei Jahre bemeſſen hatte. Dieſe Friſt wurde zwar um 
weitere drei Jahre verlängert; hingegen blieb es dabei, daß die Anſtalt ſich 
auf die ehrenamtliche Betätigung gemeinnützig denkender Männer und die 
freiwilligen Beiträge vermögender Privatperſonen gründete. So hing ſie von 
deren Lebensdauer ſowie ihren dem Wandel unterworfenen Geſinnungen und 
äußeren Verhältniſſen weitgehend ab. 

Es fehlte die feſte Grundlage und finanzielle Sicherung, die auf die Dauer 
nur der Staat zu geben vermag. Dieſer verſuchte es in den Jahren vor Tilſit 
auf den verſchiedenartigſten Gebieten mit Reformen, jedoch ohne den Willen 
zu unbedingtem Einſatz. Bald ſpornte er die Regungen friſcher Kräfte an, 
bald wartete er vorſichtig ab. Für ſeine Haltung iſt es bezeichnend, daß er es 
ablehnte, Trendelenburgs Seminar in eine „allgemeine Provinzialanſtalt“ 
umzuwandeln. Vielmehr ſollte es für Danzig und die umliegende Gegend 
bleiben, was es war, da es zweckmäßiger erſchien, „mehrere kleinere Bildungs— 
anſtalten dieſer Art der Lokalität und einem beſtimmten Zwecke gemäß einzu— 
richten als allgemeine, für das Ganze berechnete Inſtitute zu fördern“ 5). 


Es kann nach allem nicht wundernehmen, daß Trendelenburgs Bemühen, 
ſeinem Privatſeminar eine feſtere Geſtalt zu geben, bloß teilweiſe Erfolg 
hatte. Wohl wies der König im Mai 1806 die Danziger Kämmereikaſſe an, 
jährlich einen Zuſchuß von 200 Talern zu zahlen, ſolange wie die frei— 
willigen Beiträge in Höhe von 400 Talern aus der Bürgerſchaft floſſen. In- 
deſſen waren die Verhandlungen über den Plan, die Anſtalt nach dem Schloſſe 
zu Herrengrebin zu verlegen, noch nicht beendet, als der Ausbruch des un— 
glücklichen Krieges die friedliche Aufbauarbeit lähmte n). So bedeutete der 
Ablauf der ſechs Verſuchsjahre während der Belagerung Danzigs durch die 
Franzoſen im Frühjahr 1807 zugleich das Ende des Trendelenburgiſchen 
Seminars. Am es aufrecht zu erhalten, mangelte es einmal an Geld — die 
ſchwer gebrandſchatzten Bürger vermochten nicht, in ihren Zuwendungen zu 
beharren —, dann aber blieben auch die Schüler aus. Die einſt lockend geweſene 
Kantonfreiheit hatte nämlich infolge der veränderten ſtaatlichen Verhältniſſe 
nach dem Tilſiter Frieden ihren Wert verloren. 

Mit dem Seminar Trendelenburgs ſank nur bedingt Zukunftträchtiges 
dahin. Die politiſche Blickrichtung war hier, wie bei allen Neugeftaltungs- 
plänen im Schulweſen, mehr dem niedergehenden Altdanziger bürgerlichen 
Zeitalter als dem emporſteigenden neuen zugewandt. Zwar ſtand Trendelen⸗ 


) G. St. A. Berlin R 76 alt I 289 a, b. 
17) R. A. D. K 8 Nr. 442. 


178 Erich Hoffmann 


burg vielſeitigen Einflüſſen offen; allein es ſpringt in die Augen, daß ſeine 
Schöpfung nicht im Boden eines einheitlichen Volksgefühls wurzelte, ſondern 
ſo recht eigentlich im Geiſt des Ständeſtaates und der Klaſſenerziehung verhaftet 
war. Durch die Ausbildung geeigneter Lehrer wollte man einen Stoßtrupp 
bereitſtellen, um „auf die untere Klaſſe des Volkes deſto kräftiger wirken zu 
können“ 12), Zudem bewegte man ſich unter dem Einfluß des Nützlichkeits— 
ſtandpunktes der Aufklärungszeit im weſentlichen in der Richtung auf Kennt- 
niſſe, die im Leben praktiſch verwertbar waren. Es fehlte die fortreißende 
Kraft einer großen Idee. Die Hauptbedeutung dieſer erſten weſtpreußiſchen 
Pflanzſtätte für Volksſchullehrer, die in einer Zeit des Ambruchs pädago— 
giſchen Regungen des Danziger Bürgertums und deſſen bewährtem Gemein— 
ſinn entſproſſen war, liegt im Auflockern des Bodens für den Gedanken der 
planmäßigen Erzieherſchulung im deutſchen Nordoſten. Jedoch haben die Lehrer— 
bildungsanſtalten erſt während des ſchöpferiſchen Zeitraums, der nach dem 
Zuſammenbruch der Monarchie Friedrichs des Großen die Neuformung des 
preußiſchen Staates in die Wege leitete, eine Ausprägung erhalten, die in eine 
größere Zukunft wies. 


18) ebenda. 
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Kleinere Beiträge und Mitteilungen 


Die Geheime Deputation von 17580 
Von Heinz W. Hoffmann. 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Rat und der Dritten Ordnung. 


Die Stadt Danzig, die im Siebenjährigen Kriege mitten im preußiſch— 
ruſſiſchen Kampfgebiet lag, hatte damals ſchwer um ihre Neutralität zu 
kämpfen. Zwar gelang es der vorſichtigen Politik des Rates, einigermaßen 
unangefochten durch die erſten 1¼ Kriegsjahre hindurchzuſteuern, aber die 
Stadt fühlte ſich bedroht, als die Ruſſen im Frühjahr 1758 Oſtpreußen beſetzt 
hatten und über Elbing ins Werder vorſtießen ). Der ruſſiſche Oberbefehls— 
haber, General Fermor, wollte jetzt Danzig beſetzen, um hier Magazine für 
ſeine Armee anzulegen. Dieſes wurde dem Rat im April durch den ruſſiſchen 
Reſidenten, Muſſin Puſchkin, bekanntgemacht. In Danzig war man zur Ab— 
lehnung feſt entſchloſſen, mußte aber, wenn nicht mit kriegeriſchen, ſo doch 
beſtimmt mit politiſchen Auseinanderſetzungen rechnen. Es galt daher, ſchnell— 
ſtens „Patrone und Freunde“ zu erwerben. Sie ſollten im diplomatiſchen 
Lager Polens, vor allem am ruſſiſchen Hofe und in der ruſſiſchen Armee für 
Danzig arbeiten. Dabei mußte die Stadt zu Beſtechungen greifen, die in 
jener Zeit beſonders üblich, ja unumgänglich waren. Auf Grund des herrſchen— 
den Stadtrechtes war der Rat verpflichtet, die anderen Ordnungen bei 
größeren Geldentnahmen und wichtigen außenpolitiſchen Schritten zu be— 
fragen. Nun hätte die Verwendung von Beſtechungsgeldern der Dritten 
Ordnung einen erwünſchten Anlaß zu öffentlicher Kritik gegeben; mit der 
Preisgabe des Geheimniſſes wäre aber der Erfolg des Geldaufwandes zu— 


nichte geworden. Der Rat verſuchte, ſich aus dieſer Zwickmühle dadurch zu 


retten, daß er ſofort nach dem Eintreffen von Puſchkins Note den An— 
trag ſtellte, eine „Geheime Deputation“ aus allen Ordnungen zu ernennen, 
die über Fragen der äußeren Politik verhandeln ſollte. Unter den gegen- 
wärtigen Verhältniſſen ſtimmten die Quartiere?) dem Vorſchlag zu; 12 Mit- 
glieder, davon 2 Ratsherren, 2 Schöffen ſowie 8 Vertreter der Dritten Ord— 
nung wurden in die Deputation gewählt. Jedoch bald darauf bedauerten die 
Quartiere den übereilten Beſchluß und fühlten ſich anſcheinend vom Rat 
überliſtet. Sie verſuchten, das ſoeben Begonnene zu hintertreiben. Auf ihren 
Einfluß hin trat die Geheime Deputation während des Jahres 1758 nicht 
zuſammen, obwohl der Rat mehrmals dazu aufforderte und ſich im Dezember 
auf den ausdrücklichen Wunſch König Auguſts III. berief). In ihrer Eifer— 


) Rz. 13. und 20. 3. 58, 3. 4. 58. 

) Bezeichnung f. Dritte Ordnung; gewählt wurden lt. Rz. 12. 4. 58: Ernſt Leuſchner, 

Adrian Gottl. Soehner, Chriſtian Gottl. Noesler, Johann Friedr. Schumann, 
Friedr. Gottl. Remeſſon, Gottfr. Hartmann, Adam Tritt, Gottfr. Schwarz, Daniel 
Seele, Gabriel Schmidt, Joh. Daniel Schmidt, Erdmann Haſſe; lt. Rz. vom 
4. 12. 58 wurde an Stelle des verſtorbenen Roesler Ratsherr G. G. Weickhmann 
ernannt. ) Rz. 15. 12. 58. f 


) Dieſe Arbeit iſt aus Studien über Danzigs Geſchichte im 7jähr. Krieg entſtanden. 
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ſucht gegen den Rat fürchtete die Dritte Ordnung, daß die Geheime Depu- 
tation zum Machtmittel des Patriziats werden könne, und ſah es lieber, wenn 
alles „in pleno“ verhandelt würde. Der Rat hingegen bemühte ſich peinlich, 
die Wiederkehr der Ereigniſſe von 1750) zu vermeiden und — bei Beobach— 
tung aller Verfaſſungsvorſchriften — möglichſt freie Hand zu behalten. Nach 
ſeinem Willen ſollte die Geheime Deputation keineswegs die Außenpolitik 
führen, ſondern lediglich zuſtimmen, d. h. fie ſollte den Natsbeſchlüſſen über 
Beſtechungen u. a. die legale Grundlage geben. 


Der Rat geht ſelbſtändig vor. 


Anterdeſſen verſtärkte ſich der ruſſiſche Druck. Außerhalb der Stadttore 
kümmerte es niemanden, was Rat und Dritte Ordnung miteinander zu rechten 
hatten. Als oberſte verantwortliche Behörde Danzigs konnte der Rat daher 
nicht das Ende dieſes Haders abwarten und ſolange zögern, bis die volle 
Einigung zuſtande käme. Er handelte deshalb aus eigener Macht, ohne die 
Geheime Deputation zu befragen. — Im November 17589) erhielten die 
Ratsherren G. G. Weickhmann und Daniel Gralath den Auftrag, diejenigen 
Diplomaten zu „devinzieren“, die Danzig beſonders gegen ruſſiſche Beſetzungs⸗ 
gelüſte verteidigt hatten ). Höchſtwahrſcheinlich waren dieſen „Freunden“ im 
April und Mai Geldbeträge verſprochen worden. Die Kämmereikaſſe ſtellte 
10 000 fl. zur Verfügung der Verteilungskommiſſion, die aus dem präſidie⸗ 
renden Bürgermeiſter von Schroeder, dem Syndikus Lengnich, dem Kammer— 
herrn von Leubnitz ſowie aus den genannten Ratsmitgliedern beſtand. In 
erſter Linie ſollte Leubnitz bedacht werden. Ihm wurden 1000 Taler über— 
reicht, „unter konvenablem Kompliment, wie E. Rat ſich verbunden hielte, 
des Herrn Kammerherrn in gegenwärtigen Amſtänden zum Beſten der Stadt 
angewandte Officia und vielfältige Bemühungen reellement zu erkennen ...“ )). 
Alsdann folgte der franzöſiſche Reſident Dumont mit 200 Dukaten und merk— 
würdigerweiſe Lengnich mit 1000 fl. Auf Anraten von Leubnitz ſollten auch 
den ſächſiſchen Räten von Clauder und von Saul Geldbeträge zuerkannt 
werden. Als der Kämmerer auf die leeren Kaſſen hinwies, veranlaßte Bürger— 
meiſter Groddeck dennoch, daß an Saul 3000 fl., an Clauder 1200 fl. gezahlt 
wurden!). Leubnitz ſchlug weiter vor, auch an Premierminiſter Brühl zu 
denken; dieſes ſei um ſo leichter, als es in aller Offentlichkeit erfolgen könne. 
Man brauche nur Brühl als Generalkommiſſar der Pfahlkammer bei der 
Vereidigung der Pfahlbeamten nach alter Gewohnheit ein Geſchenk „per con— 
silia ordinum“ zu überreichen“). Der Rat wies den Vorſchlag zurück, denn er 
wünſchte in dieſen Dingen weder eine Ausſprache mit der Dritten Ordnung, 
noch ein ſo offenſichtliches Vorgehen. 


) Damals brach ein ſchwerer Machtkampf zwiſchen Rat und Dritter Ordnung aus. 

5) Rz. 3. 11. 58: „., daß es anjetzo wohl dienlich fein möchte, denjenigen Perſonen, 
welche der Stadt bei den Troublen beſondere Dienſte geleiſtet, eine wirkliche 
Erkenntlichkeit, dergleichen dem franzöſiſchen Herrn Reſidenten verſprochen, zu 
offerieren.“ 

6) Rz. Anl. 3. 1. 59. *) Nz. Anl. 3. 1. 59. ) Rz. Anl. 3. 1. 59. 

) Rz. Anl. 3. 1. 59. 
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Die Tätigkeit der Geheimen Deputation. 


Erſt Ende Januar 1759 trat die Geheime Deputation wirklich zuſam— 
men 10). In der Inſtruktion für feine Vertreter — Schumann und Weidh- 
mann — kennzeichnete der Rat ſeine Abſichten gegenüber der Dritten Ord— 
nung: die beiden Ratsherren ſollten vor allem auf Verſchwiegenheit dringen, 
keinesfalls jedoch die anderen Mitglieder kopfſcheu machen, indem ſie zu früh 
von „beſtimmten Summen“ oder einem „engeren Ausſchuß“ ſprächen. Wenn 
aber „in den Nachſtimmen dazu Gelegenheit gegeben werden ſollte“, hätten 
ſie „die Sache dahin einzuleiten, daß wenigſtens von der Diſtribution der feſt— 
geſetzten Summe nur einige Perſonen Wiſſenſchaft haben möchten und folg— 
lich die Sache deſto geheimer geführt werden könnte“ 1). Dieſe Politik wurde 
durchgeſetzt und brachte dem Rat den erſehnten Erfolg; er liegt darin, daß 
von der Geheimen Deputation jahrelang kaum etwas zu hören iſt. Die Mario— 
nette wurde vom Rat wunſchgemäß bewegt, und er konnte fortan freier über 
Beſtechungsgelder verfügen! Außenpolitiſche Probleme gelangten zwar zur 
Kenntnis der Geheimen Deputation, aber der Rat hatte niemals ſeine Ent— 
ſchlüſſe von ihr abhängig gemacht, ſondern hielt es ſogar für unnötig, der 
Deputation vertrauliche Nachrichten mitzuteilen. So führte dieſe Kommiſſion 
ein Schattendaſein, bis fie im April 1761 auf Antrag ihres Vorſitzenden 
Johann Friedrich Schumann aufgelöſt wurde ). Es klingt faſt ironiſch, wenn 
dieſer Schritt damit begründet wird, daß die Deputation allein durch ihr 
Beſtehen zu „erneuten Zumutungen“ anreize. Als die Ordnungen Schumanns 
Vorſchlag genehmigten, ſtellten ſie feſt, die Deputierten hätten ihren Zweck 
erreicht, „nämlich die Abkehrung der androhenden Gefährlichkeit durch güt— 
liche Hilfsmittel mit Vorſichtigkeit und Verſchwiegenheit beſorgt“ 1). 

In der Schlußabrechnung wird die verausgabte Summe von 96 600 fl. und 
noch einiges mehr genannt“). Sie beweiſt, daß der Rat die Anfangsquote 
von 10 000 fl. jährlich ſtark überſchritten hat. Eine genaue Aufſtellung von 
Namen und Zahlen liegt nicht vor. Außer den bereits erwähnten ſind in 
Warſchau u. a. folgende Diplomaten bedacht worden: Herr von Aloy, Lega— 
tionsrat von Juſt, Kammerrat Steinhäuſer ?) ſowie der polniſche Kronunter— 
kanzler “). Der Kronreferendar Podoſfki erhielt vor ſeiner Abreiſe aus Danzig 
500 Dukaten !). Eine anſehnliche Summe wurde ferner an den ſächſiſchen 
Legationsrat Praſſe in Petersburg entrichtet ). Dem ruſſiſchen Reſidenten 


10) Rz. 19. 1. 59. Der Rat will: „hiernächſt bei den löblichen Ordnungen empfehlen, 
daß ſie zur Gewinnung mehrerer Gönner und Freunde entweder einige 1000 fl., 
welche bei den E. Rat bekannten Bedürfniſſen der Stadtkaſſen mit aller Behut⸗ 
ſamkeit und Menage verwandt werden ſollten, in E. Rats Hände ſtellen oder 
desfalls nunmehr die Geh. Dep. zuſammenkommen laſſen wollten.“ 

1) Rz. 24. 1. 59. 12) Rz. 27. 4. 61. 18) Rz. 27. 4. 61. 1) Rz. 27. 4. 61. 

5) Aloy, Juſt, Steinhäuſer, letztere in ſächſiſchen Dienſten, übten in Warſchau be⸗ 
achtlichen Einfluß aus. 

16) S. W. 18. 11. und 6. 12. 62. 

17) Rz. 27. 4. 61. 

16) Rz. 8. 5. 61. Praſſe ſollen „außer demjenigen, was er vorhin empfangen, indem er 
dasſelbe, ohne etwas für ſich zu behalten, zum Beſten der Stadt angewandt hätte, 
noch etwa 100 Dukaten zugeſandt werden. — So berichtete zwar Herr F. F. 
Schumann, daß dieſer Herr eine anſehnliche Summe und zwar mehr, als er 
verlangt, erhalten hätte.“ 
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in Danzig, Kanzleirat Rzyſzewſki, überreichte der Rat zu Anfang feiner 
Tätigkeit 1000 fl.; auch ſein Vorgänger dürfte Geld empfangen haben. 
Meiſtens blieb es nicht bei einmaliger Zahlung, ſondern die Diplomaten 
konnten mit weiteren „Geſchenken“ rechnen. Eine Menge von kleineren Be— 
trägen iſt zweifellos Edelleuten am polniſchen Hofe ſowie ruſſiſchen Offizieren 
ausgezahlt worden. f 


Weitere Zahlungen Danzigs bis zum Kriegsende trotz Aufhebung 
der Geheimen Deputation. a 


Die Beſtechungen hoher ruſſiſcher Offiziere dauerten während des ganzen 
Krieges an und wurden auch nach Auflöſung der Deputation fortgeſetzt; ſie 
beſtanden in doppelter Form: in „Erfriſchungen“ und Geldgeſchenken, oft war 
beides miteinander verbunden. Die „Erfriſchungen“ ſetzten ſich aus Wein, 
Kaffee, Likör, Gewürzen uſw. zuſammen und hatten jeweils einen Wert von 
700—1000 fl. ). Sie ſtellten demnach eine verfeinerte Form der Beſtechung 
dar. Noch zwiſchen April und November 1762 werden ca. 6000 fl. an ruſſiſche 
Generäle verteilt 20), davon 3000 an „die beiden vornehmſten Perſonen“ 
(vermutlich die Generäle und Quartiermeiſter Chommotoff und von Stof— 
feln ?:). Sie hatten der Stadt, beſonders aber dem Landgebiet viele Ankoſten 
dadurch erſpart, daß ſie Einquartierungen verhinderten und für Einlöſung der 
den Bauern erteilten Gutſcheine ſorgten ?). 


Am polniſchen Hofe, wo allgemeine Geldverlegenheit herrſchte, glaubte 
man, das reiche Danzig könne nicht genug zahlen. Wenn einmal eine Ver— 
teilung an „Freunde“ und „Penſionäre“ erfolgt war, dann bedankten ſich 
manche dieſer Herren beim Sekretär Skubowius und fragten zugleich an, ob 
ſie nicht noch mehr für ihre wertvollen Dienſte erhalten könnten. Es kam vor, 
daß ſie im Falle der Ablehnung die Beleidigten ſpielten. Oftmals verſuchten 
auch Glücksritter, deren Kaſſen ſtark erſchüttert waren, Streit herauf— 
zubeſchwören. Sie hofften dann, ein gutes Geſchenk zu erpreſſen, und waren 
erbötig, der Stadt aus der künſtlich bereiteten Falle zu helfen. 


Danzigs Freigebigkeit wurde aber nur ſelten mißbraucht. Faſt alle Ge— 
nannten haben der Stadt in kritiſchen Zeiten geholfen. Die Zahl der „Freunde“ 
iſt mit ihnen nicht erſchöpft, doch iſt es unmöglich, jeden einzelnen Fall auf— 
zuſpüren. Scheinbar war der Rat bemüht, mit zweitklaſſigen Diplomaten zu 
arbeiten, mit Adjutanten, Quartiermeiſtern, Räten uſw. Hochgeſtellte Per— 
ſönlichkeiten laſſen ſich in ſolchem Zuſammenhang ſchwerer nachweiſen. Ein 
triftiger Grund hierfür mag darin liegen, daß man derartige Fälle beſon— 
ders verſchwiegen behandeln mußte. Immerhin iſt als ſicher anzunehmen, daß 


19) Rz. 27. 7. 57 u. a. 

20) Rz. 19. 4. 62 „daß kleinere Geſchenke, welche zu einer und der anderen Zeit der 
Ruſſ. Kaiſ. Generalität an Erfriſchungen und ſonſt gemacht worden, eine ge- 
wünſchte Wirkung gehabt, indem bisher die hieſigen Ländereien von aller Ein- 
quartierung und Verlegung der Pferde in dieſelben gänzlich befreit geblieben.“ 

21) Rz. 26. 11. 62. SR 

2e) Rz 26. 11. 62. 
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Brühl eine Summe empfangen bat, die die erwähnten Zahlen weit über- 
ſteigt 2). Höchſtwahrſcheinlich haben die Generäle Fermor?), Soltyfoff?) und 
Buturlin 28) ebenfalls Geldgeſchenke erhalten. 


23) Löſchin II, S. 227 „auch dem Grafen Brühl und den übrigen Großen des Hofes 
wurden Friedensopfer dargebracht, ſo daß ſich die ganze Summe der Ausgaben 
(ſtatt 540 000) auf 700 000 fl. belief.“ 

24) Maßlowſki, Bd. II, S. 299, betont, daß Fermor ſich in Petersburg wegen ſeiner 
Verſprechungen an Danzig zu verantworten hatte. M. ſieht hierin einen der 
Gründe für die Abberufung Fermors, vergl. auch Löſchin II, S. 219. 

25) Löſchin II, S. 222 „„und auch an ihn (Soltykoff) wurden Gralath und Weidh- 
mann... abgeſchickt, um ihn mit freigebigen Händen der Stadt geneigt zu machen.“ 

26) Löſchin II, S. 222. Ein Gleiches mußten ſie auch im folgenden Jahre in dem 
ebenfalls zu Marienburg befindlichen Hauptquartier des Grafen Buturlin ver- 
ſuchen. 


0 


Abkürzungen: 


Rz. = Recefjus betr. dasjenige, was bei Gelegenheit der in Deutſchland 
und im Königreich Preußen fortdauernden Kriegsunruhen. an E. Rat 
gekommen und von E. Hochweiſen Rat deshalb verfüget worden. 
Reichsarchiv Danzig, 300, 31 Nr. 42 a—e. 

S. W. Berichte des Danziger Sekretärs in Warſchau. Reichsarchiv Danzig, 
300, 9 Ni. 120 127. 

Rz. Anl. Anlage zum Rezeß. 


Literatur: 
Löſchin, G.: Geſchichte Danzigs, Bd. II. Danzig, 1825. 
Maßlowski: Der ſiebenjährige Krieg nach ruſſiſcher Darſtellung, Bd. II. Berlin, 
1888-1893. 
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Polniſche Novellen in deutſcher Sprache 
Von Hermann Haßbargen. 


Die in den „Mitteilungen“ (Ig. 1941. Nr. 1) beſprochene Diſſertation 
von Günter Eichhorn „Geſchichte des Zeitungsweſens im deutſchen Oſtraum 
zwiſchen Frankfurt a. O. und Danzig“ hat — anſcheinend der Literatur— 
geſchichte Pompeckis folgend — die unrichtige Behauptung wiederholt, daß 
im Jahre 1656 in Danzig eine Zeitung in polniſcher Sprache erſchienen ſei. 
Ich habe dieſen Irrtum zurückgewieſen und bin jetzt in der Lage, abſchließend 
zu beweiſen, daß die in Frage ſtehenden „Polniſchen Novellen“ in deutſcher 
Sprache erſchienen find; denn es iſt unter den zeitungsgeſchichtlichen Beſtän⸗ 
den der Stadtbibliothek eine Nummer dieſes Zeitungsunternehmens des 
Jakob Weiß erhalten geblieben. 

Der verdiente G. Löſchin hat wohl zuerſt in ſeiner Geſchichte Danzigs von 
der „polniſchen“ Zeitung geſprochen. Er ſagt: „Seit dem Jahre 1656 erſchien 
in Danzig auch eine polniſche Zeitung, die ein gewiſſer Jakob Weiß redi— 
gierte“. Dieſer Paſſus war eine hochwillkommene Beute für den jüdiſch— 
polniſchen Hiſtoriker Simon Askenazy, der in ſeinem auch ins Deutſche über— 
ſetzten Machwerk „Danzig und Polen“ dieſe vermeintliche polniſche Zeitung 
als beſonders wichtigen Beweis für die „polniſche Kultur“ und ihren „orga— 
niſchen“ Zuſammenhang mit dem ſlawiſchen Arſprung der Stadt angeſehen 
wiſſen wollte. 

Dieſe Fabel hat, was die Zeitung angeht, Hans-Karl Gſpann widerlegt 
in ſeiner Arbeit „Die Anfänge der periodiſchen Preſſe in Danzig“ (3WGWV. 
H. 64. 1923). Auf Grund der im Reichsarchiv erhaltenen Akten über den 
Streit zwiſchen dem Herausgeber der „Polniſchen Novellen“, dem Buch— 
führer Jakob Weiß, und dem Drucker der Zeitung, der Firma Rhete, hat er 
beweiſen können, daß die Bezeichnung „polniſche Novellen“ nicht, wie Löſchin 
— wahrſcheinlich in falſcher Auswertung eben dieſer Akten — gemeint hat, 
auf die Sprache und den Charakter der Zeitung weiſt, ſondern auf die Her— 
kunft der zum Abdruck gelangenden „Novellen“ oder Korreſpondenzen. 

Gſpann brachte ſeine Arbeit zum Abſchluß vor der Entwicklung neuerer 
Methoden zur Erforſchung der älteren Zeitungsgeſchichte. So kommt es, daß 
er zu ſeinem Thema zu wenig Vertrauen hat. Er ſucht nicht, weil er nicht 
glaubt, finden zu können. So iſt ihm faſt die geſamte Frühgeſchichte der Dan— 
ziger Zeitungen verborgen geblieben. Auch die in den erwähnten Akten ver— 
ſteckten Hinweiſe hat er zum Teil unausgewertet gelaſſen, ſo z. B. den Satz: 
„Ferner und zum andern ſoll er (Jakob Weiß) den Particularien damit (d. h. 
mit ſeinen „Polniſchen Novellen“) nicht zu nahe kommen, ſondern allein dabey 
bleiben, was im Königreich Pohlen, Littauen, Preuſzen, Liffland und dazu 
gehörigen Herrſchaften paſſiret und vorgehet“. Im Zeitungskatalog der Stadt- 
bibliothek iſt eine Reihe Nummern der Partifular- Zeitung angeführt, 
deren Entdeckung, Berückſichtigung und Einordnung in die Frühgeſchichte 
der Danziger Preſſe für die Arbeit fruchtbar geweſen wäre. Auch bei den 
„Novellen“ hätte Gſpann durch eine Befragung des alphabetiſchen Katalogs 
der Stadtbibliothek Erfolg haben können, wenn er unter dem der Schrift— 
ſprache entſprechenden Wort Nouvellen nachgeſehen hätte, denn dann hätte 
er gefunden: „Glaubwürdige Nouvellen Was neulicher Zeit im Königreich 
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Glaubwuͤrdige 


Nouvellen 


Was neulicher Zcit 


im Woͤnigreich Wohlen / 
Preuſſen und andern Orten denckwuͤrdiges 


ſich zu getragen. 


Inſonderhe it 
Wie ſtattlich Jhr. Koͤnig l. Gafeſt. 
zu Daͤnnemarcken / alhier auff der Reyde 
dieſer Tage angelangete Krieges-Flotta ba 
beſchaffen und ausgeruͤſtet 
geweſen. 


ANNO 
M. DC. LVII. 
us Coypenꝭ agen vom 1. julij Styl. Nov. 


I Nſere Armee aus Holſte in iſt albereit nach dem S tifft Brehmen 


geganaen / es hat der Rees Marſc̃ a abſolute Or: er zu avan⸗ 

D iren die Krieges Flotta beſtebende in 24. Gulliotten iſt auch 
nunmehr hn die OR See gan ien / find treßßliche Schiffe / mit 

Voſck / Stücken / Ammunition und a:ler andern behoͤt lichen Victualien 
fehr wel verfehen 3 Vnſere militia in Schonen hat ſich alberejt zu Eiſche⸗ 
ura urſammen gezogen / üer das haben ſich auch 2000 Keuter und 2000 
Fuß neckte conjung ret, die andern folgen / und ſamlen ſich nach und 
nach alſo daß cheffes Tages der Einbruch indas Reich Schweden gewiß 
geſcbe fen ridt. Die Sa weden möaen von uns reden ur d halten wa 
fie wollen / fo werden ſie es ob GOTT will m kur tem en 


Pohlen, Preuſſen und andern Orten denckwürdiges ſich zu getragen. Inſonder— 
heit ...“ (folgt die Schlagzeile) „Anno 1657“. Nimmt man dieſen Druck zur 
Hand, ſo erweiſt er ſich ſofort als „Zeitung“. Die vorliegende, einzige er- 
haltene Nummer bringt 8 Korreſpondenzen auf vier Blättern. Die Korre— 
ſpondenzorte: Kopenhagen, Thorn (zweimal), Elbing (weimal), Czenſtochau, 
Danzig (zweimal) und Königsberg laſſen, abgeſehen von dem aus beſonderem 
Anlaß auftretenden Kopenhagen, erkennen, daß es ſich hier tatſächlich um 
Nouvellen aus Polen und Preußen handelt, wie der Kopf der Zeitung angibt 
und wie ſie die Entſcheidung des Rates dem Jakob Weiß herauszugeben er— 
laubt und die Rheteſche Firma zu drucken verpflichtet hatte. Wenn man nun, 
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was nach Parallelfällen erlaubt, ja notwendig iſt, annimmt, daß der Kopf 
dieſer Zeitung „Glaubwürdige Nouvellen Was neulicher Zeit im Königreich 
Pohlen, Preuſſen und andern Orten denckwürdiges ſich zu getragen“ feſtſtand, 
alſo auf jeder Nummer ſo ſich fand, dann dürfte, zumal an der Danziger Her— 
kunft der erhaltenen Nummer kein Zweifel iſt, tatſächlich feſtſtehen, daß hier 
eine Nummer der „Polniſchen Novellen“ vorliegt. 

Dieſes Zeitungsunternehmen gehört, wie bereits angedeutet, nicht in die 
Reihe der regulären Danziger Zeitungen; es iſt ganz offenkundig vielmehr 
eine Gründung ad hoc, d. h. fein Erſcheinen begleitete den 1656 ausgebrochenen 
ſchwediſch⸗-polniſchen Krieg, deſſen Fortgang naturgemäß die Danziger als 
ſchwer in Mitleidenſchaft gezogene, mehr oder minder paſſive Zuſchauer auf 
das Höchſte intereſſierte. Der rührige Buchhändler Jakob Weiß, den wir uns 
mit ſeinem Verkaufsſtand vor dem Artushofe vorzuſtellen haben, hatte dieſe 
Situation ſich zunutze gemacht und vom Rat die Erlaubnis erwirkt, „glaub- 
würdige“ polniſche Novellen herauszubringen. Daß bis dahin das Drucken 
polniſcher Aviſen aus Gründen der Staatsräſon verboten war, geht aus den 
mehrfach erwähnten Streitakten eindeutig hervor. Verſtändlich iſt auch der 
Arger der Firma Rhete, daß nun ein Außenſtehender mit der Herausgabe 
einer Zeitung ſozuſagen behördlich beauftragt war, während die Firma ſelbſt, 
früher im Zeitungsunternehmen auch als Verleger tätig und als Rats— 
druckerei privilegiert, nunmehr den Druck befehlsgemäß ausführen mußte. Ob 
es ihr gelang, dies onus abzuwälzen, iſt nicht bekannt. Lediglich als Ver— 
mutung möchte ich ausſprechen, daß es ihr gelang und daß dann, bald nach 
Erſcheinen der vorliegenden Nummer, die Nachrichten aus dem polniſch— 
preußiſchen Gebiet von den Rhetes ſelbſt in laufenden Berichten mit wechſeln— 
dem Kopf herausgebracht wurden. Der Band Nl. 100 der Stadtbibliothek, 
in dem unter Nr. 98 die hier abgebildeten „Glaubwürdigen Nouvellen“ ſich 
finden, enthält in der Folge zahlreiche Drucke mit laufenden Nachrichten 
zum ſchwediſch-polniſchen Krieg, die dieſe Vermutung rechtfertigen. Damit 
dürfte die Frage der „Polniſchen Novellen“ endgültig geklärt ſein. Es bleibt 
uns nun noch die Pflicht und in dieſem Fall das ſchmunzelnde Vergnügen, 
einen Blick hineinzuwerfen. Die Korreſpondenz aus Kopenhagen vom 1. Juli 
1657 lautet: ö 

„ . . . Die Schweden mögen von uns reden und halten waß fie wollen / 
ſo werden ſie es ob Gott will in kurtzem wol erfahren / das ſie mit großen 

Worten und Verachtungen ander Nationen nichts gewinnen / ſondern ge— 

wertig ſein müſſen waß der Allerhöchſte nach ſeinem heiligen Raht in dieſem 

Werck / über den einen oder andern beſchloſſen hat.“ 
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Buchbeſprechungen 


Schmauch, Hans, Nicolaus Coppernicus und die preußiſche Münzreform. 
(Derjonal- und Vorleſungsverzeichnis der Staatl. Akademie zu Braunsberg 
für das 3. Trimeſter 1940, S. 1-40.) 


Die Literatur über den bedeutendſten weſtpreußiſchen Gelehrten, den weltberühmten 
Aſtronomen Nicolaus Coppernicus iſt, ſeiner Bedeutung entſprechend, umfangreich. 
Jeder weitere Beitrag, der über ſein Leben und ſeine Wirkſamkeit Auskunft gibt, 
iſt wertvoll und mit Freuden zu begrüßen. Schmauch iſt nun in der glücklichen Lage, 
aus Akten des Danziger Reichsarchivs unſere bisherige Kenntnis über die Mitarbeit 
des Aſtronomen an der Reform des verfahrenen preußiſchen Münzweſens zu erweitern 
und uns über manchen Punkt dieſer Tätigkeit Klarheit zu verſchaffen. 


Bisher kannten wir als erſtes Zeugnis dieſer Beſchäftigung des C. mit dem 
preußiſchen Münzweſen den in deutſcher Sprache abgefaßten Text einer Denkſchrift aus 
dem Jahre 1519. (Abgedruckt bei Prowe, Leopold. Nicolaus Coppernicus, Bd. II, 
S. 21 ff., Berlin 1884). Dieſe Ausarbeitung trug C. auf der preußiſchen Ständeverſamm⸗ 
lung, die ſeit Montag nach Reminiſzere (16. März) in Graudenz tagte, und an der 
er mit anderen Vertretern des ermländiſchen Biſchofs teilnahm, auf Bitten der 
Landesräte vor. Wie Schmauch in ſeiner Arbeit nachweiſt, hat er ihr dann nachher, 
offenbar als Folge der Verhandlungen, noch einen kurzen Zuſatz über die Angleichung 
der preußiſchen Münze an die polniſche angefügt. (Abgedruckt bei Schmauch, S. 4.) 
Außer dem deutſchen Text der Denkſchrift hat C. einige Jahre ſpäter, wahrſcheinlich in 
der Zeit von 1527 auf 1528, noch eine zweite Redaktion in lateiniſcher Sprache vor— 
genommen. Sie iſt, wie die deutſche, mehrfach abgedruckt und nichts weiter als eine 
Aberarbeitung der erſten. C. überſetzt darin vor allem den größten Teil des deutſchen 
Wortlautes, nimmt aber auch bisweilen Amgruppierungen des Stoffes vor und macht 
häufig erklärende Zuſätze und weitere Ausführungen. Was die Veranlaſſung zu ihrer 
Entſtehung geweſen iſt, wiſſen wir nicht. Prowe hat in ſeinem bekannten Werk über 
Coppernicus gemeint, fie ſei für weitere Kreiſe beſtimmt geweſen. Hierfür ſpricht aller- 
dings die Tatſache, daß C. auf dem Marienburger Landtage vom Mai 1528 perſönlich 
zugegen war und auch an den Verhandlungen über die preußiſche Münzreform leb— 
haften Anteil nahm. Es iſt daher durchaus möglich, daß er die lateiniſche Ausarbei- 
tung ſeiner Denkſchrift angefertigt hat, um ſie auf dem Landtage zur Kenntnis ſolcher 
Abgeordneten zu bringen, die des Deutſchen nicht genügend kundig waren. Demgegen— 
über folgert Schmauch gerade aus der lateiniſchen Abfaſſung, daß ſie „nicht für weitere 
Kreiſe“, ſondern nur für den Biſchof Ferber oder das Frauenburger Domkapitel be- 
ſtimmt geweſen ſei (Fußn. 43). Weſſen Meinung das Richtige trifft, iſt heute nicht 
mehr zu entſcheiden. Beide Auffaſſungen ſind gut begründet, ſchließen ſich aber auch 
gegenſeitig nicht aus, ſondern laſſen ſich ſehr wohl vereinigen. C. kann feine lateiniſche 
Ausarbeitung ſowohl für den Biſchof und das Domkapitel, wie gleichzeitig auch für 
die Abgeordneten angefertigt haben. Im übrigen iſt dieſe Frage von untergeordneter 
Bedeutung. Wir wußten alſo bisher, daß die Reformfrage des preußiſchen Münz— 
weſens C. etwa 10 Jahre lang beſchäftigt hat; denn wenn er ſeine deutſche Denkſchrift 
1519 abfaßte, mußte er ſich bereits längere Zeit mit dem. ſchwierigen Stoffe beſchäftigt 
haben. 

Nun fand ſich neuerdings im Danziger Reichsarchiv unter der Signatur 300, 25 
Nr. 20 ein Schriftſtück, das am Schluß den Vermerk: „N. C. Meditata XV. Augusti 
anno Domini MDXVII“ trägt. Die beiden Buchſtaben N. C. löſt Schmauch in ſeiner 
Abhandlung mit Recht in Nicolaus Coppernicus auf und weiſt auch aus inneren 
Gründen einwandfrei die Autorſchaft des C. nach. Aus der Gegenüberſtellung des latei⸗ 
niſchen Entwurfs vom 15. Auguſt 1517 und der deutſchen Denkſchrift von 1519, die 
Schmauch beide in den Beilagen unter Nr. 1 abdruckt, geht klar hervor, daß dieſe zum 
größten Teil eine wörtliche Aberſetzung des lateiniſchen Entwurfs iſt. Außerdem zeigt 
auch beſonders der erſte allgemeine Teil des Entwurfes im Wortlaut eine ſehr ſtarke 
Abereinſtimmung mit dem lateiniſchen Text der zweiten Redaktion der Denkſchrift. 
Die Datierung des Entwurfs ſagt uns, daß C. ſich mindeſtens ſchon ſeit 1517, alſo 
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reichlich 13 Jahre lang, mit den Münzproblemen beſchäftigt hat. Wichtiger iſt, daß 
durch Schmauchs Abhandlung nun erwieſen wird, daß nicht die Denkſchrift von 1519 
die erſte Ausarbeitung geweſen iſt, wie Prowe gemeint hatte. Dieſer hatte geglaubt, 
C. habe ſeine 1519 verfaßte Denkſchrift auf Wunſch der preußiſchen Stände nochmals 
überarbeitet und 1522 auf dem März⸗Landtage vorgetragen, während er in Wirklich— 
keit den erſten Entwurf von 1517 im Jahre 1519 zu ſeiner Denkſchrift überarbeitet und 
ihr dann nach den Beratungen auf dem Landtage 1522 noch den vorhin erwähnten 
kurzen Nachtrag hinzugefügt hat. 


Durch Schmauchs Veröffentlichung wird weiterhin nach den Akten des Danziger 
Reichsarchivs 300, 29 Nr. 9, Bl. 188—248 auch die Beteiligung des C. an den Be— 
ratungen über die Währungsreform auf dem Marienburger Landtage vom 9. bis 
20. Mai 1528 beleuchtet. Nach Feſtlegung der Grundſätze, nach denen das neue Geld 
geſchlagen werden ſollte, mußte der Amrechnungskurs beſtimmt werden, nach dem das 
alte Geld gegen das neue gewechſelt werden ſollte. Am dieſe Angelegenheit zu regeln, 
wurde am 14. Mai ein Ausſchuß gewählt. Hierbei intereſſiert uns nun beſonders, daß 
in dieſen von den Landesräten Königlich Preußens neben anderen auch der große 
Praktiker und Rechenmeiſter C. gewählt wurde. Bei den Beratungen bereitete der 
Amrechnungskurs der Schweidnitzer Halbgroſchen, die im Lande in großer Zahl um— 
liefen, und der Goldmünzen Schwierigkeiten, ſo daß die weſtpreußiſche Ständever— 
ſammlung ſich im Jahre 1528 noch dreimal mit dieſer Frage zu beſchäftigen hatte. Wie 
Schmauch berichtet, hat C. nach Ausweis des Danziger Rezeßbuches an keiner dieſer 
Tagungen teilgenommen. Dagegen finden wir ihn nach Schmauch (S. 22) wiederum 
auf dem Elbinger Landtage vom 14. bis 17. Februar 1529. Da die neuen Münzen 
bei weitem nicht in genügender Zahl ausgeprägt worden und infolgedeſſen vor allem 
in den Haupthandelsplätzen des Weichſellandes, Danzig und Elbing, die alten Pfen- 
nige und die Schweidnitzer Halbgroſchen weiterhin im Kurs geblieben waren, hatte 
dieſer über die Abſtellung der Münzverwirrung, die durch das Nebeneinander der alten 
und neuen Sorten entſtanden war, zu beraten. Ob C. auch an der folgenden Marienburger 
Tagung vom 10. bis 14. Mai teilgenommen hat, läßt ſich nicht mit Beſtimmtheit 
ſagen. Nach Schmauchs Ausführungen, die ſich gegen Prowes Folgerungen richten, 
iſt ſeine Anweſenheit „nur als möglich, nicht als ſicher anzuſehen“. (Schmauch S. 22, 
Fußn. 63). Dieſer Anſicht wird man unbedenklich zuſtimmen und des C. Anweſenheit 
auf dieſer Tagung ebenſowenig wie auf der Elbinger Tagfahrt vom 12. bis 14. No- 
vember 1529 als erwieſen anſehen können, wie Prowe es tut. Der Mangel an ein- 
heimiſchem Kleingeld wurde bald darauf durch entſprechende Maßnahmen behoben, und 
nur noch eine ſchwierige Frage, die Amwechſlung der Goldmünzen gegen das neue 
Silbergeld, harrte der Erledigung. Dieſe Angelegenheit kam auf dem nächſten Michaelis- 
Landtage zu Graudenz 1530 zur Sprache. Da trotz längerer Verhandlungen keine 
Einigung zu erzielen war, beſchloß man wiederum einen Ausſchuß aus Vertretern der 
weſtpreußiſchen Stände und aus Abgeſandten des Herzogs Albrecht zur Erledigung 
dieſer Angelegenheit zu wählen. Zu ihm gehörte auch der in ſolchen Fragen ſachver— 
ſtändige C. Der Ausſchuß begann ſeine Arbeiten am 28. Oktober 1530 in Elbing. Eine 
Einigung konnte jedoch auch jetzt nicht erzielt werden. Der Streit drehte ſich vor allem 
um den Amrechnungskurs für den, wie Schmauch bemerkt, in Preußen weit verbreiteten 
Horngulden, den der Herzog auf 12% Groſchen geſetzt hatte, während die Vertreter 
von Königlich Preußen ihn etwas höher bewertet wiſſen wollten. 


Im Anſchluß an dieſen Punkt ſeien hier vorerſt einige Bemerkungen über den 
Horngulden gemacht. Dieſe münzwiſſenſchaftliche Frage iſt Schmauch dunkel ge- 
blieben. Anter Berufung auf W. Schwinkowski, Das Geldweſen in Preußen unter 
Herzog Albrecht (Phil. Diſſ. Königsberg. Berlin 1909), ſagt er auf S. 23, Anm. 67: 
„Schwinkowski S. 31 An. 2 leitet den Namen her von dem Lütticher Biſchof Johann 
von Horn (1482 1506)“. Das tut nicht bloß Schwinkowski, ſondern das geſchieht 
in der Numismatik ganz allgemein, und zwar ſind die Goldgulden dieſes Biſchofs 
Horn im Gegenſatz zu anderen Goldmünzen von dem hohen Feingehalt von etwa 
980/1000 bekannt wegen ihres geringen Feingehalts, der bisweilen noch nicht halb 
ſo hoch war. Solche minderwertigen Gulden, die Biſchof Horn als erſter ſchlagen ließ 
und die man daher nach ihm „Horngulden“ nannte, wurden nach feinem Vorbilde jeit- 
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dem auch von anderen deutſchen Fürſten maſſenhaft geſchlagen, ſo auch im Ordenslande 
von den beiden letzten Hochmeiſtern. Die Horngulden Albrechts von Brandenburg 
hielten etwa 650/1000 Fein. Bei den preußiſchen Horngulden handelt es ſich alſo 
gar nicht um Lütticher, wie Schmauch gemeint hat, ſondern um Ordensmünzen, die 
in beiden Teilen Preußens in großer Zahl umliefen. Nur, wenn man dieſes weiß, 
werden die langwierigen und wiederholten Verhandlungen über den Amrechnungskurs 
der Horngulden verſtändlich, da eben der Herzog ſein eigenes Goldgeld umwechſeln 
und zahlen ſollte und daher den Kurs möglichſt niedrig halten wollte. 

Als über die Frage der Bewertung der Horngulden in der Sonderſitzung der 
Königlichen Räte am 30. Oktober beraten wurde, ergriff auch C. das Wort und ſetzte 
in ähnlicher Weiſe, wie er es ſchon in der lateiniſchen Redaktion ſeiner Denkſchrift 
getan hatte, die allgemeinen Grundſätze auseinander, nach denen die Amwechſlung zu 
geſchehen hätte. Nach dem von Schmauch auf S. 25 abgedruckten Bericht im Rezeß 
(Bl. 348) hätte er geſagt, wenn man den richtigen Metallwert („wird“ — Würde) des 
Goldes erfahren wolle, könne dieſes nicht am geſchlagenen oder vermünzten Golde 
geſchehen, da man nicht wüßte, wieviel Zuſatz es hätte, ſondern nur am reinen Golde 
oder Silber. Es müſſe unterſucht und ſcharf erwogen werden, mit wieviel Münze man 
eine Mark lotigen Silbers oder auch Goldes bezahlen müſſe. Hiernach wäre dann 
weiter der Metallwert des geſchlagenen Goldes zu erforſchen. Der Elbinger Bürger— 
meiſter Johann von Lohe äußerte ſich, er wiſſe hierzu nichts zu ſagen, da die Sache 
„ſubtil und nicht eyn jeder darinne erfaren“ ſei, vor allem möge man darauf achten, 
daß der Horngulden nicht aus dem Lande komme. Demgegenüber trat der Danziger 
Bürgermeiſter Edward Nidderhoff für Verſchiebung der ganzen Angelegenheit bis 
auf den Stanislai-Landtag nächſten Jahres ein. Hiervon wollte nun aber wieder der 
Marienburger Woiwode Georg von Bayßen nichts wiſſen und ſchlug vor, den Horn— 
gulden auf 13 Groſchen 1 Schilling zu ſetzen, jo daß 3 Horngulden = 13.3 = 39 Gro— 
ſchen + 1.3 = 3 Schilling = 1 Groſchen, zuſammen = 40 Groſchen = 2 Mark ge: 
weſen wären. Darauf beratſchlagte man weiter, ob es beſſer ſei, den Horngulden bei 
ſeiner früheren Taxe zu belaſſen, oder ob man bei den fürſtlichen Geſandten beantragen 
ſolle, ihn noch ein wenig höher anzuſetzen. Außer dem Danziger Kaſtellan Johann Ba— 
linski trat ſchließlich auch C. dafür ein, daß man ihn bei der vorigen Schätzung belaſſe. 
Auch die Vertreter von Danzig und Elbing traten dieſem Vorſchlage bei. Trotzdem 
ſchloß die Beratung des Ausſchuſſes mit einer Vertagung der Angelegenheit. Mit 
dieſen Verhandlungen endigte des C. Mitarbeit an der Regelung des preußiſchen 
Miünzweſens. Eine Feſtlegung des Amrechnungskurſes der einheimiſchen Horngulden, 

nicht der ausländiſchen Goldmünzen, wie Schmauch S. 26 ſchreibt, iſt trotz des Drän⸗ 
gens der herzoglichen Abgeſandten weder auf dem nächſten weſtpreußiſchen Stanislai⸗ 
Landtage 1531 zu Marienburg, noch ſpäter jemals erfolgt. Die preußiſchen Horn⸗ 
gulden ſind in der Folgezeit aber ſo gründlich von der Bildfläche verſchwunden, daß 
es heute keinen einzigen Horngulden des Hochmeiſters Friedrich von Sachſen und nur 
zwei Stücke des Hornguldens Albrechts von Brandenburg gibt. Anter dieſen Amſtänden 
zählen beide heute zu den größten numismatiſchen Seltenheiten. Einer befindet ſich 
heute in der Sammlung der Königsberger Aniverſität, der andere in Wien. 

Durch Schmauchs verdienſtvolle Arbeit und klare Auseinanderſetzung wird mancher 
bisherige Irrtum richtiggeſtellt und der Beweis erbracht, daß C. ſich reichlich 13 Jahre 
lang mit dem preußiſchen Münzproblem beſchäftigt hat. Damit hat er den äußeren 
Rahmen für dieſe wirtſchaftspolitiſche Tätigkeit des berühmten weſtpreußiſchen Ge⸗ 
lehrten feſtgelegt und gezeigt, daß der große Aſtronom kein weltfremder „Sterngucker“ 
war, wie er 1531 ſpöttiſch von den Elbingern genannt wurde, ſondern ein nüchterner 
Nealpolitiker. | E. Waſchinski. 


Wiegand, Berthold, Die antideutſche Propaganda der Polen von 1890 bis 
1914. Danziger Verlagsgeſellſchaft. Danzig 1940. 152 S. 


Es ift erſtaunlich, daß bisher noch niemand auf den Gedanken gekommen war, das 
im „Geſamtüberblick über die polniſche Tagesliteratur“ von den preußiſchen Polizei⸗ 
behörden zuſammengetragene Material, in dem in bequemer, überſichtlicher Weiſe ein 
einzigartiger Quellenſtoff geſammelt worden iſt, zum Gegenſtand einer eingehenden 
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Anterſuchung zu machen. Wiegand, der über einen gewandten, journaliſtiſch geſchulten 
Stil verfügt, hat es verſtanden, aus dieſer Quelle ein gutes Bild von der geſchickten 
propagandiſtiſchen Arbeit der Polen, deren Ziel die ſyſtematiſche Zerſtörung des an 
ſich nicht ſchlechten Verhältniſſes zwiſchen den breiten polniſchſprechenden Maſſen und 
dem preußiſchen Staate war, zu entwerfen. Es erſcheint heute unbegreiflich, daß der 
Staat dieſem Treiben ruhig zuſchaute und es nicht wagte, energiſch dagegen einzu⸗ 
ſchreiten. 


Vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus iſt es allerdings zu bedauern, daß Wie⸗ 
gand ſich faſt ausſchließlich auf dieſe eine Quelle beſchränkt und daneben nur die ſchon oft 
ausgeſchriebenen grundlegenden Arbeiten von Bernhard, Laubert und Recke 
herangezogen hat. Die neuere deutſche Literatur, ganz zu ſchweigen von der polniſchen, 
iſt von ihm überhaupt nicht benutzt worden. Er ſcheint weder die Arbeit von Perdel— 
wiz über „die Poſener Polen von 1815 bis 1914“ noch die unmittelbar in ſein 
Gebiet ſchlagende Leipziger Diſſertation von Günzel über „die nationale Arbeit 
der polniſchen Preſſe in Weſtpreußen und Poſen z. Z. der Kanzlerſchaft Bülows 
1900 —1909“ zu kennen. Auch Buzeks bereits 1909 erſchienene, aber noch jetzt unent- 
behrliche „Histor ja polityki narodowosciowej rzadu pruskiego wobec Polak w“ und 
die ideengeſchichtlichen Anterſuchungen Feldmans ſucht man bei ihm vergeblich. Es 
nimmt daher nicht wunder, daß auf die eigentliche Spezialliteratur überhaupt nicht 
eingegangen wird. Beſonders bedauerlich iſt es aber, daß er ſeine Kenntniſſe über 
Oberſchleſien ausſchließlich aus dem „Polenſpiegel“ von Wagner-Voß bezogen 
hat, der wahrlich nicht den Anſpruch auf wiſſenſchaftlichen Wert erhebt und zudem 
völlig überholt iſt. Wenn ihm die Arbeit von Ilſe Schwidetzki über „die polniſche 
Wahlbewegung in Oberſchleſien“ (Breslau 1934) bekannt geweſen wäre, hätte er auf 
den ganzen Abſchnitt über Oberſchleſien verzichten können, da Schwidetzki die Vor— 
gänge auf Grund eingehender Quellenſtudien ausführlicher und richtiger darſtellt, 
während dem Verfaſſer die oberſchleſiſchen Verhältniſſe reichlich fremd geblieben zu ſein 
ſcheinen. N 


Aber auch ſonſt vermiſſen wir bisweilen die notwendige Vertrautheit mit den poli- 
tiſchen Geſamtverhältniſſen. Wie hätte er ſonſt ſchreiben können (S. 63), Dmowſfki 
habe ſich während des ruſſiſch⸗japaniſchen Krieges in Japan aufgehalten, um ſich um 
das Schickſal polniſcher Kriegsgefangener zu kümmern! Von dem dramatiſchen Kampfe, 
der ſich damals zwiſchen Dmowſki und Pilſudſki um die Orientierung der polniſchen 
Politik abſpielte, weiß der Verfaſſer augenſcheinlich nichts. Daneben wird die Bedeu— 
tung des Oſtmarkenvereins zweifellos überſchätzt (S. 48); bei einer beſſeren Kenntnis 
des Schrifttums hätte Wiegand wahrſcheinlich auch der Tätigkeit der polniſchen Ab⸗ 
geordneten in den deutſchen parlamentariſchen Vertretungen etwas weniger Bedeutung 
beigemeſſen und wäre vermutlich gezwungen geweſen, ſich noch etwas kritiſcher mit 
Bismarcks Anſichten über die Polenfrage auseinanderzuſetzen (S. 10 f.). 


Wir ſind weit entfernt davon, den Wert einer wiſſenſchaftlichen Arbeit nach der 
Menge der Fußnoten zu beurteilen, aber etwas gründlichere Beſchäftigung mit den 
geſamten zur Verfügung ſtehenden Quellen und dem Schrifttum wäre wirklich nicht 
vom Abel geweſen. Iſt es notwendig, Reichstagsdebatten und Wahlergebniſſe nach 
polniſchen Preſſeſtimmen zu zitieren? Warum wird der Titel des Buches mit den 
Ergebniſſen der Sienkiewiczſchen Enquste über das Enteignungsgeſetz nicht ange- 
geben? So kann leicht der Eindruck entſtehen, der Verfaſſer habe das Buch überhaupt 
nicht in Händen gehabt. Als journaliſtiſcher und publiziſtiſcher Leiſtung iſt dem Buch 
ein unverkennbar hoher Wert nicht abzuſprechen, wiſſenſchaftlich läßt es jedoch man⸗ 
cherlei zu wünſchen übrig. Die Vermutung, daß der Verfaſſer es unter dem Druck des 
herannahenden Krieges vorzeitig abgeſchloſſen und früher der Offentlichkeit übergeben 
hat, als er urſprünglich beabſichtigte, liegt nahe und mag zur Erklärung der angedeu⸗ 
teten Mängel beitragen. N 

Bromberg. Adalbert Hahn. 
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E. Koßmann, Die Deutſchrechtliche Siedlung in Polen. Dargeſtellt am Lodzer 
Raum. (Oſtdeutſche Forſchungen, Band 8), Leipzig 1939. 


Der vom Verfaſſer gewählte Titel umſchreibt, wenn man ſo will, inſofern nur un⸗ 
zureichend den Inhalt ſeines Buches, als nahezu deſſen ganze erſte Hälfte das eigentliche 
Thema durch Einbeziehung der landſchaftlichen Gegebenheiten und der frühgeſchicht— 
lichen Siedlung vorbereitet. Aber dieſe erweiterte Aufgabenſtellung, die die Arbeit 
zu einer Siedlungsgeſchichte des Lodzer Gebiets überhaupt werden läßt, iſt methodiſch 
begründet und für K.'s Auffaſſung ſeines Themas weſentlich inſofern, als er mit Recht 
meint, daß durch dieſe Einbettung des deutſchrechtlichen Koloniſationsvorganges in 
die allgemeine Siedlungsentwicklung dieſer in ſeiner Bedeutung erſt richtig eingeſchätzt 
werden kann. Der Gedanke, ſich auf dieſe Weiſe dem viel diskutierten, mit national- 
grundſätzlichen Imponderabilien beſchwerten Thema zu nähern, war außerordentlich 
glücklich, weil es dadurch in ſeine natürlichen ſachlichen Zuſammenhänge geſtellt iſt 
und ſo unbefangener behandelt werden kann. Jedenfalls ſcheint mir dieſer Gedanke 
glücklicher als der, den am Lodzer Raum gewonnenen Ergebniſſen immer gleich allge— 
meinpolniſche Bedeutung zuerkennen zu wollen. 


Der Reiz der Keſchen Arbeit liegt überhaupt im friſchen Anpacken der Probleme, 
und ihr Wert in den fo mit Hilfe neuer Methoden zuſtandegekommenen Anregungen. 
K. macht die beſondere Eigenart der polniſchen Rechtsgeſchichte, die es erlaubt, mit 
einer weitgehenden Beſitzkonſtanz zu rechnen, und die der kirchlichen Verfaſſungs— 
geſchichte, die noch im hohen Mittelalter — durchaus abweichend von binnendeutſchen 
Verhältniſſen — ein im weſentlichen intaktes Zehntſyſtem erkennen läßt, weitgehend 
der Siedlungsgeſchichte nutzbar und erzielt hiermit grundſätzlich fruchtbare Ergebniſſe. 
Praktiſch wird man jedoch nicht immer Bedenken unterdrücken können, ob nicht zu 
Gunſten des Grundſatzes im einzelnen die auch vom Verfaſſer zugegebenen, aber mehr 
an Beiſpielen aufgezeigten hiſtoriſchen Möglichkeiten einer Beſitzveränderung durch 
Tauſch und Kauf und die bei den verſchiedenen territorialen Gewalten vorauszu— 
ſetzenden Tendenzen der Abrundung und Abſtoßung ihres Beſitzes genügend in Rech— 
nung geſtellt ſind. Beſonders dienen die Zehntverhältniſſe des 16. Jahrhunderts zur 
Rekonſtruktion urſprünglicher Beſitzkreiſe durch vorſichtige Subtraktion der erſt neu— 
zeitlichen Veränderungen dieſes kirchenrechtlichen Syſtems. Ihre methodiſche Verwer— 
tung rechnet ſich der Verfaſſer wohl mit Recht als fein beſonderes Verdienſt' an, was 
ihm auch von Kaſiske, der unabhängig von ihm ähnliche Wege ging, nicht be— 
ſtritten wird. 


Auf der anderen Seite dürfte aber nicht jede mehr am Rande gemachte Bemerkung 
ſtichhaltig, und nicht jede der manchmal nur angeſchnittenen Fragen unbedingt geför- 
dert ſein. Ich denke hier etwa an die Ausführungen über den Einfluß der Straßen 
auf die geographiſche Lage der Stadtgründungen (S. 177 f.). Denn ebenſo wie dieſer 
anzunehmen iſt, ſo iſt aber allgemein auch umgekehrt ein Einfluß der Städte auf die 
Straßen in dem Sinne erwieſen, daß dieſe erſt ſpäter von jenen angezogen wurden und 
dadurch zum Teil erhebliche und wiederholte Verlegungen erfuhren. Es iſt daher me⸗ 
thodiſch nicht gut möglich, den Verlauf der alten Straßenzüge aus der Verteilung 
der Städte im 16. Jahrhundert ableſen zu wollen! („So wie der Flieger einen Straßen⸗ 
zug bei Nacht dann erkennt, wenn die Straßenlampen eingeſchaltet werden, ſo erkennen 
wir rückſchauend in das 15. Jahrhundert den alten Handelsweg an den im ausgehen- 
den Mittelalter auftauchenden Städten“ !!) Gerade die von K. für das Lodzer Gebiet 
benannten beiden Straßenzüge, von denen der nordſüdliche im weſentlichen ein Waſſer⸗ 
ſcheidenweg (hierzu wäre heranzuziehen geweſen: H. Oeſterreich, Die Handelsbeziehun⸗ 
gen der Stadt Thorn zu Polen, 3ZWGWV. 28, 1890, 69 ff), der weſtöſtliche dagegen 
eine die Flußſyſteme querende Straße iſt, gehören ihrer Natur nach vermutlich ver⸗ 
ſchiedenen Straßenſyſtemen und Verkehrsepochen an, ſo daß ſie in ihrer Bedeutung 
für die Entſtehung von Städten verſchieden einzuſchätzen ſein dürften. a 


Für das Ergebnis ſeiner Forſchungen hinſichtlich des Koloniſationsvorganges des 
Lodzer Gebietes beziehe ich mich hier auf die bereits in größerer Anzahl, zum Teil 
von Spezialkennern, vorliegenden Würdigungen des K.'ſchen Buches (Kuhn, DMP. 5, 
1939; Semrau, Mitt. d. Copp.⸗Ver. 47, 1939; Lattermann, DWZ. für Polen 36, 
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1939; Conze, Altpr. Forſchungen 17, 1940; Kaſiske, HZ. 162, 1940; Hahn, F BG. 
53, 1940). 

Der Stil der Arbeit verdient, namentlich bei Berückſichtigung des ſpröden Stoffes, 
als lebendig und anſchaulich beſonders hervorgehoben zu werden, wofür gewiſſe Ent- 
gleiſungen, wie das oben angeführte Zitat, oder ein gewiſſes Schwelgen in dem Lieb— 
lingswort „Bild“ („Der Raum beherbergt ein Siedlungsbild“, „das Siedlungsbild 
ſtagniert“, „das Zehntbild iſt ein regionales Problem“, „wie verhält ſich das Na— 
mensbild?“, „Beſtändigkeit des Beſitzbildes“, „Ausſtattungsbild der Kirche“, „das 
Flurnamenbild gibt dem Gegenſtand Farbe und Konturen“) in Kauf genommen werden 
können. Wenn übrigens an einer Stelle (S. 29) von einer Störung des „Bildes“ 
und im Zuſammenhang damit von „untergeordneten Ausnahmemöglichkeiten“ ge- 
ſprochen wird, ſo drückt ſich hier ſtiliſtiſch die oben hervorgehobene Gefahr einer zu 
ſchematiſchen Verwendung der neugewonnenen methodiſchen Grundſätze aus. 

Danzig. E. Cruſius. 


Deutſche Geſtalter und Ordner im Oſten. In Verbindung mit zahlreichen Mitarbei- 
tern von Kurt Lück. Poſen. Hiſtoriſche Geſellſchaft im Warthelande / Verlag 
Hirzel in Leipzig. 1940. XII u. 341 S. 


Anter ſchwerſten äußeren Verhältniſſen hat eine kleine Gruppe deutſcher Hiſtoriker 
in den 20 Jahren polniſcher Herrſchaft in den 1919 abgetrennten Gebieten ausgehalten 
und allen Schwierigkeiten zum Trotz wertvolle Arbeit zur Erhellung der Geſchichte der 
deutſchen Volksgruppe und der großen Leiſtungen des deutſchen Volkstums im ehe⸗ 
maligen Polen geleiſtet. Beſonders Kurt Lück hat durch feine beiden großen Werke 
über „die deutſchen Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens“ und den „Mythos vom 
Deutſchen in der polniſchen Volksüberlieferung und Literatur“ vorbildliche Pionier- 
arbeit vollbracht und der Forſchung z. T. ganz neue Wege gewieſen. Das vorliegende 
Werk iſt eine Gemeinſchaftsarbeit jüngerer und älterer Hiſtoriker aus dem Warthe— 
land und führt uns durch 1000 Jahre deutſch-polniſcher Geſchichte. Ein bunter Reigen 
von deutſchen Staatsmännern, Kaufleuten, Künſtlern, Gelehrten, Handwerkern und 
Induſtriellen gleitet an unſerem geiſtigen Auge vorüber und vermittelt uns einen 
tiefen Eindruck von der Größe des Kulturſchaffens deutſcher Menſchen, die ſich dem 
Dienſt dieſes Landes gewidmet haben. Es war ein glücklicher Gedanke, die „Aufbau⸗ 
kräfte“, in denen die Fülle des Stoffes uns oft faſt zu erdrücken droht, durch dieſes 
Buch zu ergänzen, in dem die große Leiſtung des geſamten deutſchen Volkstums an 
einer Anzahl ausgewählter, bedeutender deutſcher Männer und Frauen gleichſam ver- 
ſinnbildlicht wird. Manche Schickſale wirken faſt wie ein Roman, und oft erſcheint das 
alte Polen wie ein zweites Amerika, das tüchtigen Menſchen unbegrenzte Möglich— 
keiten gewährt. Nur wenige der geſchilderten Perſönlichkeiten gehören zu den Men- 
ſchen, die entſcheidend in die politiſchen Schickſale des Landes eingegriffen haben und 
deshalb auf der erſten Seite der Geſchichtsbücher erſcheinen. Aber auf unendlich vielen 
Gebieten waren fie Bahnbrecher und Wegweiſer und haben als Kulturträger im wahr⸗ 
ſten Sinne des Wortes den Polen Neuland erſchloſſen und ihnen den Zugang und 
Anſchluß an die europäiſche Kultur vermittelt. Es wird für alle Zeiten eines der 
großen Rätſel der Geſchichte bleiben, warum ſich nicht aus dieſer engen Rulturgemein- 
ſchaft, die beſonders im ausgehenden Mittelalter blühte, ein inniges Verſtehen beider 
Völker entwickelt hat, ſondern ſich bei den Polen ein einzigartiger Haß gegen alles 
Deutſche herausbildete, der ſie ſchließlich in die große Kataſtrophe ihres völkiſchen 
Daſeins verſtrickte, die wir heute miterleben. 

So wenig die Polen ſonſt auch von den Deutſchen wiſſen wollten, große Leiſtungen 
deutſchblütiger Menſchen, die in ihrem einſtigen Staatsgebiet wohnten, haben ſie 
immer gerne anerkannt und ſich nicht geſcheut, fie als Leiſtungen des eigenen Volks⸗ 
tums in Anſpruch zu nehmen. Wir wollen dabei nicht wieder die Diskuſſion um Cop⸗ 
pernicus und Veit Stoß aufleben laſſen, die bereits verdrießlich zu werden begann, 
ſondern wollen uns freuen, daß Lück und ſeine Mitarbeiter neues Leben in die Debatte 
gebracht und ſich neuen Zielen zugewandt haben. 

Schon vorher hatte Retinger mit ſeinem Buche über die Polen in der Ziviliſation 
der Welt *) verſucht, das Problem zu erweitern. Es iſt jedoch nur ein kläglicher Ver⸗ 


*) Retinger, Polacy w cywilizacja wiata. 
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ſuch geweſen, die Unfruchtbarkeit der Polen mit fremdem Verdienſt zu verdecken, 
indem in ſouveräner Verachtung jeglichen wiſſenſchaftlichen Beweismaterials alle in 
Polen lebenden bedeutenden Menſchen ohne Rückſtcht auf Blut und Volkstum zu 
Nationalpolen geſtempelt wurden. Am ſo dankbarer begrüßen wir es, wenn jetzt ein 
Werk von deutſcher Seite vorgelegt wird, in dem, weſentlich auf polniſche Quellen 
und polniſches Schrifttum geſtützt, an 35 Einzelbeiſpielen die Größe und der Amfang 
des deutſchen Einfluſſes auf das polniſche Geiſtes⸗, Kultur⸗ und Wirtſchaftsleben ver⸗ 
deutlicht wird. Wohl hat es die Tragik der deutſchen Geſchichte mit ſich gebracht, daß, wie 
in ſo vielen anderen Fällen, bei dem Fehlen eines geſamtdeutſchen politiſchen Be⸗ 
wußtſeins ihre Leiſtung dem deutſchen Volk verlorenging und dem Polentum zugute 
kam. Trotzdem dürfen wir ſtolz darauf ſein, welchen Reichtum an tüchtigen Menſchen 
das deutſche Volk hergeben konnte, ohne daß ſeine eigenen ſchöpferiſchen Kräfte dar⸗ 
unter zu leiden brauchten, und daß kraftvolle deutſche Menſchen inmitten einer Welt 
von Anordnung und Verfall Anvergängliches geſchaffen haben und auf unendlich vielen 
Gebieten zu Lehrern und Wegweiſern ihres Gaſtvolkes geworden find. 

Drei Städte vornehmlich wurden zu Mittelpunkten des deutſchen Lebens: Krakau 
im ſpäten Mittelalter und Warſchau und Wilna am Ende des 18. und im Anfang des 
19. Jahrhunderts. Vor allen weiſt Krakau, die große Handelsmetropole und Ani⸗ 
verſitätsſtadt, eine Reihe glanzvoller deutſcher Namen auf, die Wirſing und Thurſo, 
Boner und Dietz, den Stadtſchreiber und Humaniſten Heydecke, den Begründer des 
Buchdrucks in Polen, Heuer, und den letzten Amiverſitätsrektor großen Formates, 
Andreas Schoneus. Beſonders verdienſtvoll iſt der Verſuch, den hervorragenden 
Deutſchen in den beiden letzten Jahrhunderten nachzugehen, denn die Taten des älteren 
Deutſchtums ſind zwar für immer in die Geſchichte eingegangen, aber der Tätigkeit 
deutſcher Menſchen in den beiden letzten Jahrhunderten polniſcher Geſchichte kommt 
eine beſondere Bedeutung zu, die bis in unſere Gegenwart hineinreicht. Es iſt auf⸗ 
fällig, daß gerade in der Zeit, als das alte Polen ſeinem Ende zuging, zahlreiche tüch- 
tige deutſche Köpfe ihren Wag nach Polen fanden. Inmitten einer untergehenden 
Welt halfen ſie in hervorragendem Maße mit, die erſten Grundlagen zu der inneren 
Wiederbelebung des polniſchen Volkes zu ſchaffen. Metzler von Koloff wurde der 
Begründer der polniſchen Publiziſtit, Jähniſch der der polniſchen Bücherkunde, 
Bandtke der Reorganiſator der Krakauer Aniverſitätsbücherei und der Vater der 
wiſſenſchaftlichen Geſchichtsſchreibung der Polen, der ſpäter im nationalen Leben eine 
fo wichtige Rolle zufallen ſolte. Aus feinem Seminar find zahlreiche bedeutende pol- 
niſche Hiſtoriker hervorgegangen, die in der Geſchichte der politiſchen Ideen der Polen 
eine wichtige Rolle geſpielt haben. Linde ſchuf das berühmte Wörterbuch der pol: 
niſchen Sprache, Elsner begründete die moderne polniſche Muſik, der Arzt Joſeph 
Franke und der Tiermediziner Bojanus wurden Bahnbrecher der mediziniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften an der Aniverſität Wilna, der Bergmann Puſchel legte den Grund zur geo- 
logiſchen Wiſſenſchaft und Beſſer zur Botanik Galiziens und Wolhyniens. Die erſte 
Eiſenbahn in Kongreßpolen verdankt dem Deutſchen Steinkeller ihre Entſtehung, und 
der Sattlergeſelle Dangl ſchuf in Warſchau die größte Wagenfabrik Europas um die 
Wende des 18. und 19. Jahrhunderts. Dazu kommen die tatkräftigen Induſtriellen, 
die die Tuchinduſtrie von Litzmannſtadt und Pabianitz und die Schwerinduſtrie des 
Sosnowitzer Reviers ins Leben riefen. 

Es iſt nicht möglich, auf die Beiträge im einzelnen einzugehen. Nicht alle ſtehen 
auf gleicher Höhe. Bei manchen ſpürt man deutlich, daß fie bei der ſtarken Beanſpru. 
chung durch die Tagesarbeit nur die Gelegenheitsfrucht einer knapp bemeſſenen Freizeit 
bilden und ohne eigene Quellenſtudien ſchnell aus der Literatur zuſammengetragen 
werden mußten. So wünſchte man z. B. bei dem Beitrage von Schmidt über Joh. 
Chriſtian Schuch, den Schöpfer des Lazienki⸗Parks in Warſchau, der bei 5% Seiten 
Länge ein drei Seiten langes Zitat aus polniſcher Quelle bringt, eine weſentliche Ver⸗ 
tiefung. Gelegentlich fehlt es auch nicht an Irrtümern, fo wenn z. B. S. 1 die Zifter- 
zienſer und Kamaldulenſer bereits in die Zeit Boleslaus' Chrobrys verlegt werden, 
oder S. 117, wo der Codex Fridericianus aus dem Jahre 1748 mit dem Preußiſchen 
Allgemeinen Landrecht des Jahres 1794 gleichgeſetzt wird. Zweifelhaft will es mir 
ſcheinen, ob der Bürgermeiſter von Thorn, Heinrich Stroband, in dieſe Reihe hin⸗ 
eingehört, da Weſtpreußen nie zum altpolniſchen Gebiet gehörte und Thorn ſelbſt als 
deutſche Gründung ſeinen deutſchen Charakter immer zu wahren verſtanden hat. 
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Wie alle von Lück herausgebrachten Arbeiten, enthält auch dieſe zahlreiche Anre⸗ 
gungen. Viele der darin ſkizzierten Geſtalten verdienen eine beſondere, ausführliche 
monographiſche Darſtellung. Erfreulich iſt es, daß eine ſolche über Johann Thurſo 
bereits in Vorbereitung iſt. Hervorheben möchte ich den Beitrag Gottfried Rhodes 
über Auguſt den Starken. Rhodes Verſuch, die poſitiven Seiten der Verbindung Kur⸗ 
ſachſens mit Polen herauszuheben, erweiſt ſich als ſehr fruchtbar. Das hier entworfene 
knappe Bild, in dem vieles nur angedeutet werden konnte, würde zweifellos eine aus⸗ 
führliche Behandlung lohnen. Ebenſo wünſchen wir uns von der Verfaſſerin eine aus⸗ 
führliche Schilderung der reizvollen Perſönlichkeit der Arſula Meierin, der deutſchen 
Hofmeiſterin am Hofe Sigismund III. Aber den behandelten Perſonenkreis hinaus 
wird von Lück ſelbſt ein beſonders intereſſantes Problem angeſchnitten. Nach ſeiner 
Feſtſtellung (S. 198) füllte ſich im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts Warſchau 
„derart mit deutſchen Handwerkern, Fabrikanten und Kaufleuten, in allen Größen, vom 
Kleinkrämer bis zum Bankherrn, daß der weitaus größte Teil der Warſchauer Bür⸗ 
gerſchaft, im ſoliden Sinne dieſes Wortes, aus Deutſchen beſtand“. Dieſer, bisher 
nicht beachtete Amſtand wirft ein intereſſantes Schlaglicht auf die Erwerbung War- 
ſchaus durch Preußen bei der zweiten polniſchen Teilung. Welche volkspolitiſchen 
Folgen hätten ſich daraus bei einer längeren Dauer der preußiſchen Herrſchaft er— 
geben?! Soweit ſich aus der bisherigen Forſchung erſehen läßt, hat die preußiſche 
Staatsführung dieſes ſtarke deutſche Element nicht in Rechnung geſtellt. Jedenfalls 
aber erſcheint es mir als eine wichtige Aufgabe, die Erforſchung und Darſtellung der 
Geſchichte dieſes Warſchauer Deutſchtums in Angriff zu nehmen, zumal uns heute, 
im Gegenſatz zu früher, die Warſchauer Archive in vollem Amfange zur Verfügung 
ſtehen. 

Im ganzen geſehen, iſt dieſe Gemeinſchaftsarbeit ein erfreulicher Beweis der un— 
gebrochenen geiſtigen Regſamkeit volksdeutſcher Wiſſenſchaft, die in dieſem Werke 
gleichſam ein Programm für die künftige Arbeit vorlegt. Mit dem Herausgeber 
fragen wir daher: „wann wird die deutſche Wiſſenſchaft daran gehen, ein großes 
biographiſches Nachſchlagewerk für die vielen tauſend Deutſchen zu ſchaffen, die im 
Vorfelde unſerer Oſtgrenzen unvergängliche Werke auf allen Gebieten menſchlicher 
Betätigung ſchufen?“ 

Bromberg. Adalbert Hahn. 


Michael Brink, Der Deutſche Ritterorden. Verlag Bitter & Co., Recklinghauſen 
i. Weſtf. (1940). 136 S., 12 Abb. 8°. 


„Aber das, was heute vom Orden im Bewußtſein iſt, erkennend vorſtoßen bis zu 
ſeinem wirklichen Sein und Weſen“ will dieſes Buch. Denn im Schrifttum über den 
Deutſchen Ritterorden iſt der Verfaſſer immer wieder auf „eine Verſchwörung des 
bewußten und unbewußten Vorurteils“, auf „Verſchweigen oder Verfälſchen wejent- 
licher Teile“ und auf ein fruchtloſes Herumerperimentieren mit „Wunſchbildern“, 
„Neukonſtruktionen“ und „allen möglichen die klare Idee des Ordens verwäſſernden 
Ideologien“ geſtoßen. Gegenüber den mancherlei ſchnellfertigen Konjunkturerzeugniſſen 
der jüngſten Zeit und ſolchen Entgleiſungen wie L. Oswalds allerdings nicht an- 
geführtem Machwerk „Wie Alt⸗Preußen bekehrt und Ordensland wurde“ (1934) oder 
K. und T. Gatz' „Der Deutſche Orden“ (1936) iſt dieſes Arteil gewiß nicht zu hart. 
Aber Brinks bei aller Deutlichkeit des Tadels ſeltſam unbeſtimmte, allgemein gehaltene 
und ganz anonyme Kritik (S. 11 f.) ſcheint — trotz anfänglicher Erwähnung der „beſon⸗ 
ders im letzten Jahrzehnt gemachten ernſthaften und gründlichen Verſuche, den wahren 
und ganzen Orden zu erfaſſen“ — mehr oder minder alle Arbeiten über den Deutſchen 
Orden treffen zu wollen. Gerade auch der Hiſtoriker von Fach iſt nach des Verfaſſers 
freilich nur verſteckt geäußerter Anſicht letztlich nicht fähig, einer Erſcheinung wie dem 
Orden, die eigentlich auf ihre „große künſtleriſche Geſtaltung wartet“, wirklich gerecht 
zu werden. Denn die „Hiſtorie“ — dieſe durchaus nicht neuartige, hier nicht näher 
zu erörternde Auffaſſung ſollen Brinks Andeutungen augenſcheinlich ausdrücken — 
will ja „nur um die äußere Geſchichte wiſſen“, hat lediglich die immerhin „um der 
Wahrheit willen gültige“ Aufgabe, die Geſchichte — und zwar den rein äußeren 
Geſchehensablauf — „kritiſch zu prüfen“. Dagegen muß man dem Deutſchen Ritter⸗ 
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orden — wie ſchlietzlich „allem Lebendigen“ und ſeiner „rätſelvollen Einheit“ — mit 
mehr als „bloßer Wißbegier“, d. h. als ein von Ehrfurcht erfüllter „Sucher“ begegnen. 

„Zum Herz und Blut und Geiſt“ des Ordens führt außer der künſtleriſchen Intui⸗ 
tion und Geſtaltung nach Brinks Meinung noch ein anderer, bisher unbeſchritten ge— 
bliebener Weg: Man muß „den Orden ſelbſt in den überlieferten Zeugniſſen“ ſprechen 
laſſen; die Quellen, deren „lebendiger Wert weit mehr als bloßes formalhiſtoriſches 
Intereſſe beanſpruchen darf, müſſen über den Kreis der Hiſtoriker hinaus dem Volke 
erſchloſſen werden“. Eigentlich ſollte der Verfaſſer allein ſchon aus E. Maſchkes von 
ihm doch vielfach verwertetem Buch „Der Deutſche Ordensſtaat“ (1935) die Aber— 
zeugung gewonnen haben, daß die ja wirklich nicht nur für die Zunft beſtimmten Werke 
der Hiſtoriker über den Deutſchen Orden aus den Quellen erarbeitet und mit Quellen: 
zitaten geſpeiſt ſind; er könnte auch wiſſen, daß gerade die Ordensſtatuten, auf die 
es ihm beſonders ankommt, von der Geſchichtsforſchung ſeit E. Hennig (1806) nach 
allen Seiten hin unterſucht und in nahezu allen einſchlägigen Geſamtdarſtellungen der 
Hiſtoriker gebührend berückſichtigt worden ſind. Freilich fehlt eine beſondere Ausgabe 
der Statuten in der Gegenwartsſprache. Aber würde eine ſolche trotz dem modernen 
Sprachgewande den fernen Geiſt und die dem heutigen Menſchen weithin fremde Hal— 
tung, die aus dem Original ſprechen, dem Volksgenoſſen wirklich verſtändlich machen 
oder dem Volke tatſächlich gar das urſprüngliche Bild des Ordens aufhellen können? 
Aberdies wird man bei aller Anerkennung des unwägbar großen, richtungweiſenden 
Wertes der Statuten doch nicht überſehen dürfen, daß gerade fie aus einer einmaligen, 
ganz beſonderen geſchichtlichen Situation, aus dem Erlebnis und den Bedürfniſſen 
einer Generation erwachſen und nur für dieſe Generation der Schöpfer voll und ganz 
gültig und im ſtrengſten Sinne verbindlich geweſen ſind. 

Aber ſehen wir, wie Brink nun das vorgebliche Verſäumnis der Hiſtoriker gut— 
macht! Auf wenig mehr als fünf Seiten (S. 57—62) verſucht er einleitend über die 
Geſchichte, den Aufbau und Arſprung der Statuten zu unterrichten. In keinem Punkte 
ſtößt er auch nur um einen Schritt über das bisher Bekannte, aber gewiß ſchon beſſer, 
vollſtändiger und eindringlicher Dargelegte vor. Was insbeſondere über die jo wich— 
tige innere Geneſis, die Grundlagen und Vorbilder der Deutſchherrenregel geſagt 
wird, iſt recht enttäuſchend; der Anterſchied zu den Satzungen der anderen geiſtlichen 
Ritterorden, das Eigentümliche und Neuartige der Statuten des Deutſchen Ordens 
wird kaum geſtreift. And in manchem enttäuſchen muß leider auch die dann (S. 63-109) 
folgende Wiedergabe der Statuten. Auf M. Perlbach „Die Statuten des Deut— 
ſchen Ordens“ (1890) fußend, überſetzt der Verfaſſer lediglich die eigentliche Regel 
nebſt Prolog, Aufnahmeritual und Schluß vollſtändig, beſchränkt ſich aber bei den 
Geſetzen und den ſo aufſchlußreichen Gewohnheiten auf eine ganz ſubjektive, recht 
„knappe Auswahl“. Angefügt ſind ein größerer Auszug (S. 110—121) aus Bernhards 
von Clairvaux „Lob der neuen Ritterſchaft“, auf deſſen Bedeutung für die Idee der 
geiſtlichen Ritterorden ſchon mehrfach, zuletzt beſonders nachdrücklich von E. Maſchke 
hingewieſen worden iſt, vier kurze Stellen von Nikolaus' von Jeroſchin „Kronike“ 
(nach den „Scriptores Rerum Prussicarum“) ſowie in freier Aberſetzung (nach frühen 
Arkunden) je eine den Orden lobende und anfeuernde Außerung der Päpſte Hono- 
rius III, Gregor IX. und Kaiſer Friedrichs II. Der Kommentar beſteht in Quellen 
angaben, Verweiſen auf die jeweiligen bibliſchen Vorlagen und einigen ganz wenigen 
ſachlichen Anmerkungen. Glaubt Brink wirklich, daß etwa ein Satz wie: „Dieſe Ritter- 
ſchaft, die ſchon vorgebildet iſt in der Ritterſchaft des Himmels und der Erde, iſt 
die einzige, die an Stelle Chriſti die Schmach des Kreuzes leiden ſoll . . . uſw.“ heute 
noch verſtändlich iſt und ohne (übrigens die Myſtik der Zeit einbeziehende) tiefgrün⸗ 
dige Erläuterung dem Durchſchnittsleſer auch nur das Geringſte über Geiſt und 
Geſicht des Deutſchen Ordens beſagt? Meint er wirklich, mit feiner auszugsweiſen 
kaum die nötigſten Erläuterungen enthaltenden Wiedergabe der Statuten — die nach 
der ſprachlichen Seite ohne Zweifel als gelungen und verdienſtlich gelten darf — und 
mit den wenigen ſonſtigen Quellenübertragungen dem Volke das wahre und ganze 
Bild des Ordens erſchloſſen oder auch nur näher gebracht zu haben? Anſere Antwort 
kann nur negativ ausfallen. 

Daß es mit dieſer „Quellenerſchließung“ allein doch nicht j ; 
Verfaſſer auch offenbar ſelbſt. Sonſt hätte er mit feinem 2 d 
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Vorſatz, nur den Orden ſelbſt ſprechen zu laſſen, wirklich Ernſt gemacht und nicht noch 
eine verhältnismäßig ſehr umfängliche (S. 15—56) Einführung in „Leben und Geiſt“ 
ſowie Geſchichte des Deutſchen Ritterordens vorangeſetzt. 

Entgegen unſerer berechtigten Erwartung weiſt nun aber das Kapitel über „Leben 
und Geiſt“ des Ordens (S. 15—21) nur verſchwindend geringe Beziehungen zum 
Quellenteil auf. Es iſt weſentlich eine in Aphorismen gehaltene Betrachtung über 
Mönchtum und Rittertum, über die Vereinigung beider Elemente im Deutſchen Orden 
und die jo entſtehende Spannung und „ſchöpferiſche Polarität“ innerhalb des Ordens. 
Brink bemüht ſich ehrlich um das Weſen der „bisher höchſten Ausprägungen des 
Menſchen, des Heiligen in der Form des Mönches und des Helden in der Form des 
Ritters“ (S. 18) und um die Darlegung der merkwürdig engen Bindung, welche dieſe 
zwei Formen im Deutſchen Ritterorden eingegangen ſind. Der Verfaſſer erblickt in die⸗ 
fer Verſchmelzung weder etwas im Grunde Annatürliches, notwendig zur Auflöfung 
Führendes noch, aus „formaliſtiſcher Sicht“ geſprochen, eine „höhere Syntheſis“, viel⸗ 
mehr „hatte der Orden die Weite, die beiden fruchtbarſten Kräfte in ſich zu vereinigen 
zum Dienſt am Ganzen“ (S. 21). Wie Brink Definitionen des Ritters und des Mönchs 
als „nicht faſſend“ ablehnt (S. 16), ſo erſcheint ihm allerdings die im Orden realiſierte 
Vereinigung beider auch als „eine Verbindung, die als eine lebendige dem „Begreifen“ 
Grenzen ſetzen muß“ (S. 20). Dafür werden Anſätze gemacht, „auf dem Amweg über 
das Bild“ und Symbol „die leeren Begriffe zu füllen“ und ſo in „ehrfürchtiger Ver— 
tiefung“ den Geiſt des Ordens zu beſchwören. Die in gehobener, nicht ſelten zum 
Aberſchwenglichen neigender Sprache gemachten Ausführungen enthalten manches 
ſchöne und nachdenkliche Wort, ſind von tiefer Religioſität erfüllt und bezeugen ſichtbar 
die Ergriffenheit des Verfaſſers von ſeinem Gegenſtand. Aber im Grunde handelt es 
ſich um — Glaubensſätze, über die ſich hier nicht rechten läßt. Nur ſoviel iſt zu ſagen: 
Die gewünſchte Klarheit, die der Verfaſſer ſubjektiv erlangt haben mag und nun dem 
Volke zu vermitteln wünſcht, bringen ſeine Darlegungen ſelbſt dem unterrichteten 
Leſer nicht, weiteren Kreiſen aber werden ſie vermutlich noch weniger beſagen als die 
Quellenübertragungen. Abzulehnen iſt die unverkennbar einſeitige Sicht des Deutſchen 
Ritterordens vom Mönchiſchen her. Wir halten dagegen G. Kunzes dem gleichen 
Anliegen geltende Arbeit „Glaube und Politik. Zur Idee des Deutſchen Ordens“ 
(1938) und bedauern, daß fie Brink unbekannt geblieben iſt. Wieviel klarer, geſchloſ— 
ſener, in ſeiner Eindringlichkeit und Schlichtheit der Sprache ſelbſt dem Fernſtehenden 
verſtändlicher iſt Kunzes ſicher nicht unkompliziertes noch über jeden Einwand er- 
habenes Buch doch zu nennen! 

Faſt noch ſchwerer wiegende Bedenken erheben ſich endlich gegen den „Abriß der 
Ordensgeſchichte“ (S. 22—56), den der Verfaſſer doch für nötig erachtet, „um ein Bild 
des Ordens in feiner Ganzheit zu gewinnen“ (S. 13). Man vermißt die wirklich in- 
timſte Vertrautheit mit dem Gegenſtande und das Höchſtmaß an Kenntniſſen, wie ſie 
für die Geſtaltung eines faſt überreichen, ſchwierigen Materials auf knappem Raume 
nun einmal unerläßliche Vorausſetzung ſind. Man vermißt aber auch ſchmerzlich die 
gerade hier erforderliche Diſzipliniertheit und bewußte Beſchränkung in der Frage— 
ſtellung und Zielſetzung. Zur Veranſchaulichung ſeien ein paar Proben geboten: In 
dem an ſich löblichen Beſtreben, zu den Wurzeln des Ordens zu gelangen, rollt Brink 
ſogar die Frage auf, „was unter dieſem Leben des Mittelalters zu verſtehen iſt“ 
(S. 25), — eine Frage, die ſchlechterdings nicht mit ein paar geiſtvollen Zitaten von 
Bernhard von Clairvaux bis Cavour und einigen lapidaren Randbemerkungen zu be— 
antworten iſt; am Schluß (S. 27) bleibt es ſogar offen, ob der Orden nun aus dem 
„damals noch nicht problematiſchen Leben des Mittelalters“ erwachſen iſt oder nicht 
doch ſchon „aus dem ſterbenden Reich und der in ihrer damaligen, zeitlichen Geſtalt 
ſterbenden Kirche das Erbe empfing und es zu einer letzten Größe führte, deren Ende 
notwendig eine Tragödie ſein mußte“. Zur Kennzeichnung der Frühgeſchichte im Oſt— 
raum wird die in dieſer Form mindeſtens merkwürdige Behauptung aufgeſtellt: „Die 
Zerſtörung des großen thüringiſchen Reiches.. im 7. Jahrhundert durch die Sachſen 
ſchuf einen offenen Raum, in den die Slawen nachdrängen konnten“ (S. 27). JIſoliert 
und wie ein Fremdkörper wirken die ſehr dürftigen Angaben über Polens Werden 
(S. 28), und von dem Schickſal Altpreußens, des eigentlichen Ordenslandes, vor dem Er⸗ 
ſcheinen der Kreuzherren wird nur das Auftreten des Biſchofs Chriſtian erwähnt (S. 29). 
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Der Abſchnitt über Hermann von Salza iſt zwar mit beſonders liebevoller Sorgfalt 
geſchrieben, aber weſentlich hinter der Quinteſſenz von E. Caſpars vorzüglicher Ab⸗ 
handlung („Hermann von Salza und die Gründung des Deutſchordensſtaates“, 1924) 
zurückgeblieben. Eher noch unklarer wird die ohnehin von tragiſcher Problematik um⸗ 
witterte Erſcheinung Heinrichs von Plauen in Brinks Darſtellungsverſuch (S. 43 ff.). 
Die Grundzüge der Geſchichte des preußiſchen Deutſchordensſtaates ſelbſt ſind weder 
mit der nötigen markanten Schärfe noch gar irrtumslos herausgearbeitet. Was bei⸗ 
ſpielsweiſe über den Konflikt zwiſchen Orden und Ständen geſagt wird, läßt erkennen, 
daß dem Verfaſſer nicht nur Arſprung und Ablauf, ſondern auch die wirkliche Bedeu— 
tung dieſes ebenſo dramatiſchen wie entſcheidenden Vorgangs nicht klar geworden. 
find. Die für Hermann von Salzas Hochmeiſterzeit angegebenen Zahlen: 1109 —1139 
(S. 30) ſind ſelbſt als Druckfehler ſchwer verzeihlich. Daß Friedrich II. Hermann ſeit 
1237 (S. 53) „mehr und mehr fallen ließ“, iſt nicht richtig und vermutlich eine Ver⸗ 
wechſlung mit der ablehnenden Haltung, die das Generalkapitel zu Marburg um die 
gleiche Zeit (1237) gegen den Hochmeiſter einnahm. In ſeiner höchſt „elliptiſchen“, 
ſchiefen Formulierung gibt der Satz: „Die Erhebung Lübecks zur reichsfreien Stadt 
(1226) ſicherte dem Orden die Freundſchaft der Hanſe“ (S. 37) geradezu Rätſel auf. 
Wußte Hermann von Salza tatſächlich, „daß der Ordens ſtaat notwendig zum Kon— 
flikt mit Pommern (!) und Polen führen mußte?“ (S. 37). Aber genug! Die Unzu- 
länglichkeit dieſes geſchichtlichen Aberblicks wird auch nicht wettgemacht durch die 
teils aphoriſtiſche, mit Ausſprüchen von Berdiadjew, Kierkegaard, Eichendorff uſw. 
gewürzte, teils in einer allzu ſachlichen, abgehackten und harten Aufzählung von Daten 
ſich gefallende Schreibart Brinks. Stärker noch und trübender als ſonſt ſchon gele— 
gentlich tritt gerade hier in der Bewertung von Menſchen und Ereigniſſen, in der Ver— 
teilung von Licht und Schatten des Verfaſſers enge Bindung an den ſtreng katholiſchen 
Standpunkt hervor. 

Brinks Buch erhebt den Anſpruch, unſerem Volke über die unvergleichliche Erſchei— 
nung des Deutſchen Ordens Neues und Bleibendes zu geben und gewiſſermaßen das 
endlich nachzuholen, was die zwar emſige, aber letztlich doch im eigenen gelehrten 
Betrieb ſteckengebliebene „Hiſtorie“ und das ihr oder den jeweils herrſchenden Zeit— 
ſtrömungen mehr oder minder hörige Schrifttum bisher unterlaſſen haben. Darum er— 
ſchien uns ſeine ausführliche, ſchonungsloſe Beſprechung geboten. 

Danzig. : Alrich Wendland. 


Imendörffer, Nora, Johann Georg Hamann und feine Bücherei. Königs- 
berg und Berlin: Oſteuropa⸗Verlag 1938. (Schriften der Albertus ⸗Aniverſität, 
Geiſteswiſſenſchaftliche Reihe, Band 20) 174 S. 


Johann Georg Hamann hat die Sprache die Mutter der Vernunft und Offenbarung 
genannt. Aus dem gedruckten Wort hat er für Leben und Anſchauungen Halt und Rich⸗ 
tung empfangen. Die formale Verflochtenheit ſeines Schreibens mit ſeinen literariſchen 
Quellen bezeugte Goethe, als er über Hamann ſchrieb, daß mit anderen Merk— 
malen die gleichſam „andringenden Sprüche der heiligen und Profanſkribenten“ die 
„wunderbare Geſamtheit ſeines Stils“ bildeten. Schulmeiſter Goedeke hat die Be— 
ziehung dieſes Autors zu den von ihm benutzten Büchern ſogar in die einmalige Zenſur 
gefaßt: „er las ungeordnet alles, was er fand, dabei kamen ihm allerlei gute 
Gedanken“. N 

Eine Anterſuchung über Hamanns eigenen Bücherbeſitz gehört demnach von vorn— 
herein in einen Kreis von Fragen, die ſeine Sprachtheorie, ſeine Auffaſſungen über 
ſeine eigene „Autorſchaft“, ſeine Beleſenheit, ſeine Stellung zum Leſen überhaupt be⸗ 
treffen. Vor allem müßte zuvor geklärt werden, welche Stellung die eigene Bibliothek 
neben anderen Quellen ſeiner Beleſenheit einnimmt. Durch die in den, Schriften der 
Königsberger Gelehrten Geſellſchaft, Geiſteswiſſenſchaftliche Klaſſe, 1930 H. 6“ ver⸗ 
öffentlichten Mitteilungen Joſef Nadlers über die Vorbereitungen zur Hamann⸗ 
Ausgabe ſind wir ſehr gut über die bibliothekariſchen Quellen unterrichtet, aus denen 
Hamann ſchöpfte. Danach hat der Magus in Königsberg nachweislich ſämtliche 
öffentlichen und die meiſten Privatbibliotheken in Anſpruch genommen. Allerdings 
hatte ſchon Ludwig von Baczko in ſeinem „Verſuch einer Geſchichte und Beſchrei— 
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bung der Stadt Königsberg, 1787-1790”, Hamanns Bibliothek als eine der bedeutend⸗ 
ſten Königsberger Privatbibliotheken gewürdigt (S. 459). Er hatte ihren Reichtum 
an Büchern über „Philologie und Critik“, an lateiniſchen und griechiſchen Autoren 
„nach den ſchönſten Ausgaben“ gerühmt. Bewundernd erwähnte der Zeitgenoſſe ferner 
den Beſitz „herrlicher Originalausgaben“ der „Engländer Shakeſpeare, Pope, Milton, 
Oſſian“, die Sammlungen der „vorzüglichſten Schriftſteller Italiens und Frankreichs 
und die ausgeſuchteſten Werke aus dem Fache der Philoſophie und der ſchönen Wij- 
ſenſchaften“. Ein ausgezeichnetes Hilfsmittel zum Kennenlernen des ſpäter zerſtreuten 
Hamannſchen Bücherbeſitzes, wenigſtens zu einem gewiſſen Zeitpunkt, entdeckte Nadler 
in der Königsberger Stadtbibliothek in dem Katalog, in dem H. ſelbſt im Jahre 1776 
ſeine Bücher zuſammen mit denen ſeines verſtorbenen Freundes Lindner verzeichnete. 

Nora Imendörffer ſetzte ſich die Aufgabe, unter Heranziehung des Briefwechſels 
und der Werke, des Kataloges von 1776 und der Akten der Staats- und Aniverſitäts⸗ 
bibliothek zu Königsberg, in die ein Teil der Bücher ſpäter gelangte, ein Verzeichnis 
aller Hamann zu irgendeiner Zeit einmal gehörigen Bücher aufzuſtellen. Vor dieſer, 
den zweiten Hauptteil der Arbeit bildenden Liſte wird über den Leſer Hamann, die 
Geſchichte, Außeres und „Struktur der Bücherei“ geſprochen. Zur Aufſtellung des 
„Verzeichniſſes von J. G. Hamanns Bücherei“ mußte in dem Katalog 
von 1776 durch Kombinationen Hamanns Bücherbeſitz von dem Lindners getrennt 
werden, weil die beiden Bibliotheken von Hamann ungeſchieden verzeichnet wurden. 
Dieſe Bemühungen und die ſehr oft notwendigen bibliographiſchen Ergänzungen der 
Titel verdienen als philologiſche Kleinarbeit vollſte Anerkennung. Das Geſamt— 
verzeichnis des rekonſtruierten Hamannſchen Bücher beſitzes, 
wie man die Liſte am beſten bezeichnet, wurde von der Verfaſſerin in eine nach den 
„Hauptgegenſtänden von Hamanns Denken und Aufnehmen“ geordnete Gliederung 
gebracht. 

Zur Charakteriſierung ihrer Rekonſtruktion möge die Verfaſſerin ſelbſt zu Worte 
kommen: „Den Stand von 1776 haben wir ganz, und die Lücken nehmen demzufolge 
nach den beiden Endpunkten des Zeitabſchnittes von ca. 1750 bis 1788 hin zu.“ — 
„Ausgeſiebt wurde einmal 1767.“ — 

Dieſe, doch ein wenig imaginäre „Bücherei“ Hamanns wird in den auswertenden 
Kapiteln in mannigfache Beziehung zu dem Beſitzer zu ſetzen verſucht. Die Verfaſſerin 
reiht auch hier eine einſchränkende Feſtſtellung an die andere: Hamann war oft „mehr 
am Haben als am Gebrauchen gelegen“, er tätigte „Gelegenheitskäufe, daß kaum mehr 
etwas von einem Ausleſegrundſatz bleibt“. — „Für einige ſolche Bücher iſt der 
Zweifel berechtigt, ob die Tatſache des Eigentums ſchon folgern läßt, daß Hamann ſie 
gekannt hat.“ Am ſo erſtaunlicher iſt es, daß in weſentlichen Abſchnitten der Arbeit 
dennoch angenommen wird, eine Privatbibliothek ſei ohne weiteres ein geiſtiger, 
mit dem Beſitzer auf geheimnisvolle Weiſe gleichgeſchalteter Organismus. Die Ver: 
faſſerin hat es leider nicht verſchmäht, aus einem ſchemenhaften „Geſamtcharakter der 
Bücherei“ Hamanns einen „Spiegel feiner Weſenheit“ zu machen und die weiteſt ⸗ 
gehenden Rückſchlüſſe auf feine Perſönlichkeit und ſein Denken zu ziehen. Daß ein 
Rezenſent der Arbeit „im Beſitz die Tatſache belegt fand, daß Hamann vor allem an— 
deren Chriſt war“, muß auf methodiſche Verzerrungen durch die Arbeit zurückgeführt 
werden. Es bedarf kaum der Erläuterung, daß niemand, wenn er es nicht aus authen- 
tiſchen Quellen gewußt hätte, dieſe Tatſache aus dem Vorhandenſein dicker Bibeln 
und Kommentare in Hamanns Bibliothek, einem von Aberlieferung geformten ge— 
lehrten Apparat vom Ende des 18. Jahrhunderts, allein hätte ſchließen dürfen! Schrieb 
die Verfaſſerin auf Grund des, wohlgemerkt, eigenen, angeſchafften Beſitzes, „von 
ſeinem Abſtand von der literariſchen Entwicklung dieſer Jahrzehnte“, ſo wurde in der 
Beſprechung daraus: „Abſtand von der dichteriſchen Entwicklung feiner Zeit.“ Ahnliches 
behaupten beide nach einer angeblich geringen Anzahl einſchlägiger Werke von ſeinem 
Verhältnis zu Pietismus und Myſtik. Es wird keineswegs klar genug in der Arbeit 
geſagt, daß ſich dieſe behaupteten Abſtände nur auf die Geſtaltung der Bibliothek, auf 
Hamanns Anſchaffung praxis beziehen können, nicht aber zugleich auf Hamanns 
Tätigkeit und Anſchauungen. 

Die Verfaſſerin hat mit Recht an den Anfang ihres Buches das Kapitel: „Der 
Leſer Hamann“ geſtellt. Sprach ſich darin doch das Gefühl dafür aus, daß der 
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Nachweis der von Hamann beſeſſenen Bücher nur die eine Seite dieſes Verſuchs über 
Hamanns literariſche Quellen darſtellt. Zielen dieſe Bemühungen doch alle auf ein 
Erfaſſen des geheimnisvollen Vorgangs der geiſtigen Aneignung und Amwandlung, 
des Leſens bei Hamann hin! Die Rekonſtruktion des Bücherbeſitzes ſelbſt — wenn 
ſo etwas möglich wäre, des ganzen von Hamann geleſenen Schrifttums iſt ja nicht 
mehr als die anatomiſche Beſchreibung der einen Hälfte des Befruchtungsvorgangs 
ſchöpferiſchen Leſens. Daß wir dieſen lebendigen Vorgang ſelbſt gar nicht beſchreiben 
können, relativiert das philologiſche Hilfsverfahren der Bibliotheksanalyſe in hohem 
Maße. N 


Die Verfaſſerin konnte verſchiedene Außerungen Hamanns über ſein eigenes Leſen, 
die aber zugleich allgemeine Bedeutung haben, verwerten. Sehr ſchön ſah ſie die wahre 
Leſewut des Magus als einen Ausdruck ſtammesmäßiger Entwicklungen im deutſchen 
Oſten: „Nachdem Altpreußen jahrhundertelang vom Reich aufgenommen hatte, ver- 
dichtete ſich dieſe Aufnahme in Hamann noch einmal zur größten Intenſität. Aber 
in ihm ſetzt gleichzeitig die rückläufige Bewegung ein: das Ausſtrömen eigenen Weſens 
in den Weſten.“ 


Auch auf den Einſchnitt wird hingewieſen, den das tiefgreifende religiöſe Erlebnis 
in London für Hamanns Einſtellung zur Welt des Gedrudten bedeutet. Hatte er vor 
ſeiner Bekehrung „Bücher als die einzige Stütze und Zierde des menſchlichen Schick— 
ſals“ angeſehen, ſo „vergaß er danach alle ſeine Bücher und ſchämte er ſich, ſelbige 
gegen das Buch Gottes jemals verglichen zu haben“. (Gedanken über meinen Lebens⸗ 
lauf. 1758.) Dieſe „Literatur“ -Betrachtung erinnert ſchon an die Verteidigung des 
Wortes der Bibel durch ſeinen weſtpreußiſchen Nachfahren Bogumil Goltz. Zur Deu— 
tung des bei Hamann dauernd beſtehenden Spannungsverhältniſſes zwiſchen geoffen⸗ 
bartem Wort Gottes in der Sprache und Weltwiſſen im Buch, das die Verfaſſerin 
nachtaſtend beſchreibt, fügen wir noch Nadlers gegen Kant abſetzende Formulierung 
hinzu: „Denn wenn in einem höheren Sinne die Welt ſich und den, der durch ſie redet, 
offenbart, ſo iſt das Vermögen Sprache zu hören und zu leſen Schlüſſel und ABC 
der Erkenntnis.“ (Nadler: Hamann, Kant, Goethe. 1931. S. 44.) 


Dieſer nicht zu überbietenden Hochſchätzung des Leſens ſtehen bei Hamann aber 
nun in Wort und Tat Außerungen gegenüber, die auf eine völlig entgegengeſetzte Ein⸗ 
ſtellung ſchließen laſſen. Beides muß zuſammen geſehen werden. Denn wenn auch ge— 
tagt wurde, daß der Befruchtungsvorgang des ſchöpferiſchen Leſens notwendig im 
Dunkeln bleiben muß, jo find doch gewiß alle dieſe Außerungen Reflexe dieſes leben- 
digen Aktes, der das Kernproblem aller bibliotheks⸗ und buchkundlichen Bemühungen 
um Hamann ſein muß. Leider hat ſich die Verfaſſerin Hamanns Worte über die 
Kunſt des Leſens aus „Schriftſteller und Kunſtrichter“ entgehen laſſen: „Doch 
weil unſere Kunſtrichter keine Zeit übrig behalten, ſelbſt zu lernen, ſo haben ſie es 
alle in der Schreibart hoch gebracht. Schreiben und lehren können ſie alle, dieſer eine 
gelehrte Fauſt, jener eine Kaufmannshand; aber leſen höchſtens wie die ſpaniſchen 
Bettler.“ Schließlich hat der Magus auch geſagt: „Mein Leſen iſt mehr Betäubung 
als Kultur, es erbaut mehr den Sitz des Abels, als daß es ſelbigen zerſtört.“ Danach 
können wir nicht mehr mit der Verfaſſerin der Meinung ſein, daß die Wendung in 
„Leſer und Kunſtrichter“ von „Bibliothek und Kabinett, die auch verdienen geleſen, 
aber noch mehr verbrannt zu werden“, wegen der Gefahr kompilatoriſcher Viel- und 
Abſcheiberei gefallen ſei. Von ſolchen Außerungen aus fällt auch mehr Licht auf das 
heroiſche Motto im Titel zum Katalog von 1776, ohne Bücher leben zu wollen, und 
überhaupt auf die zeitweilige, nicht allein aus der augenblicklichen Notlage erklärliche, 
radikale Entäußerungsabſicht, der wir das Material zur vorliegenden Studie ver⸗ 
danken. Das war mehr als eine „asketiſche Laune“ (Nadler), ſondern hatte einen auf 
das konkrete Problem des Leſens bezogenen Sinn. Wir dürfen annehmen, daß Ha- 
mann, eines der größten Leſewunder und -genies unter den Deutſchen, zugleich tiefe 
Einſichten in die Gefahren des „betäubenden“, vom Leben abziehenden, Tat und 
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Glauben des Menſchen ſchwächenden Leſens genommen hat. Aber, noch einmal ſei es 
geſagt, um wieviel undurchſichtiger, unergründlicher als dieſe Meinung vom Leſen iſt 
der Prozeß ſelbſt, in dem ſich Hamanns eigene oder geliehene Bücher in die Hiero- 
glyphenſprache ſeiner ſibylliniſchen Schriften umſetzten. 

Die fleißige und gründliche Arbeit enthält wertvolle Mitteilungen zur Hamann⸗ 
Forſchung und zur Geſchichte des Königsberger Bibliotheksweſens. Sie zeigt aber 
auch deutlich die Grenzen und Gefahren der Methode, mit Hilfe bibliotheksgeſchicht⸗ 
licher Ermittlungen das Werden geiſtiger Perſönlichkeiten und Wirkungen erhellen 
zu wollen. N 


Danzig. Göttſch ing. 


